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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich heiße Sie herz-
lich willkommen zu unserer heutigen zwölften Sit-
zung des Landtags Nordrhein-Westfalen. Mein 
Gruß gilt auch unseren Gästen auf der Zuschau-
ertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich sieben Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich Sie 
darauf hinweisen, dass sich die Fraktionen auf 
folgende Änderungen der Tagesordnung für 
den heutigen 9. November 2005 gemäß § 19 
Abs. 2 Geschäftsordnung verständigt haben. 

Erstens. Als neuer Tagesordnungspunkt 7 wird 
der Antrag der Fraktion der CDU, der Fraktion der 
SPD und der Fraktion der FDP Drucksache 
14/610 mit der Überschrift „Für eine praktikable 
neue EU-Chemikalienpolitik – Interessen von Be-
schäftigten, Verbrauchern, Umwelt und Unter-
nehmern wahren“ beraten. Es wurde eine Rede-
zeit nach Block I, also jeweils fünf Minuten pro 
Fraktion und Landesregierung, sowie eine direkte 
Abstimmung über diesen Antrag vereinbart. 

Zweitens. Die bisherigen Tagesordnungspunkte 7 
bis 15 werden entsprechend der Tagesordnung 
zu 8 bis 16. 

Drittens. Außerdem hat die antragstellende Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen darum gebeten, ent-
gegen dem Ausdruck in der Tagesordnung den 
neuen Tagesordnungspunkt 9 „Klimaschutz“ heu-
te nicht zu debattieren, sondern nach § 79 Abs. 2 
Buchstabe b Geschäftsordnung an die Ausschüs-
se zu überweisen und die Debatte anschließend 
nach Vorlage der Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses zu führen. 

Gibt es dazu Wortmeldungen? – Das ist nicht der 
Fall. Ich sehe auch keinen Widerspruch. Dann 
werden wir so verfahren. 

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen 
Tagesordnung ein. 

Ich rufe auf: 

 

 

 

 

1 Aktuelle Stunde 

Thema: NRW im PISA-Bundesländerver-
gleich weiter abgerutscht – Neu-
start in der Bildungspolitik unver-
zichtbar  

Antrag 
der Fraktion der CDU 
gemäß § 90 Abs. 2 GeschO 

Die Fraktion der CDU hat mit Schreiben vom 
7. November 2005 zu dem genannten aktuellen 
Thema der Landespolitik eine Aussprache bean-
tragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktion 
Herrn Abgeordneten Recker das Wort. Bitte 
schön. 

Bernhard Recker (CDU): Guten Morgen, meine 
Damen und Herren! Guten Morgen, Präsidium! 
„Ein Jahr Lernrückstand in Nordrhein-Westfalen“, 
„Sitzenbleiber NRW“, „Hauptschule bleibt Sorgen-
kind in Nordrhein-Westfalen“, „Bildungschancen 
sind eine Geldfrage“, so oder so ähnlich lauten die 
Überschriften in den Tageszeitungen über die 
verheerenden Ergebnisse für unser Land im Hin-
blick auf Pisa. Besonders schockiert mich, dass 
Sie von Rot-Grün trotz großer Ankündigungen seit 
den letzten Pisa-Ergebnissen nichts, aber auch 
gar nichts dazugelernt haben. Denn wie ist es 
sonst möglich, dass wieder andere Bundesländer 
an uns vorbeigezogen sind. Andere Länder haben 
gezeigt, man kann sich auch innerhalb von nur 
drei Jahren verbessern.  

Sie von Rot-Grün haben viel geredet, viel ver-
sprochen, aber leider wenig umgesetzt. Ein Bei-
spiel: Erinnern Sie sich noch, Frau Schäfer, Frau 
Löhrmann oder Herr Moron, Sie haben den Men-
schen im Wahlkampf erzählt, dass durch Pflicht-
stundenerhöhung und Einstellung von 4.100 
Lehrpersonen ein guter Beitrag zur Beseitigung 
des Unterrichtsausfalls stattgefunden hat? 

Was sagt die aktuelle Stichprobe im Jahr 2005 
aus? – Die Besetzungssituation an den Schulen 
hat sich im Vergleich zur Erhebung im Jahr 2003 
sogar noch verschlechtert. Anspruch und Wirk-
lichkeit sind bei Ihnen zwei Welten.  

 

 

 



Landtag  09.11.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/12 
 

 

 

1000

Erlauben Sie mir zu der Bankrotterklärung zwei 
Vorbemerkungen: 

Die Schuld für dieses katastrophale Ergebnis liegt 
gewiss nicht bei den in den Schulen Tätigen. 
Denn unsere jungen Menschen sind mindestens 
genauso begabt und die Kollegien genauso enga-
giert wie in anderen Bundesländern. Es muss also 
Rahmenbedingungen geben, die Politik gewährt 
oder eben nicht gewährt hat.  

Ich will nur zwei Hauptgründe nennen: Begriffe 
wie Leistung, Disziplin, Erziehung waren jahrelang 
tabu. Erst nach dem Bekanntwerden erster Ver-
gleiche – national und international – waren Sie 
bereit, sich mit diesen Themen auseinander zu 
setzen. Wir alle wissen, die Rahmenbedingungen 
in unserem Land im Hinblick auf Unterrichtsvolu-
men waren wesentlich schlechter. 

5 Millionen Stunden Unterrichtsausfall sind für Schü-
lerinnen und Schüler nicht verkraftbar, 

(Beifall von CDU und FDP) 

besonders für die nicht, deren Eltern diese Defizi-
te nicht ausgleichen können. 

(Zuruf von der SPD: Falsch!) 

Ein zweiter Hinweis: Bei diesem Vergleich geht es 
nicht um irgendeinen Tabellenplatz, um irgendein 
Ranking als Selbstzweck. Traurige Tatsache ist 
doch, meine Damen und Herren, dass aufgrund 
dieser Situation – ein Jahr Lernrückstand zu ande-
ren Ländern – unsere jungen Menschen schlicht 
und einfach weniger Chancen haben im Wettbe-
werb mit jungen Menschen aus anderen Bundes-
ländern. Mit Ihrer Bildungspolitik haben Sie in un-
verantwortlicher Weise die Zukunftschancen jun-
ger Menschen in diesem Lande wesentlich ge-
mindert, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Besonders dramatisch ist die Tatsache, dass 
nach 39 Jahren SPD-Verantwortung in der Bil-
dungspolitik in keinem anderen Land die Bil-
dungschancen so von der sozialen Herkunft ab-
hängen wie in Nordrhein-Westfalen. Als Sozial-
demokrat würde ich mich dafür schämen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir als Fraktion und ich haben uns immer als Ziel 
gesetzt, dass es nicht vom Portemonnaie der El-
tern abhängen darf, ob junge Menschen eine Chan-
ce haben. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Deswegen füh-
ren Sie jetzt Studiengebühren ein?) 

Was sagt nun Pisa konkret? – Pisa bestätigt un-
sere Bildungspolitik in fast allen Bereichen. Ich will 
Ihnen das gerne an einigen Beispielen erläutern: 
Wir haben mehr Unterricht und einen Abbau des 
massiven Unterrichtsausfalls gefordert und auch 
umgesetzt, weil das gerade Kinder aus sogenann-
ten bildungsfernen Schichten nicht alleine aus-
gleichen können, meine Damen und Herren. 
1.000 Lehrer und 20 Millionen € für das Pro-
gramm „Geld statt Stellen“ bedeuten ein zusätzli-
ches Unterrichtsvolumen von jetzt schon ca. 
2 Millionen Stunden im Jahr. Wir werden diesen 
Weg weitergehen. 

Unser zweites wichtiges Ziel war und ist es, mehr 
Qualität in Schulen zu bringen. Ich nehme das 
Beispiel OGS: Wir haben immer gesagt, dass bei 
dem Projekt von Rot-Grün zwar das eine Ziel – 
mehr Vereinbarkeit von Familie und Beruf – über-
wiegend erreicht, aber absolut keine Antwort auf 
Pisa ist. Daher unsere Antwort: Wir haben die 
Lehrerkapazität von 10 auf 20 % ohne die Mög-
lichkeit der Kapitalisierung verdoppelt. 

Die Lösung des dritten Problems der mangelnden 
Sprachfähigkeit von immer mehr Kindern, übri-
gens nicht nur Kindern mit Migrationshintergrund, 
bringen wir auf den Weg, was wir durch Pisa mehr 
als eindeutig bestätigt sehen,. Nicht erst kurz vor 
der Einschulung, sondern bereits nach dem vier-
ten Lebensjahr wollen wir die Sprachfähigkeit ü-
berprüfen und bei erkennbaren Defiziten verbind-
liche Maßnahmen ergreifen. Wer bei der Einschu-
lung nicht der deutschen Sprache folgen kann, hat 
absolut keine Chance. Für diese Forderung – ich 
sage das vor allen Dingen für diejenigen, die neu 
im Parlament sind – wurden wir vor einigen Jah-
ren in diesem Raum noch als ausländerfeindlich 
bezeichnet. Nein, meine Damen und Herren, das 
frühzeitige Erlernen der deutschen Sprache ist die 
Grundvoraussetzung für eine schulische und letzt-
lich auch berufliche Perspektive. Daran müssen 
wir massiv arbeiten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

In einem weiteren Punkt wird unsere Politik durch 
die Pisa-Ergebnisse gestützt: Wo sind denn die 
durchs Sieb Gefallenen? – Doch überwiegend in 
der Hauptschule. Wenn die Hauptschule laut Pisa 
das Sorgenkind Nr. 1 in Nordrhein-Westfalen ist, 
so haben Sie von Rot-Grün erheblichen Anteil 
daran. Wer fast zehn Jahre, wie Sie von Rot-
Grün, dieser am meisten belasteten Schule ver-
weigert hat, eine Ganztagsbeschulung durchzu-
führen, der hat diese Situation sehenden Auges 
heraufbeschworen, meine Damen und Herren. 
Gerade diese Schule hat sonst keine Chance im 
Wettbewerb mit anderen Schulen. Insbesondere 
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von der Schülerklientel her hätte man diesen jun-
gen Menschen unter dem Aspekt „mehr Zeit für 
Kinder“ eine Chance geben müssen. 

Die Regierung, an der Spitze Frau Ministerin 
Sommer, hat hier endlich hervorragend gehandelt. 
Mit einem 30%-igen Zuschlag, davon 20 % für 
Lehrer, und 10 % für soziale Betreuung, erhält 
diese Schule endlich die Rahmenbedingungen, 
die sie immer schon verdient hat, meine Damen 
und Herren. Darauf sind wir stolz. 

(Beifall von der CDU) 

Ein letzter Punkt, der beispielhaft verdeutlicht, 
dass unsere Politik durch Pisa mehr als bestätigt 
wurde: Pisa zeigt auf, dass vielfach Kinder in ih-
rem Zuhause, in ihrer Familie nicht die notwendi-
gen Grundlagen mit auf den Weg bekommen, um 
darauf in der Schule aufbauen zu können. Viele 
Eltern sind schlicht und einfach überfordert. Nur 
hilft hier kein Lamentieren, sondern Handeln, in-
dem wir Angebote zur Unterstützung auf den Weg 
bringen. Wir wollen Projekte, Vereine, Schulen 
und Beratungsstellen in einer Kommune bei der 
Kinderbetreuung vernetzen. Mit den von uns ge-
planten Familienzentren setzen wir ein vehement 
wichtiges Signal. 

Meine Damen und Herren, ich könnte das an ei-
ner Fülle von weiteren Beispielen belegen, aber 
ich sage auch: Wir werden es nicht alleine schaf-
fen. Wir müssen und werden die Schulen mit-
nehmen, sie in die Freiheit entlassen, um dann 
eigenverantwortlich, kreativ und engagiert mit uns 
das große Ziel anzugehen, dass Schüler spüren: 
In der Schule geht es nicht um die Erfüllung ir-
gendeines Lehrplanes, sondern darum, das Le-
ben zu lernen, um selbstständig im Leben fertig 
zu werden, eigenverantwortlich zu handeln. An-
stelle von Herkunft, sollen Leistungsfähigkeit und 
Anstrengungsbereitschaft der Schüler den Lerner-
folg in Nordrhein-Westfalen bestimmen. 

Letztlich ist es gerade nach Pisa eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, optimale Lernvorausset-
zungen zu schaffen, um damit bessere Lebens-
perspektiven für die junge Generation zu errei-
chen. Nur durch eine bessere Bildungspolitik ver-
hindern wir die Perspektivlosigkeit junger Men-
schen und damit eventuell Flächenbrände, die 
dann vielleicht nicht mehr zu löschen sind, meine 
Damen und Herren. Jeder Euro sinnvoll in Bil-
dungspolitik investiert, bringt hochprozentige Zin-
sen. Jede Reparatur ist wesentlich teurer. Das ist 
auch die Lehre aus Pisa, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Recker. – Für die SPD-Fraktion hat nun Frau 
Schäfer das Wort. Bitte schön. 

(Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers: Frau 
Schäfer ist schon in Schwarz-Rot! – Ute 
Schäfer [SPD]: Rot-schwarz!) 

Ute Schäfer (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen! Liebe Kollegen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es stimmt: Wir haben in 
Nordrhein-Westfalen immer noch Probleme, was 
die Leistungen in unserem Schulsystem angeht. 

(Zuruf von der FDP: Das ist wahr!) 

Die Pisa-Studie legt offen, wo wir noch weiter 
handeln müssen. Die Länderstudie macht deut-
lich, wie Nordrhein-Westfalen im Vergleich zu an-
deren Bundesländern aufgestellt ist. Niemand hat 
diese Ergebnisse in der Vergangenheit schönge-
redet. 

(Zurufe von CDU und FDP: Nein! Niemand!) 

Niemand wird versuchen, es jetzt zu tun. 

(Zuruf von der CDU: Heißen Sie Niemand?) 

Ich glaube, dass im Plenum über unsere Ziele 
Klarheit und Übereinstimmung bestehen: Wir 
müssen die Leistungen in unserem Schulsystem 
in Nordrhein-Westfalen insgesamt verbessern. 
Wir müssen für mehr soziale Gerechtigkeit und 
Chancengerechtigkeit sorgen. Wir müssen bei der 
Förderung von Kindern aus Zuwandererfamilien 
besser werden. Wir müssen noch mehr Standards 
setzen und deren Einhaltung kontrollieren, um 
mehr Offenheit und Vergleichbarkeit zu erreichen. 
Die Wege dahin haben wir bereits angelegt. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Na! na! na!) 

Wenn es aber um die Wege geht, diese Ziele zu 
erreichen, meine Damen und Herren von den Ko-
alitionsfraktionen, machen Sie immer den glei-
chen Fehler: Sie benutzen die Pisa-Studie ledig-
lich als Steinbruch dafür, sich den einen oder an-
deren Brocken herauszubrechen,  

(O-Rufe von der FDP) 

um zu den Schlüssen zu kommen, die Sie immer 
schon vertreten haben. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dabei, Herr Recker, unterschlagen Sie bewusst, 
dass uns die Untersuchung der Pisa-Forscher 
nicht nur in Nordrhein-Westfalen Ergebnisse auf 
den Tisch gebracht hat, die allen Bildungspoliti-
kern – auch Ihnen – Einsichten abverlangen, die 
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sich nur ganz schwer in vorgefertigte Schablonen 
pressen lassen. 

Ich kann Ihnen nur empfehlen: Lassen Sie die 
Dinge einmal näher an sich heran und gehen Sie 
offen damit um. Wenn eine große Lehrerorganisa-
tion wie der VBE, der Ihnen wohl unbestritten nä-
her steht als uns, Konsequenzen aus der Pisa-
Studie ziehen will, die das glatte Gegenteil von 
dem bedeuten, was Sie verkünden, sollten Sie ins 
Grübeln kommen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Aber Sie sollten nicht glauben, dass Sie uns damit 
beeindrucken können. Warum, Frau Ministerin 
Sommer, markiert der Koalitionsvertrag für Sie die 
Grenzen des Denkens? Sind Sie nicht diejenige, 
die alles am Wohl des Kindes orientieren will? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist ihr Lieb-
lingsspruch!) 

„Wir wollen am gegenwärtig gegliederten Schul-
system festhalten, weil es begabungsgerecht ist,“ 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Eben!) 

das kann man im Koalitionsvertrag lesen. Daran 
orientieren Sie sich alle. Die Pisa-Studie kommt 
zu einem genau gegenteiligen Ergebnis. 

(Zuruf von der CDU: Nein!) 

Die CDU schreibt in ihrer Begründung für die Ak-
tuelle Stunde sogar, sie wolle das Bildungssystem 
an das der vermeintlichen Musterschüler in Bay-
ern angleichen. Dabei hat der aktuelle Länderver-
gleich zweierlei ergeben: Zum einen erbringen die 
Bayern fraglos sehr gute Leistungen. Zum ande-
ren steht allerdings auch fest, dass das bayeri-
sche Schulsystem in viel stärkerem Maße sozial 
selektiert als das nordrhein-westfälische. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir sind – zugegebenermaßen – auch noch nicht 
gut genug. Aber wir sollten in diesem Fall nicht 
nach Bayern, sondern in andere Länder schauen, 
in denen es besser funktioniert als bei uns. Wie 
gesagt: Bei den Zielen sind wir uns alle immer 
schnell einig. Das, was wir in Nordrhein-Westfalen 
bereits auf den Weg gebracht haben, wird meine 
Kollegin Frau Hendricks gleich im zweiten Rede-
beitrag erläutern. 

Ich möchte einen Blick auf die Neuorientierung 
werfen, die die Landesregierung durch die Frau 
Ministerin kürzlich auf einer Pressekonferenz vor-
gestellt hat. Dort wird ein Zehn-Punkte-Plan vor-
gelegt, der bis heute nirgendwo wieder aufge-
taucht ist; ich konnte ihn im Bildungsportal nicht 

finden. Sinngemäß ging es um die Reduzierung 
von Unterrichtsausfall, für die die Landesregie-
rung – das hat Herr Recker auch noch einmal ge-
sagt – 4.000 Lehrer einstellen will. Die ersten 
1.000 Lehrer sind da, werden aber für eine ge-
stiegene Zahl von Schülerinnen und Schülern ge-
braucht. 

Als weitere Punkte nennt die Ministerin die früh-
zeitige Förderung der Leistungsschwachen, die 
Stärkung der kognitiven Fähigkeiten und die vor-
schulische Förderung, jedoch ohne jede weitere 
inhaltliche Konkretisierung und ohne jegliches 
Konzept. Bei der vorschulischen Sprachförderung 
fällt auf, dass Minister Laschet immer betont, 
mehr Geld als bisher zu investieren. Im Nach-
tragshaushalt findet sich aber kein einziger Euro 
zusätzlich. Wir sind gespannt auf den Haushalt 
2006. Interessant wäre auch, einmal zu erfahren, 
wie diese beiden Ministerien die vorschulische 
Sprachförderung zukünftig koordinieren wollen. 
Auch davon hören wir nichts. Es herrscht nur Still-
schweigen. 

Mehr Geld für offene Ganztagsschulen und 
Hauptschulen ist ohne jede Frage sehr löblich. 
Das haben wir immer gesagt. 

(Minister Armin Laschet: Aber nicht ge-
macht!) 

Aber warum machen Sie im gleichen Atemzug die 
gesamte Landschaft der Kooperationspartner von 
Schulen nervös, die bisher so positiv mit den 
Grundschulen auf gleicher Augenhöhe zusam-
mengearbeitet haben? Eine einzige Sitzung mit 
dem Staatssekretär hat ausgereicht, um die Wohl-
fahrtsverbände komplett zu verunsichern. 

Das Vorziehen des Einschulungsalters haben Sie 
als eine weitere Maßnahme genannt, die bil-
dungspolitisch übrigens umstritten ist. Denn für 
den Schuleingang ist grundsätzlich eine andere 
Pädagogik notwendig. Die zusätzlichen Ressour-
cen sprechen Sie gar nicht erst an. 

Wir sind gespannt auf Ihre Vorstellungen, wie Sie 
die Lehrerstellen gerechter verteilen und die 
Nichtversetzungen und Abschulungen reduzieren 
wollen, wie Sie in der Pressekonferenz angekün-
digt haben. Zum zweiten Punkt wird es heute ja 
noch eine Aussprache geben, in der das Ministe-
rium vermutlich schon präziser antworten kann. 

Wir warten also erst einmal ab, was sich tatsäch-
lich hinter dem Zehn-Punkte-Plan der Landesre-
gierung verbirgt, den Christa Kloppenburg kürzlich 
so kommentierte: „eine lustlos vorgetragene Auf-
zählung aus bereits Bekanntem und nicht weiter 
Erläutertem“. – Danke schön. 
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(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
der FDP: Da haben Sie aber nur den letzten 
Satz zitiert!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Schäfer. – Als nächster Redner hat der Ab-
geordnete Witzel von der FDP-Fraktion das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nordrhein-West-
falen steht vor den Trümmern des in sich zusam-
mengefallenen Turms von Pisa. Von der Ruine ist 
nur noch der Keller übrig geblieben, in dem sich 
Nordrhein-Westfalen wieder einmal mit den letz-
ten Leistungsergebnissen befindet. 

(Zuruf von der SPD) 

Meine Damen und Herren von Rot-Grün, das ist 
Ihre Verantwortung. Sie machen es sich ja in den 
letzten Wochen sehr leicht, indem Sie sagen, 
dass nach dem Politikwechsel nach 39 Jahren 
über Nacht alle Arbeitslosen jetzt unsere Arbeits-
losen und alle Schlaglöcher aufgrund von nicht 
vorgenommenen Straßenausbaumaßnahmen un-
sere Schlaglöcher sind. Für die Ergebnisse, die 
wir hier vorgelegt bekommen haben, tragen je-
doch Sie die Verantwortung. Diese Zahlen sind zu 
einem Stichtag vor dem Politikwechsel erhoben 
worden. Für diese müssen Sie sich mit Ihrer Bil-
dungspolitik rechtfertigen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Diese rot-grüne Hinterlassenschaft in der Schul-
politik ist voll beladen mit Hypotheken. Der Wie-
deraufbau von Bildungsqualität ist und bleibt des-
halb die Herkulesaufgabe der neuen Landesregie-
rung, der neuen politischen Mehrheit in Nordrhein-
Westfalen. Wir werden alle notwendigen Refor-
men, die unser Bildungswesen wieder nach vorne 
bringen, beherzt in Angriff nehmen. 

Wie sieht die Lage nüchtern aus? – In den ge-
messenen Kompetenzfeldern Mathematik, Lesen 
und Naturwissenschaften liegt Nordrhein-Westfa-
len einmal mehr sowohl unter dem nationalen als 
auch unter dem internationalen Durchschnitt. 
Während sich andere Bundesländer im Vergleich 
zu der ersten Pisa-Erhebung teilweise erheblich 
verbessert haben und mittlerweile auch internati-
onal zur Spitzengruppe gehören, stagniert die 
Qualitätsentwicklung in Nordrhein-Westfalen.  

Besonders beschämend für Sie von Rot-Grün 
müsste ja sein: Unverändert bildet ein Viertel der 
Schüler von Nordrhein-Westfalen die potenzielle 
Risikogruppe. An der Anzahl der Personen, die 
mit Defiziten belastet sind, die Gefahr laufen, zu-

künftig bei ihrer persönlichen Lebensführung und 
ihrem Berufseinstieg mit großen Problemen zu 
kämpfen zu haben und dabei gegebenenfalls 
auch zu scheitern, hat sich nichts verbessert. 

Lange Zeit haben sich sozialdemokratische Re-
gierungen in Nordrhein-Westfalen in Sonntagsre-
den selbst gehuldigt, das soziale Gewissen dieser 
Republik zu sein. Heute wissen wir, wozu Ihr Ka-
puttsparen des öffentlichen Bildungssektors bei 
Pisa geführt hat.  

Es ist für uns als neue Mehrheit in Nordrhein-
Westfalen beschämend, in welchem Umfang die 
Zukunftschancen junger Menschen von der sozia-
len Herkunft abhängen, eben nicht von ihrer Leis-
tungsfähigkeit, nicht von ihrer Anstrengungsbe-
reitschaft, sondern von der sozialen Herkunft, die 
sich niemand in unserem Land selber ausgesucht 
hat. Deshalb ist unser Ansatz: Leistung statt Her-
kunft muss zukünftig den Bildungserfolg bestim-
men. 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Deshalb werden wir eine konsequente Reform 
des Bildungsbereichs in Nordrhein-Westfalen 
durchführen. Wir werden auf Wettbewerb setzen. 
Sie haben mit Ihrem Festhalten an den alten 
Strukturen von vorgestern und Ihrem eingemauer-
ten Denken und Glauben an Schulbezirksgrenzen 
dafür gesorgt, dass diejenigen, die in sozial prob-
lematischen Stadtteilen wohnen, nicht die Option 
haben, auch andere Wahlentscheidungen für sich 
treffen zu können. Sie haben den Schutzwall um 
die Villenviertel herum gebaut, in die Sie nieman-
den hereingelassen haben. Das wird sich ändern. 
Wir sorgen zukünftig für eine Wettbewerbsland-
schaft von Bildung. Dann muss sich jede Schule 
im Leistungswettbewerb messen lassen, für ihre 
Arbeit Rechenschaft ablegen und damit Verant-
wortung übernehmen für ihre eigene Generierung 
zukünftiger Schülerzahlen im Wettbewerb.  

Wir brauchen einen Neustart in der Bildungspolitik 
und werden ihn als FDP-Fraktion beherzt wagen. 
Der Verlust an Zukunftsperspektiven für die junge 
Generation wird von der neuen politischen Mehr-
heit in Nordrhein-Westfalen beendet. Derzeit ist 
ein nordrhein-westfälischer Schüler im Vergleich 
zu einem bayerischen Schüler in einem Lernrück-
stand von etwa einem Jahr. Weil aber die Intelli-
genz in Deutschland insgesamt gleich verteilt ist, 
muss es Ursachen geben, die in Nordrhein-
Westfalen, die im nordrhein-westfälischen Bil-
dungssystem begründet liegen, und deren Behe-
bung werden wir uns beherzt annehmen. 

Heute rächen sich die Ergebnisse jahrelanger rot-
grüner Kuschelpädagogik und des Leistungsab-
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baus. Es ist nämlich nicht sozial ungerecht, Leis-
tung einzufordern, wenn man Ressourcen zur 
Verfügung stellt, die zur Leistung befähigen. 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Sozial ungerecht ist es, wenn nicht die persönli-
che Anstrengungsbereitschaft und das Potenzial 
eines Schülers über seine Zukunftschancen ent-
scheiden, sondern die soziale Herkunft. Deshalb 
müssen wir endlich die Zukunftsfragen im Bil-
dungsbereich neu beantworten. Eine Lösung sind 
dabei ausdrücklich nicht ideologische Graben-
kämpfe von vorgestern.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Da sind Sie a-
ber tief drin!) 

Wir brauchen keine Einheitsschule und keine Zer-
schlagung vorhandener Strukturen, sondern wir 
brauchen die qualitätsorientierte Weiterentwick-
lung der Angebote, die wir in Nordrhein-Westfalen 
haben. Genau diesen Weg werden wir gehen. Wir 
werden nicht die Menschen in unserem Land ver-
unsichern, sondern mehr investieren, mehr Res-
sourcen zur Verfügung stellen, mehr Leistung ein-
fordern und zukünftig den Jugendlichen mehr Un-
terstützung, mehr individuelle Förderung geben, 
um die gesetzten Leistungsziele zu erreichen. 
Deshalb sagen wir: Anstelle eines unfruchtbaren 
Schulstreits müssen wir die Unterrichtsqualität 
und die Unterrichtsbedingungen zeitnah und 
nachhaltig verbessern. 

(Zurufe von der SPD: Wie?) 

Wir brauchen eine neue Lehrerausbildung – das 
ist ein Teil der Antwort auf die Frage nach dem 
Wie –, eine neue Methodik und Didaktik des Un-
terrichts, ein besseres Schulklima, das Lernmoti-
vation fördert, und wir müssen die notwendigen 
Ressourcen bereitstellen, damit individuelle För-
derung besser möglich wird. Wir sind jetzt, wenige 
Wochen nach dem Politikwechsel, noch nicht am 
Ende all unserer Träume, aber der Weg, die Rich-
tung und der Kurs, den wir eingeschlagen haben, 
stimmen. Wir haben angefangen mit den ersten 
1.000 Lehrer-Neueinstellungen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir werden diesen Kurs fortsetzen. Damit wird 
sich die Bildungsversorgung in Nordrhein-
Westfalen verbessern. Wir werden mehr Unter-
richtszeit für junge Menschen in Nordrhein-
Westfalen schaffen und damit mehr Zukunft für 
mehr junge Menschen in NRW. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Witzel. – Als nächste Rednerin hat Frau Beer 
von Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Inwieweit 
Herr Witzel bereit ist, ideologiefrei zu diskutieren, 
werden wir gleich an den Reaktionen auf meine 
Rede sehen. 

Hand aufs Herz: Was machen Sie eigentlich, 
wenn Sie feststellen, dass in einer Kommode der 
Wurm ist? – Es reicht bei dieser Diagnose nicht 
aus, lediglich die Schubladen aufzuräumen. Nein, 
man muss das ganze Möbel auseinander nehmen 
und einer grundlegenden Behandlung unterzie-
hen.  

Diese grundlegende Herangehensweise gilt auch 
in Bezug auf unser Bildungssystem. Es sind nicht 
zuletzt die Befunde der Pisa-Studie, die uns ins 
Stammbuch schreiben, dass wir die Herausforde-
rung des 21. Jahrhunderts mit dem Wandel zur 
Wissensgesellschaft, der Demographie und des 
sozialen Zusammenhalts in unserer Gesellschaft 
nicht meistern können auf der Grundlage eines 
Bildungssystems, das das ständische Verständnis 
einer Gesellschaft des 19. Jahrhunderts in sich 
trägt und weiter am Leben erhält und im tiefsten 
Herzen ein Familienbild der 50er-Jahre des ver-
gangenen Jahrhunderts pflegt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die rasanten und wichtigen Veränderungen der 
letzten zwanzig Jahre haben uns eine ungeheure 
Dynamik im technologischen Wandel und im 
Wechsel der Konzeption von Arbeit und der wirt-
schaftlichen Globalisierung und einer wachsenden 
sozialen Heterogenität beschert.  

Wir müssen uns jetzt vor Augen führen, welche 
Perspektiven wir für die Zukunft haben. Wissens-
arbeiterinnen und -arbeiter werden die einzige 
schnell wachsende Gruppe der arbeitenden Be-
völkerung sein. Bei einer Verdoppelung der ma-
nuellen Produktion wird jedoch der Anteil der in 
der manuellen Produktion Beschäftigten auf 10 % 
schrumpfen.  

Wir müssen uns kritisch fragen, welche Lebens- 
und Teilhabechancen wir unseren Jugendlichen 
bieten, wenn mehr als ein Viertel aufgrund des 
unzureichenden Kompetenzerwerbs als Risiko-
gruppe bezeichnet werden muss. Können wir 
wirklich noch Bildungsgänge vorhalten, in denen 
wir die Kompetenzerwartung von Anfang an nied-
riger ansetzen als in anderen? 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Eine logische Konsequenz wird uns in der Klieme-
Expertise angemahnt: Wir müssten schulform-
übergreifende Standards formulieren. Dies hat 
aber die KMK zurückgefahren und uns schulform-
bezogene Standards beschert.  

Sozial ist, was Bildungsbeteiligung schafft. Seit 
Pisa 2000 haben wir die Tatsache endgültig 
schwarz auf weiß, dass es keinem Bundesland 
gelingt, Leistung und Bildungsbeteiligung, das 
heißt Leistung und Chancengleichheit, zusam-
menzubringen – auch Bayern nicht. Diese Tatsa-
che hat sich auch bei Pisa 2003 nicht geändert.  

Wir müssen an die Pisa-Spitze anschließen, die 
uns vormacht, dass Leistung und Chancengleich-
heit zwei Seiten einer Medaille sind, die gemein-
sam realisiert werden müssen.  

Derzeit bleibt der bildungs- und sozialpolitische 
Skandal bestehen: In Deutschland entscheiden 
die soziale Herkunft und der Geldbeutel der Eltern 
über den Bildungserfolg.  

(Zurufe von Manfred Kuhmichel [CDU] und 
Ralf Witzel [FDP] – Weitere Zurufe) 

Das gilt – das ist schmerzlich – auch für Nord-
rhein-Westfalen. Wer dafür Ursachenforschung 
betreiben will, kommt nicht an der Erkenntnis vor-
bei, dass innere und äußere Schulreformen, also 
Unterrichts- und Strukturentwicklung, Hand in 
Hand gehen müssen, wenn es gelingen soll, die 
Zukunftsaufgaben zu meistern und den Schüle-
rinnen und Schülern, die jetzt zur Schule gehen, 
eine Kompetenzentwicklung zu ermöglichen, die 
soziale, kulturelle und ökonomische Teilhabe 
schafft.  

Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, innere 
und äußere Schulreform müssen Hand in Hand 
gehen. Ich habe das bereits betont. Ich unterstrei-
che dabei: Strukturfragen sind kein Selbstzweck. 
Wir müssen vielmehr fragen: Welche Strukturen 
sind dem Ziel, Bildungsbeteiligung und Leistung 
zu entwickeln, dienlich? Meines Erachtens gilt 
immer noch: Das Sein, das Lernen und Unterrich-
ten in bestimmten Strukturen, bestimmt auch das 
Bewusstsein.  

Das möchte ich Ihnen besonders in Bezug auf 
den Professionalitätsansatz von Lehrern und Leh-
rerinnen verdeutlichen – ausdrücklich nicht als 
Schuldzuweisung, sondern als Situationsanalyse. 
Über die Frage, wie mit Heterogenität und Ver-
schiedenheit von Schülerinnen und Schülern in 
unserem System umgegangen wird, gibt es zu 
Recht harte Urteile. So spricht Andreas Schlei-
cher, Pisa-Chef der OECD, der dafür bekannt ist, 
auch die unangenehmen Botschaften zu verkün-

den, die die KMK so ungern hört, von der „organi-
sierten Verantwortungslosigkeit im deutschen Bil-
dungssystem“.  

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Das erinnert übrigens noch einmal daran, dass 
Pisa ein Systemmonitoring ist und keine Betrach-
tung der Einzelschule leisten kann.  

Der Schulforscher Helmut Fend spricht in aller 
Deutlichkeit von der „Entsorgungsmentalität im 
deutschen Schulsystem“. Hinter beiden Äußerun-
gen steckt die Erkenntnis, dass die Professionali-
tät der Lehrerinnen und Lehrer stark von der Sys-
tematik des gegliederten Systems beeinflusst ist. 
Sie stützt eine gewisse Haltung, die heißt: „Ich 
könnte eigentlich einen so guten Unterricht ma-
chen, wenn ich nur die richtigen Schülerinnen und 
Schüler hätte.“ 

In der Folge werden die Schüler und Schülerin-
nen, die nicht zu dieser Unterrichtsvorstellung 
passen, aus der Lerngruppe verbannt. Sie bleiben 
sitzen oder werden sogar im System nach unten 
durchgereicht in – auch so verstandene – weniger 
anspruchsvolle Schulformen. Das ist der Einfluss 
des Systems in den Köpfen der Lehrerinnen und 
Lehrer. Wenn wir an die Qualität des Unterrichts 
wollen, müssen wir das System entsprechend 
umstellen.  

Die Lehrkräfte auch an der Hauptschule können 
nicht dagegen an arbeiten. Der Anteil der Risiko-
gruppe liegt dort bei 66 %. 60 % haben eine ver-
zögerte Schullaufbahn. Die Hauptschulen müssen 
eine ungeheure Integrationsleistung erbringen, 
weil sie knapp 35 % ihrer Schülerschaft erst im 
Laufe der Sekundarstufe von den anderen Schul-
formen durchgereicht bekommen.  

Frau Ministerin, ich begrüße die Initiative, die 
Schülerinnen und Schüler, die sich jetzt in den 
Hauptschulen befinden, zu stützen und dort die 
Mittel konzentriert einzusetzen. Doch das ist keine 
Zukunftsperspektive.  

(Zuruf von der FDP: Sondern?) 

Ein nüchterner Blick auf die Systemlandschaft der 
Bundesländer zeigt, dass die Systemfrage gerade 
in Bezug auf die Hauptschulen längst gestellt ist. 
In den neuen Bundesländern dominiert inzwi-
schen die Zweigliedrigkeit. Aktuell steht auch in 
Hamburg – forciert durch die CDU – die Haupt-
schule zur Disposition. Das ist inhaltlich sehr wohl 
begründet.  

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Die bildungsinteressierten Eltern kennen das Be-
rechtigungssystem, das unsere Schullandschaft 
kennzeichnet. Sie wissen sehr genau, dass ihre 
Kinder mit dem Hauptschulabschluss auf dem dy-
namischen Arbeitsmarkt keine Chance haben. 
Niemand denkt daran, einen Schalter umzulegen 
und ab morgen ein anderes System einzuführen. 
Aber wir müssen die Schritte im Umsteuerungs-
prozess konsequent gehen.  

Wenn Sie auf die Ergebnisse von Nordrhein-
Westfalen bei Pisa 2003 schauen – ich betone 
noch einmal: Wir haben es mit einem Systemmo-
nitoring zu tun –, sollten Sie die Ergebnisse der 
Lernstandserhebungen daneben legen. Sie brin-
gen sehr differenziert die Standortfaktoren der 
Schulen zum Tragen. Wir sollten auch solche 
Studien, wie sie Klemm und Block vorgelegt ha-
ben, zu den soziokulturellen Einflüssen auf Schule 
und zur sozialen Ungleichheit in Form von Ar-
beitslosigkeit in den Bundesländern, mit heranzie-
hen. Erst dann ist es möglich, das differenziert zu 
betrachten und eine differenzierte Analyse vorzu-
legen. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, als nächste Rednerin spricht für die 
Landesregierung Frau Ministerin Sommer. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Guten Morgen. Letzte Woche 
wurden die aktuellen Ergebnisse des Pisa-
Ländervergleichs vorgestellt. Der Vergleich zu Pi-
sa 2000 – so schreiben die Pisa-Verantwortlichen – 
brachte für Deutschland insgesamt positive und 
erfreuliche Ergebnisse.  

Zahlreiche Länder konnten sich im internationalen 
Vergleich sehr viel besser positionieren als bei der 
ersten Pisa-Studie. Der deutsche Pisa-Sieger 
Bayern konnte sogar in allen untersuchten Kom-
petenzbereichen in die internationale Spitzen-
gruppe vorrücken.  

Leider, meine Damen und Herren, trifft diese er-
freuliche Botschaft nicht auf unser Land zu. In Ma-
thematik, Lesen und den Naturwissenschaften be-
legt unser Land leider nur hintere Rangplätze. Der 
Abstand zum Pisa-Sieger Bayern beträgt rund – 
wir haben es heute Morgen schon gehört – ein 
Jahr Lernzeit. 

Auch wenn man die soziale Herkunft und den 
Sprachhintergrund der Schülerinnen und Schüler 
berücksichtigt, ändert sich an diesem Bild nur we-
nig. Nordrhein-Westfalen gehört zu den Pisa-

Verlierern. Denn das ist man, wenn man merkt, 
dass sich andere Länder weitgehend verbessern 
und man selbst in Nordrhein-Westfalen im We-
sentlichen stagniert. 

Ich habe schon im Juli gesagt und wiederhole es 
heute: Ich bedauere das schlechte Abschneiden 
unserer Jugendlichen außerordentlich. Ich hätte 
mir gewünscht, dass die harte Arbeit der Lehre-
rinnen und Lehrer in den Schulen zu einem bes-
seren Ergebnis geführt hätte. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Unsere Kinder und Jugendlichen sind nicht düm-
mer und unsere Lehrerinnen und Lehrer sind nicht 
weniger engagiert als in anderen Bundesländern. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, die aktuellen Ergeb-
nisse stellen ein katastrophales Abschlusszeugnis 
der alten Landesregierung dar. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Das kann man 
wohl sagen!) 

Bereits bei Pisa 2000 hatte Nordrhein-Westfalen 
nur mäßig abgeschnitten. Andere Länder haben 
es uns jetzt vorgemacht. Sie haben gezeigt, dass 
man sich innerhalb kürzester Zeit verbessern 
kann. In Nordrhein-Westfalen sind im Vergleich zu 
Pisa 2000 bis auf den Bereich Naturwissenschaf-
ten keinerlei substanzielle Verbesserungen fest-
zustellen. In den meisten anderen Ländern wur-
den dagegen sehr viel größere Fortschritte er-
reicht. Dies gilt nicht nur für die Spitzenländer, 
sondern auch und gerade für die Länder, die beim 
letzten Mal auf den unteren Rangplätzen standen – 
siehe Sachsen-Anhalt. 

Die Erfolge der Pisa-Spitzenländer wie zum Bei-
spiel Bayern und Baden-Württemberg müssen 
uns Vorbild und Ansporn sein. Deshalb habe ich 
bereits im Sommer bei der Vorstellung der ersten 
Ergebnisse zum Pisa-Ländervergleich gesagt, 
dass wir eine Aufholjagd vor uns haben. Wir wer-
den in Nordrhein-Westfalen die guten Erfahrun-
gen anderer nutzen, dabei aber unseren eigenen 
Weg gehen, um zu den Spitzenländern aufzu-
schließen. 

(Beifall von der CDU) 

Ich weiß, dass das ein langwieriger Weg sein wird 
und wir diesen Rückstand sicherlich nicht bis zur 
nächsten Erhebung im Frühjahr 2006 einholen 
können. Aber, meine Damen und Herren, 2009 
werden die Erfolge deutlich erkennbar sein. Des-
sen bin ich mir ganz sicher. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Nordrhein-Westfalen steht dabei vor großen Her-
ausforderungen. Auf drei möchte ich besonders 
hinweisen. Da ist zunächst der hohe Anteil von 
Schülerinnen und Schülern, die bei Pisa beson-
ders schlecht abgeschnitten haben. Leider ist der 
Anteil dieser sogenannten Risikogruppe in 
Deutschland insgesamt bereits sehr hoch. In un-
serem Land liegen die Werte aber durchweg über 
dem nationalen Durchschnitt. 

Die Förderung vor allem der leistungsschwäche-
ren Schülerinnen und Schüler bleibt die größte 
Herausforderung der kommenden Jahre. Dies ist 
eine wichtige Investition in die Zukunft, da auf die-
se Weise auch erhebliche Folgewirkungen und – 
sagen wir es ruhig richtig – Folgekosten von ge-
scheiterten Schullaufbahnen und abgebrochenen 
Berufskarrieren vermieden werden können – ganz 
zu schweigen von den menschlichen Tragödien. 

Damit zusammen hängt ein zweites Ergebnis, das 
ich herausgreifen möchte. In Nordrhein-Westfalen 
leben besonders viele Jugendliche in Familien mit 
Migrationshintergrund. Aber gerade diese Schüle-
rinnen und Schüler erreichen im nationalen Ver-
gleich viel zu schlechte Leistungen. Die ausrei-
chende Beherrschung der deutschen Sprache ist 
eine grundlegende Voraussetzung für eine erfolg-
reiche Teilnahme am Unterricht. Kinder und Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund bedürfen 
deshalb der gezielten und möglichst frühzeitigen 
Unterstützung beim Erwerb der deutschen Spra-
che. 

Schließlich ist die Abhängigkeit der Leistung von 
der sozialen Herkunft in Nordrhein-Westfalen be-
sonders hoch. NRW zählt zu den Ländern, in de-
nen der Zusammenhang von sozialer Herkunft 
und schulischer Kompetenz besonders stark aus-
geprägt ist. Diesen Verstoß gegen die Bildungs-
gerechtigkeit wird keiner von uns hinnehmen. 

Meine Damen und Herren, der Verlust an Zu-
kunftsperspektive für die junge Generation muss 
beendet werden. Der Neustart in die Bildungspoli-
tik Nordrhein-Westfalens ist unverzichtbar. Wir 
haben dazu ein Programm aufgestellt. Sehr ge-
ehrte Damen und Herren, ich empfinde dieses 
Programm nicht als Steinbruch. Ich möchte gerne 
dieses Bild meiner Kollegin Schäfer aufnehmen 
und sagen: Ja, einen Steinbruch haben wir vor 
uns, viele verlorene Steine! Unsere Aufgabe wird 
es sein, diese Steine wieder zu einer erfolgrei-
chen Bildungspolitik zusammenzusetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Ministerin. – Als Nächstes redet Frau 
Hendricks von der SPD-Fraktion. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Kollegen! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ja, es besteht kein Zweifel: Die Ergebnisse 
der Pisa-Studie zeigen, dass die Maßnahmen in 
Nordrhein-Westfalen noch nicht gegriffen haben 
und dass wir weitere erhebliche Kraftanstrengun-
gen vornehmen müssen, um die Leistungen unse-
rer Schüler und Schülerinnen, aber auch die Leis-
tungen unserer Schulen zu verbessern. 

Viele Maßnahmen wurden allerdings erst nach 
der Erhebung dieser Studie eingeleitet. Zum Zeit-
punkt der Studie Pisa 2003 waren weder die Lern-
standerhebungen noch die Schulinspektionen 
noch die zentralen Prüfungen oder auch die Be-
richte zur individuellen Förderung an den nord-
rhein-westfälischen Schulen umgesetzt. Andere 
Maßnahmen waren ebenfalls noch nicht umge-
setzt, etwa die Erhöhung der Pflichtstunden, die 
offene Eingangsphase, die OGS oder das Kern-
curriculum. 

(Ralf Witzel [FDP]: Aber das ist doch schon 
Politik unter Ihrer Verantwortung gewesen!) 

– Herr Witzel, wir werden uns sicherlich noch ein-
mal darüber unterhalten. 

Die Kultusminister der Länder haben sich auf ei-
nen Maßnahmenkatalog geeinigt, der auch in 
Nordrhein-Westfalen umgesetzt worden ist, näm-
lich die Einführung von Bildungsstandards, die 
Schulqualität sichern sollen, und die Stärkung der 
Frühförderung. Darüber haben wir in den letzten 
Monaten viel gesprochen. Ich denke, wir sind uns 
einig, dass diese Maßnahmen kommen müssen. 

In NRW konnten aber die Maßnahmen aus Pisa 
2003 noch nicht wirken. Ich bedauere das sehr. 
Allerdings gibt es einen kleinen Unterschied, den 
Sie heute Morgen in der Diskussion geflissentlich 
übersehen haben: Es gibt einen nicht großen, a-
ber durchaus signifikanten Anstieg der Leistungen 
in den Naturwissenschaften. Vielleicht hat eine 
der Maßnahmen, die wir eingeleitet haben, dazu 
geführt, dass ein signifikanter Anstieg möglich ist. 
Ich meine den fächerübergreifenden naturwissen-
schaftlichen Unterricht für die Klassen 5, 6, 7 und 
8, der übrigens auch in Bayern eingeführt worden 
ist.  

(Beifall von der SPD) 

Auch wenn Verbesserungen in der Schule be-
kanntermaßen Zeit brauchen, um zu wirken, wie 
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Fortschritte anderer Bundesländer zeigen, sollte 
doch keine Argumentation für schlechte Ergebnis-
se in der nächsten Pisa-Runde aufgebaut werden, 
liebe Frau Ministerin Sommer. Wenn Sie davor 
warnen, Wunderdinge zu erwarten, und gleichzei-
tig feststellen, dass andere Länder in drei Jahren 
Fortschritte machen, dann kann man sich nicht 
auf die Pisa-Runde 2009 mit Ihrer Vorstellung 
2011 kaprizieren. Dies ist für mich zu viel Pessi-
mismus. Das sollten wir nicht akzeptieren. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Recker, Unterrichtsquantität bedeutet nicht 
Unterrichtsqualität. Als langjährige Elternvertrete-
rin kann ich Ihnen sagen: Es gibt Unterricht, der 
besser ausfällt, als dass er erteilt wird.  

Es gibt auch in der neuen Pisa-Studie wesentliche 
Erkenntnisse, die wir durchaus ins Auge fassen 
sollten. Schulen stehen der Forderung von Leis-
tung nicht machtlos gegenüber. Es gibt engagierte 
Lehrer und Lehrerinnen sowie Schulleiter, die sich 
auch unter schlechten Rahmenbedingungen dazu 
in der Lage sehen, ihre Schülerinnen und Schüler 
zu guten Leistungen zu führen. 

Die Forscher unterscheiden in diesem Punkt zwi-
schen belasteten und unbelasteten Schulen. 
Hiermit werden die Rahmenbedingungen be-
schrieben. Andererseits wird zwischen aktiven 
und passiven Schulen unterschieden. Damit wird 
das Verhalten der Schulen in ihrem Engagement 
und in ihrem Innovationsbestreben beschrieben. 
Diese Merkmale sind kombinierbar. Es gibt so-
wohl belastete aktive als auch unbelastete aktive 
Schulen. Aktive Schulen zeichnen sich aber da-
durch aus, dass sie auf die Kooperation von Leh-
rerkollegien bauen, Tests und andere Evaluati-
onsverfahren nutzen und die Eltern am Schulge-
schehen beteiligen. Passive Schulen verzichten 
darauf.  

Es gibt weitere wichtige Ergebnisse: Legen die 
Schulleiter Wert darauf, ihren Schülern möglichst 
viel Unterrichtszeit zu ermöglichen? Werden 
Schülerinnen und Schüler in dieser Zeit individuell 
gefördert? Tun sich Lehrer zusammen und arbei-
ten im Kollegium gemeinsam, um Unterrichtsein-
heiten zu gestalten? Wird der Unterricht binnendif-
ferenziert erteilt? – Das sind die Merkmale, die 
unsere Schulen voranbringen. Dazu gehören 
auch Rückmeldungen an die Eltern: Werden die 
Eltern regelmäßig über die Schulleistungen ihrer 
Kinder informiert?  

Ich bin sehr froh, dass diese Pisa-Studie genau 
diese Fragen mit aufgenommen hat. Sie hat empi-
risch belegt, dass Lernfortschritte von Schülern 
grundsätzlich auch von solchen Faktoren abhän-

gig sind. Herr Witzel, ein Ranking allein reicht 
nicht. Wir haben nämlich erhebliche Probleme mit 
dem Sozialindex. Es reicht nicht, Schulen nur ins 
Ranking zu setzen. 

Den höchsten Prozentsatz aktiver Schulen weisen 
interessanterweise die neuen Bundesländer auf. 
Thüringen als Spitzenreiter hat einen Anteil von 
76 % aktiven Schulen. In Nordrhein-Westfalen 
liegt der Anteil nur bei 45 %. Ich denke, an dieser 
Stelle müssen wir die Fragen stellen. Das ist er-
klärungsbedürftig. Der Anteil der belasteten und 
passiven Schulen beträgt in Thüringen 8 %, in 
NRW aber 31 %. Diese Zahlen geben deutliche 
Anhaltspunkte für erforderliche Verbesserungen. 
Änderungen müssen also an der einzelnen Schu-
le ansetzen. 

Es stellt sich die Frage, wie wir Resignation und 
Überforderung in den Lehrerkollegien in NRW zu 
einem positiven Wir-Gefühl wenden können. Es 
erscheint wichtig, Schulen zu motivieren, sich für 
ihre Schüler und Schülerinnen einzusetzen und 
das Förderverhalten ihnen gegenüber zu verän-
dern. Dazu ist eine Ganztagshauptschule wichtig. 
Aber nicht nur Ganztagsangebote in der Haupt-
schule! Wenn wir die Chancengerechtigkeit ernst 
nehmen wollen, müssen wir auch den Mädchen 
mit Migrationshintergrund die Möglichkeit eröff-
nen, über ein Ganztagsangebot das Gymnasium 
zu besuchen. Das ist echte Chancengerechtigkeit.  

(Beifall von der SPD) 

An diesem Punkt ist Ihr Ansatz für die Hauptschu-
le zu kurz gedacht.  

Es gibt einen weiteren Zusammenhang, nämlich 
das Thema Sitzenbleiben. Das werden wir heute 
Nachmittag thematisieren. Deshalb werde ich jetzt 
nichts mehr dazu ausführen.  

In Nordrhein-Westfalen stammt jeder dritte Ju-
gendliche unter 25 Jahren aus einer Familie mit 
ausländischem Hintergrund. Während der Anteil 
der Migrationsfamilien in Bayern bei 20 % liegt, 
liegt er in Nordrhein-Westfalen bei 30 %. Wir ha-
ben also ein Migrationsproblem.  

Meine Redezeit ist zu Ende. Deshalb möchte ich 
an dieser Stelle mit einem Zitat von Max Frisch 
enden: In der Krise liegt die Kraft der Verände-
rung – wenn sie nicht zur Katastrophe wird. 

(Unruhe) 

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
fraktionen, dazu ist es aber erforderlich, dass wir 
kein Denkverbot verhängen, so wie Sie das mit 
der Koalitionsvereinbarung getan haben.  



Landtag  09.11.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/12 
 

 

 

1009

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Hendricks. – Als Nächstes spricht Herr Ab-
geordneter Kaiser von der CDU-Fraktion.  

Klaus Kaiser (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
zunächst das Bild von der Kommode aufnehmen, 
welches Frau Beer genannt hat. Ich fand das ei-
gentlich sehr schön. Eine Kommode hat die Funk-
tion, durch möglichst viele Schubladen möglichst 
viele individuelle Bildungsabschlüsse zu ermögli-
chen. Ich denke, wir sind uns darüber einig, dass 
dies das Ziel von Bildungspolitik ist.  

Frau Beer spricht davon, dass in einer Schublade 
ein Wurm sei. Ich muss sagen, dadurch wird das 
Bild der Bildungslandschaft in Nordrhein-Westfa-
len verzerrt. Unser Problem liegt darin, dass die 
ganze Kommode zusammengefallen ist.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist die Ausgangssituation. 

Um es wirklich deutlich zu machen: Wir brauchen 
eine Neuorientierung in der Bildungspolitik für 
Nordrhein-Westfalen. Nach 39 Jahren Rot-Grün 
hat Pisa im Jahr 2000 ein erbärmliches Zeugnis 
für Nordrhein-Westfalen ausgestellt. 2003 war das 
erneut der Fall. Wir haben Stillstand. Wir bleiben 
auf einem Abstiegsplatz.  

Frau Schäfer, es reicht nicht, wenn Sie in einer 
Pressemeldung kundtun, Sie seien nicht zufrie-
den, aber in der Schulpolitik brauche man Geduld 
und Kontinuität. Geduld und Kontinuität benötigen 
sicherlich die Spitzenreiter, die Länder, die vorne 
stehen. Wenn Sie es auch nicht gerne hören, so 
gilt das sicherlich eher für Bayern und Baden-
Württemberg, aber nicht für Nordrhein-Westfalen.  

Für unser Land gilt, dass Rot-Grün unser Land 
zum Sanierungsfall gemacht hat. Wir sind ein Sa-
nierungsfall in der Finanzpolitik mit 110 Milliar-
den € Schulden.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Wir bringen täglich 13 Millionen € zur Bank, an-
statt sie zusätzlich in Bildung zu investieren. Wir 
sind ein Sanierungsfall in der Bildungspolitik. Die 
Kinder und Jugendlichen in unserem Land haben 
schlechtere Chancen als ihre Altersgenossen in 
anderen Bundesländern.  

Wir sind auch ein Sanierungsfall in der Sozialpoli-
tik. Das Unsozialste an Ihrer Abschlussbilanz ist: 
Sie haben das Schulsystem so entwickelt, dass in 
keinem anderen Land der Bundesrepublik 

Deutschland der Bildungserfolg so stark vom 
Geldbeutel der Eltern abhängig ist wie in Nord-
rhein-Westfalen.  

(Beifall von der CDU) 

Kurzum: Die Bildungspolitik der SPD hat Nord-
rhein-Westfalen unsozialer gemacht. Das ist Ihre 
Bilanz. Wenn man sieht, dass in den vergangenen 
Jahren als Ministerin Ihr Lieblingssatz, Frau Schä-
fer, war: „Wir sind auf einem guten Weg“, dann 
muss man schon ein gehöriges Maß an Selbst-
suggestion voraussetzen, wenn man das als Rea-
lität wahrnimmt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das beste Beispiel war ja eben Frau Hendricks. 
Es ist tollkühn, was sie gesagt hat. Sie hat gesagt, 
die Erfolge in den Naturwissenschaften, also die 
geringfügigen Verbesserungen in den Naturwis-
senschaften, seien darauf zurückzuführen, dass 
das integrierte Fach Naturwissenschaften einge-
führt worden sei. – Keiner der Jugendlichen, der 
für Pisa 2003 getestet worden ist, hat aber mit der 
Integration der Naturwissenschaften irgendetwas 
zu tun gehabt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist ein Zeichen für den Realitätsverlust, der 
bei der SPD nach 39 Jahren festzustellen ist. 

Für uns – das ist durch die Regierungserklärung 
unseres Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers 
deutlich geworden – hat Bildungspolitik in der 
Landespolitik erste Priorität. Dafür spricht die Re-
gierungserklärung. Dafür spricht der Koalitionsver-
trag mit der FDP. Dafür spricht auch das eindeuti-
ge und engagierte Handeln von Frau Ministerin 
Sommer. Für uns ist Bildungspolitik Wirtschafts- 
und Sozialpolitik, für uns ist sie Standortpolitik. 
Das heißt, wir können es uns auf Dauer nicht leis-
ten, dass bis zu 10 % eines Altersjahrgangs kei-
nen Schulabschluss schaffen, keine Perspektive 
haben und dann ein Leben lang auf Einkommen 
aus der Sozialhilfe angewiesen sind. 

Frau Schäfer hat ja auch den VBE zitiert und ge-
sagt, er habe richtigerweise die Auswirkungen der 
demographischen Entwicklung angesprochen. 
Das stimmt; das hat der VBE richtig gemacht. Ich 
erinnere aber daran: Es war unser Ministerpräsi-
dent Jürgen Rüttgers, der auf die Gefahren für die 
kleinen Schulen vor dem Hintergrund der demo-
graphischen Entwicklung hingewiesen hat, der 
dieses Thema benannt und auch Lösungen ge-
setzlicher Art vorgeschlagen hat. Von Ihnen sind 
nur heftige Attacken und grobe Polemik gekom-
men. Aber das Thema werden wir aufgreifen 
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müssen. Wir müssen ein Bildungssystem finden, 
das demographiefest ist. 

Wir brauchen ein Bildungssystem, das wieder 
leistungsfähiger wird, das bessere Chancen für 
leistungsstarke und leistungsschwache Schülerin-
nen und Schüler bietet und gerade auch benach-
teiligten Schülerinnen und Schülern wieder besse-
re Chancen auf einen höheren Bildungsabschluss 
bietet. Wir müssen ein Bildungssystem entwi-
ckeln, das auch die nächsten 30 Jahre noch si-
cher ist und wohnortnah ist. 

Wenn wir sehen, was von Frau Sommer in Rich-
tung Ganztag in der Hauptschule angepackt wor-
den ist, wenn wir sehen, dass die Qualitätsver-
besserung im Bereich der Ganztagsgrundschule 
kommt, und wenn wir sehen, dass innerhalb kür-
zester Zeit 1.000 neue Lehrerinnen und Lehrer 
eingestellt worden sind und weitere 1.000 Lehrer 
in den Vertretungspool gekommen sind, dann er-
kennen wir, dass hier die richtigen Schritte ge-
macht worden, um Qualität weiterzuentwickeln. 

Frau Beer sagt in einem Presseartikel, sie möchte 
gerne Kooperation und sie möchte den parteipoli-
tischen Zwist in der Bildungspolitik überwinden. 
Ihr Beitrag heute war aber nicht das beste Bei-
spiel dafür. Denn das war die Rückkehr in die I-
deologie der 60er- und 70er-Jahre. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das heißt, wir reden dann nicht über besseren 
Unterricht und wie wir ihn organisieren können, 
sondern wir reden dann darüber, wie wir die 
Strukturen verändern. Wenn wir diese Diskussion 
wieder anfangen, dann – das sage ich Ihnen si-
cher voraus – werden wir in 30 Jahren wieder die 
Rechnung bekommen, dass sich nichts ändert 
und dass sich die sozialen Chancen gerade für 
die Benachteiligten nicht verbessert haben. 

Wir werden diesen Weg nicht gehen. Wir werden 
alles daran setzen, besser zu integrieren, bessere 
Chancen für die Benachteiligten und mehr qualifi-
zierte Abschlüsse zu schaffen. Wir müssen uns 
Mühe geben, das Schulsystem so aufzustellen, 
dass wir mehr Unterricht – im Kampf gegen den 
Unterrichtsausfall – anbieten und gewährleisten, 
dass der Unterricht besser wird. Das erreichen wir 
nicht mit den Methoden der 60er-Jahre. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kaiser. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Frau Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Kaiser, an zwei Stellen hat man 
deutlich gemerkt, dass Sie Frau Beer nicht richtig 
zugehört haben, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

nämlich bei der Frage der Parteipolitik, aber ins-
besondere bei dem Beispiel, das Sie aufgegriffen 
haben. 

Frau Beer hat nämlich nicht davon gesprochen, 
dass der Wurm nur in einer Schublade sei, son-
dern sie hat gesagt, dass der Wurm in der gesam-
ten Kommode sei. Wenn ein Wurm in der gesam-
ten Kommode ist, dann reicht es eben nicht, nur 
die Schubladen auszutauschen, sondern dann 
muss man den Blick auf das Ganze richten, um 
herauszufinden: Wo sitzt der Wurm? Was ist die 
Ursache dafür? Wie müssen wir die Kommode 
insgesamt neu bauen? – Vielleicht sollten Sie 
demnächst genauer überlegen, ob Sie ein solches 
Bild aufgreifen. 

Auch ich möchte das Thema naturwissenschaftli-
cher Unterricht ansprechen, aber aus einem an-
deren Grund als die Kollegin Hendricks. Die Ver-
besserungen, die wir im Bereich der Naturwissen-
schaften erzielt haben, werden zurückgeführt auf 
Bund-Länder-Programme wie SINUS, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

die sehr erfolgreich sind. Ähnliche Programme 
sind für die Leseförderung zwischen KMK und 
Bundesbildungsministerium angedacht gewesen.  

Die Entscheidungen, die jetzt in Berlin zur Reform 
des Föderalismus getroffen worden sind, weisen 
aber in eine Richtung, die das in Zukunft nicht 
mehr möglich macht. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Deswegen ist das aus meiner Sicht falsch. Ich bin 
auch froh, dass sich zumindest in der SPD auf 
Berliner Ebene da Widerstand regt. – Auch Dinge 
wie das Ganztagsschulprogramm sind in Zukunft 
nicht mehr möglich, weil sich in dem Fall die CDU 
durchgesetzt hat. Das ist ein großer, großer Feh-
ler für die Bildungspolitik in ganz Deutschland. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Es geht nämlich nicht nur um Nordrhein-Westfa-
len. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, jetzt will auch ich noch 
einmal versuchen, die Blockaden aufzubrechen. 
Gucken wir doch noch einmal, wo die größten 
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Probleme bestehen. Die größten Probleme haben 
wir hier in Nordrhein-Westfalen. Wir haben sie 
aber auch in Hamburg. Dort regiert seit langem 
die CDU, mal mit FDP und Schill, in letzter Zeit 
allein. Wir haben sie in Bremen. Dort regiert seit 
langem eine große Koalition. Wir haben sie in 
Berlin. Dort regierte die SPD lange mit der CDU 
und inzwischen mit der PDS. 

Wir haben sie auch in Nordrhein-Westfalen; das 
habe ich zugestanden. Könnten Sie vielleicht dar-
über nachdenken, dass das nicht unbedingt mit 
der Parteipolitik, sondern stärker mit der Frage 
der sozialen Indikatoren in diesen Ländern zu tun 
haben könnte? 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist doch der Hauptpunkt, über den wir spre-
chen müssen. Die erreichten Verbesserungen lie-
gen bei den Gymnasien, während bei den Haupt-
schulen in allen Ländern, wo es sie überhaupt 
noch gibt, Verschlechterungen zu verzeichnen 
sind. Das ist die Wahrheit der Pisa-Studie. 

Vor diesem Hintergrund fand ich es hochinteres-
sant, was am Freitag das „Hamburger Abendblatt“ 
schrieb. Ich kann allen nur empfehlen, es ausführ-
lich zu lesen:  

Deswegen kommt die CDU in Hamburg, nachdem 
sie jahrelang gepredigt hat, was Sie jetzt auch 
predigen, nämlich wir müssen die Hauptschule 
stärken, mehr Geld in die Hauptschule, Haupt-
schule stärken, Hauptschule stärken, Hauptschule 
stärken, zu dem Ergebnis: Es hat in Hamburg 
nicht gefruchtet, es hat nicht geholfen, die Schul-
form zu stabilisieren.  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 

Darum hat die CDU unter anderem dieses Dogma 
aufgegeben und sagt: Wir müssen uns an Sach-
sen orientieren. Ein ganz großer Sprung ist nicht 
möglich, aber wir wollen uns hin zur Zweigliedrig-
keit orientieren. Das wäre eine sehr große Ver-
besserung. 

Erinnern Sie sich noch: In Sachsen gibt es nur 
zwei Schulformen. In vielen Ostländern gibt es nur 
zwei Schulformen. Im Saarland gibt es keine Re-
alschule mehr.  

(Zuruf von Bernhard Recker [CDU]) 

In Bayern hat es auch lange nur zwei Schulfor-
men gegeben – auch das möglicherweise ein 
Grund für die besseren Ergebnisse in Bayern.  

Schauen Sie also bitte genau hin. Nehmen Sie 
Ihre Fähnchen runter, mit denen Sie auf die Mei-
nung des VBE reagiert haben mit der Parole: Nie-

der mit der Einheitsschule, die Einheitsschule darf 
nicht kommen! 

So, wie Sie sich hier verhalten, kommen Sie mir 
manchmal vor, als halte man Ihnen ein Fernglas 
hin, um es Ihnen zu ermöglichen, unser Sternen-
system zu erkennen, aber Sie gucken gar nicht 
durch das Fernrohr, sondern behaupten weiterhin: 
Unsere Erde ist eine Scheibe. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie wollen sich einfach nicht auf das genaue Hin-
gucken einlassen, sondern bleiben in Ihren 
Schützengräben. Deswegen werden Sie dem An-
spruch – damit komme ich zum Schluss – Ihrer 
Begründung für die Aktuelle Stunde nicht gerecht. 

Herr Biesenbach, der jetzt gar nicht da ist, 
schreibt so nett: Die Resultate belegen einen un-
aufschiebbaren politischen Diskussions- und 
Handlungsbedarf,  

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

wenn unser Bundesland nicht weiter an Zukunfts-
fähigkeit verlieren und nicht immer mehr Jugendli-
che in die Perspektivlosigkeit entlassen soll. 

(Beifall von der CDU) 

Ich sehe aber gar nicht, dass Sie gründlich disku-
tieren, sondern kann nur feststellen, dass Sie auf 
den alten Gleisen weiterfahren wollen. 

(Bernhard Recker [CDU]: Wer hat denn den 
neuen Kurs gemacht?) 

Das finde ich sehr schade. Wir laden Sie weiterhin 
ein, mit uns zu diskutieren. Wir sind sicher: Die 
Schule der Vielfalt kommt. Mit uns käme sie etwas 
schneller, bei Ihnen dauert es, glaube ich, noch 
ein bisschen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Wir setzen 
die Debatte fort mit einem Beitrag von Frau Pie-
per-von Heiden, FDP-Fraktion.  

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Präsident! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Die besten 
Gymnasiasten der Republik sind die Realschüler 
in Bayern. Nach zweimal Pisa gewinnt man den 
Eindruck, dass Nordrhein-Westfalen unermüdlich 
mit Bremen und Hamburg um den letzten Platz 
kämpft. 

Außer im Bereich Problemlösung, in dem unsere 
Schüler gerade mal im OECD-Durchschnitt liegen, 
zeigen sich in unserem Land in allen Bereichen 
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unterdurchschnittliche Leistungen. Wir haben kei-
nen Sprung nach vorn gemacht:  

– seit 2000 keine Verbesserungen bei der Risi-
kogruppe von Schülern, die sich auf oder un-
ter der niedrigsten Kompetenzstufe bewegen; 
nach wie vor sind das mindestens 25 %;  

– keine erkennbare Entkoppelung zwischen 
niedrigem Leistungsniveau und Herkunft aus 
sozial schwachen Milieus. War gerade dies 
nicht immer der Anspruch der Sozialdemokra-
tie? – Er ist gescheitert. 

– Weit mehr als die Hälfte unserer Schüler wei-
sen verzögerte Schullaufbahnen auf. 35 % der 
getesteten 15-Jährigen sind nicht auf den 
Klassenstufen, auf denen sie sein sollten. 
Förderunterricht? – Fehlanzeige.  

– Pisa-E zeigt eine deutliche Diskrepanz zwi-
schen mathematischer Leistung und Problem-
lösekompetenz. Diese nämlich ist messbar 
höher, als die erbrachten Matheleistungen 
selbst. Fazit: Kognitive Potenziale haben Sie 
nicht ausschöpfen können.  

– Fast 30 % der Schüler in Nordrhein-Westfalen 
mit irgendeinem Migrationshintergrund sind 
hier geboren, aber die neu Zugewanderten, 
diejenigen also, die nicht hier geboren sind, 
lernen schneller Deutsch und zeigen deutlich 
bessere Leistungen. Das ist der Spiegel einer 
jahrzehntelangen verfehlten Integrationspoli-
tik, die auf Ihr Konto geht. 

(Beifall von der FDP) 

Erst seit Kurzem wurde von Ihnen die deutsche 
Sprachförderung ernsthaft vorangetrieben. Früher 
nahmen Sie das nicht so genau. Ich erinnere an 
die erste Schulausschusssitzung der 13. Legisla-
turperiode – gerade einmal fünf Jahre her –, als 
die damalige Schulministerin, Gabriele Behler, 
FDP und CDU für diese Forderung in die rechte 
Ecke gestellt hat. 

Und es geht tragisch weiter. Über Jahrzehnte ha-
ben Sie für sich in Anspruch genommen, für 
Chancengerechtigkeit in diesem Land zu sorgen. 
Fehlanzeige! Sie verstanden hierunter ein Absen-
ken der Leistungsansprüche, nicht fördern und 
fordern.  

Sie haben in den letzten Jahren – nicht zuletzt mit 
Hilfe teurer Hochglanzbroschüren – stets vorge-
täuscht, einer individuellen Förderung der Schüler 
in diesem Lande Vorrang zu einzuräumen. Seit 
Ihrem Ausflug an die skandinavischen Schulen 
reden Sie von Individualisierung, haben aber nie 
wirklich begriffen, was das tatsächlich bedeutet.  

Die FDP hat als erste Fraktion in diesem Hause, 
übrigens dokumentiert in Plenarprotokollen, von 
Individualisierung der Lernprozesse gesprochen 
und entsprechende Anträge gestellt. Aber Sie ha-
ben uns mit Häme überzogen und wie immer ar-
rogant Ihre Mehrheitsmuskeln spielen lassen.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Wenn man nun die heutige Debatte verfolgt, 
könnte man meinen, es sei nicht ganz klar, dass 
Sie mit Ihrer Politik für dieses desaströse Bil-
dungsdokument verantwortlich zeichnen.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Zur Erinnerung: Wir sprechen hier von Leis-
tungsmessungen im Jahre 2003. Wenn ich dann 
lese, dass Frau Beer und auf leisen Sohlen auch 
Frau Schäfer wieder die Einheitsschule für alle als 
Allheilmittel gegen schlechte Pisa-Ergebnisse re-
klamieren,  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das hat keiner 
gehört!) 

dann kann ich nur sagen: Wer über Jahre und 
Jahrzehnte eine nachweislich verfehlte Bildungs-
politik veranstaltet hat, besitzt weder das Recht 
noch die Kompetenz, vermeintlich kluge Ratsch-
läge zu erteilen, um das System zu heilen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Kommen Sie 
bitte zum Schluss, Frau Abgeordnete.  

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Ich komme 
zum Schluss, Herr Präsident. – Dies haben die 
Wähler Ihnen zu Recht aus der Hand genommen; 
und sie wussten, warum: weil Bildungspolitik bei 
uns in den besseren Händen liegt. – Danke. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun hat Frau 
Abgeordnete Doppmeier von der CDU-Fraktion 
das Wort.  

Ursula Doppmeier (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ein trauriges Ergebnis für 
uns: Während sich in den meisten Bundesländern 
die Leistungen der Schüler im Vergleich zu Pisa 
2000 deutlich verbessert haben, erzielten die Al-
tersgenossen hier in NRW leider nur geringe 
Lernfortschritte. Gerade in den drei Kompetenz-
feldern Mathematik, Lesen und Naturwissenschaf-
ten liegen ihre Leistungen unter dem Bundes-
durchschnitt. Sie haben gegenüber Bayern einen 
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Lernrückstand von einem Jahr, in Naturwissen-
schaften sogar von anderthalb Jahren. 

Hier fragen wir uns: Welche Maßnahmen haben 
die anderen Bundesländer ergriffen und welche 
hat NRW verpasst? – Ich denke, das müssen Sie 
sich fragen lassen, Frau Schäfer, denn das NRW-
Schulsystem hat erneut einen Denkzettel kassiert. 
Unsere Schüler zeigen überall nur mittelmäßige 
bis schwache Leistungen. Außerdem machen 
Kinder bildungsnaher Elternhäuser viermal so oft 
Abitur wie junge Leute aus bildungsfernen Haus-
halten.  

Was ist zu tun? – Die Debatte um die Dreiglied-
rigkeit, die Sie führen, ist doch eine Farce. Was 
wir brauchen, ist: Schule muss mehr Selbststän-
digkeit und Eigenverantwortung für den Bildungs-
erfolg ihrer Schüler bekommen. Jede Schule 
muss lernen, Kinder und Jugendliche in ihrer Re-
gion so optimal zu fördern, dass sie Anschluss an 
höhere Bildungswege erhalten.  

Obwohl Sie in NRW in den vergangenen Jahren 
versucht haben, mit einem dichten Netz an Ge-
samtschulen den engen Zusammenhang zwi-
schen Schulerfolg und sozialer Herkunft aufzu-
brechen, schnitt wiederum das bevölkerungs-
reichste Bundesland, nämlich NRW, schlecht ab – 
und schlechter als beim letzten Mal. Wir haben 
dies sehr genau realisiert, Frau Löhrmann, und 
wollen einen anderen Weg beschreiten. Lassen 
Sie mich hier auf zwei Punkte eingehen. 

Benachteiligung durch soziale Herkunft: Die För-
derung der Kinder vor der Einschulung war in 
Nordrhein-Westfalen leider jahrelang kein Thema. 
Aber spätestens nun, beim erneuten schlechten 
Abschneiden bei Pisa, wird deutlich: Pisa-Ergeb-
nisse hängen ganz klar mit der mangelhaften 
Sprachförderung in den Kindergärten zusammen; 
denn Kinder ausländischer und bildungsferner 
Familien schnitten bei uns viel schlechter ab als in 
anderen Ländern. Auch internationale Studien 
haben Ihnen doch schon vor Augen geführt: Gute 
Vorschulerziehung ist der richtige Weg zur besse-
ren Schulleistung. Dieses wurde von Ihnen jedoch 
jahrelang missachtet.  

Wir sehen darum unsere vordringlichste Aufgabe 
darin, die gezielte Sprachförderung in den Kitas 
zu etablieren und somit die bisherige Benachteili-
gung der Kinder aus Migrantenfamilien aufzuhe-
ben. Der sogenannte Migrantenanteil liegt in 
Nordrhein-Westfalen bei knapp 30 %. Überdurch-
schnittlich hoch ist auch die Zahl der Migranten-
familien, in denen wenig Deutsch gesprochen 
wird. Somit ist die vorschulische Sprachförderung 
das Wichtigste, um diese Kinder zu stützen und 

zu schulischem Erfolg zu führen. Hiermit werden 
wir bereits bei Kindern ab dem vierten Lebensjahr 
in den Kindertagesstätten beginnen.  

Lassen Sie mich noch einen zweiten Punkt an-
sprechen: Hauptschulen als Verlierer in unserem 
Schulsystem. So titelten die Zeitungen. Haupt-
schüler werden in NRW zu Sorgenkindern, kön-
nen wir dort lesen. Zwei Drittel der Hauptschüler 
haben der neuen Pisa-Studie zufolge absehbar 
erhebliche Probleme im weiteren Bildungsverlauf. 
Die Hauptschule war eine von Rot-Grün jahrelang 
vergessene, vernachlässigte Schulform. Glauben 
Sie mir: Wir werden dies ändern.  

Die Schulministerin hat eine Qualitätsoffensive für 
die Hauptschulen gestartet. Hauptschulen werden 
von uns in verbindliche Ganztagshauptschulen mit 
30 % Lehrerzuschlag umgewandelt. Dies gibt 
dann endlich die Chance, den Kindern dort die in-
dividuelle Förderung und Unterstützung zukom-
men zu lassen, deren sie bedürfen. 

Sie sehen, meine Damen und Herren: Endlich be-
wegt sich wieder etwas in Nordrhein-Westfalen. 
Ich verspreche Ihnen: Wir, die Koalition der Er-
neuerung, werden alles daransetzen, dass Nord-
rhein-Westfalen bei der nächsten Pisa-Studie im 
oberen Drittel mitspielt. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Für die Lan-
desregierung hat Frau Ministerin Sommer noch 
einmal um das Wort gebeten. Bitte schön. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben den Weg der Er-
neuerung begonnen und wir werden ihn konse-
quent fortsetzen.  

Pisa weist nachdrücklich auf die Notwendigkeit 
von Unterrichtsentwicklung im Sinne individueller 
Förderung besonders der schwächeren Schüle-
rinnen und Schüler in allen Schulformen hin. 
Wenn alle am Schulleben Beteiligten dieses Ziel 
vor Augen haben, wird sich die Leistung Nord-
rhein-Westfalens bei kommenden Pisa-Studien – 
da gebe ich Ihnen Recht, liebe Frau Doppmeier – 
deutlich verbessern. Ich bin fest davon überzeugt. 

Dazu gehört aber auch, dass Bildung in unserem 
Land wieder wertgeschätzt wird. Ich nenne an 
dieser Stelle als Beispiel die vielen Schülerinnen 
und Schüler, die einfach zu spät zum Unterricht 
kommen. Das hat etwas mit Wertschätzung zu tun 
und das hat etwas mit Schulklima zu tun. Und 
daran müssen wir auch etwas ändern.  
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(Beifall von CDU und FDP) 

In Nordrhein-Westfalen ist es nicht gelungen, 
Kompetenz und soziale Herkunft zu entkoppeln. 
Prof. Prenzel sagte gestern in diesem Zusammen-
hang:  

Wir müssen vermeiden, dass uns Jahr um Jahr 
ein Viertel der Jugendlichen verloren zu gehen 
droht.  

Mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident, darf ich noch 
zwei weitere Aussagen zitieren – das ist bei mei-
nen Vorrednern zum Teil auch so gewesen –: 

Das Schlagwort unserer Bildungspolitik ist 
Chancengleichheit. Ziel ist es, gesellschaftliche 
Ungleichheit durch Bildung zu überwinden hel-
fen.  

Das Zweite:  

Auf dem Weg zur Chancengleichheit sind wir 
entscheidende Schritte vorangekommen.  

Sehr verehrte Damen und Herren von der Opposi-
tion, ich hätte mir an dieser Stelle etwas Applaus 
gewünscht, denn das sind Zitate, die Sie geprägt 
haben, und zwar schon 1989 und 1993.  

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Ich fordere Sie auf: Bewerten Sie bitte selbst, wie 
erfolgreich Sie waren! Bewerten Sie, was Sie in 
den letzten Jahren getan haben! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Das Wort hat 
jetzt Frau Abgeordnete Schäfer, SPD-Fraktion. 

Ute Schäfer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Als Sie diese Aktu-
elle Stunde beantragt haben, war klar, dass Sie 
sie auch nutzen wollten, um mit der rot-grünen 
Vorgängerregierung noch einmal so richtig abzu-
rechnen. Das ist aus Ihrer Sicht auch sehr ver-
ständlich. Aber die ein oder andere Rede, zum 
Beispiel die von Herrn Recker, gehörte eigentlich 
in die Vorwahlzeit, denn es war nicht der Blick 
nach vorne, es war der Blick zurück.  

(Widerspruch von Bernhard Recker [CDU]) 

Ich bin sehr enttäuscht darüber, wie wenig sensi-
bel Sie mit den neuen Erkenntnissen umgehen. 
Ich wiederhole, was ich eben gesagt habe: Die 
neueste Pisa-Untersuchung zwingt alle Bildungs-
politiker, sich endlich aus den alten Schablonen 
herauszulösen und neue Denkrichtungen zuzu-
lassen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Wider-
spruch von der CDU) 

Ich erkläre hier: Wir werden das tun! Ich habe 
auch schon vorher immer gesagt 

(Zurufe von der CDU)  

– seien Sie doch einfach einmal so höflich, mich 
ausreden zu lassen –: Wir müssen bestimmte In-
strumentarien weiterentwickeln, die die rot-grüne 
Landesregierung angeschoben hat, zum Beispiel 
die Transparenz unseres Bildungssystems durch 
Lernstandserhebungen.  

Übrigens, Frau Ministerin, habe ich gehört, dass 
Sie auf dem GEW-Kongress gesagt haben, Sie 
wollten diese Lernstandserhebungen zukünftig 
nur noch jedes zweite Jahr durchführen lassen. 
Das finde ich sehr schlimm, denn diese Lern-
standserhebungen leisten einen Beitrag dazu, 
festzustellen, wie man jedes Kind individuell för-
dern kann. Sie sprechen immer von der individuel-
len Förderung, teilen uns aber nie mit, wie Sie sie 
denn umsetzen wollen. 

(Beifall von der SPD) 

Ich kann nur mahnen: Lassen Sie das, und führen 
Sie diese Erhebungen weiter jährlich durch.  

Wir haben die Schulinspektion ins Leben gerufen: 
die Überprüfung unserer Schulen, die Sie dan-
kenswerterweise und konsequenterweise fortset-
zen.  

Wir haben die flexible Schuleingangsphase einge-
führt, um auf unterschiedliche Lernbedingungen 
der Schülerinnen und Schüler einzugehen. Auch 
das setzen Sie dankenswerterweise fort.  

Wir haben die offenen Ganztagsschulen einge-
führt – Sie setzen das dankenswerterweise fort.  

Was ich allerdings auch ansprechen möchte, ist 
Ihr Programm für die Hauptschulen. Dort betrei-
ben Sie eine Qualitätsoffensive, die man nur be-
grüßen kann. Allerdings: Der alten Landesregie-
rung vorzuwerfen, die Hauptschule sei eine ver-
gessene Schulform gewesen, ist de facto falsch;  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

ganz falsch, denn wir haben den Sprachunterricht 
in den Hauptschulen mit 500 zusätzlichen Lehrern 
verstärkt, wir haben als Land – und das ist eine 
freiwillige Landesleistung – den Einsatz von Sozi-
alpädagogen in den Hauptschulen unterstützt. 
Das hätten wir nicht machen müssen.  

(Beifall von der SPD) 
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Wir haben es getan, denn Erziehung und Bildung 
besitzen an den Hauptschulen einen besonderen 
Stellenwert. Wir haben sogar dafür gesorgt, dass 
die Schüler-Lehrer-Relation an den Hauptschulen 
die beste ist. Unsere Hauptschulen sind personell 
gut ausgestattet gewesen. Ich möchte Ihnen da-
mit noch einmal verdeutlichen: Sie können noch 
mehr Geld in dieses System hineinstecken – ma-
chen Sie das ruhig –, aber Sie werden bemerken – 
genauso wie wir –, dass man neue Denkrichtun-
gen einschlagen muss. In anderen Ländern ist es 
schon so. 

Wie sieht nun die Zukunft der Hauptschule tat-
sächlich aus? – Da wollen Sie nun das, was wir 
im Schulgesetz verankert haben – die Verbund-
schulen zuzulassen –, wieder zurücknehmen. Ich 
kann davor nur warnen. Auch der VBE hat noch 
einmal betont, dass man den Kommunen die 
Steuerungsmöglichkeiten erhalten muss. All diese 
Dinge sind von uns implementiert worden. 

(Beifall von der SPD) 

Sie setzen sie teilweise fort. Aber wenn Sie jetzt 
von der Neuausrichtung der Bildungspolitik unter 
der schwarz-gelben Landesregierung sprechen, 
Frau Ministerin: Sie haben in der Pressekonferenz 
einen Zehnpunkteplan angekündigt, Sie haben 
hier wieder ein Programm angekündigt, und auch 
im Schulausschuss haben Sie angekündigt, dem-
nächst Programme aufzulegen. Aber Sie kündi-
gen immer nur an, und man hört nie, was Sie jetzt 
tatsächlich machen.  

(Beifall von der SPD) 

Sie können sich hier hinstellen und sagen, die in-
dividuellen Förderungen müssen verbessert wer-
den, die kognitiven Leistungen müssen gestärkt 
werden, die vorschulische Sprachförderung muss 
intensiviert werden, nur: Dann handeln Sie und 
unterlegen Sie Ihre Ankündigungen und Forde-
rungen mit ganz konkreten Initiativen und Konzep-
ten.  

(Zuruf von Bernhard Recker [CDU]) 

Nach sechs Monaten ist die Denkpause für Sie 
vorbei. Heute war Ihre letzte Chance, noch einmal 
zurückzublicken. Sie müssen jetzt nach vorne bli-
cken und die Dinge weiterentwickeln.  

(Zuruf von Bernhard Recker [CDU]) 

Wir unterstützen Sie gerne, wenn Sie uns denn 
auch lassen. Frau Pieper-von Heiden – Sie haben 
uns die Arroganz der Macht vorgeworfen –, wenn 
Sie im Schulausschuss die von uns beantragten 
Punkte mit Mehrheit von der Tagesordnung neh-

men, dann frage ich mich wirklich, wo die Arro-
ganz der Macht sitzt. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Helmut 
Stahl [CDU]: Warum?) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Als nächste 
Rednerin hat Frau Abgeordnete Kastner von der 
CDU-Fraktion das Wort.  

Marie-Theres Kastner (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich hätte mir ge-
wünscht, Frau Schäfer hätte diese Rede nicht 
gehalten.  

(Beifall von der CDU) 

Ich glaube, es tut nicht gut, wenn jemand ans Pult 
tritt und versucht, noch einmal zu verteidigen, wo-
für er in der Pisa-Studie abgestraft worden ist.  

(Beifall von der CDU) 

Sie haben uns hier einige Dinge vorgeworfen, auf 
die ich kurz eingehen möchte. Sie haben gesagt, 
die Denkpause sei vorbei und nach einem halben 
Jahr müssten wir endlich handeln. Ich weiß nicht, 
ob 1.000 eingestellte Lehrer und der Wert von 
1.000 Lehrern in Geld-statt-Stellen bis nach den 
Sommerferien nicht Handlungen statt eine Denk-
pause waren, 

(Ursula Meurer [SPD]: Es hat doch jeder er-
kannt, dass das nicht so ist! – Weitere Zurufe 
von der SPD) 

ob das, was Frau Sommer jetzt zur Stärkung der 
Hauptschulen durch Ausbau der Hauptschulen zu 
Ganztagshauptschulen in die Schulen gegeben 
hat, nicht auch eine Handlung statt eine Denk-
pause war? Ich glaube, das ist ein ganz deutlicher 
Handlungsauftrag an die Schulen und eine Ver-
besserung der Hauptschulen, die in die richtige 
Richtung geht.  

Damit bin ich bei dem, was ich mir vorgenommen 
hatte, heute hier vorzutragen. Ich habe in den A-
nalen geblättert. Vor fünf Jahren gab es hier am 
14. Dezember eine Rede zur ersten Pisa-Studie. 
Das Haus hat getobt. Ich habe damals in ganz 
besonderer Weise auf etwas hingewiesen, was 
damals gar nicht so im Mittelpunkt stand, sich 
dann jedoch langsam aber sicher herauskristalli-
siert hat: das Wort Chancengleichheit. Sie haben 
es jahrzehntelang für die Schule im Mund geführt, 
und es wurde durch die Pisa-Studie deutlich in die 
Ecke gestellt. Heute haben Sie interessanterweise 
unser Wort der Chancengerechtigkeit häufiger 
aufgenommen.  

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 
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In der Schule geht es letztendlich darum, den 
Kindern eine Chance zu geben, die keine besit-
zen, weil sie in einem bildungsfernen Elternhaus 
leben.  

Damals habe ich in meiner Rede formuliert: 

Bildung ist die neue soziale Frage des 21. Jahr-
hunderts. 

Unter Punkt 3 habe ich gesagt:  

Kinder erreichen umso leichter einen höheren 
Grad an Bildung, wenn auch das häusliche Um-
feld die Bildungsbemühungen abfedert.  

Das hat sich in den fünf Jahren, meine Damen 
und Herren, nicht geändert. Auch heute reden wir 
über Schule. Ich möchte noch einmal denselben 
Akzent wie vor fünf Jahren setzen: Wir können an 
der Schule arbeiten, wie wir wollen. Wenn wir a-
ber nicht die Grundlage für die Schule verändern, 
das heißt, wenn wir uns nicht bemühen zu schau-
en, wie wir die Elternhäuser erreichen und wie wir 
es im vorschulischen Bereich schaffen, eine 
Grundlage dafür zu legen, Kinder gemeinsam 
starten zu lassen, dann nützt das Arbeiten nichts.  

Diese Schaffung der Grundlagen haben wir über 
die intensive Sprachförderung und die Familien-
zentren – zwei Projekte, die wir umsetzen werden – 
bereits angelegt. Dazu kommt die Unterstützung 
der Hauptschulen für die benachteiligten Kinder.  

Ich glaube, das ist dann der Weg, der es uns er-
laubt zu behaupten: Wenn wir daran arbeiten, 
dann haben wir vielleicht die Chance, dass die Pi-
sa-Ergebnisse für uns beim nächsten Mal besser 
ausfallen.  

Vergessen wir nicht das, was Grundlage für Schu-
le ist, nämlich den gesamten vorschulischen Be-
reich. Auch darauf müssen wir Wert legen. Dann 
wird es auch in der Schule besser werden. – Dan-
ke schön.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen sehe ich nicht. Dann schließe ich die Aktuelle 
Stunde.  

Wir kommen zu:  

2 Erstes Gesetz zur Änderung des Schulge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und  

der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/569 

erste Lesung 

Hinter diesem etwas spröden Titel – ich sage das 
für die Zuschauerinnen und Zuschauer – verbirgt 
sich die Debatte, die wir gemeinhin mit dem Beg-
riff „Kopftuchverbot“ verbinden.  

Ich gebe als erstem Redner Herrn Abgeordneten 
Solf, CDU-Fraktion, zur Einbringung des Gesetz-
entwurfes das Wort.  

Michael Solf (CDU): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Seit Herbst 2003 ha-
ben wir hier mehrfach über die für Nordrhein-
Westfalen aus dem damals wenige Wochen alten 
sogenannten Kopftuchurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zu ziehenden Konsequenzen ge-
sprochen. Die Aussprachen waren wohltuend dif-
ferenziert und der Komplexität der Materie ange-
messen.  

Und wichtiger noch: Über die Fraktionsgrenzen 
hinweg bestand weitgehend Einigkeit, dass wir an 
unseren Schulen Symbole, die als politisches Zei-
chen für eine mindere Stellung der Frau und ge-
gen unsere Verfassungswerte gerichtet verstan-
den werden können, nicht wollen.  

Uneinig waren wir über den Weg. Die damalige 
Landesregierung hatte sich als Dienstherr aus der 
Verantwortung gestohlen. Das war nicht fair. Sei-
tens der CDU haben wir schon damals gefordert, 
den Schulen quälende Einzelfallentscheidungen 
zu ersparen. Wenn es denn über die Angelegen-
heit Streit und sogar Unfrieden geben sollte, dann 
habe diese – so haben wir immer argumentiert – 
der Dienstherr, die Landesregierung, auszuhalten. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf ist rechtlich abgesi-
chert. Der geschätzte Kollege Werner Jostmeier 
wird Ihnen das gleich noch einmal darlegen.  

Unser Ansatz ist geprägt von der Frage nach dem 
gemeinsamen Nenner in unserer Gesellschaft, 
von der Frage nach dem Zusammenhalt unseres 
Gemeinwesens.  

In aller gebotenen Kürze will ich auf drei wesentli-
che Wegmarken eingehen, die wir dabei nicht aus 
dem Auge verlieren dürfen. Sie betreffen die ge-
samte Gesellschaft und damit auch den Islam.  

Die erste Wegmarke heißt Freiheit. Heute verste-
hen viele Menschen Freiheit nur noch als die 
Freiheit, sich schrankenlos selbst zu verwirkli-
chen, ihren persönlichen oder ihren Gruppeninte-
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ressen nachzugehen. Unfreiheit sei, so meinen 
sie, wenn sich ihnen jemand entgegenstellt.  

Der Freiheitsbegriff unserer Gesellschaft war ur-
sprünglich ein ganz anderer: nicht Freiheit, etwas 
zu tun, sondern Freiheit von Zwang, von der „Be-
nutzung“ durch andere. Dieses Grundprinzip ist 
fast vergessen. Ich würde mir wünschen, wir wä-
ren uns der Gefahren eines deformierten Frei-
heitsbegriffes bewusster.  

Die zweite Wegmarke heißt Integration. Natürlich 
hat sich unsere Gesellschaft Neuem zu öffnen, 
auf Menschen zuzugehen, deren Grundeinstel-
lungen von der ihren abweichen mögen. Aber die, 
die neu hinzukommen, müssen sich auch öffnen. 
Genauso wie sich die Gesellschaft durch ihr Hin-
zutreten wie selbstverständlich weiterentwickelt, 
müssen auch sie sich in Richtung auf diese Ge-
sellschaft weiterentwickeln. Unser gemeinsamer 
Weg in die Zukunft muss zu einer gemeinsamen 
Gesellschaft führen; es darf nie und nimmer zu 
einer Auflösung in Parallelgesellschaften kom-
men.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Die dritte Wegmarke betrifft jene merkwürdige 
Angst vor einer Wertediskussion, eine Angst, die 
nicht nur in juristischen Kreisen, sondern auch in 
der politischen Öffentlichkeit und sogar in den Kir-
chen um sich greift. Warum wollen wir denn – ge-
rade auch wenn es um Integrationsfragen geht – 
nicht unsere Werte offen legen, für sie eintreten? 
Der Versuch einer Äquidistanz zu sämtlichen ethi-
schen und religiösen Positionen ist nicht ehrlich.  

Unsere europäische Kultur ist durch ein spezifi-
sches Menschenbild geprägt, das wir ohne 
Scham „christlich“ nennen dürfen. Seine drei ge-
sellschaftspolitisch wichtigsten Kerne sind erstens 
der feste Glaube, dass der Mensch immer nur ein 
Ziel an sich, niemals Mittel sein darf, zweitens der 
Glaube, dass jeder Mensch den gleichen Wert 
besitzt, und drittens der kategorische Imperativ, 
wie ihn am präzisesten Kant formuliert hat.  

Eine Gesellschaft, die nach diesen drei Zielen 
nicht wenigstens strebt, ist keine gute Gesell-
schaft. Zeichen, die in eine andere Richtung wei-
sen, können wir nicht wollen.  

(Beifall von der CDU und Sylvia Löhrmann 
[GRÜNE]) 

Das gilt gerade auch für den Ort, an dem wir un-
sere jungen Menschen ausbilden: für die Schule. 
So fordert es die Landesverfassung in Art. 12 
Abs. 6. 

Aber ich sage auch: Es darf keine Rhetorik geben, 
die mehr auf Beifall in den eigenen Reihen als auf 
eine Lösung der Probleme zielt.  

Und die Probleme sind wahrhaft gewaltig: Die 
wachsenden sozialen Schieflagen werden eth-
nisch und religiös aufgeladen. Da helfen keine 
starken Worte, sondern nur Taten, viele einzelne 
Taten wie die Sprachförderung, von Minister La-
schet initiiert, oder die Werkstattklassen, von Mi-
nister Laumann installiert, die ja auch ein Pro-
gramm für junge, arbeitslose Muslime sind.  

Und denjenigen Muslimen, die uns in der Kopf-
tuchfrage nicht folgen wollen, sage ich: So wie 
das Kopftuch als politisches Zeichen gegen die 
vom Grundgesetz garantierte Pluralität im Unter-
richt der öffentlichen Schulen nicht geduldet wer-
den kann, genau so garantiert gerade diese Plura-
lität ihnen auf gesamtgesellschaftlicher Ebene die 
Akzeptanz ihres Bekenntnisses und nicht zuletzt 
auch die Vielfalt der Bekenntnisse innerhalb des 
Islam.  

(Beifall von Werner Jostmeier [CDU]) 

Das ist viel mehr, als die meisten islamischen 
Staaten garantieren. 

Liebe muslimische Mitbürgerinnen und Mitbürger! 
Wir haben im Sommer 2001 die Integrationsoffen-
sive NRW auf den Weg gebracht. Wir unterneh-
men verschiedenste Bemühungen zur besseren 
schulischen und beruflichen Integration, und wir 
streben die Einrichtung einer repräsentativen In-
stitution der Muslime auf Landesebene an. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist gut!) 

Mit ihr könnten wir endlich auch zu einem islami-
schen Religionsunterricht als ordentlichem Lehr-
fach kommen. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Wir sind also auf einem guten Weg des Miteinan-
ders. Wir sollten diesen Weg weiter gemeinsam 
gehen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, der Gesetzentwurf wurde auch 
von der FDP-Fraktion eingebracht. Der Vorsitzen-
de dieser Fraktion, Herr Dr. Papke, hat deswegen 
nun das Wort. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte meine Aus-
führungen mit einem Zitat des bekannten Islam-
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kenners Prof. Bassam Tibi beginnen. Ich zitiere 
mit Erlaubnis des Präsidenten: 

„Es gibt keine einzige Stelle im Koran, die 
Frauen zu einem Kopftuch verpflichtet. Die 
Frauen sollen keusch und sittsam auftreten, 
aber von einem Kopftuch ist keine Rede. Das 
ist einzig und allein eine Vorschrift der postko-
ranisch konstruierten Scharia. Mit anderen 
Worten: Wenn Sie als deutscher Staat, als 
deutsches Bundesland das Kopftuch zulassen, 
lassen Sie – im Namen der Toleranz – die 
Scharia zu. Das kann der Staat nicht wollen, 
weil Scharia und Demokratie unvereinbar sind.“ 

Tatsache ist, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, dass das Kopftuch als politisches Symbol 
spätestens seit der Machtübernahme von Kho-
meini im Iran zu einem weltweiten Symbol des is-
lamischen Fundamentalismus geworden ist.  

Auch das Bundesverfassungsgericht hat im Jahre 
2003 ausdrücklich festgestellt, dass das muslimi-
sche Kopftuch als politisches Symbol des islami-
schen Fundamentalismus angesehen werden 
kann, das die Abgrenzung zu Werten der westli-
chen Gesellschaft wie individuelle Selbstbestim-
mung und Emanzipation der Frau ausdrückt.  

Maßgeblich ist dafür nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung der Empfängerhorizont, konkret 
die Wahrnehmung des Kopftuchs bei den betrof-
fenen Kindern und den Eltern an einer öffentlichen 
Schule. Es geht beim Kopftuchverbot also definitiv 
nicht um eine Bewertung von Religionen oder gar 
von Glaubenswahrheiten. Das geht den freiheitli-
chen Staat nichts an, auch in Nordrhein-Westfalen 
nicht. Jeder in Nordrhein-Westfalen soll nach sei-
ner Fasson selig werden, ob als Christ, als Jude 
oder als Moslem. Aber der freiheitliche Staat 
muss sich einmischen, wenn fundamentalistische 
Haltungen an unseren Schulen Einzug halten, die 
sich gegen den Wertekonsens der offenen Ge-
sellschaft und gegen die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau richten. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Selbstverständlich kommt Lehrerinnen und Leh-
rern an öffentlichen Schulen eine besondere Vor-
bildfunktion bei der Erziehung der Kinder zu. Das 
Kopftuchverbot, das wir eingebracht haben und 
das wir verabschieden werden, ist alles andere 
als ein Instrument zur Diskriminierung des Islam. 
Das Kopftuchverbot ist ein Zeichen der Selbstbe-
hauptung unserer Verfassung gegen einen Fun-
damentalismus, der unsere freiheitliche Werte-
ordnung an entscheidender Stelle in Frage stellt. 

(Beifall von der CDU) 

Schon deshalb ist das Argument nicht stichhaltig, 
es handele sich doch nur um vergleichsweise we-
nige Fälle. Der Staat muss auch deshalb handeln, 
weil wir nicht warten können, Frau Löhrmann, wie 
es in Baden-Württemberg erkennbar war, bis es 
an einzelnen Schulen zu massiven Konflikten 
kommt. Dann sind die Schulen vor Ort allein ge-
lassen. Wir müssen Rechtsicherheit schaffen und 
klar zeigen, wo wir als Gesetzgeber in Nordrhein-
Westfalen in dieser Frage stehen. Das Problem 
gewissermaßen über eine Gesinnungsprüfung vor 
Ort zu lösen ist nicht praktikabel und würde die 
Verantwortung wieder den Schulen übertragen, 
die damit heillos überfordert wären.  

Das Argument, das uns immer wieder entgegen-
gehalten wird, dieses Gesetz führe zur Ungleich-
behandlung von Religionen, ist nicht stichhaltig. 
Unsere Verfassungsordnung – Kollege Solf hat 
darauf hingewiesen – beruht auf der christlich-
abendländischen Bildungs- und Kulturtradition, die 
im Grundgesetz, aber ausdrücklich auch in unse-
rer Landesverfassung festgehalten ist.  

Ich verweise etwa auf Art. 12 der Landesverfas-
sung, in dem ausdrücklich die Gemeinschafts-
schule als christliche Gemeinschaftsschule statu-
iert ist, die allerdings offen ist – selbstverständlich – 
für alle Weltanschauungen, für alle Bekenntnisse. 
Beides schließt einander also nicht aus: der 
christliche Charakter unserer Bildungs- und Kul-
turtradition auf der einen Seite und auf der ande-
ren Seite die Offenheit gegenüber allen Religio-
nen und allen Weltanschauungen in unserem 
Land.  

Das heißt aber auch: Die Darstellung dieser 
grundlegenden Bildungs- und Kulturwerte kann an 
öffentlichen Schulen weiterhin zulässig bleiben; 
denn sie steht eben für eine von konkreten Glau-
bensinhalten losgelöste Werteordnung, Werte wie 
die unantastbare Menschenwürde und die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau. 

Das hat, Frau Kollegin Löhrmann, das Bundes-
verwaltungsgericht in Überprüfung der Verfas-
sungskonformität des baden-württembergischen 
Kopftuchgesetzes, das wir bis in die Details über-
nehmen, ausdrücklich bestätigt.  

Das Kopftuchgesetz ist im Übrigen im Landtag 
von Baden-Württemberg nicht nur mit den Stim-
men FDP und CDU, sondern auch mit Unterstüt-
zung der Sozialdemokraten angenommen wor-
den. Deswegen möchte ich die Kolleginnen und 
Kollegen der sozialdemokratischen Fraktion aus-
drücklich ermutigen, sich unserem Gesetzentwurf 
anzuschließen, wie das in Baden-Württemberg 
geschehen ist, damit wir wirklich einen möglichst 
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breiten Konsens in der Willensbildung herstellen 
können.  

Es fehlt in Ihrer Fraktion auch nicht an Stimmen – 
das gilt auch für die Bundestagsfraktion –, die ge-
nauso positiv zu dem Kopftuchverbot Stellung be-
ziehen, wie wir das heute tun. Ich erwähne nur 
Ihre türkischstämmige Kollegin Akgün, die Bun-
destagsabgeordnete aus Köln, die in glasklaren 
Worten gesagt hat, dass das Kopftuch als politi-
sches Symbol an unseren Schulen nichts verloren 
hat und dass das in ihrer Wahrnehmung ein Aus-
druck der Ungleichbehandlung von Mann und 
Frau ist. 

(Beifall von der SPD) 

Die türkisch stämmige Rechtsanwältin Seyran A-
tes, die am 8. März 2004 den Frauenpreis der 
Berliner Senatsverwaltung erhalten hat, hat – das 
fand ich sehr bemerkenswert – eine falsch ver-
standene Toleranz in dieser Frage beklagt und 
ausgeführt: 

Deutschland hat eine belastende Geschichte. 
Aber das gibt niemandem das Recht, das Kopf-
tuch als Alibi zu benutzen. Es gehört nicht in 
die Schule. Es hat nichts mit Toleranz zu tun. 
Es ist Ausdruck extremer Ungleichbehandlung 
von Männern und Frauen. Deutsche denken, 
sie respektieren damit eine andere Kultur, aber 
dieser Respekt hat falsche Wurzeln. Er begüns-
tigt die Fortschreibung von zweierlei Recht für 
Männer und Frauen. Der übertriebene An-
spruch an die eigene Toleranz macht sie blind 
und fördert so schlimmste Formen von Intole-
ranz. 

Das ist sehr bedenkenswert.  

Seyran Ates spricht nicht nur vom Kopftuch, son-
dern auch von Menschenrechtsverletzungen, von 
Zwangsverheiratungen, von sogenannten Ehren-
morden. Das ist schon ein schlimmer Begriff, der 
für Verbrechen steht, die in der Mitte der Gesell-
schaft auch bei uns in Nordrhein-Westfalen ge-
schehen, über die im politischen Raum viel zu 
lange geschwiegen worden ist. Das sind Verbre-
chen, die Ausdruck von Parallelgesellschaften 
sind, wie wir sie, meine Damen und Herren, in 
Nordrhein-Westfalen ebenso wenig wie in 
Deutschland insgesamt akzeptieren können. 

Diese erschreckenden Fehlentwicklungen sind im 
Übrigen Beleg dafür, dass die alte Multikulti-Politik 
erkennbar gescheitert ist. Sie muss durch eine ak-
tive Integrationspolitik abgelöst werden. Darüber 
werden wir gleich, aber sicherlich auch in den 
nächsten Wochen und Monaten hier intensivst 
debattieren. Die falsch verstandene und erfolglose 

Multikulti-Politik der Beliebigkeit muss durch eine 
aktive Integrationspolitik abgelöst werden. 

(Beifall von der FDP) 

Dabei geht es nicht darum, kulturelle wie religiöse 
Vielfalt einzuschränken. Ganz im Gegenteil: Es 
geht um die uneingeschränkte Anerkennung einer 
freiheitlichen Werteordnung, deren Wesensgehalt, 
meine Damen und Herren, gerade Selbstbestim-
mung, gleiche Rechte für alle, für Männer wie für 
Frauen, und auch die Offenheit und Toleranz ge-
genüber unterschiedlichen Weltanschauungen ist. 
Das ist das Wesensmerkmal der Werteordnung, 
die wir in Zukunft auch in Richtung derjenigen, die 
sich hier in fundamentalistischen Parallelgesell-
schaften eingerichtet haben, aktiver verteidigen 
müssen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Kommen Sie 
bitte zum Schluss, Herr Abgeordneter. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Ich komme zum 
Schluss, Herr Präsident. 

Wir brauchen, meine Damen und Herren, einen 
offenen und ehrlichen Dialog mit allen Muslimen. 
Wir sehen unsere muslimischen Mitbürgerinnen 
und Mitbürger als Bereicherung an für unsere Ge-
sellschaft gerade in Nordrhein-Westfalen. Aber wir 
müssen ihnen auch sagen, dass wir Parallelge-
sellschaften nicht dulden und dass wir ein klares 
Bekenntnis zu unserer Werteordnung verlangen, 
ein Bekenntnis zu einer Werteordnung, die die 
Basis für das freiheitliche Zusammenleben unter-
schiedlicher Kulturen und Religionen ist. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Jetzt spricht 
für die SPD-Fraktion der Abgeordnete Wolfram 
Kuschke. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich einige Vor-
bemerkungen machen.  

Die erste: Ja, wir nehmen den Hinweis, die War-
nung des Integrationsbeauftragten der Landesre-
gierung, Herrn Kufen, sehr ernst, im Rahmen der 
Debatte, die wir heute und in den kommenden 
Wochen und Monaten zu führen haben, kein Por-
zellan zu zerschlagen. Aber, meine Damen und 
Herren, ich sage Ihnen ganz offen: Ich habe er-
hebliche Zweifel, ob nicht schon mit der Vorlage 
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dieses Gesetzentwurfes das erste Porzellan zer-
schlagen worden ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Der zweite Hinweis, damit keine Missverständnis-
se entstehen können: Natürlich besteht die SPD-
Fraktion darauf, dass Mäßigungs-, Zurückhal-
tungs- und Neutralitätspflichten von Lehrerinnen 
und Lehrern, also das, was sich aus Art. 33 
Abs. 5 GG ergibt, auch eingehalten werden. Nä-
heres dazu wird gleich meine Kollegin Schäfer 
ausführen. 

Der dritte Punkt – um auch das zu verdeutlichen, 
das klang gerade auch bei Herrn Kollegen Papke 
an –: Es ist in der Tat so, dass in unserer Land-
tagsfraktion, in anderen SPD-Fraktionen in den 
Landtagen und in der Bundestagsfraktion über die 
Frage des Kopftuchs diskutiert wird. Die Fragen: 
„Wofür steht dieses Kopftuch? Ist es ein politi-
sches Symbol? Ist es ein religiöses Symbol? Ist 
es ausschließlich ein politisches Symbol?“, Herr 
Kollege Papke, sind eben nicht so eindeutig zu 
beantworten, wie Sie es gerade getan haben. Die 
Gutachterinnen und Gutachter, die wir 2004 an-
gehört haben, haben das auch nicht beantworten 
können, sondern gesagt: Im Zweifelsfalle handelt 
es sich um ein religiöses Symbol. – Natürlich wird 
bei uns über die Frage diskutiert: Was soll dieses 
Symbol hinsichtlich der Stellung der Frau in der 
islamischen Gesellschaft oder in Teilen der isla-
mischen Gesellschaft nach außen deutlich ma-
chen? 

Aber ich frage Sie auch: Gibt es nicht dringlichere 
Probleme? 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sind nicht die Themen Zwangsheirat, das Sie an-
gesprochen haben, und Ehrenmorde – ich wage 
gar nicht, diesen Begriff zu nennen, weil er sehr 
unglücklich ist – viel wichtiger? Herr Kollege Pap-
ke, die Täter, die wir konsequenter verfolgen 
müssten, deren Taten wir verhindern müssten, 
tragen keine Kopftücher. Daran können wir es 
nicht festmachen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Nach diesen Vorbemerkungen sagt meine Frakti-
on trotz aller Notwendigkeit der Diskussion, wie 
ich es dargestellt habe – und wir werden diese 
Diskussion führen –, ganz eindeutig: Den vorlie-
genden Gesetzentwurf lehnen wir ab. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, was wollen wir mit ei-
nem Gesetz im Normalfall erreichen? – Wir wollen 

Dinge klären. Wir sehen einen Regelungsbedarf. 
Das heißt, das Problem muss auch eine gewisse 
Größenordnung haben, um zu sagen: Da müssen 
wir als Parlament oder Landesregierung initiativ 
werden und ein Gesetz vorlegen. Wir müssen sa-
gen können: Wir haben einen dringenden Hand-
lungsbedarf; deshalb müssen wir etwas tun. Allein 
an diesen Kriterien, meine Damen und Herren, 
lässt sich feststellen, dass die notwendige Dimen-
sion nicht gegeben ist.  

Kollegin Schäfer wird gleich darauf eingehen, a-
ber zwei Zahlen will ich noch nennen – sie sind 
schon häufig genannt worden –: 22 von 116.000 
Lehrerinnen sind betroffen. Ich denke, dass aus-
reichend dienstrechtliche Regelungen bestehen, 
um sich damit auseinander zu setzen. 

Nächster Punkt, meine Damen und Herren: Sie 
begeben sich ohne Not, Sie führen uns ohne Not 
auf ein verfassungsrechtlich außerordentlich be-
denkliches Glatteis. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es ist richtig, dass Sie sich an das baden-
württembergische Gesetz vom 1. April 2004 an-
lehnen. Sie haben auch zu Recht auf die Überprü-
fung durch das Bundesverwaltungsgericht vom 
Juni 2004 hingewiesen. Aber wir alle wissen doch 
auch – die Experten haben uns darauf hingewie-
sen –, dass das Grundrecht auf Religionsfreiheit 
in streitigen Fragen vom Bundesverfassungsge-
richt in der Vergangenheit höher bewertet worden 
ist als vom Bundesverwaltungsgericht. Die Hin-
weise des Bundesverfassungsgerichts in dem 
damals laufenden Klageverfahren, das mittlerwei-
le nicht mehr aufrechterhalten worden ist, gingen 
eindeutig in diese Richtung. 

Schließlich begeben Sie sich in eine, wie ich fin-
de, außerordentlich riskante Auseinandersetzung 
über Werte. Es ist doch nicht so, dass irgendje-
mand aus der SPD-Fraktion oder der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen diese Wertediskussion 
nicht führen will. Aber machen Sie den richtigen 
Einstieg dazu, meine Damen und Herren, 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

indem Sie die Hinweise des Bundesverfassungs-
gerichts wegwischen? Das Bundesverfassungs-
gericht hat gesagt – ich darf zitieren –: 

„Schließlich bedarf die Einführung einer Dienst-
pflicht, die es Lehrern verbietet, in ihrem äuße-
ren Erscheinungsbild ihre Religionszugehörig-
keit erkennbar zu machen, auch deshalb einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Regelung, weil ei-
ne solche Dienstpflicht in verfassungsgemä-
ßer … Weise nur begründet und durchgesetzt 
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werden kann, wenn Angehörige unterschiedli-
cher Religionsgemeinschaften dabei gleich be-
handelt werden.“ 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir bei 
dem sogenannten Privilegium Christianum. Ich 
muss eindeutig sagen: Wenn eine Mehrheit die-
ses Hohen Hauses den Gesetzentwurf verab-
schiedet, laufen Sie Gefahr, dass durch das Ge-
setz auch die beiden christlichen Kirchen betrof-
fen sind. Dass Sie das nicht wollen, unterstelle ich 
Ihnen. Wenn ich Herrn Witzel neben Herrn Papke 
sitzen sehe, frage ich mich allerdings, ob das 
nicht zumindest bei Ihnen, Herr Witzel, auch Ziel-
setzung ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie haben sich ja noch im September in einer 
Presseerklärung ziemlich eindeutig dazu einge-
lassen. Sie haben die Pläne von Ministerin Som-
mer, die sich damals dazu geäußert hatte, be-
grüßt, aber hinzugefügt, ein Verbot religiös auf-
dringlicher Symbole im Unterricht dürfe sich nicht 
auf das Kopftuch beschränken. Die religiöse Neut-
ralität an öffentlichen Schulen müsse insgesamt 
gewahrt werden. Ich fordere Sie auf, Herr Witzel, 
Herr Papke und die FDP-Fraktion: Reden Sie Ta-
cheles. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Das haben wir 
aber schon!) 

Bekennen Sie eindeutig, dass Sie diese Chance 
nutzen, um auch ein Stück weiter auf dem Weg 
hin zu einem laizistischen Staat zu kommen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich frage Sie: Ist 
diese Diskussion über den Gesetzentwurf eigent-
lich der Gesamtdiskussion zum Thema Integrati-
on, die wir führen müssen, angemessen? Wir 
werden gleich noch Gelegenheit haben, darüber 
ausführlicher zu reden. 

(Minister Armin Laschet: Ja!) 

Wir sind der Auffassung, Herr Laschet, dass wir 
die Diskussion führen müssen. Ich nehme mit In-
teresse und manchmal auch mit Anerkennung zur 
Kenntnis, was Sie dazu ausführen. Ob sich das im 
Landeshaushalt letztlich widerspiegeln wird, müs-
sen wir sehen. 

Wir sind auch für eine ehrliche Bestandsaufnah-
me, die klar macht, wo in der Vergangenheit zu 
wenig gefordert und gefördert worden ist und in-
wieweit es einer gemeinsamen Grundlage bedarf. 
Wir hatten geglaubt, dass wir in der vergangenen 
Legislaturperiode durch die Integrationsoffensive 

eine solche Grundlage hätten. Nachher in der De-
batte kann die FDP klären, ob sie noch zu dieser 
Integrationsoffensive, zu dieser Integrationsgrund-
lage steht. 

Aber, Herr Minister Laschet, Integrationspolitik 
muss verlässliche Linien und darf keinen Zick-
zackkurs haben. Sie konstatieren, dass Nord-
rhein-Westfalen bei den Bemühungen um Integra-
tion relativ weit ist. Damit sprechen Sie auch ein 
Lob für die alte Landesregierung aus. Vielen Dank 
dafür! Gleichzeitig sagen Sie, dass Sie im Bereich 
des Islam organisierte Ansprechpartner haben 
wollen. Das halte ich für richtig, ist aber nicht ein-
fach, wie Sie wissen. Gleichzeitig riskieren Sie mit 
dem vorgelegten Gesetzentwurf die Reaktion des 
Zentralrates der Muslime in Deutschland, die heu-
te nachzulesen ist. Er sagt: Dieser Gesetzentwurf 
hilft uns überhaupt nicht weiter. – Wenn Sie An-
sprechpartner finden wollen, müssen Sie auch auf 
ihre Sensibilität achten. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie haben ja Recht, dass eine zunehmende Reli-
giosität bei Muslimen festzustellen ist. Aber wir 
müssen uns dann doch auch fragen, meine Da-
men und Herren, womit das zusammenhängt und 
was der Hintergrund ist. Müssen wir nicht aufpas-
sen, welche Maßnahmen wir ergreifen, um nicht 
Wasser auf die Mühlen eines politischen Islam zu 
gießen 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

und diejenigen, die aus anzuerkennender echter 
religiöser Überzeugung handeln, nicht auf ein fal-
sches Gleis zu bringen? 

Zum Thema Wertediskussion sage ich: Wir wollen 
sie gerne führen. Wir haben die Ausführungen 
des Ministerpräsidenten zu den Wertevorstellun-
gen im Bereich des christlich-jüdisch-abendlän-
dischen Kulturgutes, der Tradition und der Über-
lieferung in sehr guter Erinnerung. Ich verstehe 
allerdings nicht, Herr Ministerpräsident, dass man 
in dieser Frage einen Konflikt mit beiden Kirchen 
in Nordrhein-Westfalen vom Zaune bricht. 

(Minister Armin Laschet: Nicht mit beiden!) 

– Doch, mit beiden, Herr Kollege. Ich habe ges-
tern auch das Gefühl gehabt, als müsste man 
noch eine Interpretationshilfe für das haben, was 
die evangelische Kirche anbelangt. In der Presse-
erklärung wird aber festgestellt, dass es sich beim 
Kopftuch um ein Symbol handelt, das für unter-
schiedliche Deutungen offen ist. In Punkt 4 wird 
im Grunde genommen ein Votum für eine Einzel-
fallprüfung abgegeben. 
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(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Richtig! Die fin-
det statt!) 

Schauen Sie sich die Presseerklärung der drei 
Präsides an. Die Stellungnahme der katholischen 
Kirche ist in dieser Frage sehr eindeutig. 

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf 
bringt uns bei der Lösung der konkreten Proble-
me, für die es genug Lösungsansätze gibt, nicht 
weiter, und er behindert die Diskussion um die 
notwendige Integrationspolitik in Nordrhein-
Westfalen und in der Bundesrepublik Deutsch-
land, die wir eigentlich führen müssten. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Als nächste Rednerin hat Frau Abgeordnete 
Löhrmann, die Vorsitzende der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, das Wort. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir haben in Deutsch-
land kein laizistisches Staatsverständnis. Insofern 
sollten wir uns im Hinblick auf die friedliche Be-
kundung des Glaubens den Satz von Martin Bu-
ber zu Herzen nehmen: „Alle Menschen haben 
Zugang zu Gott, aber jeder einen anderen.“ 

Es geht heute in diesem Parlament zum dritten 
Mal um ein Kopftuchverbot für Lehrerinnen an 
Schulen in Nordrhein-Westfalen. Die konkreten 
Zahlen sind genannt. Wir haben in der letzten 
Wahlperiode bereits zwei Anhörungen über einen 
CDU-Gesetzentwurf durchgeführt. Dabei kamen 
die Experten sehr einmütig zu dem Ergebnis, 
dass dieser Entwurf wie auch der aus Baden-
Württemberg verfassungswidrig ist. Der nun vor-
gelegte unterscheidet sich von dem früheren nur 
in Nuancen, hält aber an der grundsätzlichen Re-
gelung fest, dass die Religionen nicht gleich be-
handelt werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, Sie 
ignorieren nach wie vor die höchstrichterliche 
Rechtsprechung. Mit Verweis auf das Bundesver-
fassungsgericht hat das Bundesverwaltungsge-
richt klargestellt, dass – ich zitiere – „das Gebot 
strikter Gleichbehandlung der verschiedenen 
Glaubensrichtungen sowohl in der Begründung 
als auch in der Praxis der Durchsetzung solcher 
Dienstpflichten“ zu wahren ist. An diese Vorgabe 
hält sich der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktio-
nen ausdrücklich nicht. Sie wissen das ganz ge-
nau und nehmen damit eine von NRW ausgehen-

de Verfassungsklage in Kauf. Sie legen es auf ei-
nen Rechtsstreit an. 

Sie ignorieren auch alle Erkenntnisse, die aus den 
Anhörungen im Hauptausschuss hervorgegangen 
sind. Sie wissen, dass dem Kopftuch kein eindeu-
tiger objektiver Erklärungsgehalt innewohnt. Es ist 
nicht unbedingt ein religiöses Zeichen. Es drückt 
aber auch nicht per se die Unterdrückung der 
Frau aus. Der jeweilige Bedeutungsgehalt des 
Kopftuches wird allein durch subjektive Bewertun-
gen konstruiert. Der Trägerin werden darüber hin-
aus persönliche Motivationen unterstellt, wenn 
man generalisiert, sie verfolge mit dem Tragen 
des Kopftuches politische, religiöse oder gar ver-
fassungsfeindliche Ziele. 

Meine Damen und Herren, ich sage eins ganz 
klar: Kopftuch, Schleier und Burka sind für islami-
sche Fundamentalisten Instrumente zur Unterdrü-
ckung der Frau und damit politische Symbole. 
Das Tuch auf dem Topf einer Frau kann also ein 
politisches Symbol sein. Wir sind uns einig: Eine 
solche Kopftuchträgerin ist für den Beruf als Leh-
rerin nicht geeignet. Der Staat ist jedoch hand-
lungsfähig und muss es auch sein, weil hier das 
Disziplinarrecht greift. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich frage mich: Welches Ziel verfolgt die Regie-
rungskoalition mit dem Kopftuchverbot wirklich? – 
Glaubt man Herrn Papke, dann will er damit 
Zwangsverheiratungen und sogenannte Ehren-
morde verhindern. Das kann doch wohl nicht Ihr 
Ernst sein. Sie polarisieren und vertiefen Gräben, 
indem Sie schwere und schwerste Verbrechen in 
Zusammenhang mit dem Kopftuchtragen bringen 
und dabei eine Gemengelage erzeugen, von der 
man sagen kann, dass im Vergleich dazu jede 
Stammtischdiskussion auf hohem Niveau stattfin-
det. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich zitiere Herrn Papke, wohlgemerkt angesichts 
von 20 Kopftuchträgerinnen in unseren Schulen – 
„Westdeutsche Zeitung“ vom 12. Oktober 2005 –:  

„Wir wollen damit gezielt ein Zeichen der 
Wehrhaftigkeit des Staates gegenüber extre-
mistischen Tendenzen aufzeigen.“ 

In der „Welt Kompakt“ vom 6. September 2005 
spricht Herr Papke von einer – Zitat – „Weltan-
schauung, die mit Freiheitlichkeit und Toleranz 
nicht in Übereinstimmung zu bringen ist“. 

(Zuruf von Dr. Gerhard Papke [FDP]) 
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 – Vielleicht hören Sie zu und lassen sich einmal 
darauf ein. – Meine Damen und Herren, am ver-
gangenen Samstag wurde die Stadt Solingen im 
Rahmen einer Integrationsbörse für den Erhalt 
des Integrationspreises der Bertelsmann-Stiftung 
und des Bundesinnenministeriums gewürdigt. 
Herr Laschet war einer der Redner, und auch 
Frau Genc, die Mutter, die beim Brandanschlag 
1993 drei Mädchen und weitere Angehörige verlo-
ren hat, war dabei. Frau Genc trägt in der Öffent-
lichkeit immer ein Kopftuch. Sie tut dies aus tiefer 
religiöser Überzeugung. 

Was glauben Sie, Herr Papke, was diese Frau 
von Ihren Äußerungen hält?  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist eine Frau, die uns in der Stunde ihrer 
größten Verzweiflung „Lasst uns Freunde sein!“ 
zugerufen hat und in Solingen deutsche Staats-
bürgerin geworden ist. Was glauben Sie, was sie 
und andere davon halten, wenn Sie, Herr Papke, 
permanent einen zwangsläufigen Zusammenhang 
zwischen Kopftuchträgerinnen, Ehrenmorden, 
Zwangssehen, Extremismus und Fundamentalis-
mus zu suggerieren versuchen?  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist Rechtspopulismus, Herr Papke. Verbale 
Attacken gegenüber Mädchen mit Kopftuch gibt 
es bereits. Merken Sie eigentlich nicht, dass Sie 
zündeln? 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist das Gegenteil einer modernen, aufge-
schlossenen und verantwortungsvollen Integrati-
onspolitik. Was Sie betreiben, ist Isolationspolitik. 
Sie spalten und heizen die Debatte zulasten we-
niger Lehrerinnen an. Sagen Sie mir bitte, wie 
sich dies auf den Schulfrieden auswirkt. Sie müs-
sen sich um die jungen Männer der dritten Gene-
ration kümmern. Dies ist ungleich schwerer, als 
Symbolpolitik mit dem Kopftuch zu betreiben. Sie 
isolieren hier pauschal die unterrichtenden Frauen 
mit Kopftuch, unabhängig von Ihrer Eignung, Leis-
tung und Befähigung. Diese Lehrerinnen haben 
ihren diesbezüglichen Nachweis schon im Refe-
rendariat gezeigt und beweisen es tagtäglich im 
Unterricht. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
und wir stehen in der Verpflichtung, eine verant-
wortungsvolle Integrationspolitik zu betreiben. Ei-
ne hervorragende Grundlage hierfür ist die von 
allen vier Fraktionen getragene Integrationsoffen-
sive. Zerschlagen Sie hier kein Porzellan, wie der 
Integrationsbeauftragte Kufen in seiner gestrigen 
Pressemeldung mahnte, und spielen Sie nicht 

denjenigen in die Hände, die von einer Isolierung 
der Muslime profitieren könnten. Wir brauchen ei-
nen ernsthaften und verbindlichen Dialog mit der 
Vertretung der Muslime und keine Isolierung und 
Radikalisierung Einzelner. Nur so kann die Integ-
rationspolitik für unser Land erfolgreich sein. 

Meine Damen und Herren, mich wundert die Hal-
tung und Fahrlässigkeit der CDU. Peter Schilder 
hat die Lage in der „FAZ“ am 28. Oktober auf den 
Punkt gebracht. Ich zitiere:  

„Beim Kopftuchverbot sollen jüdische Kippa 
und christliche Nonnentracht ausdrücklich er-
laubt sein. Nicht nur die Kirchen zweifeln daran, 
dass dies einer höchstrichterlichen Prüfung 
standhalten dürfte. Dann können sämtliche reli-
giöse Symbole aus der Schule verbannt sein, 
was außer der FDP niemandem recht wäre.“  

„Insbesondere nicht der CDU in diesem Land“, 
möchte man ergänzen. Warum hören Sie nicht 
auf die Warnungen der katholischen Kirche? Uns 
zumindest hat Prälat Vogt bei seinem gestrigen 
Besuch in unserer Haltung bestärkt. Ihr „Augen zu 
und durch“ kann ein böses Erwachen zur Folge 
haben! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, CDU und FDP wollen 
sich, wie es zurzeit aussieht, aber vor einer erneu-
ten Anhörung und vertieften Debatte im Landtag 
drücken und das Gesetz im Schnellverfahren be-
schließen. Meine Fraktion hält eine Anhörung für 
unverzichtbar, damit wir dieses wichtige Thema 
ordentlich beraten und Experten und Betroffene 
hören können. Das hat sich schon einmal als sehr 
hilfreich erwiesen. Wie sagte Papst Benedikt XVI. 
in diesem Zusammenhang:  

Der interreligiöse und interkulturelle Dialog zwi-
schen Christen und Muslimen darf nicht auf ei-
ne Saisonentscheidung reduziert werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Für die Lan-
desregierung hat jetzt Frau Ministerin Sommer 
das Wort. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Aus der Sicht der Landesre-
gierung kann ich den hier vorgelegten Gesetzent-
wurf nur begrüßen. Ich halte ihn für einen guten 
Beitrag, den Schulfrieden dauerhaft zu sichern. 

(Beifall von der CDU) 
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Aus meiner Sicht ist die von den Fraktionen der 
CDU und der FDP vorgeschlagene Änderung des 
Schulgesetzes nicht dazu geeignet, als Beitrag 
gegen eine Religion gewertet zu werden, wie dies 
im Vorfeld immer wieder zu hören war. Es geht 
doch im Kern um etwas ganz Wesentliches: Wir 
wollen und müssen die Voraussetzungen für die 
Tätigkeit als Lehrerin an unseren Schulen klar de-
finieren. Wir sagen ganz deutlich: Lehrerinnen 
und Lehrer sind zur weltanschaulichen, religiösen, 
aber auch zur politischen Neutralität verpflichtet. 
Das ist wie eine Geschäftsbedingung und die 
Maßgabe, unter der ihr Handeln als Lehrerin in 
unserem Land steht.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird diese 
Bedingung für die Tätigkeit als Lehrerin oder als 
Erzieherin an unseren Schulen noch einmal kon-
kretisiert.  

Gleichwohl – das soll an dieser Stelle nicht ge-
leugnet werden – hat die sogenannte Kopftuch-
debatte Auswirkungen auf die Entstehungsge-
schichte dieses Gesetzentwurfs gehabt. Für einen 
solchen Gesetzentwurf bedarf es eines mit großer 
Sensibilität geführten Abwägungsprozesses, der 
zwischen der Religionsfreiheit einer Lehrerin ei-
nerseits und der staatlichen Pflicht zu weltan-
schaulich-religiöser Neutralität andererseits ver-
mittelt.  

Es geht aber auch um das Erziehungsrecht der 
Eltern, die Glaubensfreiheit der Schülerinnen und 
Schüler und die in unserer Landesverfassung 
verankerten Bildungs- und Erziehungsziele.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Das letztlich ausschlaggebende Argument dafür, 
muslimischen Lehrerinnen an öffentlichen Schu-
len auch in Nordrhein-Westfalen zu untersagen, 
im Unterricht ein Kopftuch zu tragen, war und ist 
die Mehrdeutigkeit des Kopftuches.  

Wir wissen, dass das Kopftuch nicht nur ein religi-
öses Zeichen ist. Es ist vielmehr auch eine politi-
sche Aussage. Es wird nicht selten als deutliches 
Zeichen der Abgrenzung eingesetzt. Das ist aus 
der inner-islamischen Debatte hinlänglich be-
kannt.  

Insofern, meine Damen und Herren, ist das Kopf-
tuch als politisches Symbol zu verstehen. Dieses 
Symbol steht für Geschlechtertrennung, für die 
Ungleichbehandlung der Frau und für ihre Unter-
drückung.  

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Es steht dafür, dass Frauen gleiche Rechte in 
Familie und Gesellschaft vorenthalten werden.  

(Beifall von der CDU) 

Das Tragen eines Kopftuchs transportiert diese 
Botschaft – aus welchen Beweggründen auch 
immer es getragen wird. Genau an dieser Stelle 
setzt der Gesetzentwurf an. Wir können und wer-
den nicht zulassen, dass in unseren Schulen poli-
tische Bekundungen möglich sind, die eine Inter-
pretation nahe legen, die neben den Werten unse-
rer Verfassung liegt.  

Jeder Landesgesetzgeber muss sich seiner Ver-
antwortung für die öffentlichen Schulen bewusst 
sein. Er wird sich in solchen elementaren Fragen 
stets auf einem schmalen Grat bewegen. Er kann 
nicht alle Spannungen auflösen. Der Gesetzgeber 
macht sich jedoch dann angreifbar, wenn politi-
sche und religiöse Botschaften in unsere Schulen 
getragen werden, die mit unserer Rechtsordnung 
und Verfassung unvereinbar sind.  

Es kommt deswegen nicht auf die Bedeutung des 
Kopftuches für die Trägerin an, sondern auf die 
Wirkung auf die Schülerinnen und Schüler,  

(Beifall von der CDU) 

die für die gesamte Dauer des Schulbesuchs mit 
der im Mittelpunkt des Unterrichts stehenden Leh-
rerin ohne Ausweichmöglichkeiten konfrontiert 
sind.  

Der Verfassungsauftrag der Schule ist, Schülern 
nicht nur Wissen und Können zu vermitteln, son-
dern sie auch im Geiste der Demokratie zu erzie-
hen. Das Tragen eines Kopftuches wird gerade in 
jüngster Zeit verstärkt als politisches Symbol des 
islamischen Fundamentalismus angesehen.  

(Ralf Jäger [SPD]: Haben Sie dafür ein ein-
ziges Beispiel?) 

Das steht im Gegensatz zu der klaren Werteent-
scheidung der Verfassung gegen Extremismus 
und Fundamentalismus.  

Das Tragen eines Kopftuches bei Lehrerinnen 
kann Schulkinder beeinflussen und besonders 
muslimische Mädchen unter Druck setzen.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: 
Aha!) 

In der Mehrzahl lehnen muslimische Schülerinnen 
das Kopftuch ab. Leider werden einige von Ihnen 
von zu Hause unter Druck gesetzt.  

Darum ist es wichtig, in der Schule einen Raum 
der Freiheit zu schaffen – einen Raum, in dem 
muslimische Schülerinnen unbeeinflusst sind und 
ihre eigenen Entscheidungen treffen können. – 
Ich danke Ihnen.  
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(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt Frau 
Abgeordnete Schäfer das Wort.  

Ute Schäfer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte noch einmal in die His-
torie der Entscheidungsentwicklung blicken: Am 
3. März diesen Jahres hat die FDP den damaligen 
Gesetzentwurf der CDU-Fraktion zum Kopftuch-
verbot an den Schulen im Migrationsausschuss 
abgelehnt, weil sie der Überzeugung war, dass 
ein solches Gesetz gegen die Verfassung ver-
stößt.  

(Zuruf von Dr. Gerhard Papke [FDP]) 

Nach den Landtagswahlen kommt es im Koaliti-
onsvertrag zu der Vereinbarung, dass ein Kopf-
tuchverbot an den Schulen erlassen werden soll.  

(Christian Lindner und Dr. Gerhard Papke 
[FDP]: Das war ein anderes Gesetz!) 

Dazu äußern sich Schulministerin und der Minis-
ter für Integration nach den Sommerferien sehr 
zurückhaltend bis deutlich: Frau Sommer sieht 
vordringlichere Probleme an unseren Schulen. 
Das hört sich heute allerdings ganz anders an. 
Heute habe ich gedacht, es handele sich um ei-
nen zentralen Konflikt an unseren Schulen. Nach 
den Sommerferien fanden Sie das noch nicht so 
vordringlich. – Minister Laschet sagte am 11. Au-
gust 2005 in der Sendung „Cosmo“ im „Funkhaus 
Europa“ ganz offen: Ich plädiere persönlich für 
Einzelfallregelungen.  

Beide Minister werden schnell daran erinnert, 
dass in Nordrhein-Westfalen der Koalitionsvertrag 
das eigentliche Gesetz darstellt. Sie tragen fortan – 
auch nach außen – die Pläne von CDU, FDP und 
Landesregierung leise mit – heute etwas lauter.  

Ich bin allerdings auch darüber gestolpert, was 
Herr Kuschke schon vorgetragen hat: Herr Witzel 
begrüßt jetzt ausdrücklich die Pläne dieser Lan-
desregierung. Aber er sagt – ich möchte das noch 
einmal wiederholen, weil es eine solche Bedeu-
tung hat –: Ein Verbot religiös aufdringlicher Sym-
bole im Unterricht dürfe sich aber nicht nur auf 
das Kopftuch beschränken. – Das lässt in beson-
derer Weise aufmerken. Vielleicht wird Herr Witzel 
das noch erläutern.  

(Zurufe von Ralf Witzel und Dr. Gerhard 
Papke [FDP] – Gegenruf von Johannes 
Remmel [GRÜNE] – Weitere Zurufe) 

Ich weise an dieser Stelle auf Folgendes hin: Ich 
kann nicht nachvollziehen, wo Sie, Frau Ministerin 
Sommer, den Schulfrieden gestört sehen. 22 Leh-
rerinnen, selbstbewusste junge Frauen in unse-
rem Schulsystem, von 116.000 Lehrenden tragen 
ein Kopftuch. Wir müssen doch für Nordrhein-
Westfalen feststellen, dass in diesem Land keine 
Konflikte mit Frauen, die ein Kopftuch tragen, be-
kannt sind.  

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Noch!) 

Vielleicht spricht das auch für die Integrationskraft 
unseres Landes.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wenn aber das Gebot der weltanschaulichen 
Neutralität nicht eingehalten wird, das Sie ständig 
anmahnen, dann kann das Tragen eines Kopf-
tuchs im Unterricht selbstverständlich verboten 
werden. Dann gibt es dienst-, disziplinar- und ar-
beitsrechtliche Konsequenzen. Das alles ist jetzt 
schon möglich. Wozu also dieses Gesetz?  

(Beifall von der SPD) 

Jetzt schaue ich mir noch einmal die Koalition an. 
Nach den Vorträgen, die wir eben gehört haben, 
und nach der Historie, die ich Ihnen aufgezeigt 
habe, muss die CDU mehr als alarmiert sein, 
wenn dieses Gesetz tatsächlich in Kraft treten 
wird. Denn die FDP intendiert mit ihrem Beitritt zu 
diesem Gesetzentwurf nichts anderes als die lai-
zistische Schule in Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie müssen doch die Mahnung der katholischen 
Kirche ernst nehmen. Prälat Vogt hat es noch 
einmal ausdrücklich gesagt: Mit diesem Gesetz-
entwurf werden wir Fragen der Integrationspolitik 
nicht lösen.  

Die müssen wir auf ganz anderem Weg lösen. Da 
haben Sie uns auch an Ihrer Seite! Machen Sie 
sich nicht zum Erfüllungsgehilfen der FDP! Sor-
gen Sie dafür, dass wir demnächst auch in unse-
ren Schulen weiterhin religiöse Symbole haben 
können, die dann die christliche und jüdische Re-
ligion auch betreffen. 

Sie laufen Gefahr, die Schulen in Nordrhein-
Westfalen auf den Weg zu bringen, dass keinerlei 
religiöse Symbole mehr in unseren Schulen vor-
kommen dürfen. Ist das das, was Sie wirklich wol-
len? Wenn Sie das nicht wollen, meine Damen 
und Herren von der CDU, dann prüfen Sie noch 
einmal den Gesetzentwurf. Besprechen Sie das 
dann koalitionsintern noch einmal 
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Ich kann nur mahnen: Ziehen Sie diesen Gesetz-
entwurf zurück! Es ist reine Symbolpolitik; es hat 
nichts mit Integrationspolitik zu tun. Ich mache mir 
sehr viel Sorgen um die Zukunft des Religionsun-
terrichtes in unseren Schulen im Allgemeinen. – 
Danke. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Schäfer. – Für die CDU-Fraktion 
spricht jetzt Herr Jostmeier. Bitte sehr. 

Werner Jostmeier (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zu-
hörer! Es ist schwierig, in der mir verbleibenden 
Zeit zu dem, was von Frau Schäfer seitens der 
SPD-Fraktion und der Fraktion der Grünen gesagt 
worden ist, detailliert Stellung zu nehmen. Ich will 
versuchen – indem ich vieles von dem, was ich 
vorbereitet habe, weglasse –, hierzu die Haltung 
der CDU zu verdeutlichen. 

Es ist richtig, dass wir am 17. März dieses Jahres 
einen ähnlichen, fast den gleichen Gesetzentwurf 
hier im Hause diskutiert haben, der mit der dama-
ligen Mehrheit von Rot und Grün abgelehnt wor-
den ist, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Die FDP war 
auch dagegen!) 

obwohl damals viele Kolleginnen und Kollegen 
der SPD gern unserem Entwurf zugestimmt hät-
ten. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Ralf Jäger 
[SPD]) 

Meine Damen und Herren, wir legen aufgrund des 
Wählerwillens vom 22. Mai diesen jetzt mit der 
FDP gemeinsam korrigierten Gesetzentwurf dem 
Landtag zur Abstimmung vor und sorgen damit 
dafür, dass erstens in dieser Frage Rechtssicher-
heit und Rechtsklarheit in die Schullandschaft hi-
neinkommen, dass zweitens die jahrelange Hän-
gepartie bei den Betroffenen, bei den Lehrerkolle-
gien, bei den Schülern, bei den Eltern beendet 
wird und dass drittens damit ein wesentlicher, ich 
sage sogar, der wesentliche Beitrag zum Schul-
frieden in dieser Sache geleistet wird. 

(Beifall von der CDU) 

Frau Löhrmann, Sie haben das Wort „Zündeln“ 
gebraucht. Ich weiß nicht, ob Sie einen Redebei-
trag eines Kollegen, der aus meiner Sicht sehr 
klar mit seiner Haltung zu dieser Thematik ge-
sprochen hat, so abqualifizieren wollen. Wir neh-

men auch Ihre Argumente ernst. Wir sind der 
Meinung, dass das kein Zündeln ist, sondern ganz 
im Gegenteil. Ich möchte versuchen, das zu be-
gründen. 

Die grüne Fraktion hat heute wie im Herbst 2004 
und im März 2005 durch ihre Sprecherin Frau 
Löhrmann deutlich gemacht: Sie möchten am 
liebsten gar nichts machen. Sie möchten, dass es 
so bleibt, wie es ist, mit dem Hinweis darauf, es 
seien ja bisher nur 22 Fälle in Nordrhein-Westfa-
len. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, Frau Löhrmann, 
schauen Sie einmal in die Lehrerinnen-Seminare 
hinein. Schauen Sie in die Nachwuchsseminare, 
wie sich die Lehrerinnen dort zusammensetzen, 
hinein. Es mag sein, dass es heute 22 sind. Wir 
brauchen aber auch Rechtsicherheit und Rechts-
klarheit und klare Maßstäbe auch für die Zukunft. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren von Rot und Grün, fra-
gen Sie sich bitte erneut: Lassen Sie mit dieser 
Haltung des Verweigerns, des Nichtstuns die 
Schulen, die Schülerinnen und Schüler, die Leh-
rerkollegien, die Eltern und auch die betroffenen 
muslimischen Lehrerinnen nicht im Stich? Das ist 
die große Frage. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter, 
lassen Sie eine Zwischenfrage von Frau Alten-
kamp zu? 

Werner Jostmeier (CDU): Ja, das tue ich gerne. 

Britta Altenkamp (SPD): Sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, dass die Frage, wann das 
Kopftuch getragen werden kann, bei Lehrerinnen 
und Lehrern kraft Ihres Gesetzes spätestens dann 
wieder auf die Schulen zukommt, wenn Ihr 
Wunsch, einen islamischen Religionsunterricht zu 
bekommen, tatsächlich Platz greifen würde? Denn 
diesen Lehrerinnen können Sie doch wohl nicht 
verweigern, ein Kopftuch zu tragen! 

(Zurufe und Unruhe) 

Werner Jostmeier (CDU): Sie haben sich offen-
sichtlich bei dieser Frage nicht sachkundig ge-
macht. 

(Beifall von der CDU) 

Es geht um staatliche Schulen. Da haben wir sehr 
wohl seitens des Landes Nordrhein-Westfalen das 
Recht, wie uns das Bundesverfassungsgericht 
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das in seiner Entscheidung gesagt hat. Wir haben 
eine gesetzliche Regelung zu treffen, wenn wir 
diese Materie regeln wollen. Da wird diese Frage 
mit geregelt. 

Meine Damen und Herren, nach der Haltung der 
Grünen komme ich zur Haltung der SPD, die Herr 
Kuschke wieder vorgetragen hat und die sich, lei-
der Gottes, in keiner Weise von dem unterschei-
det, was Herr Moron seinerzeit gesagt hat. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter 
Jostmeier, ich habe noch zwei weitere Zwischen-
fragen. Lassen Sie die zu oder nicht? 

Werner Jostmeier (CDU): Wäre, es meine Da-
men und Herren, nicht besser, wenn wir diese 
Thematik, die sehr verantwortungsvoll zu diskutie-
ren ist, … 

Vizepräsident Edgar Moron: Also nein, ist okay. 

Werner Jostmeier (CDU): … im Hauptausschuss 
diskutieren. Wir werden das dort noch weiter ge-
hend und tiefer gehend behandeln. Ich lade Sie 
alle gerne dazu ein, auch die Fragesteller. Kom-
men Sie da hinzu. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, die Haltung der Sozi-
aldemokraten, die von Herrn Kuschke vorgetra-
gen worden ist, geht im Wesentlichen auf den 
Vorschlag hinaus: Macht es und prüft es von Fall 
zu Fall! Frau Schäfer hat das auch gesagt  

Meine Damen und Herren, wissen Sie, was mit 
einer Prüfung von Fall zu Fall jedes Mal für die 
Schulen verbunden ist? Es muss erst jemand von 
den Schülern, von den Eltern, von den Lehrern 
sagen: Ich fühle mich davon tangiert. Ich möchte 
nicht, dass ich in dieser Weise mit dem Kopftuch 
konfrontiert werde.  

Wissen Sie, was das für einen Mut für denjenigen 
bedeutet, der sich zu Wort melden muss? Er un-
terliegt einem Begründungszwang, er macht mög-
licherweise ein Spießrutenlaufen und hat den 
schwarzen Peter. Nach den Erfahrungen der bis-
herigen Regierung unter Rot-Grün wird dann jah-
relang – wir haben doch die Beispiele – keine 
Entscheidung getroffen, weil man sich davor 
drückt. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, jeder weiß – damit 
komme ich zu Frau Löhrmann und zu Herrn 
Kuschke –: Das Kopftuch ist nicht nur ein Stück 
zur Bekleidung, es ist nicht nur ein religiöses 

Symbol, sondern es kann – Frau Löhrmann, da 
liegen Sie mit dem, was Sie gesagt haben, falsch, 
das Bundesverfassungsgericht hat auf den Emp-
fängerhorizont und nicht auf das subjektive Wol-
len desjenigen, der es aufsetzt, abgestellt – vom 
objektiven Empfängerhorizont als politisches 
Kampfsymbol verstanden werden. 

Lesen Sie bitte die Beiträge des Präsidenten des 
Landesverfassungsgerichtes, Herrn Bertrams, der 
dieser Partei nach wie vor zugehörig ist, durch. 
Da werden Sie den Satz finden: Das Kopftuch ist 
ein politisches Kampfsymbol. 

Meine Damen und Herren, es geht um den Schul-
frieden. Herr Kuschke und Frau Schäfer haben 
gefragt: Ist das denn notwendig? – Jawohl, es ist 
notwendig. Der Schulfrieden wird ja nicht schon 
allein dadurch gestört, dass Mädchen sich von 
Klassenfahrten befreien lassen, dass sie nicht am 
Sport- oder Schwimmunterricht teilnehmen, 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

dass es Fälle gibt, wo Lehrerinnen den Hand-
schlag verweigern, weil sie das bei Sprechtagen 
nicht tun dürfen oder tun wollen. 

Jede Maßnahme und jedes Nichtstun, das die 
Sonderstellung dieser Lehrerinnen und dieser 
Schülerinnen verstärkt, trägt zur Zerstörung des 
Schulfriedens bei.  

(Beifall von der CDU) 

Das hat Dr. Papke dankenswerterweise mit dem 
Zitat von Frau Seyran Ates klargemacht. Das ist 
doch ein deutliches Zeichen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Jostmeier, 
kommen Sie bitte zum Schluss Ihrer Ausführun-
gen.  

Werner Jostmeier (CDU): Ja, es tut mir sehr 
Leid.  

Meine Damen und Herren, ich will nur noch Fol-
gendes sagen: Lesen Sie bitte einmal die Beiträge 
der Sachverständigenanhörung nach. Lesen Sie 
die Beiträge der Praktiker nach. Lesen Sie nach, 
was Frau Drewke, die frühere Regierungspräsi-
dentin von Arnsberg, die Ihrer Fraktion angehörte, 
zu dieser Thematik gesagt hat.  

(Zurufe von der SPD) 

Es ist doch niemanden verständlich zu machen, 
dass das Kopftuch in Nordrhein-Westfalen gestat-
tet sein soll, obwohl es in der Türkei verboten ist 
und dies vom Europäischen Gerichtshof als 
rechtmäßig bestätigt worden ist.  
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Vizepräsident Edgar Moron: Herr Jostmeier, ich 
möchte Ihnen nicht das Wort entziehen. Tun Sie 
mir den Gefallen. 

Werner Jostmeier (CDU): Tut mir Leid, Herr Prä-
sident.  

(Zuruf von der SPD) 

Ich verweise noch einmal auf das Privilegium 
Christianum. Wir halten das nicht nur für verfas-
sungsmäßig und rechtmäßig. Ich weiß, es hat nur 
eine deklaratorische Bedeutung. Diese deklarato-
rische Bedeutung wollen wir aber. Es ist so ge-
wollt, und zwar nicht nur, weil es so im Grundge-
setz steht, nicht nur wegen Artikel 12 der Landes-
verfassung, sondern weil wir gerade vor dem Hin-
tergrund der multikulturellen Entwicklung in unse-
rem Land deutliche Maßstäbe setzen wollen.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Jostmeier! 

Werner Jostmeier (CDU): Wir sind davon über-
zeugt, Herr Präsident, unser Gesetz ist nicht nur 
rechtmäßig und verfassungsmäßig,  

(Beifall von der CDU) 

es hilft den Betroffenen.  

Ich bedanke mich sehr, Herr Präsident. Wir haben 
in dieser Frage sehr konstruktiv diskutiert. 

Vizepräsident Edgar Moron: Sie haben eindeu-
tig überzogen. Jetzt ist es gut, Herr Jostmeier! 

Werner Jostmeier (CDU): Danke schön. Ich 
freue mich auf die Diskussion im Hauptaus-
schuss. Wir werden das Gesetz durchsetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Ich empfehle weite-
re Debatten im Hauptausschuss. Okay, Herr Jost-
meier.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat sich Frau Düker ge-
meldet. Bitte schön. Frau Düker, wenn Sie ein 
wenig überziehen, will ich auch tolerant sein.  

(Heiterkeit) 

Monika Düker (GRÜNE): Insofern kann ich Herrn 
Jostmeier ganz dankbar sein.  

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Leider 
geht es bei diesem Gesetzentwurf, über den wir 
heute reden, nicht nur um 22 Einzelfälle und um 
eine aus unserer Sicht überflüssige gesetzliche 
Regelung. Es geht um mehr. Die Rechtsprechung 

hat uns das noch einmal deutlich ins Stammbuch 
geschrieben, Herr Jostmeier. Es geht um ein ver-
fassungsrechtliches Spannungsverhältnis zwi-
schen den Freiheitsrechten der Lehrer auf der ei-
nen Seite und den Freiheitsrechten von Eltern und 
Schülern auf der anderen Seite. 

Herr Papke, es geht in der Rechtsprechung dabei 
eben nicht nur um das Kopftuch. Das Bundesver-
waltungsgericht hat in seinem Urteil sehr klar ge-
sagt, ja, der Staat darf die Grundrechtsposition 
der Lehrer in Bezug auf die Religionsfreiheit zu-
gunsten der Sicherung der Neutralität einschrän-
ken. Ich zitiere aus dem Urteil: 

„Eine Regelung, die Lehrern untersagt, in der 
Schule äußerlich dauernd sichtbar ihre Zugehö-
rigkeit zu einer bestimmten Religionsgemein-
schaft oder Glaubensrichtung“ 

– nicht nur Islam – 

„erkennen zu lassen, ist Teil der Bestimmung 
des Verhältnisses von Staat und Religion im 
Bereich der Schule.“ 

Das heißt doch, dass es erstens nicht nur um den 
Islam geht und zweitens die Einschränkung der 
Glaubensfreiheit, die Sie hier vornehmen, eine 
Neuinterpretation der weltanschaulich-religiösen 
Neutralität des Landes in der Schule ist. Damit 
bringen Sie in die Debatte ein: Wir wollen eine re-
ligionsfreie Schule. Wir wollen die Religion aus 
dem öffentlichen Raum ins Private. Wir wollen ei-
ne Entwicklung hin zu einem laizistischen Staats-
verständnis.  

Das halte ich an der Debatte für fatal. Als migrati-
onspolitische Sprecherin meiner Fraktion halte ich 
dies aus integrationspolitischer Sicht für eine fata-
le Fehlentscheidung und für einen Rückschritt auf 
dem Weg zu einer Integration des Islams in unse-
re Gesellschaft.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dahin müssen wir den Islam bringen. Wir wollen 
ihn doch aus den Hinterhofmoscheen herausho-
len. Herr Solf, das ist doch auch Ihr erklärtes Ziel 
in der Integrationspolitik. Wir müssen also das 
Gegenteil tun. Wir müssen die Religion nicht pri-
vatisieren, sondern wir müssen den Islam integrie-
ren, um eine Politisierung zu verhindern. Das ist 
das Gegenteil von dem, was Sie mit diesem Ge-
setzentwurf tun.  

Herr Laschet, ich biete Ihnen noch einmal sehr 
klar unsere Unterstützung auf Ihrem Weg an, 
durch einen Dialog mit den Musliminnen und Mus-
limen in unserer Gesellschaft eine Struktur des 
Islam in Nordrhein-Westfalen zu entwickeln, die 
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uns genau das ermöglicht, nämlich den Islam in 
den öffentlichen Raum, in die Schulen zu holen 
und einen islamischen Religionsunterricht zu ent-
wickeln.  

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Düker.  

Monika Düker (GRÜNE): Das ist Ihr Ziel. Dafür 
haben Sie unsere Unterstützung. Das, was die 
Kollegen auf dieser Seite machen, ist das Gegen-
teil von dem, was sie damit bezwecken.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Düker. – Jetzt spricht für die Landesregierung 
Herr Minister Laschet. Bitte schön.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sagen Sie mal 
das, was Sie wirklich meinen!) 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin Löhr-
mann hat mich aufgefordert, das zu sagen, was 
ich wirklich meine. Da ich das immer tue, will ich 
das jetzt auch hier tun. Ich möchte gleich mit Ih-
nen anfangen, Frau Löhrmann.  

Zu großen Teilen Ihrer Rede könnte ich Zustim-
mung signalisieren. Ich finde aber völlig unerträg-
lich, einen Zusammenhang herzustellen zwischen 
Solingen, Zündeln und der FDP-Fraktion. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das war ein Duktus, den wir uns in einer solchen 
Debatte, in der wir Konsens benötigen, nicht an-
tun sollten.  

(Beifall von der CDU) 

Sie tun Frau Genc Unrecht, wenn Sie sie für Ihre 
Zwecke hier gegen die FDP-Fraktion instrumenta-
lisieren.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich knüpfe an das an, mit dem Herr Kollege Jost-
meier aufgehört hat. Herr Kollege Jostmeier hat 
mit der Beschreibung einer multikulturellen Ent-
wicklung aufgehört. Man kann viele Worte dafür 
finden.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

– Frau Löhrmann, die Realität ist, dass wir ein 
Land vieler Kulturen geworden sind. Wenn 25 % 
der Menschen in Nordrhein-Westfalen eine Zu-
wanderungsgeschichte haben, dann ist Multikultu-
ralität – oder wie immer man es nennt – Realität.  

Aber, liebe Frau Altenkamp, wenn das so ist, 
muss eine Basis festgeschrieben werden, auf der 
die Kulturen zusammen leben. In dem Zusam-
menhang kann man schon das Thema Ehrenmor-
de erwähnen. Da kann man erwähnen, dass deut-
sche Gerichte immer noch „kulturbedingte Strafta-
ten“ als Entschuldigungsgrund akzeptieren. Dabei 
kann man auch Zwangsverheiratungen von Mäd-
chen ansprechen, ohne hier Themen miteinander 
zu vermischen, 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

die nichts miteinander zu tun haben. 

Jetzt komme ich zum Thema Kopftuch. Das ist 
doch das Spannende an der Debatte, die wir im 
Moment erleben. Das ist doch nicht die Debatte, 
dass hier die Mehrheitsgesellschaft ist, hier die 
Deutschen sind, die sagen, Kopftuch ist etwas, 
was wir nicht akzeptieren, und auf der anderen 
Seite die Muslime sagen, wir wollen aber alle 
Kopftuch tragen. 

Diese Anerkenntnis mehrerer Kulturen hat doch 
auch dazu geführt, dass in der türkischen Ge-
meinschaft eine ganz intensive Debatte über das 
Kopftuch stattfindet. 

Ich lese im Moment „Die fremde Braut“ von Necla 
Kelek. Lesen Sie doch einmal, was muslimische 
Frauen sagen. 

(Beifall von der CDU) 

Die sagen: Wir sind froh, dass wir in der Türkei 
leben und nicht in irgendeinem anderen islami-
schen Land. Wir sind froh, dass wir uns seit Ata-
türk eine Trennung von Staat und Kirche erarbei-
tet haben. Wir sind froh, dass wir in der Türkei in 
den Hochschulen … 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

– Sekunde mal. Ich referiere doch jetzt, was die 
türkischen Frauen im Moment beschreiben und 
was viele türkische Organisationen in Deutsch-
land beschreiben. Sie sagen, wir können die 
deutschen Frauen nicht verstehen. Wir verstehen 
nicht, dass sie dreißig Jahre lang für Gleichbe-
rechtigung gekämpft haben und plötzlich mit gro-
ßer Toleranz über das Kopftuch hinweggehen. 
Das ist doch eine Unglaubwürdigkeit, die auch in 
diesem Parlament hier deutlich wird.  

Deshalb meine ich, ein Gesetz, das dieses Prinzip 
klarstellt, ist eine Grundlage, die eben nicht Druck 
auf Mädchen macht, die es nicht tragen. Man 
kann sich das doch vorstellen. Da sitzen in einer 
Schulklasse zehn Mädchen, sechs tragen Kopf-
tuch, vier nicht. Die Lehrerin trägt das Kopftuch. 
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Das ist doch nicht mehr die Neutralität, die man 
von ihr in einem solchen Konflikt erwartet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kuschke? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Minister, Sie un-
terstreichen ja auch noch einmal, dass Sie einfa-
che und klare Regelungen erreichen wollen und 
das Vorhaben der Koalitionsfraktionen unterstüt-
zen. 

Dann frage ich Sie in Anlehnung an das, was Frau 
Altenkamp schon gefragt hat. In Art. 1 auf Seite 4 
des Gesetzentwurfs heißt es:  

„Das Neutralitätsgebot des Satzes 1 gilt nicht 
im Religionsunterricht und in den Bekenntnis- 
und Weltanschauungsschulen.“  

Über Bekenntnis- und Weltanschauungsschulen 
brauchen wir nicht zu sprechen. Aber für den Re-
ligionsunterricht bedeutet diese Aussage, dass es 
zukünftig sein kann, dass Lehrerinnen an Schulen 
in bestimmten Fächern unterrichten und nach Ih-
rer Vorstellung kein Kopftuch tragen dürfen, aber 
im Religionsunterricht dürfen dieselben Lehrerin-
nen dann doch wieder Kopftuch tragen. Wie das 
Klarheit herbeiführen soll, vermag ich nicht zu be-
urteilen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Lieber Herr Kuschke, 
Sie haben ja auch schon einmal in einer Anfrage 
an die Landesregierung über die Frage laizisti-
scher und säkularer Staat nachgefragt und ge-
glaubt, ich sei für den Laizismus, was nun wirklich 
eine absurde Vorstellung ist. 

Dass der Religionsunterricht bei uns einen ganz 
anderen Charakter hat als in jedem anderen eu-
ropäischen Land und dass wir mit den Regeln, 
wie wir mit den Kirchen zusammenarbeiten, aus 
der Weimarer Reichsverfassung ins Grundgesetz 
übertragen, Sonderkonstruktionen haben, lässt 
eben hier keine pauschalen Regelungen zu. 

Insofern wird, wenn wir mit den muslimischen Or-
ganisationen einmal dazu kommen, einen Religi-

onsunterricht einzuführen, der diesem vergleich-
bar ist, der vergleichbar auch für eine Gemein-
schaft Hoheit gibt im Religionsunterricht unter 
deutscher Schulaufsicht, dann über diese Frage 
natürlich noch einmal zu sprechen sein. Das ist 
eine Frage, die in diesem Gesetzentwurf im jetzi-
gen Stadium eben den Unterschied machen 
muss, weil es auch um den katholischen und den 
evangelischen Religionsunterricht gehen muss. 

Heute geht es aber um die Frage des normalen 
Schulunterrichts in einer Schule. Da ist die Neut-
ralitätsverpflichtung ein hohes Gut. Es stimmt, 
Frau Schäfer, ich habe auch einmal gedacht, man 
kriegt es mit Einzelfallregelungen hin, weil ich das 
Thema auch nicht so hoch hängen will. Denn das 
ist nicht der Kernpunkt der Integrationspolitik. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Aber wir brauchen trotzdem jetzt diese Klarheit. 
Integrationspolitik gelingt besser, wenn man klare 
Prinzipien festschreibt und dann zum Dialog der 
Kulturen beiträgt. Das ist die Absicht der Landes-
regierung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ges-
tatten Sie noch eine weitere Zwischenfrage von 
Frau Löhrmann? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Frau 
Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Laschet, Sie 
haben eben in Ihrem Beitrag auf türkische Frauen 
verwiesen, die eine bestimmte Position vertreten 
haben. Würden Sie denn bitte konzedieren, dass 
es genauso natürlich türkische Frauen gibt, die 
diese andere Position einnehmen, und dass etwa 
Frau Limbach und Frau Süssmuth ausdrücklich 
unsere Position teilen, dass es ein integrations-
feindliches Signal ist, wenn man Frauen das Kopf-
tuch verbietet? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Zunächst einmal sind 
Frau Limbach und Frau Süssmuth keine türki-
schen Frauen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das habe ich 
auch nicht gesagt! Entschuldigen Sie ein-
mal!) 
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Sie führen die gleiche Debatte wie wir sie auch 
führen. Insofern hilft es nichts, Frau Limbach und 
Frau Süssmuth zu zitieren. Wir könnten jetzt viele 
deutsche Frauen in deutschen Parteien benen-
nen, die eine bestimmte Position vertreten. 

Zu den türkischen Frauen kann ich Ihnen sagen: 
Ja, natürlich gibt es da unterschiedliche Meinun-
gen. Es gibt sogar sehr, sehr viele unterschiedli-
che Meinungen. Aber wir sind auf der Seite der 
Frauen, die für die Rechte der Frauen eintreten 
und die ein bestimmtes Frauenverständnis … 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

– Liebe Frau Düker, wir haben ja leider jetzt keine 
Zeit mehr. Aber lesen Sie doch bitte einmal nach, 
woher die Idee des Kopftuches kommt und was 
der eigentliche Grund für Verhüllung im Islam ist. 
Wenn sich Frauen davon emanzipiert haben … 

(Monika Düker [GRÜNE]: Die Emanzipation 
müssen Sie schon den Frauen überlassen!) 

– Liebe Frau Düker, wir wollen in der Tat den 
Frauen diese Emanzipation selbst überlassen. 
Aber diese Frauen schreiben uns und sagen: Wir 
verstehen eure Gesellschaft nicht mehr. Wir ver-
stehen nicht, dass ihr etwas, was wir uns in der 
Türkei erkämpft haben, 

(Beifall von der CDU) 

so leichtfertig preisgebt. Das ist der Unterschied. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wir haben keine Redezeiten mehr, und die 
Rednerliste ist erschöpft. 

Wir kommen zur Beschlussfassung. Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 13/569 an den Hauptaus-
schuss – federführend –, den Ausschuss für 
Schule und Weiterbildung, den Ausschuss für 
Frauenpolitik, den Ausschuss für Generatio-
nen, Familie und Integration sowie natürlich 
auch an den Rechtsausschuss. Wer mit dieser 
Überweisungsempfehlung einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Ist jemand dage-
gen? – Enthält sich jemand? – Dann haben wir 
diese Überweisungsempfehlung einstimmig an-
genommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
kommen zum Tagesordnungspunkt 

3 Aktuelle Stunde 

Thema: „Soziale Stadt“ ist unverzichtbar: 
gegen Ghettobildung, für aktive 
Integration! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gemäß § 90 Abs. 2 GeschO 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat gemäß 
unserer Geschäftsordnung eine Aussprache über 
das genannte Thema beantragt. 

Ich eröffne die Aktuelle Stunde und erteile für die 
antragstellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Herrn Abgeordneten Horst Becker das Wort. Bitte 
schön. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die inzwischen fast zwei Wo-
chen andauernden Ereignisse in Frankreich sind 
erschreckend. Erschreckend ist die dortige Ge-
waltbereitschaft, erschreckend ist die Aggressivi-
tät, und erschreckend ist auch die dahinter bei 
den Jugendlichen steckende Hoffnungslosigkeit. 

Erschrecken müssen aber auch wir bei Über-
schriften wie „Die Krawalle werden kommen!“, ei-
ner Überschrift, die wir am Sonntag in einer Sonn-
tagszeitung finden konnten, als es ein Interview 
mit dem Integrationsexperten Volker Eichener 
gab. Ich darf mit der Genehmigung des Präsiden-
ten daraus zitieren. Mit Hinweis auf Paris wurde 
gefragt: 

„Sind solche Unruhen auch in nordrhein-
westfälischen Städten denkbar?“ 

Herr Eichener antwortete: 

„Ganz sicher. Vielleicht drohen sie nicht kurz-
fristig. Aber weit entfernt davon sind wir auch 
nicht mehr. Die Krawalle werden eines Tages 
nach NRW kommen. Schließlich sind alle Vor-
aussetzungen für ethnische Unruhen, für Kra-
walle von Jugendgangs auch bei uns gegeben.“ 

Meine Damen und Herren, diese Aussage bedeu-
tet, dass wir in mehrfacher Hinsicht gemeinsam – 
ich betone: gemeinsam – gefordert sind. 

Zunächst einmal – ich denke, das ist Konsens hier 
im Hause – sind wir gemeinsam gefordert, dass 
wir nicht die Nachahmer anregen. Die ersten Fälle 
gibt es schon. 

Zweitens sind wir gemeinsam gefordert, dass wir 
nicht den Eindruck erwecken, dass NRW Frank-
reich wäre, denn die Vorstädte in Paris sind in ei-
ner anderen Situation als die Vorstädte im Ruhr-
gebiet oder in NRW insgesamt. 
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(Beifall von den GRÜNEN) 

Drittens – ich hoffe, auch da herrscht Konsens – 
sind wir gemeinsam gefordert, dass wir in Zukunft 
nicht in eine solche Situation geraten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn das unser Ziel ist, dann ist es allerdings 
notwendig, dass wir die Handlungsfelder in der 
Politik, die uns zur Verfügung stehen, klug nutzen. 
Hier – ich schließe das bewusst an die Debatte an, 
die wir eben geführt haben – muss der Grundge-
danke, der sich quer durch alle Arbeitsfelder zieht, 
sein: Integrieren und nicht separieren!  

Das muss für die Schulpolitik gelten. Hier darf 
nicht aussortiert, sondern muss individuell geför-
dert werden. Das muss bei der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik gelten, wo wir nicht die Tendenzen 
verstärken dürfen, die eine immer größere Tren-
nung zwischen Arm und Reich forcieren. Und – 
darum geht es uns heute bei dieser Debatte – es 
muss auch für die Stadtentwicklungspolitik gelten. 
Hier muss die städtebauliche Grundlage gesichert 
werden, dass ein friedliches Zusammenleben, 
dass Integration gefördert wird und nicht die Ten-
denzen zur Separation nach sozialer und ethni-
scher Herkunft durchschlagen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ursachen und Gründe in der Gewaltdebatte sind 
lange bekannt und erforscht. Sie liegen in den 
Suburbanisierungsprozessen der letzten Jahr-
zehnte und in der regionalen Umverteilung der 
Bevölkerung nach Lebenslagen, also arm und 
reich, und nach Lebensformen, also Menschen 
mit Kindern und Menschen ohne Kinder. Stadtteile 
mit höchsten Anteilen von Kindern sind zugleich 
jene mit besonders hohen Armutsquoten, hoher 
Arbeitslosigkeit, einem hohen Anteil an Alleiner-
ziehenden und besonders vielen Aussiedlerinnen 
und Aussiedlern.  

Auf die räumliche Konzentration sozialer Proble-
me und benachteiligter Haushalte hat das Land 
Nordrhein-Westfalen zu Beginn der 90er-Jahre 
mit dem Handlungsprogramm „Stadtteile mit be-
sonderem Erneuerungsbedarf“ reagiert und war 
damit Vorbild für entsprechende Bundespro-
gramme, nämlich das Programm „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale 
Stadt“.  

In den Quartieren wurde eigenständiges Stadtteil-
leben gefördert und ausgebaut, der Zusammen-
halt gestärkt, Angebote für Begegnungsmöglich-
keiten, Sprachförderung, Konfliktmanagement und 
Präventionsarbeit vorgehalten. Jugendliche wur-
den gefördert durch Qualifizierung und Ausbildung 

bei dem Einstieg in die Erwerbsarbeit. Auch kultu-
relle Strategien waren und sind darauf ausgerich-
tet, den Stadtteil zum Erlebnisort der Menschen 
zu machen. 

Dieser kleine Auszug aus den unterschiedlichen 
Handlungsfeldern verdeutlicht eines: den integra-
tiven und ressortübergreifenden Ansatz.  

Meine Damen und Herren, die rot-grüne Landes-
regierung und der ehemalige Minister Vesper wa-
ren auf dem richtigen Weg. Ich begrüße ausdrück-
lich, dass auch Minister Wittke erklärt hat, er wolle 
die Programme der sozialen Stadt fortführen, und 
auch Herr Laschet in einem Interview ausdrück-
lich gefordert hat, dass die Mittel für Integration 
ausgebaut werden müssen. 

Aber: Zur Bewältigung dieser Situation und zu ei-
ner Gesamtsituation, die das ernst meint, gehört, 
dass wir den sozialen Wohnungsbau nicht kürzen 
oder einstampfen, sondern fortsetzen, gehört 
auch, dass wir verantwortlich mit dem öffentlichen 
Wohnraum, der noch im Besitz des Landes und 
der LEG ist, umgehen,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

und gehört, dass wir nicht leichtfertig eine Kündi-
gungssperrfristverordnung außer Kraft setzen, die 
eines der Steuerungsinstrumente war, sodass wir 
Stadtpolitik in Nordrhein-Westfalen anders dar-
stellen konnten, als es sonst der Fall gewesen 
wäre. 

Meine Damen und Herren, die Enquetekommissi-
on hat in ihrem Bericht, der einstimmig verab-
schiedet wurde, in dem Kapitel „Lebensqualität 
und soziale Stabilität“ darauf hingewiesen, dass 
man mit der modernen Stadtgesellschaft, wenn 
man den Handlungskatalog umsetzt, der dort vor-
handen ist, weiterkommen kann, dass wir Integra-
tion und nicht Separation fördern müssen und 
dass wir insgesamt als Landtag und als Land 
Nordrhein-Westfalen nicht in eine Situation rut-
schen dürfen, in der wir hinterher mit Notstands-
gesetzen, mit Polizeiaufmarsch, mit der Diskussi-
on „Müssen wir möglicherweise Militär einset-
zen?“ oder Ähnlichem reagieren. 

(Frank Sichau [SPD]: Dürfen wir nicht!) 

– Ich weiß, dass wir das nicht dürfen, ich weiß 
aber auch, dass selbst Herr Schily darüber schon 
diskutiert hat, Herr Kollege. 

Zusammengefasst: Wir müssen die Prävention 
nach vorne rücken, statt hinterher zu reparieren. 
Darum bitte ich Sie. Wir bieten Ihnen an, dass wir 
mit Ihnen zusammenarbeiten und im Landtag ins-
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gesamt eine breite Offensive dafür starten. – 
Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Becker. – Für die CDU-Fraktion hat 
der Abgeordnete Schulte das Wort. 

Bernd Schulte (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben ein Europa der of-
fenen Grenzen. Darauf sind wir stolz. Wenn heute 
die „Rheinische Post“ titelt „Frankreich brennt“, 
dann kann uns das nicht gleichgültig sein, denn 
wir wissen alle: Wenn das Haus des Nachbarn 
brennt, ist auch das eigene Haus gefährdet. 

Natürlich sind die gegenwärtigen Verhältnisse in 
den Vororten der französischen Städte nicht ver-
gleichbar mit der Situation in benachteiligten 
Quartieren in Deutschland, in Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von Britta Altenkamp [SPD]) 

Während Frankreich durch seine koloniale Ver-
gangenheit ein klassisches Zuwanderungsland ist, 
ist Deutschland, ist Nordrhein-Westfalen seit 
Jahrzehnten vor allem Anziehungspunkt für Ar-
beitsmigranten. Die Integrationsbemühungen wur-
den anfangs stark vernachlässigt, haben aber 
mittlerweile stetig zugenommen. 

Wir müssen die Entwicklung in Frankreich sehr 
sorgfältig beobachten. Es sind Zweifel ange-
bracht, dass die Schwierigkeiten an den dortigen 
Brennpunkten ausschließlich über Polizeistrate-
gien bewältigt werden können.  

In Nordrhein-Westfalen setzen wir in erster Linie 
auf Prävention durch gebündelte und integrative 
Maßnahmen in der Städtebau-, Wohnungs-, Bil-
dungs- und Integrationspolitik, die nicht nur in 
Großstädten, sondern auch in Klein- und Mittel-
städten greifen. Es ist nicht angebracht, nur von 
den Metropolen zu sprechen. Auch manche 
Kleinstädte in Nordrhein-Westfalen wie Werdohl 
haben einen hohen Bewohneranteil mit Migrati-
onshintergrund und sind von der Montanindustrie 
im Stich gelassen worden, als die ihre Standorte 
aufgegeben hat.  

Mit dem Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ 
haben wir in Nordrhein-Westfalen ein unverzicht-
bar gewordenes Instrument, um den vorhandenen 
Missständen sowohl in städtebaulicher als auch in 
sozialer Hinsicht aktiv entgegenwirken zu können. 
Zentraler Handlungsansatz der „Sozialen Stadt“ 
sind die integrativen Handlungskonzepte und die 
ressortübergreifende Förderung der Stadtteile. 

Wir sind davon überzeugt, dass nur gebündelte 
und aufeinander abgestimmte Strategien, die vor 
Ort konzipiert und umgesetzt werden, die Proble-
me in den benachteiligten Quartieren auf Dauer 
lösen können.  

Wir müssen das Programm kontinuierlich verbes-
sern und fortentwickeln. Und wir müssen uns mit 
Blick auf Frankreich immer wieder dazu zwingen, 
den quartiersbezogenen Auswirkungen von Ar-
beitslosigkeit, von Armut, des Wegzugs einkom-
mensstarker Bewohner und insbesondere der so-
zialen und ethnischen Diskriminierung und Entmi-
schung massiv zu begegnen. 

Bei allen Sparzwängen auf Bundes- und Landes-
ebene muss das Programm „Soziale Stadt“ im 
Kern erhalten bleiben. Ich bin froh, dass nach 
dem gegenwärtigen Stand der Koalitionsverhand-
lungen in Berlin davon auszugehen ist, dass das 
Programm fortgeführt und die Bündelung der res-
sortübergreifenden Maßnahmen verbessert wird. 
2005 hat Nordrhein-Westfalen nach der geltenden 
Verwaltungsvereinbarung aus diesem Programm 
15,7 Millionen € erhalten. Man wird nach Ab-
schluss der Verhandlungen in Berlin sehen, was 
aus diesem Betrag im nächsten Jahr wird. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, auch 
die Anhörung im Deutschen Bundestag zum Pro-
gramm „Soziale Stadt“ im April dieses Jahres be-
stärkt den ressortübergreifenden Ansatz. Insbe-
sondere das wachsende bürgerschaftliche Enga-
gement und die gewachsene Aufmerksamkeit der 
Bürger für den Stadtteil machen sich bemerkbar. 
Erkennbar sind Defizite in der Kriminalprävention 
und vor allem in der örtlichen Arbeitsmarktsituati-
on.  

Auch bei der Stabilisierung der Bewohnerstruktu-
ren, der sozialen Integration besteht noch klarer 
Nachholbedarf. Die Problematik wird durch die 
demographische Entwicklung deutlich verstärkt. 
Bewohner mit Migrationshintergrund werden die 
Bevölkerungsstruktur in den großen Städten zu-
nehmend dominieren. Vielfach gehören sie zu 
denjenigen Schichten, die den Status des Trans-
ferleistungsempfängers von Generation zu Gene-
ration weitervererben. 

Viele Kommunen hatten bei der Verabschiedung 
des Zuwanderungsgesetzes die Erwartung an den 
Bundesgesetzgeber, den Zuzug bestimmter Ziel-
gruppen verhindern zu können. Diesen Erwartun-
gen wurde nicht entsprochen. Es stellt sich aber 
doch sehr deutlich die Frage, welche Instrumente 
innerhalb einer Stadt die Konzentration bestimm-
ter Bevölkerungsgruppen bis hin zur Gettobildung 
verhindern können. Das wird Gegenstand konkre-
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ter Überlegungen in den Gremien dieses Hauses 
werden müssen. 

In der Enquetekommission „Zukunft der Städte in 
Nordrhein-Westfalen“ in der letzten Legislaturpe-
riode haben wir die Eckpunkte für das integrierte 
Konzept der Stadtentwicklungsförderung, der 
Pauschalierung von Fördermitteln und des För-
dercontrollings ressortübergreifend, fraktions-
übergreifend und in breitem Einvernehmen formu-
liert. Wir sind uns aber alle bewusst, dass diese 
Instrumente schon deswegen nicht von heute auf 
morgen umgesetzt werden können, weil damit ein 
grundlegender Paradigmenwechsel sowohl in der 
Förderpolitik als auch in den Köpfen der Handeln-
den verbunden ist.  

Ich habe die Erfahrung und Befürchtung, dass 
dieser Paradigmenwechsel in vielen Häusern der 
Landesregierung noch nicht vollzogen ist. Es ist 
deshalb die Aufgabe, die Strategie schrittweise 
umzusetzen. Deswegen ist auch im Koalitionsver-
trag von CDU und FDP die Regionalisierung be-
ziehungsweise die Kommunalisierung der Stadt-
erneuerungsförderung als ganzheitlicher Förder-
ansatz vereinbart. Als ersten Schritt sehen wir ein 
Modellprojekt vor, um das Konzept der Pauscha-
lierung und des Controllings in einer Region pra-
xisnah zu erproben. Ich hoffe, dass wir das ge-
meinsam schultern können. 

Die Koalition ist bereits jetzt dabei, nicht mehr 
zeitgerechte Restriktionen im Mietrecht abzu-
schaffen. Ich nenne Stichworte wie Kündigungs-
sperrfristverordnung und Fehlbelegungsrecht. Ge-
rade in den benachteiligten Stadtteilen, die gleich-
zeitig massiv Einwohner verlieren, sehen wir die 
Chance, auch durch Stärkung des Eigentums so-
zial stabilisierende Haushalte in den Beständen 
zu halten oder sie sogar neu in die Quartiere zu 
holen. 

Wir legen einen Schwerpunkt auf die Stadtteile 
mit besonderem Erneuerungsbedarf, um städte-
bauliche Missstände in hoch verdichteten Gebie-
ten zu beheben, Stichwort „Stadtumbau West“. 
Dazu gehören auch die Förderung des Rückbaus 
von Wohnraum und die Rücksicht auf Kommunen, 
die nach § 81 der Gemeindeordnung unter vorläu-
figer Haushaltsführung stehen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wir ha-
ben in Nordrhein-Westfalen den Weg der Präven-
tion noch längst nicht zu Ende geführt. Ich bin mir 
aber sicher, dass eine konsequente Fortführung 
dieses Weges der Prävention auch unter dem 
Vorzeichen verringerter Finanzen dazu führt, dass 
wir die Probleme in unseren Stadtteilen friedlich 
regeln, dass wir eine Deeskalierungsstrategie fah-

ren und dass wir das, was wir derzeit erleben, 
nicht zum Standard in unseren Städten, in unse-
rem Lande werden lassen. Ich bin da sehr guten 
Mutes. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Schulte. – Für die SPD-Fraktion hat 
Frau Abgeordnete Altenkamp das Wort. 

Britta Altenkamp (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst einmal sollte man 
feststellen, dass wir in Deutschland und auch in 
Nordrhein-Westfalen nicht solche Verhältnisse wie 
in Frankreich haben. Das ist auch gut so. Wenn 
man das konstatiert, dann sollte man sich viel-
leicht auch noch einmal mit der Situation in Frank-
reich beschäftigen. Ich werde das jetzt ein biss-
chen tun. 

Wie stellt sich die Situation dar? – Wir haben Vor-
städte, die in fürchterlichem baulichem Zustand 
sind. Manche Renovierungssituationen sind 15 bis 
20 Jahren her. Es gibt Schilderungen von Mietern, 
die schon seit mehreren Jahren keinerlei Kontakt 
mehr zu den Eigentümern haben und somit auch 
mit ihren gesamten Reparaturarbeiten und Not-
ständen keinen Ansprechpartner finden. Wir ha-
ben marode, heruntergekommene Gebäude der 
60er-Jahre mit sehr schlechter Bausubstanz.  

Es gibt ethnisch geprägte Stadtquartiere mit bis 
zu 80, 90 % unterschiedlichster Ethnien. Im Gro-
ßen und Ganzen aber zwei: Maghreb und 
Schwarzafrika. Es gibt öffentliche Einrichtungen, 
die seit mehr als fünf Jahren geschlossen sind. Es 
gibt keine Jugendeinrichtungen mehr, und es fin-
det so gut wie kein ehrenamtlich moderiertes Ge-
spräch mehr zwischen den Bürgerinnen und Bür-
gern statt. 

Die Polizisten empfinden den Einsatz oder die Ar-
beit in diesen Stadtquartieren als Strafkommando. 
Vielfach gehen sie in bestimmte Bereiche und 
Quartiere überhaupt nicht mehr hinein. Jeder 
zweite Jugendliche unter 20 ist ohne einen Job 
und auch ohne eine Aussicht oder Chance auf ei-
nen Job. Das wird nicht zuletzt an seiner Adresse 
in diesen Vorstädten fest gemacht.  

Wir haben hier in Nordrhein-Westfalen das Pro-
gramm „Soziale Stadt“. 1993 haben wir den Vor-
läufer dieses Programms eingeführt, und seit vie-
len Jahren wird es auf der ganzen Breite in Nord-
rhein-Westfalen verwirklicht. Das war eine Sache 
der alten Landesregierung und der vorvorigen 
Landesregierung. Ich finde die Auffassung der jet-
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zigen Landesregierung richtig, dass es sich lohnt, 
diesen Ansatz weiterzuführen.  

Wir haben Quartiere und Stadtteile, die durch un-
terschiedliche Maßnahmen stabilisiert werden: 
Stadtteilbüros, moderierte Stadtteilkonferenzen 
und Bürgerbeteiligung. Das sind manchmal 
schwierige Prozesse, aber sie führen dazu, dass 
in den Stadtteilen wirklich Frieden herrscht. Ein 
Schwerpunkt des Programms ist es, die Wohn-
substanz zu erhalten. Ich halte diesen Aspekt für 
ausgesprochen wichtig. Wir haben bei dem Erhalt 
der Wohnsubstanz immer darauf geachtet, dass 
die Bürgerinnen und Bürger, die Akteure und die 
Eigentümer in diese Prozesse einbezogen wur-
den. Der Unterschied zu Frankreich ist also: Wir 
geben keinen Stadtteil in Nordrhein-Westfalen 
auf, und wir gehen auf die Bürgerinnen und Bür-
ger in diesen Stadtteilen zu. 

Aus der Verantwortung für das eigene Wohnum-
feld und durch das Gefühl, tatsächlich mitgestal-
ten zu können – das wissen wir seit vielen Jahren 
aus den Erfahrungen mit „Soziale Stadt“ –, ent-
steht das Gefühl, ein Teil der Gesellschaft zu sein. 
Das ist für Migrantinnen und Migranten wichtig. 
Aber nicht nur für diese, denn in unseren Stadt-
quartieren wohnen Migrantinnen und Migranten 
nicht so konzentriert wie in Frankreich, sondern 
auch die deutsche Wohnbevölkerung beteiligt sich 
ein Stück an den Prozessen und Veränderungs-
prozessen in den Stadtteilen. Deshalb müssen wir 
gerade diese Aspekte des Programms „Soziale 
Stadt“ weiterentwickeln und weiterführen.  

Ich bin der Auffassung, dass man diese Dinge so-
gar noch verstärken muss. Ich bin aber auch der 
Auffassung, dass es bislang sicherlich nicht ge-
lungen ist – der ehemalige Minister Vesper weiß 
es, weil wir es im Migrationsausschuss auch 
mehrfach diskutiert haben –, die den Kommunen 
mit dem Programm „Soziale Stadt“ richtigerweise 
gestellte Aufgabe, ressortübergreifend zu arbei-
ten, in ganzer Breite in der Landesregierung glei-
chermaßen zu verwirklichen. Mir ist persönlich zu 
oft in Steine und nicht in die Menschen in diesen 
Stadtteilen investiert worden. Das muss sich än-
dern. An dieser Weiterentwicklung sollten wir alle 
gemeinsam arbeiten. 

Uns geht es bei diesem Ansatz darum, dass der 
Staat ein Partner und nicht nur Ordnungsmacht ist. 
Man sollte jetzt auch einmal darüber reden – wenn 
man sich die Situation in Frankreich anguckt –, was 
man darüber hinaus noch unternehmen kann. Es 
geht ja nicht nur um Gebäude, sondern zum Bei-
spiel auch um die Verstärkung der Jugendarbeit. 
Da haben Sie hier in Nordrhein-Westfalen die 
Chance, mit einem voll ausgestatteten Landesju-

gendplan von 96 Millionen insbesondere die An-
sätze der offenen Kinder- und Jugendarbeit oder 
der Jugendverbandsarbeit ein Stück zu stärken.  

(Zuruf von Christian Linder [FDP]) 

Wir müssen die Stadtteilbüros ausbauen. Wir 
müssen – da unterstütze ich Herrn Minister La-
schet ausdrücklich – auch die Integrationsarbeit 
weiterführen und weiter ausbauen. Das ist über-
haupt keine Frage. Angesichts solcher Gescheh-
nisse wie in Frankreich ist es sicherlich ange-
bracht zu überlegen, ob es wirklich vernünftig ist 
zu sagen: Auch die Integrationspolitik muss ein 
Stück Beitrag zur Konsolidierung leisten. Ist es 
nicht vielmehr so, dass man den Beitrag zur Sta-
bilität verstärken muss? Das ist eine Diskussion, 
der ich mich in der Vergangenheit gestellt habe 
und die Sie hier auch führen sollten. 

Ich möchte Ihnen auch sagen, Herr Minister La-
schet: So wichtig die Sprachförderung auch ist, 
sie ist nicht der zentrale Schlüssel, sondern ein 
wichtiger Baustein. Schauen Sie nach Frankreich: 
Die Jugendlichen in den Stadtteilen dort haben 
am allerwenigsten ein Sprachproblem. 

Zu Ihrem Kollegen Bosbach: Man kann nicht di-
rekt von den Muslimen in Frankreich auf die Mus-
lime in Deutschland schließen. Die Muslime sind 
eine durchaus unterschiedliche, heterogene 
Gruppe, und deshalb sollte man auch nicht Dinge 
heraufbeschwören, die in der Form unter den 
Muslimen in Deutschland nicht vorhanden sind. 

Wir haben das Problem der Perspektivlosigkeit 
bei den Jugendlichen auch in Deutschland. Das 
ist ganz sicher das Gefühl, das den Sprengstoff 
der Unruhen in Frankreich ausmacht. Aber wir 
haben keine Verhältnisse wie in Frankreich.  

Ich möchte ein paar Stichworte nennen, die mög-
licherweise Ansatzpunkte geben, dies hier zu ver-
hindern:  

Wir haben den Föderalismus. Das ist ein wichti-
ges Gut, denn damit schaffen wir es, Dinge ganz 
anders zu regeln als im zentralistischen Frank-
reich.  

Wir haben das duale Ausbildungssystem, das die 
Franzosen nicht haben. Ich sage Ihnen, sie wer-
den versuchen, genau das jetzt zu erfinden. 
20.000 staatlich geförderte, befristete Jobs für 
diese Jugendlichen, die jetzt aufgelegt werden, 
sind am Ende nur die Spitze des Eisbergs.  

Wir haben die kommunale Selbstverwaltung, die 
ich für einen wichtigen Baustein halte, auch wei-
terhin Unruhen in unseren Stadtteilen zu verhin-
dern. Wir haben nicht zuletzt die Ordnungspart-
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nerschaften, für die die Menschen in den Stadttei-
len gemeinsam eintreten.  

Aber ich sage Ihnen auch, Herr Schulte: Ich bin 
zutiefst der Auffassung, dass es auch in Zukunft 
nötig sein wird, Ungleiches ungleich zu behan-
deln, und das sind Stadtteile mit besonders 
schwierigen Situationen und sozialen Zusammen-
setzungen. Damit meine ich nicht nur die mit be-
sonders vielen Migranten. Diese Stadtteile werden 
immer eine besondere Aufmerksamkeit und eine 
besondere Förderung brauchen.  

(Beifall von der SPD) 

Da braucht es eine flexible Förderung, die nicht 
nur in Steine investiert.  

Meine Redezeit ist leider zu Ende. Es gäbe zu 
diesem Thema noch viel zu sagen. – Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Altenkamp. – Für die FDP-Fraktion 
spricht jetzt Herr Abgeordneter Lindner. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist ein wichtiges Thema, 
mit dem wir uns befassen, aber ich bedauere die 
Art und Weise, wie seitens der grünen Fraktion 
dieses Thema hier beantragt worden ist, 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Warum?) 

und auch, wie Sie, Herr Becker, hier vorgetragen 
haben. Sie zögern nicht, Ängste zu schüren,  

(Sylvia Löhrmann und Barbara Steffens 
[GRÜNE]: Was? – Horst Becker [GRÜNE]: 
Lesen Sie noch einmal nach!) 

aber Sie stellen sich nicht den eigentlichen Prob-
lemen im Land und den Versäumnissen, die auch 
Ihre Fraktion mit zu verantworten hat.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Unglaublich!) 

Ich habe Ihnen sehr genau zu gehört. Ich habe 
nichts dergleichen gehört. Auch die Vorrednerin 
Britta Altenkamp hat gerade darauf aufmerksam 
gemacht, dass die fachlichen Zusammenhänge, 
die Sie hier insbesondere im Bereich der muslimi-
schen Bevölkerung dargestellt haben, so nicht zu 
halten sind. 

Die Situation in Frankreich ist mit der in Nord-
rhein-Westfalen nicht vergleichbar. Dort hat man 
die Zuwanderer – so liest man das dieser Tage – 
vor die Tore der Städte gesperrt. Es handelt es 
sich um Hochhaussiedlungen ohne Infrastruktur, 

in denen es nichts gibt außer Wohnen. Es gibt 
keine Angebote für Jugendliche, keine Arbeit, kei-
ne Beratung.  

Das ist bei uns in Nordrhein-Westfalen Gott sei 
Dank nicht der Fall. Zwar gibt es auch hier Stadt-
teile, die überwiegend von Zuwanderern bewohnt 
werden, aber diese Stadtteile befinden sich inner-
halb der Kommunen. Deshalb wird die räumliche 
Ausgrenzung in Nordrhein-Westfalen die soziale 
Ausgrenzung nicht zusätzlich verschärfen können. 
Hinzu kommt eine soziale Infrastruktur, wenn-
gleich auch eine, die verbesserungsbedürftig ist.  

Wir müssen die Ursachen betrachten, die zu den 
Gewalttaten von Jugendlichen in Frankreich ge-
führt haben. Dazu habe ich von den Grünen eben 
leider nichts gehört. Die Integrationspolitik in un-
serem Nachbarland ist gescheitert, weil sie näm-
lich im engeren Sinne gar keine war. In Frankreich 
ging man bekanntlich davon aus, es gehe alles 
von selbst, wie es auch Claudia Roth zuletzt in ih-
rer Rede auf der Bundesdelegiertenkonferenz der 
Grünen wieder ausgeführt hat: keine verbindli-
chen Regelungen bezüglich der Integration, alles 
multi-kulti, alles erlaubt im Namen einer anderen 
Kultur.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie dürfen nicht 
so selektiv hören!) 

So hat sich die grüne Partei und Rot-Grün insge-
samt Integrationspolitik lange Zeit vorgestellt.  

Deshalb muss Frankreich eine Warnung an uns 
sein, eine verbindlichere Integrationspolitik zu ver-
folgen, die sich um die Menschen, die zu uns 
kommen, kümmert und die die Verwirklichung ih-
rer Rechte im Auge hat, aber die auch die Pflich-
ten für Zuwanderer formuliert. Grünes Laisser-
faire hat sich nicht bewährt.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Das ist die eigentliche Konsequenz, die wir aus 
der von Ihnen beantragten Aktuellen Stunde zie-
hen müssen. Deshalb handelt die neue Regie-
rungskoalition, obwohl sie noch kein halbes Jahr 
in Verantwortung steht.  

Es hat erste Schritte gegeben. Ich will vorab dar-
auf hinweisen, dass es die schwarz-gelbe Regie-
rung aus Union und FDP in Nordrhein-Westfalen 
war, die bundesweit das erste und einzige Integ-
rationsministerium eingerichtet hat, um zu un-
terstreichen, dass dies eine Aufgabe ist, die auch 
zu Recht Kabinettsrang beansprucht. In diesen 
Tagen wird auch über die Einrichtung einer inter-
ministeriellen Arbeitsgruppe beraten, die die un-
terschiedlichen Bemühungen in den Ressorts ko-
ordinieren helfen soll, damit Integrationspolitik in 
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den unterschiedlichen Fachbereichen aus einer 
Hand geleistet werden kann.  

Ich will auch auf einige weitere Maßnahmen kurz 
zu sprechen kommen.  

Erstens: Grundsätze des Programms „Soziale 
Stadt“ sind zweifelsohne zu begrüßen, insbeson-
dere der Ansatz der Zusammenarbeit, der auch 
von Britta Altenkamp hier erwähnt worden ist. Ein 
noch besseres Wohnumfeld in Stadtteilen mit be-
sonderem Erneuerungsbedarf ist aber nicht allein 
mit dem Programm „Soziale Stadt“ zu verwirkli-
chen. Was steckt dahinter? – Da geht es zum Bei-
spiel um eine bildungs- und freizeitorientierte Inf-
rastruktur in tristen Stadtvierteln, um Angebote für 
junge Menschen, um Treffpunkte, wie es auch die 
Grünen in der Beantragung der Aktuellen Stunde 
hervorgehoben haben.  

Hier ist jedoch zu fragen, welche Regierungs-
mehrheit in Nordrhein-Westfalen es denn war, die 
über Jahre hinweg die offene Jugendarbeit als 
Förderbereich des Landesjugendplans diskrimi-
niert hat.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie haben doch noch beim laufenden Doppel-
haushalt in einem Haushaltsjahr ... 

(Horst Becker [GRÜNE]: Unerhört!) 

– Herr Becker, damals gehörten Sie diesem Par-
lament noch nicht an. Deshalb sind Sie da ah-
nungslos und sollten sich mal aktenkundig ma-
chen. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Sie sind ah-
nungslos, obwohl Sie dabei waren!) 

– Frau Steffens, Sie genauso.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Sie sollten mal zu-
hören!) 

– Ich bitte um Nachsicht: Sie brauchen sich doch 
nur Ihre eigenen Haushaltsanträge anzusehen. 
Darin ist vorgesehen, die Gelder für die offene 
Jugendarbeit bis zum Jahr 2007 auf 10 Millio-
nen € zu reduzieren. Das hätte, wenn Sie wieder 
eine Mehrheit bekommen hatten, dazu geführt, 
dass von den 2.400 offenen Jugendeinrichtungen 
in Nordrhein-Westfalen nur noch ein Handvoll üb-
rig geblieben wäre. Das war die Politik Ihrer Re-
gierung. Die ist abgewählt worden, und in diesem 
Punkt mindestens zu Recht.  

Zweitens: Wir haben die stadtteilorientierte Wei-
terentwicklung von Kindertageseinrichtungen in 
die Wege geleitet. Damit schaffen wir nicht nur ein 
Bildungsangebot für Kinder und ihre Eltern, son-

dern bieten auch Vernetzung und Beratung aus 
einer Hand an. Und da die Probleme vor Ort un-
terschiedlich sind, wird es auch unterschiedliche 
Modelle geben müssen, kein Einheitsmodell.  

Mit diesem Instrument wird dazu beigetragen, 
dass es stadtteilspezifische Lösungen gibt und 
sich mithin Kindertageseinrichtungen nach innen 
und außen öffnen können -nach innen für neue 
Bedürfnisse von Eltern, von Familien mit Zuwan-
derungsgeschichte, nach außen zu den Akteuren, 
die in den Stadtteilen tätig sind. 

Sie haben noch im Jahre 1998 mit der letzten 
GTK-Novelle – das betraf den damaligen § 21 
GTK – ausdrücklich ausgeschlossen, dass es sol-
che Erprobungsmaßnahmen geben sollten. Das 
gehört auch zu einer ehrlichen Bestandsaufnah-
me.  

(Beifall von der FDP) 

Drittens: Frankreich zeigt, was aus der Perspek-
tivlosigkeit junger Menschen werden kann. In 
Frankreich ist das Problem junger Menschen oh-
ne Schulabschluss verschärft, da es keine Be-
rufsschulausbildung gibt.  

Frau Steffens, an der Stelle will ich Sie ganz kon-
kret ansprechen. Wir haben als Regierungskoali-
tion das Werkstattjahr eingeführt, mit dem be-
nachteiligten Jugendlichen ein Weg in die Ausbil-
dung geebnet wird. Sie haben das nicht anders 
kommentieren können, als vor der Maßnahme 
schone eine wissenschaftliche Evaluation zu ver-
langen. Sie gestatten gar nicht, Erfahrungen mit 
diesem neuen Instrument zu sammeln. – Sie soll-
ten angesichts der Nachfrage in Nordrhein-
Westfalen nach Plätzen für das Werkstattjahr Ihre 
eigene Position überprüfen. 

Ich komme zum Schluss. Die im Jahr 2001 von 
allen Fraktionen des Landtags beschlossene In-
tegrationsoffensive hatte viele gute Vorschläge. 
Leider hat sich die Vorgängerregierung dieser 
Vorschläge eher defensiv angenommen.  

Unsere Antwort auf Frankreich heißt deshalb: jun-
gen Menschen Perspektiven geben, gerechtere 
Chancen auf Bildung für alle einräumen – zum 
Beispiel durch mehr Lehrer, durch die Qualitätsof-
fensive Hauptschule, durch frühestmögliches Er-
lernen der deutschen Sprache –, neue und besse-
re Rahmenbedingungen für die Entstehung von 
Arbeits- und Ausbildungsplätzen schaffen, Ange-
bote für Kinder und Eltern auch in Problemstadt-
teilen, dort, wo sich soziale Probleme ballen, ma-
chen. Das ist eine Integrationspolitik, die auf faire 
Chancen setzt, keine, die nur bei wohlfeilen Wor-
ten stehen bleibt. – Ich danke Ihnen. 
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(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Lindner. – Für die Landesregierung 
ergreift Minister Laschet das Wort. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Ereignisse in 
Frankreich sind beschrieben worden. Als europäi-
sches Nachbarland müssen wir das, was dort 
passiert, in der Tat sehr aufmerksam beobachten.  

Aber ich teile die Einschätzung all derer, die hier 
gesprochen haben: Frankreich ist mit uns nicht 
vergleichbar. Es ist nicht 1:1 übertragbar. Es ist 
nicht so, wie manche, auch Kollegen, durch Fra-
gen in der Presse insinuiert haben: Kann man das 
nicht per Internet oder per Handy auch in 
Deutschland in Gang setzen? – Nein, es ist nicht 
vergleichbar, und es besteht überhaupt keine Ge-
fahr, dass dieser Funke überspringt, auch wenn 
einzelne Pressemeldungen in den letzten Tagen 
versucht haben, es so darzustellen.  

In Frankreich ist Integration in großen Teilen ge-
scheitert: entweder, weil man gar keine Integrati-
onspolitik betrieben, sondern geglaubt hat, das 
gehe alles von selbst, oder weil die Konzepte 
falsch waren, mit denen man die Stadt gestaltet 
hat, insbesondere die Pariser Vororte.  

Auch bei uns ist schon öfter vom Scheitern der 
Integrationspolitik gesprochen worden. Das 
flammt in Debatten immer wieder auf. Meiner 
Meinung nach sollten wir angesichts der jüngsten 
Ereignisse aber nicht mehr so leichtfertig mit den 
Worten „Scheitern der Integration“ umgehen. Man 
muss zwar benennen, was bei uns schief läuft. 
Aber trotz aller Rückschritte kann man in Deutsch-
land nicht von einem Scheitern der Integrations-
politik sprechen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich denke, das können wir sagen, ohne die Prob-
leme unter den Tisch zu kehren.  

Insofern ist das, was die Grünen heute beantra-
gen, im Ansatz richtig; es ist ein wichtiges Thema, 
für dessen Bewältigung in der Kontinuität der letz-
ten Jahre wichtige Voraussetzungen geschaffen 
worden sind.  

Dennoch glaube ich, dass wir Integration ernster 
nehmen müssen. Auch diese Lehre kann man aus 
Frankreich ziehen. Wenn in diesen Tagen in Ber-
lin darüber verhandelt wird, wie Arbeitslosigkeit 
gesenkt, wie das Wirtschaftswachstum wieder in 

Gang gebracht werden kann, sind das alles wich-
tige Themen, die die Menschen interessieren. 

Aber eines ist auch wahr: Wenn die Integration 
misslingt, ist dies alles vergebliche Mühe. Denn 
dann kann ein kleiner Funke auch bei uns zu Er-
eignissen führen, die wir alle nicht wollen.  

Um dem entgegenzuwirken, ist eigens dieses Mi-
nisterium eingerichtet worden. Sein Zuschnitt 
bringt einen doppelten Vorteil mit sich:  

Der eine Vorteil ist: Im Hause selber sind alle 
Fachabteilungen vorhanden, die wir brauchen, um 
die Sozialarbeit zu leisten, die wir wollen. Die Kin-
der- und Jugendabteilung gehört mit zu diesem 
Hause. Dadurch entstehen heute neue Wechsel-
wirkungen, die früher in dieser Weise nicht mög-
lich waren. Das Gleiche gilt für die aus der An-
gliederung der Frauenabteilung erwachsenden 
Wechselwirkungen. Ich glaube, Generationen, In-
tegration, Familie und Frauen zusammenzufas-
sen, war richtig. 

Zum Zweiten will die Landesregierung – Kollege 
Lindner hat das erwähnt – mit speziellen Gremien 
dafür sorgen, dass sowohl die wirtschaftspoliti-
schen, die den Bauminister, die den Innenminister 
als auch die die Schulministerin betreffenden Fra-
gen gemeinschaftlich gelöst werden. Integrations-
politik ist eine Querschnittsaufgabe, und deshalb 
wird Kollege Wittke zu dem Aspekt Stadtentwick-
lungspolitik gleich noch einiges sagen. Wir wollen 
in Zukunft gemeinsam Konzepte überlegen, wie 
wir das, was bereits auf dem Wege ist, noch ef-
fektiver gestalten, damit nicht Parallelgesellschaf-
ten, nicht Ghettos entstehen, sondern Städte, in 
denen auch eine gewisse Vielfalt zur Realität ge-
hört. 

Die konsequente Behebung von Sprach- und Bil-
dungsdefiziten, die Verbesserung der gesell-
schaftlichen Teilhabe von Zugewanderten sowie 
die Förderung des Dialogs mit den Muslimen und 
deren Organisationen sind zentrale Ziele der 
nordrhein-westfälischen Integrationspolitik.  

Frau Kollegin Altenkamp hat die Sprache ange-
sprochen. Man könnte sagen: Die sprechen alle 
Französisch. Die Sprache ist also nicht unbedingt 
der Schlüssel zur Integration. – Ich glaube, dieser 
Schluss ist falsch. In Deutschland ist die Sprache 
der Schlüssel zur Integration, weil sie Bildung, 
Teilnahme am Schulleben und danach Teilhabe 
am Arbeitsmarkt ermöglicht. In Frankreich ist die 
Integration trotz der gleichen Sprache gescheitert. 
Bei uns würde sie ohne gemeinsame Sprache 
scheitern. Deshalb ist Sprachförderung ein 
Schwerpunkt dieser Landesregierung. 
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Ich kann gleich korrigieren, was ich das letzte Mal 
gesagt habe. Frau Kollegin Asch hat inzwischen 
eine Anfrage gestellt, wo im Nachtragshaushalt 
die Mittel für die Sprachförderung erhöht worden 
sind. – Ich hatte mich in der Zeile vertan. Es sind 
die Migrationsfachdienste, deren Mittel wir in der 
Verpflichtungsermächtigung erhöht haben, um 
diesen Schwerpunkt zu setzen. Dennoch ist die 
Sprachförderung eine sehr wichtige Frage, der wir 
uns widmen müssen. 

Wir können auf eine Vielzahl von bereits eingelei-
teten Maßnahmen aufbauen. Die vorschulische 
Sprachförderung gehört dazu. Hier werden Wei-
chen für Kinder aus Zuwandererfamilien beim 
Start in die Schullaufbahn gestellt, und Pisa ist in 
diesen Tagen das letzte Wachrütteln. Wenn das 
misslingt, wenn Migranten bei den Pisa-
Ergebnissen weiter besonders schlecht abschnei-
den, ist das der erste Schritt für einen erschwer-
ten Einstieg in das Berufsleben.  

Es gibt 27 regionale Arbeitsstellen zur Förderung 
von Kindern und Jugendlichen, die sogenannten 
RAAs, die ein Netzwerk von Agenturen für Integ-
ration geschaffen haben. Mit den Familienzentren 
wollen wir ebenfalls Eltern, Mütter und Vätern, von 
Migrantenfamilien bei Bildung und Erziehung Hil-
festellung geben. Auch da sind wichtige Wechsel-
beziehungen zu erkennen. 

Wir unterstützen weiterhin das soziale und kultu-
relle Netzwerk der Migrantenselbstorganisationen. 
Uns sagen viele Experten in diesen Tagen: Aus-
löser ist auch ein Stück mangelnde Anerkennung, 
die die französischen Migranten dort in den Vor-
städten erfahren haben. Indem wir die Selbstor-
ganisation der Migranten stärken, stärken wir das 
Selbstbewusstsein und auch das, was Migranten 
in unsere Gesellschaft einzubringen haben. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, all denjeni-
gen, die sich in der Integrationspolitik vor Ort en-
gagieren – das eigentlich Entscheidende ist näm-
lich, was vor Ort passiert –, zu danken. Das ganze 
ehrenamtliche Engagement der Kirchen, Gemein-
den und Kulturinitiativen, der Gewerkschaften und 
Stadtteilprojekte, Flüchtlingsinitiativen und Migran-
tenselbstorganisationen ist bei uns sehr ausge-
prägt. Auch das ist einer der Gründe dafür, wes-
halb bei uns in Nordrhein-Westfalen weniger Po-
tenzial für Gewalt da ist als in anderen Ländern. 
Das hat die Würdigung vor diesem Hohen Hause 
verdient. 

Wir müssen hinzufügen: Das ist das, was die 
Mehrheitsgesellschaft aufbringt, aber wir brau-
chen auch die Migranten. Insofern geht an sie 

gleichermaßen der Appell: Lasst uns mehr Projek-
te der Gemeinsamkeit machen. Lasst uns mehr 
zu einer gemeinsamen Identität dieses Landes 
beitragen, dann können wir das verhindern, was 
in Paris in diesen Tagen passiert ist. – Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächster Redner hat für die 
Fraktion der SPD der Kollege Sichau das Wort. 

Frank Sichau (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich komme aus einer Stadt, in 
der in einigen Bereichen Maßnahmen des Projek-
tes „Soziale Stadt“ durchgeführt werden. In Herne 
sind die Gebiete Bickern und Unser Fritz – Unser 
Fritz benannt nach dem Bergwerksgründer Fritz 
Grillo – solche Bereiche. Dort hat sich in der Tat 
eine Menge entwickelt. Deswegen will ich auf die 
These des ebenfalls Herner Bürgers Volker Eich-
ler nicht weiter eingehen; sie sollte an einer ande-
ren Stelle vertieft diskutiert werden. 

Eins ist im Zusammenhang mit der „Sozialen 
Stadt“ jedoch klar, und das ist hier in sehr unter-
schiedlicher Akzentuierung angesprochen wor-
den. Bei Herrn Lindner bin ich mir nicht ganz si-
cher: Meint er die „soziale Stadt“, oder will er sie 
sozusagen wieder in unterschiedliche Fachberei-
che zerlegen? Denn in der Weiterentwicklungs-
diskussion, die der Bundestag im Juni 2005 letzt-
lich in einen Beschluss gefasst hat, wird – wie 
auch in vielen Besprechungen – immer wieder 
gesagt: Hochbaumaßnahmen wie Bestandsmo-
dernisierung, Tiefbaumaßnahmen, Begrünungen 
sind notwendig, aber nicht hinreichend.  

Integrierte Projekte für die Menschen müssen da-
zukommen und sind dies auch bereits: in Bickern 
und Unser Fritz in der Stadt Herne Sozialarbeit an 
der Hauptschule Königin-Luise. Über Sprachkurse 
ist gerade gesprochen worden – ich wollte eigent-
lich nur ein paar Beispiele nennen –, Kurse für 
Frauen mit Migrationshintergrund bis zum Sport, 
berufliche Qualifizierung und Beschäftigung – 
ganz wichtig – auch im Rahmen einer sozialen 
Stadt – das ist unser Thema heute Mittag –, Bera-
tung und vor allen Dingen auch Organisation von 
Begegnung. 

Insgesamt weist unser integriertes Handlungs-
konzept zehn Handlungsfelder auf. Es ist gut – 
nebenbei gesagt –, dass auch die RAA ihren Sitz 
in einem dieser Wohnbereiche hat. Was die Ju-
gendarbeit betrifft, Herr Lindner: Wir haben dies 
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. Was Ju-
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gendheime betraf, war die Intention, die Mittel ge-
zielter einzusetzen. 

(Christian Lindner [FDP]: Nein!) 

Wenn Sie trotz geringerer Mittel diese noch weiter 
streuen können, umso besser. Nur, wenn man 
wenig Geld hat, muss man es gezielter einsetzen. 
Das ist auch von diesem Pult aus von den zu-
ständigen Sprechern und Ministern so gesagt 
worden. 

(Christian Lindner [FDP]: Das ist falsch!) 

Aber das können wir weiter diskutieren.  

Das Ganze hat – das ist offensichtlich auch ein 
wesentlicher Punkt der Beantragung dieser Aktu-
ellen Stunde – auch einen finanzwirtschaftlichen 
Aspekt. Das Land muss seinen Anteil weiter fi-
nanzieren. Dem kommt für unsere Begriffe eine 
ausgesprochen hohe Priorität zu. 

Wenn es um Finanzen und verschiedene Aspekte 
geht, kommt auch der Rechtspolitiker – Sie wis-
sen, ich bin rechtspolitischer Sprecher der SPD-
Landtagsfraktion – ins Spiel. Wir reden viel von 
Kriminalprävention. Wir sagen – so beispielsweise 
Fritz Behrens –: Interventionsmaßnahmen und vor 
allem Strafen sind die Ultima Ratio. Die Justizmi-
nisterin hat einen Arbeitskreis zur Prävention or-
ganisiert.  

Die Jugendpolitik – das ist mein Eindruck – 
scheint jedoch eher im Begriff, im Ministerium für 
Generationen verloren gegangen zu sein, wie die 
Verbindung zur Schulpolitik wieder gekappt zu 
sein scheint. 

Eins ist aber ausgesprochen klar: Hier wird mit 
Ordnungspartnerschaften und kriminalpräventiven 
Räten bereits deutlich und wirksam gehandelt. 
Wenn Herr Schulte sagt, dass es noch Schwach-
stellen gibt, müssen wir diese genau benennen, 
um auch hier dem Weiterentwicklungsauftrag des 
Bundestagsbeschlusses Rechnung zu tragen. 

Diese Maßnahmen sind gut und wichtig, denn sie 
verhindern die von allen nicht gewünschten, un-
erwünschten Folgen. Die Finanzmittel sind des-
halb dafür zielführend eingesetzt, auch wenn die 
Jugendkriminalität nicht gestiegen und die Ju-
gendgewaltkriminalität leicht gesunken ist. Hier ist 
jeder Euro auch jenseits des Kerns gut angelegt 
und unverzichtbar. So würde ich das formulieren, 
Herr Schulte, und nicht nur: Es ist im Kern unver-
zichtbar. 

Ich schließe mit einem Zitat aus dem am kom-
menden Freitag erscheinenden Buch „Tauben, 
Texte und Altäre“. Eine Lehrerin für Deutsch und 

Philosophie an der Gesamtschule Wanne-Eickel 
in Herne mit dem bemerkenswerten Namen Hati-
ce Aksoy-Woinek schreibt dort unter der Zwi-
schenüberschrift „Interkulturelle Potenziale mit Ri-
siken und Nebenwirkungen der Jahre 1988 bis 
1998“ – ich zitiere mit Genehmigung der Präsi-
dentin –: 

Die Freundinnen meiner Mutter kamen an je-
nen Vormittagen auch ins Café. Ja, türkische 
Frauen mit Kopftuch in einem Café. Hier in 
Herne-Sodingen galten eben einige Regeln, 
Normen und Gesetze anders. 

Dies ist ein einfühlsamer, konstruktiv optimisti-
scher Satz in einem ausgesprochen lesenswerten 
Artikel. Es bleibt aber dabei: Die „Soziale Stadt“ 
ist weiterhin absolut förderungswürdig. Es ist der 
Hauptsinn dieser Aktuellen Stunde, nicht nur dar-
zustellen, dass es um eine gute Sache geht, son-
dern auch um eine integrierte Sache, die der wei-
teren finanzwirtschaftlichen Absicherung bedarf. – 
Danke schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sichau. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion der CDU die Kollegin Kastner das 
Wort. 

Marie-Theres Kastner (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Sie, meine Damen und 
Herren von den Grünen, nehmen in Ihrer Bean-
tragung der Aktuellen Stunde Bezug auf die Er-
eignisse in Frankreich. Auch ich möchte noch 
einmal für unsere Fraktion feststellen, dass wir in 
Nordrhein-Westfalen weit davon entfernt sind, 
auch nur zu ähnlichen Zuständen zu kommen wie 
in Frankreich. 

Das heißt aber nicht, dass wir nicht verpflichtet 
wären, immer wieder neue Anstrengungen in die-
sem Bereich zu unternehmen und in unseren In-
tegrationsbemühungen nicht nachzulassen. Ich 
glaube, alle Parteien haben im Jahre 2001 mit der 
gemeinsamen Integrationsoffensive einen guten 
Start hingelegt, den wir fortführen müssen. 

Dass die Regierungsfraktionen das auch weiterhin 
wollen – Herr Lindner hat es schon angesprochen –, 
haben wir dadurch deutlich gemacht, dass es ein 
Integrationsministerium und einen Integrationsmi-
nister gibt. Auch haben wir viele Beauftragte ein-
gespart, nicht aber den Integrationsbeauftragten. 

Wir sind uns sehr wohl bewusst darüber, dass in 
Nordrhein-Westfalen im Vergleich zu anderen 
Bundesländern überdimensional viele Menschen 
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mit Migrationshintergrund leben. Deshalb sind wir 
politisch ausgesprochen gefordert. Wir brauchen 
Unterstützungsprogramme wie beispielsweise die 
„Soziale Stadt“, die notwendig und richtig sind.  

Wir brauchen aber nicht nur Programme seitens 
des Landes, der Städte und des Staates. Minister 
Laschet hat vorhin schon darauf hingewiesen, 
dass alle Integrationsbemühungen der öffentli-
chen Hand nichts wert sind, wenn die Bürger sie 
nicht annehmen und nicht an der Umsetzung die-
ser Projekte mitarbeiten. Lassen Sie mich an die-
ser Stelle noch einmal Dank an all diejenigen sa-
gen, die das ehrenamtlich und unter sehr viel 
Zeitaufwand in unserem Land tun. 

(Beifall von der CDU) 

Darüber hinaus müssen wir in unseren Städten 
natürlich dafür Sorge tragen, dass diese Pro-
gramme auch umgesetzt werden. Herr Sichau hat 
Beispiele aus seiner Heimatstadt angesprochen; 
ich möchte noch zwei aus Münster nennen. Man 
hat immer das Gefühl, dass Münster die lebens-
werteste Stadt der Welt ist. Dafür sind wir ausge-
zeichnet worden. Aber natürlich haben auch wir 
unsere Sorgenviertel. 

Eines davon hat sich auf den Weg gemacht und 
will den Beitritt zum Programm „Soziale Stadt“ 
beantragen. Ich habe den Eindruck, dass 
manchmal der Weg schon fast das Ziel ist. Schon 
die Bemühungen, die Bedingungen für den Beitritt 
zum Programm zu erreichen, haben dazu geführt, 
dass sich nicht nur alle Wohnungsunternehmen 
angeschlossen haben. Gerade auch die vielen Ini-
tiativen und Einrichtungen vor Ort haben sich an 
einem großen Runden Tisch zusammengesetzt. 
Das hat schon jetzt vieles in diesem Stadtteil ver-
bessert, was aber nicht bedeutet, dass das Pro-
jekt „Soziale Stadt“ nicht noch weitere Verbesse-
rungen bringen könnte. 

Ein weiteres Projekt ist uns in den letzten Wochen 
sehr viel schwerer gefallen, weil es auch dort Aus-
fälle von jungen Menschen gegeben hat. Auch 
hier hat sich unsere Kommune mit allen an einen 
Tisch gesetzt. Dadurch haben wir eine – wie ich 
finde – akzeptable Lösung zwischen Stadt, freien 
Trägern einschließlich der Polizei gefunden: Es 
gibt präventive aber auch repressive Ansätze, um 
diesem ersten Aufbegehren von Gewalt Einhalt zu 
gebieten. 

Ich glaube, dass diese Bemühungen in unserem 
Land so deutlich und sichtbar sind, dass wir wirk-
lich sagen können: Wir sind auf dem richtigen 
Weg zur Integration. Das wollen wir auch auf 
Landesebene fortsetzen – Herr Lindner hat die 
Projekte schon angesprochen –: durch die Einfüh-

rung des Werkstattjahres und von Familienzent-
ren, die in ganz besonderer Weise geeignet sind, 
zu einem sehr frühen Zeitpunkt auch Familien mit 
Migrationshintergrund Hilfe und Unterstützung an-
zubieten. 

Ich bin hoffnungsfroh, dass wir in Sachen Integra-
tion den richtigen Weg eingeschlagen haben. Wir 
sind noch nicht am Ziel, aber gemeinsam werden 
wir dabei sicherlich ein gutes Stück weiterkom-
men, und ich hoffe, dass es bei der Gemeinsam-
keit in diesem Hause bleibt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kastner. – Als nächste Rednerin hat 
die Kollegin Steffens für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Einen Satz vorab: Bei 
der Beantragung der Aktuellen Stunde haben wir 
extra schon in unseren Antragstext geschrieben, 
dass wir die Situation in Frankreich und in Nord-
rhein-Westfalen nicht für vergleichbar halten. Das 
haben wir – durch meinen Vorredner – zum Aus-
druck gebracht; ich werde darauf später noch ein-
gehen. 

Trotzdem müssen wir das Thema aufgreifen, weil 
gerade in der Öffentlichkeit im Moment natürlich 
die Frage gestellt wird, ob sich dieses Problem 
auch in Nordrhein-Westfalen stellen könnte. Des-
wegen finde ich es wichtig, dass man unaufgeregt 
und ohne Stimmung und Angst zu erzeugen dis-
kutiert.  

Aus diesem Grund muss ich zu Ihrem Redebei-
trag sagen, Herr Lindner: Ich fand ihn einfach nur 
unverschämt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn Sie haben Herrn Becker nicht zugehört. Er 
hat nicht in einem einzigen Satz über Muslime ge-
redet. Wir halten es nämlich nicht für ein rein in-
tegrationspolitisches Problem. Er hat auch nicht 
einmal in einem Halbsatz Angst geschürt, sondern 
klar und deutlich erklärt, dass es zwar keinen 
konkreten Grund, trotzdem aber die Notwendig-
keit gibt, etwas zu tun. 

Sie haben behauptet, er sei ahnungslos, weil er 
neu im Parlament sei. Sie sind schon länger im 
Parlament und trotzdem ahnungslos, weil Sie 
nicht zuhören. Ich bitte Sie, an die Vorredner nur 
dann anzuknüpfen, wenn Sie zugehört und auch 
verstanden haben, worum es geht. 
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(Beifall von GRÜNEN und SPD – Wider-
spruch von der CDU) 

– Das war eine Frechheit in seinem Redebeitrag. 
Er ist auf die Rede von Herrn Becker nicht einge-
gangen und hat ihm Dinge vorgehalten, die in sei-
nem Redebeitrag überhaupt nicht vorkamen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte wieder zum Thema der Aktuellen 
Stunde übergehen. In Frankreich herrscht eine 
komplett andere Situation als in Nordrhein-
Westfalen; beides ist nicht vergleichbar. Trotzdem 
haben auch wir hier das Problem einer neuen Un-
terschicht in unserer Gesellschaft, die zum einen 
aus Zuwandererfamilien und deren Kindern, aber 
auch aus solchen Familien besteht, die seit meh-
ren Generationen von Arbeitslosigkeit betroffen 
sind. 

Es gibt ein Problem der nicht stattfindenden Integ-
ration in diese Gesellschaft, das aber nicht nur 
Migrantinnen und Migranten betrifft und dem des-
wegen auch nicht alleine mit Sprachförderung zu 
begegnen ist, sondern es müssen viele Ansatz-
punkte und Bereiche aufgegriffen werden. 

Deswegen haben wir gesagt: Wir wollen heute 
über den Aspekt des sozialen Wohnungsbaus, 
der Wohnsituation diskutieren. Es ist mittlerweile 
klar, dass auch soziale Verhältnisse im Wohnge-
biet für die Bildung, den Werdegang und die Ent-
wicklung von jungen Menschen entscheidend 
sind. Von daher halten wir den Bereich der „So-
zialen Stadt“ als Fortführung eines gesamten 
Konzeptes nach wie vor für dringend notwendig.  

Das ist aber nicht das Instrument, mit dem wir alle 
Probleme lösen könnten. „Soziale Stadt“ ist, wie 
wir eben in mehreren Redebeiträgen gehört ha-
ben, immer auch ein Stück Reparatur. Man ver-
sucht es mit Umgestaltungen der Großsiedlungen 
der 70er-Jahre, einer Aktivierung der Eigeninitiati-
ve und einer Bewohnerbeteiligung. Das ist wun-
derbar und wichtig. Es wird jedoch nicht ausrei-
chen, sozusagen mit einem Quartiermanagement 
die Fehler der Vergangenheit zu korrigieren.  

Wir müssen nach vorne gehen und schauen, wie 
wir es schaffen können, von vornherein Ghettobil-
dung und Strukturbildung in den Wohnverhältnis-
sen – beides ist zum Teil schon entstanden – zu 
verhindern. Dafür sind viele Bausteine notwendig. 
Der soziale Wohnungsbau ist hierfür ein Instru-
ment, das unabdingbar ist und das wir in Zukunft 
brauchen. Nur wenn wir in die Breite gehen und 
ein solches Wohnraumangebot in die gesamte 
Gesellschaft einstreuen, haben wir die Möglich-

keit, solchen Sachen frühzeitig und präventiv ent-
gegenzuwirken. 

Damit nicht der Eindruck entsteht, dass es in die-
ser Diskussion nur um Migration und Migranten, 
also nur um eine Zielgruppe, geht, möchte ich klar 
sagen, dass wir dieses Thema auch im Hinblick 
auf die Spannungen, die im Zusammenhang mit 
Hartz IV und den dadurch drohenden Umzügen 
auftauchen, aufgreifen müssen. Wir haben das 
Problem, dass Menschen aufgefordert werden, in 
einschlägige Wohnumfelder zu ziehen, wo nur mit 
Konzepten der „Sozialen Stadt“ von vornherein 
das Entstehen bestimmter Stimmungen abgefan-
gen werden kann. 

Letzter Punkt: Wir sollten auch einmal über Nord-
rhein-Westfalen hinausschauen. So gibt es im Os-
ten Deutschlands heftige Brennpunktgebiete, wo 
die Gewaltbereitschaft nicht von Muslimen, nicht 
von Migranten ausgeht, sondern wo in No-go-
Areas das Problem auf dem Gewaltpotenzial der 
Rechten beruht. Auch da müssen wir hineinge-
hen. Wir brauchen eine Strukturpolitik, eine „Sozi-
ale-Stadt“-Politik, die das verhindert. In diesem 
Sinne muss die Politik in diesem Land weiterhin 
gestaltet werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Als nächster Redner für 
die Fraktion der FDP hat der Kollege Engel das 
Wort. 

Horst Engel*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Bei aller Wert-
schätzung, Herr Kollege Becker, aber Sie verfol-
gen mit Ihrem Antrag im Kern das Ziel, den Mit-
teleinsatz in unverminderter Höhe für die Zukunft 
fortzuschreiben. Darüber hinaus probieren Sie mit 
einem untauglichen Versuch, einen Lobgesang 
auf das alte Vesper-Ministerium anzustimmen. 
Beides wird seine Wirkung verfehlen.  

Das ressortübergreifende Handlungsprogramm 
der alten Landesregierung für Stadtteile mit be-
sonderem Erneuerungsbedarf mit dem Ziel der 
Stabilisierung und Aufwertung schwieriger Stadt-
teile hat sicherlich einige erfolgreiche und einige 
weniger erfolgreiche Maßnahmen angestoßen. 
Hier möchte ich auf die Debatte von 2002 verwei-
sen.  

Wir sind aber mit dem Koalitionspartner zu der 
Ansicht gekommen, dass wir die Stadterneue-
rungsförderung neu aufstellen müssen. Maßstäbe 
müssen die unterschiedlichen Bedürfnisse und 
Problemlagen vor Ort sein. Wir wollen deshalb die 
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Voraussetzung für eine Kommunalisierung – dies 
wurde von meinen Vorrednern mit anderen Wor-
ten bereits angesprochen – der Stadterneue-
rungsförderung schaffen und dazu integrierte 
ganzheitliche Förderangebote im Wohnungsbau 
und im Städtebau entwickeln. Der Forderung nach 
einem unverminderten Mitteleinsatz können wir 
deshalb nicht pauschal zustimmen. 

Um Ihnen zu zeigen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren – das sage ich auch angesichts 
der vielen Gäste auf den Zuschauertribünen –, 
dass Sie uns einen finanziellen Scherbenhaufen 
hinterlassen haben, und zwar nicht nur auf der 
Landesebene, sondern auch auf der kommunalen 
Ebene, nenne ich noch einmal die Zahlen, auch 
wenn es weh tut:  

110 Milliarden € Landesschulden, 188 Städte, Ge-
meinden und Kreise in der Haushaltssicherung, 
77 Städte und Gemeinden in der vorläufigen 
Haushaltsführung sowie 10 Milliarden € Kassen-
kredite. Viele Städte gerade im Ruhrgebiet mit 
Problemstadtteilen sind Kommunen in der vorläu-
figen Haushaltsführung, und zwar ohne erkennba-
re Chance, jemals eine schwarze Null erreichen 
zu können.  

Wir werden keine Stadtteile kippen lassen, aber 
es wird auch vor dem demographischen Hinter-
grund kein Spaziergang werden, einerseits die 
Problemstadtteile zu sanieren und andererseits 
die kommunale Selbstverwaltung zu stärken. Da-
bei sind uns folgende Punkte wichtig:  

Erstens. Eine gefühlte und gelebte Anerken-
nungskultur ermöglichen. 

Zweitens. Bildungschancen verbessern. 

Drittens. Perspektiven und Teilhabe am wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Leben tatsäch-
lich verbessern. 

Viertens. Integrationsfähigkeit und Integrationswil-
ligkeit unterstützen. 

Fünftens. Stärkung der Gremien im Bereich der 
kriminalpräventiven Räte sowie praktische Projek-
te, wie sie zum Beispiel die Polizei in Düsseldorf 
seit einem Jahr sehr erfolgreich durchführt. 

Wir wissen – damit komme ich zum Schluss –, 
dass die Polizei nur die schlimmsten Entwicklun-
gen angehen, aber keine Problemlösungen anbie-
ten kann. Das ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Engel. – Nun hat für die Landesre-
gierung Herr Minister Wittke das Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Auch hierzulande gibt es in der Tat in einigen 
Städten Gebiete mit einer Konzentration von sozi-
alen und ökonomischen Problemen. Sie sind a-
ber, wie alle Redner in dieser Debatte festgestellt 
haben, mit den sozialen Brennpunkten in Frank-
reich sicherlich nicht vergleichbar.  

In diesen Stadtteilen greifen die Städte landesweit 
zum Instrumentarium des Programms „Sozialen 
Stadt NRW“. Es gibt zwar eine Konzentration von 
Problemstadtteilen im Ruhrgebiet und insbeson-
dere in der Emscher-Region. Wir haben es aber 
auch mit einem landesweit auftauchenden Prob-
lem zu tun. Arbeitslosigkeit, Armut – insbesondere 
auch Kinderarmut – und hoher Migrantenanteil 
des Stadtquartiers führen zu Problemen in der Bil-
dung, im Schulsystem und beim Image des Stadt-
teils. Es kommt schließlich zum Wegzug der sozi-
al und wirtschaftlich stabilen Familien im Quartier.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, genau deshalb werden 
wir zum 1. Januar nächsten Jahres die Aus-
gleichsabgabe in diesen Stadtquartieren strei-
chen. Denn wir wollen, dass insbesondere die 
Leistungsträger, die Starken in diesen schwachen 
Stadtteilen verbleiben. 

(Beifall von der CDU) 

Wir können uns in akademischen Sonntagsreden 
und hehren Debatten wechselseitig versichern, 
wo Handlungsnotwendigkeiten sind. Wenn es 
dann aber um die Umsetzung von tatsächlichen 
Maßnahmen geht, sollten wir so ehrlich sein, sie 
gemeinsam anzupacken. Wir sollten dabei ideolo-
gische Vorbehalte über Bord werfen. Deshalb 
möchte ich in dieser Debatte darum werben, dass 
Sie den Weg, den die Regierungskoalition einge-
schlagen hat, mit uns gehen. Helfen Sie mit, die 
schwachen Stadtteile zu stärken, indem Sie nicht 
die wenigen Starken durch ein längst überkom-
menes Instrument, die Fehlbelegungsabgabe, aus 
diesen Stadtteilen heraustreiben.  

(Beifall von der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, soziale 
und ethnische Integration beginnt in der Nachbar-
schaft, im Quartier. Das Programm „Soziale Stadt 
NRW“ will an Ort und Stelle die Eigenverantwort-
lichkeit der Bewohner, der Vereine und der Orga-
nisationen in den Stadtteilen stärken.  
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Ziel des ressortübergreifenden Programms, an 
dem 38 Stadtteile in 28 Städten in Nordrhein-
Westfalen beteiligt sind, ist es, die Menschen zu 
befähigen, das Stadtteilleben selber aktiv zu ges-
talten. Wohnungspolitische und städtebauliche 
Maßnahmen helfen in diesem integrierten Ansatz 
ebenso wie wirtschafts-, arbeitsmarkt-, bildungs- 
und umweltpolitische Maßnahmen, diese Stadt-
quartiere zu stabilisieren und damit Parallelgesell-
schaften in unseren Städten zu verhindern.  

Ich bin mir ziemlich sicher, dass wir auf Dauer mit 
einem friedlichen Nebeneinander in Deutschland 
und in Nordrhein-Westfalen nicht auskommen 
werden. Wir benötigen ein friedliches Miteinander. 
Wir müssen deshalb alles daransetzen, Parallel-
strukturen und Ghettobildungen in unseren Städ-
ten zu verhindern.  

Dies wird uns nur gelingen, wenn auch die Eigen-
verantwortlichkeit der Bewohner, der Vereine und 
der Organisationen in den Stadtteilen gestärkt 
wird. Strategien der Hilfe zur Selbsthilfe und die 
Einbindung verschiedener Partner – von Woh-
nungsunternehmen, Kirchen und Religionsge-
meinschaften über die Vereine bis hin zu örtlichen 
Unternehmen – sind für den Erfolg der Stadtteil-
ansätze ebenso wichtig wie die soziale und ethni-
sche Integration aller gesellschaftlichen Gruppen 
und die Einbindung der Schulen als zentrale 
Handlungsorte in städtischen Problemgebieten. 
Stadtteilbüros können darüber hinaus einen wich-
tigen Beitrag dazu leisten, die unterschiedlichen 
Handlungsansätze zu bündeln und neue Pro-
gramme und Ideen auf den Weg zu bringen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit 
wird das vom Landtag im November 2002 ein-
stimmig beschlossene Programm „Soziale Stadt 
NRW“ von der neuen Landesregierung konse-
quent fortgeführt, aber auch weiterentwickelt. Die-
se Weiterentwicklung wird vor allem in zwei Be-
reichen stattfinden:  

Zum einen müssen wir noch stärker als bisher in-
terdisziplinär arbeiten. Das heißt, wir müssen res-
sortübergreifend Maßnahmen auf den Weg brin-
gen. Ich bin froh darüber, dass Minister Laschet 
mit dem Integrationsministerium diese Aufgabe 
der Koordination wahrnehmen wird. In der Tat 
werden wir diese große gesamtpolitische Heraus-
forderung nur in den Griff bekommen, wenn 
Schul-, Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Städtebau- 
und Integrationspolitik ineinander greifen.  

Zum anderen werden wir stärker als in der Ver-
gangenheit auf die Nachhaltigkeit der Maßnah-
men achten. Denn wir brauchen keine Strohfeuer 
und auch keinen Aktionismus. Wir müssen genau 

darauf achten, dass das wenige Geld, das noch 
zur Verfügung steht, tatsächlich dort eingesetzt 
wird, wo es langfristig Erfolge zeitigt. Wir müssen 
Stadtteile wieder dazu bringen, sich am Ende 
selbst helfen zu können. Einen dauerhaften Tropf 
der öffentlichen Hand werden wir uns nicht leisten 
können. Dafür gibt es viel zu viele Herausforde-
rungen und Stadtteile, in denen wir tätig werden 
müssen.  

In diesem Sinne lade ich Sie alle ein, in dem Geist 
der Diskussion, der diese Aktuelle Stunde mitge-
tragen hat und den ich als sehr wohltuend emp-
funden habe, weil er deutlich gemacht hat, dass 
wir ein gemeinsames Ziel verfolgen, diesen Weg 
zusammen fortzuentwickeln und zu gehen. – Herz-
lichen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Wittke. – Als nächster Redner steht 
für die Fraktion der CDU Kollege Wüst auf der 
Rednerliste.  

Hendrik Wüst (CDU): Verehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Ich bin froh, dass ich den Kollegen Vesper so gut 
gelaunt erlebt habe. Denn ich hatte – ähnlich wie 
mein Vorredner Herr Engel – den Eindruck, es 
ginge im Antrag der Grünen nur darum, ihm ein 
bisschen weiße Salbe auf die vielleicht beginnen-
de Herbstdepression zu schmieren. – Das war of-
fensichtlich nicht der Fall. Insofern bin ich erfreut, 
dass er so guter Laune war. Es wäre auch ein 
bisschen kleine Münze gewesen, angesichts von 
drei Toten in 14 Tagen und einem Ausnahmezu-
stand in einer der ältesten Demokratien Europas 
diesen Antrag zu schreiben. Er greift nämlich an 
mehreren Stellen zu kurz.  

Ich habe allerdings bezüglich der ruhmreichen 
Städtebaupolitik eine interessante Stelle gefun-
den. Ich erlaube mir zu zitieren:  

"Auch in deutschen Städten gehören Armutsin-
seln und ethnisch geprägte Nachbarschaften 
längst zur Realität. Dabei hat die sozialräumli-
che Differenzierung in den letzten Jahren noch 
zugenommen zwischen Städten, Regionen und 
Stadtteilen – messbar am sogenannten A-Fak-
tor: Armut, Arbeitslosigkeit, Alter und Auslän-
deranteil." 

Das ist nicht etwa eine kritische Bestandsaufnah-
me von CDU oder FDP, sondern steht im Zu-
kunftsforum der SPD vom vergangenen Wochen-
ende, aufgeschrieben von Frau Altenkamp und 
Herrn Kapschack. 
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Meine Damen und Herren, es ist prima, wenn die 
SPD an dieser Stelle die Realitäten anerkennt. 
Aber es wirft auch ein Licht darauf, wie selbstver-
liebt die Grünen ihre eigene Politik bewerten, 
wenn der eigene Koalitionspartner schon kritisch 
beleuchtet, was gelaufen ist.  

(Lachen von Horst Becker [GRÜNE]) 

Selbst wenn man, Herr Becker, Ihre Selbstgerech-
tigkeit durchgehen ließe,  

(Horst Becker [GRÜNE]: Das müssen Sie 
noch einmal nachlesen!) 

gibt es mehr Punkte als nur den Städtebau, die für 
das Geschehen in Frankreich – in Paris und an-
derswo – ursächlich sind. Wenn ich mir die vielen 
kleinen anderen Ursachen ansehe, frage ich mich, 
warum sich die Grünen nicht ein bisschen mehr 
Mühe gegeben haben. Ich habe die Vermutung, 
die Antwort darauf zu kennen:  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sprachprobleme von Migranten gab es bei den 
Grünen lange nicht. Sprachprobleme haben Sie 
immer geleugnet. Wenn vonseiten der CDU früher 
auf Sprachprobleme hingewiesen wurde, haben 
Sie gesagt, das sei ausländerfeindliche Hetzerei. 

Parallelgesellschaften bis hin zu rechtsfreien 
Räumen, Metin Kaplan – das war bei Ihnen alles 
billige Polemik und übertriebene Panikmache. Die 
Abschiebung von Kaplan haben Ihre Kolleginnen 
und Kollegen im Deutschen Bundestag als billigen 
Wahlkampf abgetan. 

Ich erinnere an eine fast schon historisch ge-
glaubte Aufweichung des Gewaltbegriffs bei den 
Grünen. Auf Ihrer Homepage findet sich heute 
noch „Gewalt als politisches Mittel“, nämlich in der 
Präambel des alten Grundsatzprogramms, das sie 
offensichtlich noch wie eine Monstranz vor sich 
hertragen. 

Einher damit geht der aufgeweichte Eigentums-
schutz, in den letzten Wochen noch in der „Bild“-
Zeitung von führenden Grünen propagiert. Stich-
wort „Graffiti“: Das sei in Wahrheit kein Eigen-
tumseingriff, sondern eine Verschönerung des 
städtischen Lebensraums und Umfeldes. 

All das gehört zur Tradition der Grünen. Deshalb 
kaprizieren Sie sich hier offensichtlich nur und 
ausschließlich auf den Städtebau. Wir haben in 
Deutschland andere städtebauliche Vorausset-
zungen als in den Banlieus. Das ist wahr. Aber 
Krawalle und Gewalt gibt es auch bei uns. Und 
die haben viele Ursachen. Maikrawalle in Berlin 
sind schon seit Jahren Tradition. Ich nenne wei-

terhin die Chaostage in Hannover, die es seit den 
80er-Jahren gibt, die Hooliganszene bei bestimm-
ten Fußballspielen, gewaltbereite Auseinander-
setzungen bei Castortransporten oder globalisie-
rungskritischen Demonstrationen. Die Ursachen 
sind vielfältig und gehen über das Thema Städte-
bau weit hinaus. 

Zum Thema Jugendarbeitslosigkeit habe ich bis-
her von Ihnen kein Wort gehört. Dazu ist Ihnen 
offensichtlich genauso wenig eingefallen wie in 
den vergangenen zehn Jahren. Die neue Mehrheit 
wird in diesem Hause in Zukunft eine vernünftige 
Städtebaupolitik machen; das hat Minister Wittke 
eben klar gemacht. Zur Vermeidung von den Vor-
fällen, die in Frankreich zu beobachten sind, fällt 
uns gewiss einiges mehr ein als den Grünen.  

Ich nenne das Werkstattjahr – 23.000 junge Men-
schen bekommen damit eine Chance, die Rot-
Grün ihnen nicht gegeben hat –, eine bessere 
Sprachförderung, eine bessere Schulpolitik mit 
mehr Unterricht und höherer Qualität und auch 
einen anständigen Landesjugendplan. Sich hier-
hin zu stellen, wie es Frau Altenkamp getan hat 
und zu sagen: „Ihr müsst jetzt 96 Millionen € lie-
fern“, wobei Sie das in der Vergangenheit nie ge-
schafft haben, ist schon eine ziemliche Unver-
schämtheit. Wir investieren in die Zukunft von 
jungen Menschen und nicht nur in Beton und 
Steine. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wüst. – Meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, da keine weiteren 
Wortmeldungen vorliegen, schließe ich die Aktuel-
le Stunde. 

Wir kommen zu: 

4 Profilbildung fortführen – Hochschulstand-
orte sichern  

Antrag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/581 – Neudruck  

Ich eröffne die Beratung. – Als erster Redner hat 
für die antragstellende Fraktion der Kollege Schultheis 
das Wort. 

Karl Schultheis (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Antrag 
der SPD-Landtagsfraktion fordert die Landesre-
gierung und die sie tragende Mehrheit hier im 
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Landtag auf, beim Hochschulzugang in Nordrhein-
Westfalen nicht weitere direkte und indirekte Hür-
den aufzubauen. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Keine Sorgen!) 

– Ja, wir machen uns schon sehr viele Sorgen, 
Herr Kollege Kuhmichel. Wir haben auch allen An-
lass dazu. 

Auch die letzte Pisa-Studie, die heute morgen hier 
diskutiert worden ist, die Deutschland und Nord-
rhein-Westfalen bescheinigt, dass der schulische 
Erfolg aufs Engste mit der sozialen Herkunft der 
Schülerinnen und Schüler verknüpft ist, sollte für 
alle einmal mehr ein Signal sein, beim Hochschul-
zugang nicht weitere soziale Hürden aufzubauen. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Geradezu gebetsmühlenhaft muss immer wieder 
darauf hingewiesen werden, dass unsere Gesell-
schaft, Wirtschaft, Kultur und auch Politik, mehr 
junge Menschen mit Hochschulausbildung benö-
tigt und nicht weniger. 

Die geplante Einführung von Studiengebühren – 
in der Tat steht dieses Thema in diesem Kontext – 
ist ein riesiger Schritt in die falsche Richtung, dem 
nun weitere Schritte in eben diese Richtung folgen 
sollen. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Quatsch!) 

Diese Politik der Landesregierung, Herr Minister 
Pinkwart, schadet nachhaltig dem Wissenschafts- 
und Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der SPD) 

Es ist erforderlich, die Qualität von Forschung und 
Lehre an unseren Hochschulen durch Profilbil-
dung zu stärken. Die SPD-geführte Landesregie-
rung hat mit dem Hochschulkonzept 2010 diesen 
Prozess vorangetrieben. Die starke Beteiligung 
der NRW-Hochschulen an der Exzellenzinitiative 
belegt, wie richtig dieser Prozess war und ist.  

Ja, diese Entwicklung heißt auch: Wettbewerb um 
Studierende, Drittmittel, um Lehrende und For-
schende, wobei die Betonung aber auf „auch“ 
liegt. Denn Wettbewerb ist nicht das alleinige Ziel 
und schon gar nicht ein Ziel, das um seiner selbst 
willen betrieben werden darf. 

Neben Wettbewerb und Konzentration auf die je-
weiligen Stärken tritt die Kooperation, die zum 
Beispiel für die Entwicklung des Hochschulcam-
pus Ruhr und nicht nur dort zur Zukunftsfähigkeit 
der Hochschulen von entscheidender Bedeutung 
ist. 

Internationale Beispiele für arbeitsteilige, quali-
tätsorientierte kooperative Strukturen gibt es ge-
nug. Die Universität von Kalifornien zum Beispiel 
liefert hierfür den Beweis, im Übrigen eine staatli-
che Universität, die jetzt ihren zehnten Standort in 
Merced im Central Valley eröffnet – ein Beispiel 
dafür, dass es nicht um weniger gehen kann, 
sondern durchaus um mehr. 

Profilbildung braucht Zeit und Verlässlichkeit beim 
Einhalten der Rahmenbedingungen. Die konser-
vativ-neoliberale Koalition hier im Hause will den 
vereinbarten Zeitrahmen, der mit 2020 gesetzt ist, 
jetzt ohne Not verlassen und schadet damit dem 
Standort Nordrhein-Westfalen. 

(Zuruf von Minister Prof. Dr. Andreas Pink-
wart)  

– 2010, Entschuldigung, Herr Minister. Ich werde 
mich bei Gelegenheit revanchieren und dann 
auch eine kleine Korrektur vornehmen. 

Die Wettbewerbsbedingungen für die einzelnen 
Hochschulen sind ungleich, weil die Ausgangsbe-
dingungen auch ungleich sind. Dem muss durch 
die Beibehaltung der Kappungsgrenzen bei der 
erfolgsorientierten Mittelvergabe Rechnung getra-
gen werden. Das ist übrigens ein Instrument, das 
die SPD durch ihre Wissenschaftspolitik vorange-
trieben hat.  

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Mit deren Abschaffung nimmt man sehenden Au-
ges die Schädigung der Substanz einer Reihe von 
Hochschulstandorten in Kauf. Dies geschieht ins-
besondere in Regionen, die darauf angewiesen 
sind, dass alle Bildungsreserven ausgeschöpft 
werden. Wir jedenfalls stehen zur regionalisierten 
Strukturpolitik. Dazu gehört die regionale Verant-
wortung und Bindung auch der Hochschulen un-
seres Landes. Die Hochschulen brauchen ihre 
Regionen. Das gilt auch umgekehrt.  

Prof. Ronge, der Vorsitzende der Landesrekto-
renkonferenz Nordrhein-Westfalen, hat in der An-
hörung des Wissenschaftsausschusses in diesem 
Saal zum Antrag der SPD gegen die Abschaffung 
der ZVS gesagt, dass auch die Mobilität von Stu-
dierenden ihre Grenzen hat.  

(Zuruf) 

– Darum geht es: die Kapazitäten wirklich auszu-
schöpfen. Frau Thoben, lesen Sie einmal genau 
nach, was Herr Prof. Ronge hier vorgetragen hat. 
Das ist aus meiner Sicht sehr klug und bekommt 
auch der Landesregierung.  
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Deshalb muss das Prinzip der Regionalisierung 
und die von Ministerpräsident Clement ausge-
sprochene Standortgarantie aufrechterhalten wer-
den, und deshalb fordern wir, den Prozess der 
Profil- und Clusterbildung weiter zu unterstützen, 
die leistungsorientierte Mittelvergabe nicht undiffe-
renziert vorzunehmen, die Kappungsgrenzen bis 
zur Umsetzung des Hochschulkonzepts 2010 bei-
zubehalten und die Standortgarantie zu erneuern. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und für die 
netten Anregungen der Landesregierung.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schultheis. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der CDU Herr Kollege Kuhmi-
chel das Wort.  

Manfred Kuhmichel (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Schultheis 
von der rot-grünen Opposition, das ist schon zum 
zweiten Mal innerhalb kürzester Zeit ein Antrag, 
mit dem die SPD mit Blick auf die Hochschulpolitik 
meint, sie müsste uns den rechten Weg aufzei-
gen.  

(Zuruf von der SPD: Ja, das ist nötig!) 

Aber das braucht sie natürlich nicht. Sorgt euch 
nicht, denn es wird alles gut. Das kann ich Ihnen 
in aller Deutlichkeit sagen.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: 
Das ist hier kein Wunschkonzert!) 

Lieber Kollege Schultheis, Sie haben in Sachen 
Hochschulpolitik weiß Gott nicht immer den rech-
ten Weg beschritten. Sonst wären Sie ja noch in 
der Regierungsverantwortung. Das ist der Auftrag, 
den wir jetzt bekommen haben, und den werden 
wir ausfüllen.  

Ich wiederhole das, was ich beim letzten Mal zum 
Thema Bologna schon gesagt habe – das war 
auch so ein Antrag ohne Sinn und Hintergrund –: 
Was gut war, das führen wir weiter. Warum ei-
gentlich nicht? Aber das, was schlecht war, ma-
chen wir besser. Und das werden wir Ihnen immer 
wieder zeigen.  

(Beifall von der FDP) 

Ich komme nun in aller Kürze zu Ihren Beschluss-
vorschlägen. Ich will die Zeit nicht unnötig in An-
spruch nehmen und werde deshalb etwas weniger 
Redezeit benötigen. Es lohnt sich nämlich nicht 
sonderlich.  

Unter Punkt 1 führen Sie in den zwei Zeilen etwas 
aus, was Sie eben noch einmal zitiert haben. 

Stattdessen hätten Sie auch schreiben können: 
„Die Erde ist rund.“ Eine solche Bedeutung hat 
das, was Sie dort schreiben. Sie hätten aber et-
was hinzuschreiben sollen, was Sie vergessen 
haben, was Ihrer Politik abgegangen ist: Sie hät-
ten schreiben sollen, dass Sie das Ganze mit 
großer Verlässlichkeit im steten Dialog mit den 
Hochschulen machen wollen, dass Sie sich an 
Vereinbarungen und Verträgen orientieren und 
Prioritäten zugunsten der Hochschulen setzen. 
Das haben Sie unter Punkt 1 leider nicht formu-
liert. Das ist untergegangen.  

Unter Punkt 2 kommen Sie zu der Erkenntnis, 
dass der Wettbewerb erst dann vollständig be-
gonnen werden könne, wenn jeder Standort, wie 
vereinbart, genügend Zeit gehabt habe, sich und 
seine Strukturen darauf auszurichten. Das ist eine 
wunderbare Erkenntnis. 

In den letzten Jahren haben Sie erst einmal die 
Gesamthochschulen umgetauft, weil Sie gemerkt 
haben, dass das sozialistische Experiment, das 
dahinter steckte, gescheitert war.  

(Zuruf von der SPD) 

Wenn Sie diese ehemaligen Gesamthochschulen 
in den Wettbewerb schicken, dann haben sie tat-
sächlich Probleme. Darauf achten wir aber auch. 
Sie können uns beim Wort nehmen, dass sie or-
dentlich in den Wettbewerb einmünden können. 
Wir werden dafür sorgen, dass das Potenzial der 
Hochschulen in Lehre und Forschung bestmöglich 
ausgeschöpft wird.  

In Ihrem Punkt 3 kommen Sie mit den Kappungs-
grenzen. Das ist auch ein tolles Ding. Sie haben 
mit den Hochschulen für die Jahre 2004 bis 2006 
Kriterien verabredet. Die Wirkung dieser Kriterien 
haben Sie durch die Kappung der Gewinne und 
Verluste aber wieder geschwächt. Sie wissen das. 

Unter Punkt 4 steht die alte Leier von der Stand-
ortgarantie. Dazu gibt es erstens keinen Anlass, 
und zweitens ist es ein unverantwortlicher Ver-
such,  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Drohkulissen aufzubauen. Das lassen wir nicht 
zu.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Es gibt derzeit überhaupt keinen Anlass, über ir-
gendeinen Standort kritisch nachzudenken. Wenn 
Ihr Kollege Bollermann, der hier sitzt – es ist gut, 
dass er gekommen ist –, in der letzten Aus-
schuss-Sitzung einen Standort benannt hat, dann 
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finde ich das unverantwortlich. Ich will das nicht 
wiederholen.  

(Karl Schultheis [SPD]: Dann lassen Sie 
das!) 

Sie wissen genauso wie wir, dass ein ehrlicher 
Wettbewerb mit einer uneingeschränkten Stand-
ortgarantie überhaupt nicht vereinbar ist. Das 
schließt sich aus. Sonst wären Sie auch nicht auf 
die Idee gekommen, Duisburg und Essen zu fusi-
onieren. Das steckt auch dahinter.  

(Zuruf von der SPD) 

Das haben Sie per Zwang gemacht. Das war Mist. 
Aber Standortgarantie und uneingeschränkter 
Wettbewerb passen nicht zueinander.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das heißt, 
Sie geben keine Standortgarantie!) 

Meine Damen und Herren, das soll es für heute 
gewesen sein. Wir werden uns Ihrer Sache an-
nehmen. Normalerweise ist das der klassische 
Fall, in dem ein Antrag hier direkt weggestimmt 
wird. Das machen wir aber nicht. Wir überweisen 
ihn an den Ausschuss und machen es dort. – 
Danke schön.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kuhmichel. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr 
Kollege Dr. Vesper das Wort.  

Dr. Michael Vesper (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Kuhmichel, Mensch, wie tief sind Sie gesunken, 
dass Sie es schon als eine Leistung hinstellen, 
dass Sie einen Antrag hier nicht wegstimmen, 
sondern ihn an einen Ausschuss überweisen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

So schnell ändert sich mit dem Sein offenbar das 
Bewusstsein. Darüber sollten Sie wirklich einmal 
nachdenken. Wenn Sie im Bereich der Hoch-
schulpolitik wenigstens zu so konkreten Erkennt-
nissen kommen würden wie der, dass die Erde 
rund ist! Was Sie vortragen, ist keine Kugel, nicht 
einmal eine Scheibe. Es ist nichts, überhaupt 
nichts, was wir bisher hören, außer nebulösen 
Ankündigungen ohne etwas dahinter.  

(Beifall von der SPD) 

Wenn wir uns die Anhörung der letzten Woche im 
Wissenschaftsausschuss zu der Frage der Ab-
schaffung der ZVS vergegenwärtigen, die Sie 
gerne möchten, dann mussten Sie doch feststel-

len, dass sich durch die Bank alle geladenen Ex-
pertinnen und Experten gegen eine schlichte Ab-
schaffung der ZVS gewandt haben. Sie ist von 
niemandem gewollt und macht auch einfach kei-
nen Sinn. Die Realität ist anders, als Sie es sich in 
Ihrem Elfenbeinturm der Hochschulpolitik vorstel-
len.  

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

– Zum Antrag auch, lieber Herr Lindner. Er gibt 
einem die Gelegenheit, noch einmal deutlich zu 
machen, Herr Pinkwart, was Sie an vernünftiger 
Hochschulpolitik der vorherigen Regierung weiter-
führen und weiterführen sollten. Das Hochschul-
konzept 2010 der letzten Landesregierung bildete 
und bildet bis heute einen wesentlichen Orientie-
rungspunkt in diesem Abstimmungsprozess. Das 
sollte man zumindest annehmen. Denn dieses 
Hochschulkonzept findet sich ja auch bis heute 
auf den Internetseiten Ihres Ministeriums. – Dass 
Sie nicken, Herr Pinkwart, zeigt mir, dass das kein 
Versehen, sondern ganz bewusst so gemacht 
worden ist. 

Ich will gar keinen Hehl daraus machen, dass wir 
Grüne an diesem Hochschulkonzept auch die ei-
ne oder andere Detailkritik hatten. Zum Beispiel 
war uns vieles zu quantitativ ausgerichtet. 

Aber der entscheidende Vorteil war – und ist –
eine von allen Beteiligten in einem intensiven Pro-
zess ausgehandelte Richtschnur und ein verläss-
licher Rahmen, um auf dieser Grundlage dann die 
notwendigen Reformen anzupacken und umzu-
setzen. 

Wenn dieser verlässliche Rahmen aber nun von 
der neuen Koalition an einzelnen Stellen einseitig 
verlassen werden sollte, ohne dass klar ist, wo es 
konkret hingehen soll, dann ist das sicherlich sehr 
problematisch, Herr Kuhmichel. Deswegen heißt 
Verantwortungsbewusstsein auf diesem Gebiet 
eben auch, nicht nur herumzuschwadronieren, 
sondern konkret zu sagen, wohin man will. Das 
vermissen wir aber bisher. 

(Beifall von der SPD) 

Wir haben das Hochschulkonzept 2010 immer als 
Einstieg in einen Prozess begriffen, an dem Lan-
despolitik und Hochschulen ständig zusammenar-
beiten müssen, in dessen Verlauf auch weitere 
Kriterien der Qualitätsbewertung ergänzt und die 
Prozesse innerhalb der Hochschulen immer wie-
der rückgespiegelt werden sollten. 

Von daher freue ich mich auf die Beratung dieses 
Antrags im Ausschuss, weil wir dort hoffentlich 
dann noch ein bisschen mehr über den Stand die-
ses Prozesses erfahren werden und Gelegenheit 
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haben, auch als Landtag unseren Beitrag zur Wei-
terentwicklung dieses Konzepts zu leisten. 

Ich kann jedenfalls nur davor warnen, aus bloßem 
Aktionismus diesen geraden Weg zu verlassen.  

Zum Beispiel steht im FDP-Wahlprogramm: „keine 
Bestandsgarantie für bestehende Hochschulen“. 
Das war ein Zitat, Herr Lindner. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das erklärt er 
gleich!) 

Und die CDU erklärt in ihrem sogenannten Zu-
kunftsprogramm:  

„Wir werden uns in der Landeshochschulpla-
nung an wissenschaftlichen und kulturellen Er-
fordernissen orientieren.“ 

Da möchte man hinzufügen: Klammer auf – und 
an nichts anderem. Das soll das ja wohl heißen.  

Das zeigt doch, dass Sie offenbar nicht verstan-
den haben oder nicht verstehen wollen, welche 
Bedeutung die Frage von Hochschulstandorten 
auch außerhalb der Hochschulpolitik für andere 
Politikfelder hat. Deswegen darf man damit nicht 
spielen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD – Prof. Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: So ist es!) 

Wir haben dagegen verstanden, welch enorme 
Bedeutung eine Hochschule gerade für die Wirt-
schaft, für Innovationen, für Arbeitsplätze in einer 
Region hat. Das kann und darf man bei der De-
batte nicht ausblenden. Es wäre fahrlässig, wenn 
man das tun würde. 

Insofern, meine Damen und Herren, freue ich 
mich darauf, im Ausschuss einmal etwas Konkre-
tes dazu zu hören, wie Sie sich die künftige Hoch-
schullandschaft in Nordrhein-Westfalen vorstellen. 
Denn diese Antwort sind Sie uns bislang schuldig 
geblieben. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vesper. – Für die Fraktion der FDP 
erteile ich dem Kollegen Lindner das Wort. 

Christian Lindner (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Jetzt darf 
ich als Angehöriger der – wie Herr Schultheis so 
schön gesagt hat – konservativ-neoliberalen Re-
gierungskoalition zu dem sozialistischen Antrag 
sprechen, der hier vorgelegt worden ist. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Er steht in einer kleinen Tradition von Oppositi-
onsinitiativen. Wir hatten solche zum Qualitäts-
pakt, zum BAföG, zur ZVS und zum Bologna-Pro-
zess. Der Anlass ist nie ganz klar, aber das Motiv. 
Sie schießen mit der Schrotflinte ins Dunkle in der 
Hoffnung, irgendetwas zu treffen. 

(Zurufe von Marc Jan Eumann [SPD] und 
Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Sie haben in der Regel Initiativen ergriffen zu 
Zeitpunkten, zu denen die Landesregierung auf 
Ebene der Kultusministerkonferenz in Verhand-
lungen steht – Stichwort „ZVS“ – und zu denen 
die Landesregierung und die Regierungskoalition 
Gespräche führen über die zukünftige Haushalts-
struktur und auch mit den Hochschulen im Ge-
spräch stehen. Sie erwarten dann, dass Wasser-
standsmeldungen vor dem Abschluss dieser Ge-
spräche hier in aller Öffentlichkeit ausdiskutiert 
werden. 

Das haben Sie nie so gemacht. Ich meine, es ist 
ein gutes Zeichen auch der ehrlichen Gesprächs-
bereitschaft der Landesregierung mit den Hoch-
schulen und auch mit den anderen Ländern in der 
Kultusministerkonferenz, wenn Vorabstellungnah-
men auch auf Ihre Veranlassung hin hier nicht 
ohne Weiteres gegeben werden, sondern Ihnen 
hier dann konkrete Konzepte, die auch konzeptio-
nell in der Tiefe anders geschärft sind als Ihre Pa-
pierchen, zur Beratung vorgelegt werden. 

Insofern sollten Sie sich gedulden und nicht weiter 
Ängste schüren, was etwa den Bestand einzelner 
Hochschulen angeht, wie Sie das hier mit diesem 
Antrag tun. 

Im Übrigen hätte es das Hochschulkonzept 2010 
verdient, etwas differenzierter diskutiert zu wer-
den. Es wäre ja zu fragen – Herr Vesper hat das 
sehr diplomatisch angedeutet –, ob ein Aushand-
lungsprozess unter Hervorhebung vor allen Din-
gen von Kapazitätszielen prinzipiell geeignet ist, 
die Entwicklung einer leistungsfähigen Hochschul-
landschaft zu befördern. Von Exzellenz ist näm-
lich im Hochschulkonzept 2010 erst gar nicht die 
Rede. Das Wort taucht gar nicht auf.  

Aber sei’s drum: Das Hochschulkonzept 2010 und 
der Qualitätspakt sind von der Regierungskoaliti-
on ja auch als Grundlagen ihres Regierungshan-
delns beschrieben worden. Sie haben bislang 
auch keinen Anlass geboten bekommen, an die-
sen Zusagen zu zweifeln. Im Gegenteil: Auch 
handwerkliche Fehler oder politisches Kalkül der 
Vorgängerregierung sind korrigiert worden. Beim 
Studienkontengesetz etwa wurden den Hochschu-
len 24,5 Millionen € mehr zur Verfügung gestellt, 
die Sie ihnen sonst vorenthalten hätten aufgrund 
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eines Webfehlers dieser Verrechnungsklausel, 
der korrigiert worden ist. 

Ich könnte das weiter fortsetzen mit dem Heizkos-
tenzuschuss, den Sie nicht gewährt hätten, und 
anderem mehr. 

Aber Ihnen geht es um etwas anderes, nämlich 
um die leistungsorientierte Mittelvergabe. Dazu 
heißt es wörtlich in Ihrem Antrag: 

„Zudem will sie“ 

– also die neue Regierung – 

„die Kappungsgrenzen bei der leistungsorien-
tierten Mittelvergabe drastisch senken. Einen 
solchen Substanzverlust würden einige Hoch-
schulen in Nordrhein-Westfalen aber nicht ver-
kraften.“ 

Da sollten wir uns miteinander in Erinnerung ru-
fen, was es mit dieser leistungsorientierten Mittel-
vergabe eigentlich auf sich hatte. 

Die Vorgängerregierung hatte den Wettbewerb 
unter den Hochschulen eingeführt und gefördert – 
Drittmitteleinwerbung, Lehre, Kapazitätsauslas-
tung –, hatte aber die Ergebnisse des Wettbe-
werbs in den Hochschulhaushalten gedeckelt. 
Konkret finden wir eine Situation vor, in der die 
Deckelung maximale Verschiebungen von 1 % 
innerhalb von drei Jahren gestattet.  

Sie malen jetzt Horrorgemälde, dass eine auch 
nur leichte Ausweitung dieser Ergebnisorientie-
rung zur Gefährdung des Bestands ganzer Hoch-
schulen, ja gar zu flächendeckenden hochschul-
politischen weißen Flecken in Nordrhein-
Westfalen führen könnte.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Sie müssen sich an Ihre Verantwortung erinnern 
lassen. Sie leisten mit dieser Art von Polemik in 
Nordrhein-Westfalen keinen vernünftigen Beitrag 
zur Entwicklung des Hochschulwesens. 

(Beifall von der FDP) 

Wir wollen Stärken stärken! Herr Vesper hat es 
dankenswerterweise angesprochen. Die vor allen 
Dingen quantitätsorientierte Profilbildung muss 
stärker qualitätsorientiert erfolgen. Das wollen wir 
mit Nachdruck ermöglichen.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Zweifelsohne müssen regionale Strukturinteres-
sen und die Interessen des Hochschulwesens 
insgesamt gegeneinander abgewogen werden. 
Da ist eine Balancebildung erforderlich. 

Wenn Sie aber vor allen Dingen Hochschulpolitik 
unter regionalen Gesichtspunkten betreiben wol-
len, dann teilen wir diese Einschätzung nicht. Wir 
wollen Hochschulpolitik machen, die sich an Aus-
bildungszielen und an der Exzellenz der For-
schung orientiert, auch wenn das bedeutet, dass 
man nicht eine Bestandsgarantie für jeden Fach-
bereich und für jeden Standort prinzipiell ausspre-
chen kann.  

(Beifall von der FDP – Prof. Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Was meinen Sie jetzt: Fachbe-
reich oder Standort? Sagen Sie das doch 
einmal präziser!) 

Jetzt will ich colorandi causa noch eine Fußnote 
machen, weil Sie Herrn Ronge im Zusammen-
hang mit der ZVS zitieren, und darauf hinweisen, 
dass die Mobilität von Studierenden nicht so aus-
geprägt sei. Ich zumindest habe die ZVS immer 
so verstanden, dass die ZVS nicht von vornherein 
jedem Ortswunsch der Studierenden nachkom-
men kann und will. Im Gegenteil ist die ZVS die 
Instanz, die Mobilität von Studierenden einfordert. 
Genau das müssen wir auch tun. Studierende sol-
len sich nach Qualität entscheiden und nicht nur 
danach, dass sie Zuhause wohnen können. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, als Nächstes spricht für die Landes-
regierung Herr Minister Prof. Dr.  Pinkwart. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist angesprochen worden, dass 
man gern zusätzliche Informationen haben möch-
te, wie es weitergeht. Ich hatte unlängst Gelegen-
heit, das auch im Ausschuss zu tun und die Ziel-
punkte zu beschreiben. Ich nehme gern die Gele-
genheit hier und bei allen weiteren Beratungen 
wahr, das zu tun.  

Es kommt darauf an, wenn man etwas verändern 
will, dass man für Planungssicherheit und für Per-
spektiven sorgt, die mitgegangen werden können. 
Gerade von den Hochschulen, die sich im Sinne 
von mehr Leistungsorientierung, Wettbewerbsfä-
higkeit anpassen wollen und – ich sage auch das 
hier – anpassen müssen. So schön es sich im An-
trag der SPD-Fraktion liest, so schön ist es, wenn 
man es genau betrachtet, natürlich nicht. Wir ha-
ben die dichteste Hochschullandschaft Europas, 
aber wir haben noch nicht die beste Hochschul- 
und Forschungslandschaft Europas. Das zeigen 
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uns unterschiedlichste Rankings, die Sie natürlich 
kennen.  

Deswegen muss es das gemeinsame Anliegen 
dieses Hauses und dieser Landesregierung sein – 
es ist ihr Anliegen –, dass wir aus der dichtesten 
Hochschullandschaft Stück für Stück – das wird 
seine Zeit brauchen – die beste Hochschulland-
schaft in Europa machen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn sie schon so gut wäre, wie sie die Kollegen 
von der SPD-Fraktion in Ihrem Antrag beschrei-
ben, dann müssten Sie gar keine Sorge haben, 
dass es zu irgendwelchen Schließungen von 
Standorten käme. Wenn das nämlich alles nur Er-
folgsmeldungen wären, wie Sie es dort beschrei-
ben, müssen die so unendlich stark sein, dass sie 
sich durch gar nichts erschüttern ließen. Oder es 
ist eben ganz anders. Dann treffen Ihre Aussagen 
aber nicht zu.  

Ich möchte für die Landesregierung sagen: Ich 
sehe keinen Hochschulstandort in Nordrhein-
Westfalen gefährdet, halte es aber gerade des-
halb weder für notwendig noch für sinnvoll, eine 
Bestandsgarantie auszusprechen, sondern deut-
lich zu machen: Wir fordern die Hochschulen, a-
ber wir fördern sie auch, damit sie das Ziel im In-
teresse unseres Landes erreichen können, besser 
zu werden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Hier ist von Herrn Vesper zu Recht der gerade 
Weg angesprochen worden. Sie haben es in den 
Kontext des Hochschulkonzeptes gestellt. Richtig 
ist: Wir orientieren uns an diesem für die Hoch-
schulen verabredeten, auch seitens der Landes-
regierung verabredeten und vom Landtag beglei-
teten Konzepts. Wir werden es weiterentwickeln. 
Wir wollen es so weiterentwickeln, dass wir das 
Ziel, das wir vorgegeben haben, besser erreichen 
können.  

Wenn man einen solchen Weg geht, dann sollte 
man sich auch an Verabredungen halten. Genau 
hier ist die Vorgängerregierung leider nicht kon-
sequent gewesen. Es ist bemerkenswert, dass die 
SPD-Fraktion heute genau diese Inkonsequenz 
noch einmal zum Gegenstand einer Antragsforde-
rung macht. Es war Ihre Wissenschaftsministerin, 
die mit den Hochschulen eine leistungsorientierte 
Mittelverteilung verabredet hat. Es war Ihre Wis-
senschaftsministerin, die die Parameter für die 
leistungsorientierte Mittelverteilung vereinbart hat. 
Und es war – leider – Ihre Ministerin, die gegen 
das eigene Konzept den Mut oder vielleicht die 
politische Unterstützung in ihren Reihen nicht ge-

funden hat, das, was sie zunächst vorgegeben 
und verabredet hatte, dann zur Umsetzung zu 
bringen, sondern sie hat eine Kappungsgrenze 
eingeführt, die im Übrigen nie Gegenstand des 
Hochschulkonzeptes war, und sie hat sie aus der 
Not heraus im Jahre 2004 eingeführt und im 
Wahljahr 2005 noch einmal mit +/- 1 % überrollt, 
allerdings mit der klaren Ansage, dokumentiert im 
Gespräch mit den Rektoren der Hochschulen 
schon im Herbst 2004, dass diese Kappungs-
grenze spätestens 2006 auf jeden Fall dynami-
siert werden müsste, damit ein solches Konzept 
dann wenigstens ab 2006 Sinn machen könnte.  

Wenn Sie sich jetzt dagegen aussprechen, dass 
wir möglicherweise diesen Weg, der verabredet 
war und sinnvoll ist, zu einer Umsetzung führen 
könnten, dann machen Sie nur deutlich, dass Sie 
offensichtlich Ihre Ministerin, die fachlich – wie ich 
meine – richtig operiert hat, damals nicht konse-
quent unterstützt haben und auch heute eine sol-
che Politik zur Verbesserung der Profilbildung 
nicht zu unterstützen in der Lage sind. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von der 
SPD: Verraten Sie uns, was Sie vorhaben!) 

Wir wollen jedenfalls, dass wir uns mit den Hoch-
schulen in dem Rahmen bewegen, der von der 
Vorgängerregierung besprochen worden ist. Für 
das Zeitfenster 2004 bis 2006 sind Parameter 
vereinbart. Wir werden auf der Grundlage mit den 
Hochschulen die Gespräche, auch zur leistungs-
orientierten Mittelverteilung, im nächsten Jahr zu 
einem guten Abschluss führen.  

Dann reden wir über die Zielvereinbarung ab 
2007, und wir sprechen über eine Neujustierung 
der leistungsorientierten Mittelverteilung. Das ma-
chen wir mit den Hochschulen gemeinsam in dem 
Interesse, meine Damen und Herren, dass dieje-
nigen, die sich anstrengen, dann von der Politik 
tatsächlich die Anreize erhalten, die vorher ver-
sprochen worden sind. 

Wenn wir nämlich jene enttäuschen, die sich be-
wegen, meine Damen und Herren, werden wir in 
diesem Land in Anbetracht der bereitstehenden 
Ressourcen nicht die Effektivitätsgewinne erzie-
len, die wir so dringend benötigen.  

Lassen Sie mich abschließend eine Bemerkung 
zu Ihrer einleitenden Aussage zu Pisa machen, 
Herr Schultheis. Die hat mich besonders ange-
sprochen vor dem Hintergrund eines Berichts, den 
wir gestern im Landeskabinett von dem Wissen-
schaftler, der die Studie durchgeführt hat, erhalten 
haben. Dort ist noch einmal klargemacht worden: 
Nordrhein-Westfalen liegt bei den Gruppen, die 
erhebliche Kompetenzdefizite aufweisen, hinter 
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Bundesländern wie Baden-Württemberg und Bay-
ern – im Zugewinn auch gegenüber Sachsen-
Anhalt – und in der Spitzengruppe, das heißt bei 
denen, die besonders gut sind, auf Platz 13 von 
16 Bundesländern.  

Das heißt, wir schaffen es weder in der Spitze 
noch in den Problemgruppen, gut zu fördern. Die-
ser Experte hat deutlich gemacht, dass es in den 
süddeutschen Ländern gelingt, auch Problem-
gruppen – durch soziale Rahmenbedingungen 
oder andere Faktoren benachteiligte Gruppen – 
viel besser in den Unterricht zu integrieren und zu 
Leistungserfolgen zu bringen, als das in diesem 
Land aufgrund Ihrer Politik möglich geworden ist. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Bilanz, die heute noch einmal Gegenstand der 
Beratungen war, zeigt, dass Sie gerade unter so-
zialen Gesichtspunkten mit Ihrer Bildungspolitik 
versagt haben.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir werden in Nordrhein-Westfalen große An-
strengungen unternehmen müssen – ich hoffe, wir 
tun das jetzt endlich gemeinsam –, um an den 
Schulen zu besseren Ergebnissen zu kommen, 
und wir müssen mit einer leistungsorientierten, am 
Ergebnis ausgerichteten Politik für die Hochschu-
len dafür sorgen, dass die jungen Menschen in 
unserem Land von der Grundschule bis zur Hoch-
schule die besten Chancen bekommen. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Pinkwart. – Frau Gebhard von der 
SPD-Fraktion hat jetzt das Wort. 

Heike Gebhard*) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kuhmi-
chel, Ihr Beitrag hat deutlich gemacht, warum es 
notwendig ist, dass wir hier und heute diesen An-
trag stellen. Sie haben nämlich das Kunststück 
geschafft, Ihren Beitrag mit den Worten zu begin-
nen, wir sollten uns beruhigen und darauf vertrau-
en, es werde schon alles gut, und mit den Worten 
zu beenden, die uns und die Hochschulen perma-
nent verunsichern, nämlich: Aber eine Standortga-
rantie können wir nicht geben; wenn wir Wettbe-
werb wollen, geht das nicht. 

(Beifall von der SPD) 

Sie können nicht einerseits sagen: „Hochschulen, 
ihr braucht euch nicht aufzuregen, alles ganz ru-
hig, nennt bloß keine Namen, seid bloß nicht ver-

unsichert“, und andererseits sagen: Aber eine Ga-
rantie geben wir euch nicht. – Das passt nicht zu-
sammen.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Sie haben nicht 
zugehört!) 

– Herr Pinkwart hat ein bisschen differenzierter 
gesprochen als Sie. Aber Sie tragen die Regie-
rung, Sie stimmen ab. Es ist ganz wichtig zu wis-
sen, wie sich die regierungstragenden Fraktionen 
verhalten. Das ist für die Hochschulen von großer 
Bedeutung.  

Ich will weitermachen mit dem, was Herr Lindner 
gesagt hat. Auch Sie haben uns gemahnt, wir soll-
ten Geduld haben. 

(Christian Lindner [FDP]: Ja!) 

Wenn Sie hier mit Ihrer Mehrheit erst einmal ab-
gestimmt haben, dann hat die Opposition keine 
Chance mehr einzuwirken. Es ist also unsere 
Pflicht und unsere Aufgabe als Opposition, recht-
zeitig tätig zu werden. Die Anhörung des Wissen-
schaftsausschusses in der letzten Woche zur Zu-
kunft der ZVS – heute schon mehrfach zitiert – hat 
mehr als deutlich gemacht, dass die Experten – 
und zwar in einem sehr breiten Stil, wie Herr Ves-
per ausgeführt hat – Ihren Willen nicht unterstüt-
zen. Wir haben als Opposition dann natürlich die 
große Hoffnung, dass Sie die Meinung im Lande 
zur Kenntnis nehmen und Ihre Absichten noch 
einmal überdenken.  

(Beifall von der SPD – Christian Lindner 
[FDP]: Sie kennen unsere Absichten offen-
sichtlich gar nicht genau!) 

– Sie bringen sie immer wieder zum Ausdruck. Ich 
will nicht wiederholen, was wer in diesem Jahr 
schon alles gesagt hat. Herrn Pinkwart habe ich 
das letzte Mal schon mehrfach zitiert, weil auch er 
gesagt hat, für ihn sei keine Hochschule tabu, es 
gebe keine Standortsicherheit. Jetzt wird lang-
sam, aber sicher geschickter in der Ausdrucks-
weise.  

(Lachen von der FDP) 

Ich will diese Gelegenheit nutzen, um deutlich zu 
machen, was dahinter steckt. Herr Minister Pink-
wart hat heute den rein wissenschaftlichen Aspekt 
betont, hat das als wissenschaftsimmanent be-
trachtet. Ich bin der Ansicht, wir müssen das 
ganzheitlicher sehen. Wir haben im Antrag nicht 
umsonst eine Zwischenüberschrift gewählt, die 
lautet: „Regionen brauchen Hochschulen – Hoch-
schulen brauchen Regionen“.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Super Satz!) 
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Wir haben das genau deshalb getan, um deutlich 
zu machen: Es geht hier nicht nur um Hochschu-
len, es geht hier um viel mehr. Gerade am Bei-
spiel der Neugründungen von Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen, vor allem im Ruhrgebiet, 
kann man dies meines Erachtens sehr gut ver-
deutlichen.  

Zwei Aspekte waren damals wie heute aus-
schlaggebend. Den einen – der ist Ihnen vielleicht 
noch bekannt – kann man mit den Worten des frü-
heren Bundestagsvizepräsidenten Carlo Schmid 
wiedergeben. Er hat gesagt:  

„Die Nation kann es sich nicht mehr leisten, 
Hunderttausende von Begabungen brachliegen 
zu lassen.“ 

Das heißt, man musste die Bildungsinstitutionen 
zu den potenziellen Nutzern bringen. Ich selbst – 
dafür schäme ich mich durchaus nicht – bin ein 
lebendes Beispiel dafür. Ich hätte 1972 niemals 
gewagt, ein Studium aufzunehmen, wenn ich den 
Studienort nicht von zu Hause aus hätte anfahren 
können. Ich hätte mir das finanziell nie zugemutet. 
Ich konnte ja nicht ahnen, dass es mir im Laufe 
des Studiums gelingen würde, ein Stipendium zu 
bekommen. Die Einlassungen, die Herr 
Prof. Ronge letzte Woche im Wissenschaftsaus-
schuss zur Mobilität von potenziellen Studenten 
gemacht hat, kann ich aus eigener Einschätzung 
also nur unterstreichen. 

Wenn Sie sich ansehen, wer beispielsweise an 
den Ruhrgebietshochschulen studiert, dann wer-
den Sie feststellen, dass ein Großteil insbesonde-
re aus der Region selbst kommt. Das ist gut und 
richtig. 

(Zuruf von der CDU: Das ist ein Problem der 
Hochschulen!) 

– Nein! Wieso ist das ein Problem der Hochschu-
len? Sind die Studenten aus dem Ruhrgebiet so 
viel schlechter? 

(Beifall von der SPD) 

Das wollen Sie doch wohl nicht unterstellen. Ich 
muss mich über diese Einlassung schon sehr 
wundern.  

Der zweite Aspekt ergibt sich aus der Erkenntnis, 
die meines Erachtens ebenfalls nichts an Aktuali-
tät verloren hat: dass ein Strukturwandel im Re-
vier auch der Etablierung von Wissenschaftsein-
richtungen bedarf. 

Das heißt: Die Motivation zur Gründung der 
Hochschulen lag insbesondere in dem Wunsch, 

die Regionen in ihren Anstrengungen zu unter-
stützen, ihre wirtschaftliche Struktur umzubauen.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Aber die Ge-
samthochschulen sind doch sträflich von Ih-
nen vernachlässigt worden! Das Ziel ist doch 
gar nicht erreicht worden!) 

Ach, wie viel 1.000 Studenten haben wir dort? Ich 
bitte Sie, ich gebe Ihnen gleich ein Beispiel, was 
dort alles erreicht worden ist. Hören Sie mir noch 
ein bisschen zu, Herr Kuhmichel, Sie können et-
was lernen. Mir scheint das auch notwendig zu 
sein. Ich habe mir diesen Punkt ausgesucht, weil 
ich hier schon mehrfach zur Kenntnis habe neh-
men müssen, dass ein gewisses Geschichtsbe-
wusstsein fehlt, und, dass nicht klar ist, welche 
Besonderheit hier in Nordrhein-Westfalen zu be-
arbeiten ist und wir eigentlich gemeinsam bearbei-
ten sollten.  

Lassen Sie mich in Erinnerung rufen: Wir sind hier 
in einem Land, das nicht etwa wie in Bayern den 
Verlust einer Maxhütte zu verkraften hat, sondern 
den Verlust 60 bis 70 solcher Betriebe.  

Ich möchte Ihnen das einmal in Zahlen deutlich 
machen. Allein in den letzten zehn Jahren bedeu-
tete das nur für die Emscher-Lippe-Region einen 
Verlust von annähernd 34.000 Arbeitsplätzen. 
Gehen wir weitere 20 Jahre zurück, so bewegen 
wir uns im Revier im sechsstelligen Bereich. Nen-
nen Sie mir eine Region, nicht nur in Deutschland, 
in Europa und darüber hinaus, die auf einem so 
begrenzten Raum – zeitlich wie räumlich – eine 
solch hohe Zahl an Arbeitsplätzen verloren und zu 
kompensieren hat. Das wollen Sie im Hoppla-
Hopp-Verfahren schaffen? – Ich denke, Sie müs-
sen der Region und den Hochschulen die Zeit ge-
ben, daran zu arbeiten. Die aktuellen französi-
schen Unruhen lassen uns jetzt noch viel deutli-
cher ermessen 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Nicht das auch 
noch!) 

– doch, das kriegen Sie jetzt auch noch –, wie 
wichtig es ist, Strukturwandel sozial verträglich zu 
gestalten und nicht, indem man Subventionskür-
zungen im Hauruckverfahren ansetzt und dann 
die Menschen zusehen lässt, wie sie damit klar-
kommen.  

(Beifall von der SPD) 

Sie haben vorhin zum Ausdruck gebracht, dass 
man sich, wenn man Kriterien einführen will, auch 
daran halten müsse und Kappungsgrenzen dann 
nicht zulässig seien. Ich spitze das ein bisschen 
zu, Herr Pinkwart.  
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Herr Pinkwart, dabei müssen Sie aber bedenken: 
Die seit 1965 gegründeten Hochschulen im Revier 
sind im Vergleich zu den Hochschulen in Bonn, 
Aachen oder Münster quasi noch im „Babyalter“. 
Ich denke, man kann sie hinsichtlich der Veranke-
rung in der Region und des weit über die Region 
hinweggehenden Netzwerkes, nicht über einen 
Kamm scheren.  

(Christian Lindner [FDP]: Frau Gebhard, da-
für können Sie Eintritt nehmen!) 

– Das können wir dann gern den Studenten zur 
Verfügung stellen, damit sie da studieren können. 

So muss es niemanden wundern, dass in unserer 
Region, im Revier, Wirtschaft und Unternehmen 
noch nicht überall in dem Maße zueinander ge-
funden haben, wie wir uns das wünschen. Nichts-
destotrotz, Herr Kuhmichel, gibt es sehr wohl 
schon messbare Erfolge. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Seitdem wir dran 
sind!) 

Nein, ich glaube nicht, dass man innerhalb eines 
halben Jahres das erreichen kann, was ich Ihnen 
jetzt sagen möchte.  

Ich finde es jedenfalls bemerkenswert, dass einer 
Studie der Fraunhofer-Gesellschaft zur Folge die 
Fachhochschule Gelsenkirchen in Bezug auf ihre 
Innovationsforschung mit mittelständischen Un-
ternehmen beim bundesweiten Ranking bereits 
auf Platz zehn zu finden ist und damit vor allen 
anderen nordrhein-westfälischen Hochschulen in 
diesem Ranking liegt.  

(Beifall von der SPD – Manfred Kuhmichel 
[CDU]: Die haben einen tollen Rektor! Ken-
nen Sie den?) 

– Ja, den kenne ich. Wir arbeiten gut zusammen; 
es geht nämlich nicht immer nur um Parteipolitik.  

Von daher appelliere ich an die nordrhein-
westfälische Regierung und die sie tragenden 
Fraktionen: Verfallen Sie nicht in Ihre Argumenta-
tion der 60er-Jahre, wonach das Revier -schauen 
Sie nach, was Sie damals gesagt haben – keine 
Hochschulen bräuchte, 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Wir haben Sie 
doch gegründet! – Gegenrufe von der SPD) 

sondern sorgen Sie dafür, dass die unterschiedli-
che Ausgangslage der Hochschulen bei der leis-
tungsbezogenen Mittelverteilung – unter anderem 
durch die Beibehaltung der Kappungsgrenzen – 
berücksichtigt wird. Geben Sie den jungen Hoch-
schulen im Revier die Zeit, die sie brauchen, um 
sich am Wissenschaftsmarkt zu behaupten.  

Benutzen Sie das Steuerungselement der leis-
tungsorientierten Mittelvergabe nicht undifferen-
ziert, sondern beachten Sie die unterschiedlichen 
Ausgangslagen von alten und neuen Hochschu-
len, nicht nur um ihrer selbst Willen, sondern da-
mit sie weiterhin den notwendigen Strukturwandel 
im Revier aktiv begleiten, fördern und stützen 
können. – Danke für die Aufmerksamkeit.  

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Gebhard, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn Lind-
ner? 

Heike Gebhard*) (SPD): Bitte. 

Christian Lindner (FDP): Frau Gebhard, ist Ih-
nen bekannt, dass die von Ihnen benannten 
Hochschulen im Ruhrgebiet auf Initiative der da-
maligen Landesregierung Meyers, CDU, gegrün-
det worden sind und es sich mitnichten um sozial-
demokratische Gründungen handelt?  

Heike Gebhard*) (SPD): Wo fängt denn bei Ihnen 
das Ruhrgebiet an? Denken Sie nur an Dortmund 
oder denken Sie auch an Essen und Duisburg? – 
Die sind erst gegründet worden, da gab es Herrn 
Meyers in der Verantwortung gar nicht mehr.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, als nächster spricht für die CDU-
Fraktion Herr Dr. Brinkmeier. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kollegin 
Gebhard, Ihren engagierten Vortrag hier in Ehren – 
auch die Emotion, die dahinter steckt – und in vol-
ler Anerkennung der ganzheitlichen Begründung, 
warum alles so sein muss, wie es früher war, aber 
wir haben einen anderen Ansatz. Da unterschei-
den wir uns auch politisch fundamental. Das soll-
ten wir hier noch einmal klarstellen.  

Sie malen hier mit Standortschließungen Schreck-
gespenster an die Wand. Wir sagen ganz klar, 
weil wir von einem ganz anderen Ansatz her kom-
men: Unsere Priorität – die absolute Nummer eins 
in der Reihenfolge – ist, dass die Hochschulen op-
timal befähigt werden müssen, im Wettbewerb zu 
bestehen, damit eine möglichst optimale Bildung 
und Ausbildung für die Studierenden existieren 
kann.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von Karl 
Schultheis [SPD]) 
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Andere Argumente, zum Beispiel regionalpoliti-
sche oder sozialpolitische, können alle noch in die 
Bewertung einfließen, aber entscheidend ist: 
Wenn jemand studiert, muss er oder sie hinterher 
in der Lage sein, zu sagen, ich habe einen hervor-
ragenden qualifizierten Abschluss gemacht. Das 
ist unser Prä, und danach hat sich auch alles zu 
richten. Mit dieser Argumentation bitte ich noch 
einmal, die Reden meiner Kollegen aus der Koali-
tionsfraktion und des Ministers genau durchzule-
sen. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Brinkmeier. – Wir sind damit am Schluss 
der Beratung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/581 – Neudruck – an 
den Ausschuss für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie – federführend –, 
an den Haushalts- und Finanzausschuss sowie 
an den Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand 
und Energie. Die abschließende Beratung und 
Abstimmung soll im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer für diese Über-
weisungsempfehlung ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist diese Überweisungsempfehlung 
einstimmig angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

5 Kommunen und Betroffene dürfen nicht 
die Verliererinnen bei der Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
werden  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/579 

Ich weise darauf hin, dass es dazu den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP Drucksache 14/611 gibt.  

Ich eröffne die Beratung und gebe das Wort an 
Herrn Becker von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! 2,5 Milliarden € Entlastung – 
das war die Zusage, die den Kommunen im Hin-
blick auf erwartete kommunale Mehrkosten gege-
ben wurde und die nach hartem Ringen um die 
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhil-
fe zustande gekommen ist. Dieser Kompromiss 

war integraler Bestandteil des Gesamtkompro-
misses im Vermittlungsausschuss.  

Durch ein Revisionsverfahren sollte später im 
Konsens zwischen Bund, Ländern und Kommu-
nen festgestellt werden, ob diese Entlastung er-
reicht wird und die Belastungen der Kommunen 
dadurch ausgeglichen werden können. 

Noch vor Beginn dieser Revisionsgespräche ha-
ben der zuständige Fachminister und das Bun-
deskabinett einen Gesetzentwurf auf den Weg 
gebracht, der – aus meiner Sicht zu Recht – den 
Protest der kommunalen Familie und der kommu-
nalen Spitzenverbände hervorruft. Die Kommunen 
sollen demnach nicht nur ab 2006 keinen Bun-
deszuschuss mehr erhalten, sondern sie sollen 
sogar in diesem Jahr den Zuschuss von 3,2 Milli-
arden € insgesamt an den Bund zurückzahlen. 
Was das für die ohnehin sehr angespannten 
kommunalen Finanzhaushalte bedeuten würde, 
erschließt sich den meisten, die sich damit be-
schäftigen.  

Um es kurz ins Bild zu bringen: Selbst die im Ver-
hältnis immer noch sehr gut dastehende Stadt 
Münster würde mit einem Schlag in den Nothaus-
halt gelangen. Oder: Der Rhein-Sieg-Kreis, aus 
dem ich komme, würde auf einen Schlag gut 19 
Millionen € Mehrbelastung haben, die er sofort an 
die Kommunen mittels der Umlage im nächsten 
Jahr weitergeben würde mit der Folge, dass man 
dort ebenfalls so gut wie flächendeckend in Not-
haushalte gelangen würde.  

Meine Damen und Herren, das sind zwei Beispie-
le. Was das im Ruhrgebiet bedeuten würde, wo 
die kommen in der Regel noch schlechter ausges-
tattet sind, kann man sich ausmalen.  

Die kommunale Familie kommt in ihrer Bilanz 
durch die kommunalen Spitzenverbände und ei-
ner Arbeitsgruppe zu einem völlig anderen Ergeb-
nis als der Bund. Dort hat man 323 Landkreise 
und 116 kreisfreie Städten befragt und Daten er-
halten, nach denen aus Sicht dieser Arbeitsgrup-
pe für die kommunale Ebene insgesamt im Ver-
gleich zu den Schätzungen des Bundeswirt-
schaftsministers ein um 4,1 Milliarden € höherer 
Finanzbedarf besteht. Mithin müsste, wenn man 
diese Zahlen zugrunde legen würde, die Bundes-
beteilung an den kommunal aufzubringenden 
Wohnkosten von 29,1 % auf 34,4 % steigen. 

Meine Damen und Herren, von der heutigen De-
batte sollte ein klares Signal ausgehen, dass der 
Landtag zu den verabredeten 2,5 Milliarden € Er-
stattung an die Kommunen steht.  
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Dieses klare Signal hätten wir bereits vor zwei 
Wochen haben können. Unsere Fraktion hat sei-
nerzeit einen Eilantrag gestellt und gewollt, dass 
sich der Landtag relativ zügig und zeitnah mit dem 
Gesetzentwurf beschäftigt. Das ist bedauerlicher-
weise abgelehnt worden.  

Erfreulich hingegen ist, dass man sich offensicht-
lich jetzt auch bei Ihnen, wie man dem Entschlie-
ßungsantrag von CDU und FDP entnehmen kann, 
der in den ersten beiden Punkten jedenfalls wei-
testgehend deckungsgleich ist, nach dem wir sie 
geschoben haben, der Bedarf gesehen wird, sich 
dagegen auszusprechen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zu kritisieren ist aus unserer Sicht, meine Damen 
und Herren, dass Sie nicht die Größe hatten, we-
nigstens jetzt das gemeinsam zu tun, sondern es 
zusätzlich mit den immer wiederkehrenden Wün-
schen auf Nachbesserung im Zusammenhang mit 
Hartz IV befrachten. Das ist überflüssig, das 
schadet übrigens auch einem einheitlichen Signal. 
Das hätte man anders machen können.  

Insgesamt darf ich aber sagen: Wir legen Wert auf 
die Feststellung, dass die 2,5 Milliarden €, die den 
Kommunen jetzt vorenthalten werden sollen, aus 
unserer Sicht kommen müssen und das Mindest-
maß dessen sind, was an Ausgleich nötig ist. Wir 
legen auch Wert auf die Feststellung, dass die 
neue Bundesregierung das in die Wege leiten soll. 
Und wir legen Wert auf die Feststellung, dass Sie 
sich heute auf unseren Druck hin wenigstens ein 
Stück weit in die richtige Richtung bewegen. – 
Schönen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Becker. – Für die CDU spricht nun der Ab-
geordnete Lux.  

Rainer Lux (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Becker, wir 
alle stimmen sicher darin überein, dass die Kom-
munen bundesweit in einer sehr angespannten 
Finanzlage stecken. Auch die Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen haben große Finanzprobleme, 
was schon dadurch deutlich wird, dass sich Ende 
August dieses Jahres von 427 Gemeinden, Städ-
ten und Kreisen rund 200 in der Haushaltssiche-
rung befinden und fast 80 Kommunen sogar dem 
Nothaushaltsrecht unterliegen. Daran hat auch 
der unerwartet starke Anstieg der Gewerbesteu-
ereinnahmen nichts geändert, wie wir aus dem 
dramatischen Anstieg unter anderem der Kassen-
kredite der Gemeinden deutlich absehen können.  

Auch darauf verweise ich: Die zweite Aktuelle 
Stunde des heutigen Tages hat noch einmal deut-
lich unterstrichen, wie notwendig eine ausrei-
chende finanzielle Ausstattung der Kommunen ist, 
damit sie den Herausforderungen der Zeit gerecht 
werden können.  

Wenn sich der Landtag heute einmal mehr mit der 
Finanzsituation der Kommunen befasst, dann hat 
er nicht plötzlich sein Herz für die Kommunen 
entdeckt, sondern – darauf muss man hier noch 
einmal deutlich hinweisen – in einem zweigliedri-
gen Staatsaufbau wie der Bundesrepublik 
Deutschland mit Bund und Ländern tragen die 
Länder die Verantwortung für eine ausreichende 
Finanzausstattung der Kommunen.  

Vor dem Hintergrund dieser Verantwortung des 
Landes befassen wir uns heute mit den finanziel-
len Belangen der Kommunen im Zusammenhang 
mit Harz IV. Ich bin sicher und habe das auch bei 
den Ausführungen des Kollegen Becker gemerkt, 
dass wir die Ausgangssituation ziemlich einheit-
lich beurteilen. Das wird aus den einleitenden 
Ausführungen in Ihrem Antrag und in unserem 
Entschließungsantrag deutlich.  

Ein Ziel bei der Zusammenlegung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe und integraler Bestandteil 
dieser Reform war die dauerhafte strukturelle Ent-
lastung der Kommunen um 2,5 Milliarden € jähr-
lich. Hintergrund sind die Verabredungen zu 
Hartz IV im Jahre 2004 im Zuge des Vermitt-
lungsverfahrens. Dort wurde vereinbart und zuge-
sagt, dass der Bund 29,1 % der den Kommunen 
entstehenden Unterkunfts- und Heizkosten der 
ALG-II-Empfänger zu tragen hat. 

Der erste Unterschied zu dem Antrag von Bünd-
nis 90/Die Grünen: Nach den damaligen Berech-
nungen und Prognosen waren für diese Kosten-
beteiligung des Bundes 3,2 Milliarden € erforder-
lich, die für 2005 auch bereitgestellt wurden. Nun 
haben aber insbesondere die Kommunen festge-
stellt, dass die Situation, die jetzt eingetreten ist, 
mit den Grundlagen für die damalige Vereinba-
rung nichts mehr zu tun hat. Denn die damalige 
Vereinbarung beruhte auf fiktiven Berechnungen 
und Prognosen, die sich in der Realität als nicht 
haltbar herausgestellt haben.  

Die Kommunen haben durch die Kommunalda-
tenerhebung, KDE – Herr Becker hat darauf hin-
gewiesen –, deutlich belegt, dass die aufgrund der 
fiktiven Berechnungen im Vermittlungsverfahren 
unterstellte Entlastung durch wegfallende Sozial-
hilfekosten längst nicht in dem unterstellten Um-
fang eingetreten ist. Die Entlastungen, die die 
Kommunen erfahren sollten und die integraler Be-
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standteil waren, sind nicht eingetreten. Herr Be-
cker hat auch darauf hingewiesen, nach den Be-
rechnungen der Kommunen müsste der Bund ei-
gentlich knapp 4,1 Milliarden € aufbringen statt 
der vereinbarten 3,2 Milliarden €, um – das ist 
immer die Grundlage – die tatsächliche Entlas-
tung von 2,5 Milliarden € zu erreichen. 

Jetzt springt der Antrag der Grünen zu kurz, Herr 
Becker. Da liegt der Unterschied. Wir kritisieren 
nicht nur den Gesetzentwurf der noch amtieren-
den rot-grünen Bundesregierung, die darin die Be-
teiligung des Bundes an den Unterkunfts- und 
Heizkosten der Kommunen nicht nur für 2005 und 
2006 auf null setzt, sondern für 2005 auch noch 
die Rückzahlung fordert, sondern wir sagen auch: 
Die Berechnungsgrundlagen für die vereinbarte 
Revision, die ab 1. Oktober laufen sollte, müssen 
verändert und auf die tatsächliche Situation abge-
stimmt werden.  

Es hat keinen Zweck, wie Clement fiktiv Berech-
nungen anzustellen, die zu fiktiven Entlastungen 
bei den Kommunen führen, aber tatsächlich dort 
nicht ankommen. Grundlage im Wege dieses Re-
visionsverfahrens müssen vielmehr die Berech-
nungen der Kommunen sein, weil dort die tatsäch-
liche Finanzentwicklung abgebildet wird. Das ist 
unbedingt notwendig, damit die angestrebte dau-
erhafte Entlastung der Kommunen um 2,5 Milliar-
den € erreicht wird. Denn wenn wir uns aus-
schließlich auf die 2,5 Milliarden € beziehen, wird 
Clement sagen: Ich habe euch doch nachgewie-
sen, dass bei den Kommunen eine viel höhere 
Entlastung erreicht wird. – Wir müssen also dazu 
kommen, dass im Revisionsverfahren auch die 
Berechnungsgrundlage geändert wird. 

Ein weiterer Unterschied zum Antrag der Grünen: 
Es geht nicht um eine Diskussion um Inhalte von 
Hartz IV – überhaupt nicht –, sondern darum, 
dass bestimmte Mitnahmeeffekte aus Hartz IV, 
die bei Verabschiedung des Gesetzes nicht beab-
sichtigt waren, ausgeschlossen werden, weil sie 
nicht nur innerhalb der Berechnung von Hartz IV 
Auswirkungen auf die Kommunen haben, sondern 
auch zu Weiterungen führen. Sie verursachen 
Einnahmeminderungen bei den Kommunen, die 
bei der Berechnung der 2,5 Milliarden € Entlas-
tung keine Rolle spielen. 

Von daher ist die Zielrichtung beider Anträge si-
cher ähnlich. Unser Antrag geht etwas weiter. Ich 
bitte deshalb um Zustimmung zu unserem Ent-
schließungsantrag. – Schönen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Lux. – Als Nächstes spricht für die SPD der 
Abgeordnete Körfges. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Die SPD-Landtags-
fraktion wird einem der vorliegenden Anträge, 
nämlich dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, zustimmen. Den anderen Antrag werden 
wir, obwohl vieles sehr ähnlich klingt, aus zwei 
Gründen ablehnen. Zum einen nehmen wir lieber 
das Original und nicht die Imitation. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum anderen ist das, was Sie in Ihrem dritten 
Punkt formulieren, angesichts dessen, dass wir 
nicht im luftleeren Raum diskutieren, sondern 
quasi zeitgleich in Berlin Koalitionsgespräche 
stattfinden, im Augenblick eine Verkennung unse-
rer realen Gegebenheiten. Es kann und darf – da 
sind wir mit allen Vorrednern einer Meinung – kei-
ne Diskussion über die Zusage an Kreise, Städte 
und Gemeinden geben, dass durch die Zusam-
menlegung von Arbeitslosengeld und Sozialhilfe 
eine Entlastung um 2,5 Milliarden € – netto – bei 
den Kommunen entstehen muss. Das war Vor-
aussetzung und integraler Bestandteil zur Eini-
gung bei der Arbeitsmarktreform. Da schließe ich 
mich den Aussagen der Kollegen Becker und Lux 
an.  

Zu den Krokodilstränen, die hinsichtlich der finan-
ziellen Situation der Gemeinden an mancher Stel-
le geweint werden, ein kleiner Ausflug: Meine 
Damen und Herren von der Regierungskoalition, 
wenn nicht diese unverantwortliche Blockade bei 
der Gemeindefinanzreform im Jahre 2004 im 
Bundesrat stattgefunden hätte, hätten wir für die 
finanzielle Ausstattung unserer Kommunen si-
cherlich an einer anderen Stelle für wesentlich 
mehr Sicherheit und Verlässlichkeit sorgen kön-
nen. 

(Beifall von der SPD) 

In diesem Zusammenhang sei mir ein weiterer 
Hinweis auf die Haltung der Vorgängerlandesre-
gierung und der sie seinerzeit tragenden Koaliti-
onsfraktionen erlaubt. Wir haben die im Vermitt-
lungsverfahren vorgesehenen Haushaltsmittel so-
fort und in vollem Umfang weitergegeben. Auch 
das ist in der bundesrepublikanischen Realität 
eher der Ausnahmefall. 

(Beifall von der SPD) 

Vorsichtig formuliert gibt es erhebliche Meinungs-
unterschiede über die Höhe der Beteiligung an 
den Unterkunfts- und Heizkosten für die Beziehe-
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rinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II. Auch 
da sind wir ganz nah bei dem, was eben gesagt 
worden ist. Die Schätzung des Bundesministeri-
ums hinsichtlich der 29 %, die sich jetzt als ver-
meintlich zu hoch erweist, können wir nicht nach-
vollziehen, weil dem Äußerungen und nachvoll-
ziehbare, zum Teil in den Kommunen – ich habe 
heute Morgen noch die Gelegenheit gehabt, mit 
dem Oberbürgermeister der Stadt Mönchenglad-
bach zu sprechen – schon berechnete Realität 
gegenüberstehen. Daraus ergibt sich zumindest 
nach Meinung der kommunalen Spitzenverbände, 
aber auch der meisten Kommunen gerade in 
Nordrhein-Westfalen eher ein – vorsichtig ausge-
drückt – umgekehrtes Bild. Es ergibt sich eher ein 
Mehrbedarf, wobei ich mich nicht auf 29 oder 
34 % festlegen lassen will. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Richtig ist, dass der Deutsche Städtetag unter 
dem 31. Oktober 2005 mitgeteilt hat, dass nach 
seiner Meinung der Bundesanteil an den Unter-
kunftskosten auf 4,1 Milliarden € erhöht werden 
müsse, damit nachher netto bei den Kommunen 
die 2,5 Milliarden € übrig bleiben. 

Ich kann hier keine Rechenkunststücke machen 
und kann auch das, was da gemutmaßt wird, im 
Einzelnen nicht überprüfen. Es ist auch nicht nö-
tig, dass wir das jeder für uns machen; denn es 
gab im Vermittlungsausschuss ein geregeltes Ver-
fahren, nach dem das gemacht werden sollte. Die 
Klärung ergibt sich nach unserer Ansicht dann, 
wenn den Schätzwerten aus dem Vermittlungs-
ausschuss die tatsächlichen Belastungen der 
Kommunen gegenübergestellt werden. Deshalb 
ist es aus Sicht der SPD-Landtagsfraktion und der 
sozialdemokratischen Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker unverzichtbar, die konkre-
ten Daten zu nehmen und in Revisionsverhand-
lungen einzusteigen, und zwar in tatsächliche Re-
visionsverhandlungen. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage – 
ich bin gespannt darauf, wie sich die Landesregie-
rung dazu einlassen wird –, ob wir in Nordrhein-
Westfalen schon einen entsprechenden, für das 
gesamte Bundesland tatsächlich relevanten Zah-
lenkatalog haben, ob wir schon über belastbares 
Zahlenmaterial verfügen, weil die kommunalen 
Spitzenverbände sich diesbezüglich sehr eindeu-
tig geäußert haben. 

Wichtig ist auch – da gebe ich dem Kollegen Lux 
durchaus Recht –, wie hoch die tatsächliche Ent-
lastung durch entfallende Ausgaben für erwerbs-
tätige und erwerbsfähige Sozialhilfeempfängerin-
nen und -empfänger ist. Dabei kommt es nach 

unserer Ansicht auch auf die tatsächliche Entlas-
tung an, weil die Einbeziehung von Personen, die 
in der Vergangenheit nicht in die Hilfesysteme 
eingebunden waren, keinerlei reale Entlastung – 
es geht um 2,5 Milliarden €, die real mehr da sein 
sollten – für die Kommunen zur Folge hätte. 

Hier sind auch sicherlich gestiegene Fallzahlen 
beim Arbeitslosengeld II genauer zu betrachten, 
weil die Zahl der Bedarfsgemeinschaften ganz of-
fensichtlich erheblich von den Prognosen ab-
weicht. Das darf aber nicht bedeuten, dass wir 
dann automatisch das, was Sie im dritten Punkt, 
meine Damen und Herren von der Regierungsko-
alition, Ihres Antrags vorgesehen haben, kritiklos 
hinnehmen. Vor dem Hintergrund der derzeit lau-
fenden Koalitionsgespräche halte ich es schon für 
ziemlich euphorisch zu sagen: Wir lösen das an 
der Stelle hier in Nordrhein-Westfalen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Da sind wir mal ge-
spannt!) 

Ich hoffe auch, dass die heutige Debatte – ich bin 
für die Sachlichkeit, die bis jetzt vorgeherrscht hat, 
sehr dankbar – nicht zum Anlass genommen wird – 
das wird gerne auch von ehemaligen Koalitions-
partnern gemacht –, sich womöglich aus der poli-
tischen Mitverantwortung für das Ergebnis der Ar-
beitsmarktreform herauszureden.  

Ich will auch nicht auf den Hinweis verzichten, 
dass sich Probleme für die Kommunen daraus er-
geben, dass bei dem Kompromiss zu Hartz IV die 
praktische Umsetzbarkeit nicht gerade im Vorder-
grund gestanden hat. Dazu muss ich nicht unbe-
dingt das Bild von den vielen Köchen, die gege-
benenfalls dann ihre Rezepte mixen und etwas 
Ungenießbares dabei herausbringen, bemühen. 

Nur, meine Damen und Herren, sei dann bitte an 
die Koalitionsfraktionen der Hinweis auf den Gang 
der konkreten Vermittlungsverfahren und die 
ziemlich schwierigen Bedingungen, die dort ge-
stellt worden sind, erlaubt. Ich kann mich zum 
Beispiel auf das bisherige Revisionsverfahren be-
ziehen. Der erste Revisionstermin hat beinahe 
stattgefunden; denn infolge ungenügender Daten-
lage ist unter Zustimmung aller Beteiligten nur ei-
ne eingeschränkte Wirksamkeit vereinbart wor-
den. Die Überprüfungs- und Anpassungskriterien 
wurden im Vermittlungsverfahren nur mit ganz er-
heblichen Schwierigkeiten aufgestellt. Sie haben 
uns ganz nahe bei sich, dass es da zu mehr Ver-
lässlichkeit kommen muss. 

Das Ziel der Arbeitsmarktreform ist klar: Erwerbs-
fähige Bezieher von Transfereinkommen haben 
gleichermaßen einen Anspruch auf Vermittlung, 
Qualifizierung und Beratung. Das ist unstreitig. 
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Aber es ist genauso unstreitig, dass die Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen jeweils vor Ort einen 
konstruktiven Beitrag zur Umsetzung geleistet ha-
ben. Dies gilt insbesondere für die zahlreichen 
Arbeitsgemeinschaften, die in hervorragender Zu-
sammenarbeit teilweise eine verlässliche Koope-
ration leben. Dazu ist eine Verlässlichkeit zwi-
schen dem Bund und den Kommunen erforder-
lich. Das setzt die Revision auf Basis realer Zah-
len voraus. 

Ich habe hohe Sympathie für die Erwartung von 
Städten und Gemeinden, dass nicht schon in den 
Koalitionsverhandlungen eine Festlegung zur 
Bundesbeteiligung an den Unterkunftskosten er-
folgt. Allerdings meine ich, dass der vorliegende 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – des-
halb bin ich ein bisschen traurig über das konkur-
rierende Modell, das seitens der Koalition auf den 
Markt geworfen worden ist – die Chance bietet, 
die Position des Landes Nordrhein-Westfalen zu-
mindest im unstreitigen Teil deutlich zu machen 
und damit auch ein verlässliches Signal der 
Kommunalfreundlichkeit des Landtags Nordrhein-
Westfalen in die laufenden Verhandlungen zu 
senden. 

Wir als Land wollen – da ist auch die Bezugnah-
me des Kollegen Lux richtig und nachvollziehbar – 
verlässliche Partner unserer Kommunen bleiben. 
Deshalb wollen wir mit den kommunalen Spitzen-
verbänden gemeinsam weiter um solide Kommu-
nalfinanzen kämpfen. Leider haben Sie, meine 
Damen und Herren von CDU und FDP, uns sei-
nerzeit im Stich gelassen. Darüber hinaus stehen 
wir dafür, dass es zu einer tatsächlich Entlastung, 
und zwar brutto gleich netto, in Höhe von 
2,5 Milliarden € kommt.  

Wir werden dem Antrag von Bündnis 90/Die Grü-
nen zustimmen und hoffen, dass Sie sich bezo-
gen auf Ihre sehr ähnlichen Formulierungen – mit 
einer Ausnahme – einen kleinen Ruck geben. Wir 
wären sehr dankbar dafür, wenn es nicht in den 
üblichen Lagern zu einer streitigen Abstimmung 
käme. Das Signal würde dadurch an Eindeutigkeit 
verlieren. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Körfges. – Für die FDP redet nun Herr Engel. 

Horst Engel*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Körfges, 
ich ahne, dass Ihr engagiertes Werben letztlich 

vermutlich keine Mehrheit finden wird. Warten wir 
es ab. 

Meine Damen und Herren, wir haben alle über die 
Parteigrenzen hinweg die Notwendigkeit erkannt, 
dass die damaligen Doppelstrukturen von Arbeits-
ämtern einerseits und Sozialämtern andererseits 
abgebaut werden müssen, um nicht wertvolle Mit-
tel zu verpulvern. Deshalb ist Hartz IV eigentlich 
entstanden. 

Leider hatte das Gesetz – wie wir das von der al-
ten rot-grünen Bundesregierung in vielen Berei-
chen gewohnt waren – viele handwerkliche Feh-
ler. Die Kommunen sollten für Unterkunft und Hei-
zung eine dauerhafte strukturelle Entlastung in 
Höhe von 2,5 Milliarden € jährlich erhalten. Das ist 
mehrfach gesagt worden. Mitnahmeeffekte sollte 
es nicht geben.  

Die Lebenswirklichkeit sieht natürlich wieder ein-
mal ganz anders aus. Stichwort: Zellteilung. Oder, 
im freundlichen Bürokratendeutsch: Anreize zur 
Bildung von Bedarfsgemeinschaften sollte es ei-
gentlich nicht geben. Gemeint ist, dass junge Ar-
beitslose von zuhause ausziehen, eine eigene 
Wohnung mieten und dadurch schon einen An-
spruch auf ALG II haben. „Die Welt“ vom 1.11. 
dieses Jahres nannte weitere Gründe: Anstieg der 
Langzeitarbeitslosigkeit, Ausweitungen der Leis-
tungen etwa durch die geringere Anrechnung von 
Einkommen und Vermögen im Vergleich zur So-
zialhilfe. 

Durch die zweite Revision stellte der Bund fest, 
dass die Kosten für das Arbeitslosengeld II in die-
sem Jahr nicht, wie geplant, 14,6 Milliarden €, 
sondern das Doppelte, also 28 Milliarden €, betra-
gen werden. Der Aufschrei der kommunalen Fa-
milie war berechtigt, denn sie sollte erneut zur 
Kasse gebeten werden. Die Bundesbeteiligung an 
den Kosten für Unterbringung und Heizung in Hö-
he von 29,1 % soll auf null reduziert werden. Das 
ist ein Beutezug per Berliner Kabinettbeschluss. 
Konnexitätsprinzip zwischen Bund und Kommu-
nen: Fehlanzeige. 

Es ist erstaunlich, Herr Becker, dass die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen den vorliegenden Antrag 
stellt, denn immerhin hat Ihre Partei auf Bundes-
ebene direkte und nicht – wie die Landesregie-
rung – nur indirekte Einflussmöglichkeiten auf 
Bundesgesetze. Das ist der derzeitige Stand. 

Das Vorhaben trifft die Kommunen in doppelter 
Hinsicht: Es würde bedeuten, dass die von den 
kommunalen Spitzenverbänden unter Beteiligung 
des statistischen Bundesamtes und des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit berechne-
ten Mehrkosten von den stark gebeutelten Kom-
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munen zu schultern wären, ohne mit einer höhe-
ren Beteiligungsquote des Bundes von 34,4 oder 
4,07 Milliarden € rechnen zu können. Das wäre 
der endgültige Bankrott unserer Städte und Ge-
meinden. 

Bereits heute stellen die sozialen Leistungen in 
allen deutschen Kommunen den zweitgrößten 
Ausgabenblock mit 32 Milliarden € – so die Zah-
len für 2004 – dar. Für das Jahr 2005 werden 
Ausgaben für soziale Leistungen in Höhe von 
35,8 Milliarden € prognostiziert. Das wäre eine 
Steigerung von 12,1 % gegenüber dem Vorjahr. 
Der größte Ausgabenblock, nämlich die Personal-
ausgaben, stagnieren dagegen seit Jahren bei ca. 
40,5 Milliarden €. Die Investitionsausgaben sinken 
alljährlich weiter in den Keller. 1992 wurden fast 
14 Milliarden € mehr durch die Kommunen inves-
tiert als heute. 

Unsere Koalition hat sich deshalb zum Ziel ge-
setzt, dass die kommunale Selbstverwaltung wie-
der gestärkt wird. Dafür gilt unser Einsatz. Des-
halb wollen wir die Verankerung des Konnexi-
tätsprinzips im Grundgesetz. Dann muss das Mot-
to „Wer bestellt, der bezahlt“ auch verbindlich be-
achtet werden.  

Der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen geht mit 
der Forderung der Beibehaltung der zugesagten 
Finanzentlastung in Höhe von 2,5 Milliarden € und 
der Ablehnung finanzieller Mehrbelastungen zu-
lasten der Kommunen in die richtige Richtung, 
aber nicht weit genug. Daher hat unsere Koalition 
einen Entschließungsantrag eingebracht, der nicht 
nur für die finanzielle kommunale Entlastung in 
Höhe von 2,5 Milliarden € eintritt, sondern auch 
gleichzeitig eine Änderung der Revisionsgründe 
mit dem Ziel einfordert, die tatsächliche Finanz-
entwicklung zu berücksichtigen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unser 
Entschließungsantrag geht darüber hinaus auch 
auf die handwerklichen Fehler im SGB II ein, die 
zu den bereits von mir beschriebenen Mitnahme-
effekten geführt haben. Wir sind der Ansicht, dass 
im Zuge einer Novellierung des vierten Gesetzes 
für moderne Dienstleistung, das an verschiedenen 
Stellen zu Problemen geführt hat, die aufgetrete-
nen handwerklichen Fehler in Bezug auf Mitnah-
meeffekte ausgebessert werden müssen. 

(Beifall von der FDP) 

Deshalb greift der Antrag von Bündnis 90/Die 
Grünen zu kurz, der die Ursachen des Problems, 
nämlich Fehlanreize zur vermehrten Inanspruch-
nahme von Leistungen, nicht angeht. Aus diesem 
Grunde reicht es nicht, nur die finanziellen Mehr-
belastungen der Kommunen abzuwehren. Hinzu 

kommt, dass sich unsere Koalition im Bundesrat 
dafür einsetzen will, dass die Betreuung von 
Langzeitarbeitslosen eine kommunale Aufgabe 
werden soll. 

Wir befürworten nach wie vor die Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Auch 
wenn es Schnee von gestern ist, möchte ich 
trotzdem an dieser Stelle wiederholen, dass ich 
der Ansicht bin, dass es besser gewesen wäre, 
wenn man seinerzeit der Auffassung der FDP-
Bundestagsfraktion gefolgt wäre. Sie hatte die 
Verantwortung der Kommunen flächendeckend 
und nicht nur in den 69 Optionskommunen gefor-
dert, von denen sich alleine zehn in Nordrhein-
Westfalen befinden. Das heutige Tauziehen um 
die Finanzen wäre uns erspart geblieben. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Engel. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Herr Minister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich über die grundsätzliche Übereinstimmung 
der beiden Anträge zur kommunalen Entlastung 
bei der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe. Sowohl der Antrag der Grünen als 
auch der Entschließungsantrag von CDU und 
FDP fordern die Landesregierung dazu auf, sich 
für die Gewährleistung der Entlastung der Kom-
munen um bundesweit 2,5 Milliarden € einzuset-
zen.  

Um eines vorweg klarzustellen: Die Landesregie-
rung hat nie etwas anderes gewollt. Die dauerhaf-
te Entlastung der Kommunen um 2,5 Milliarden € 
ist und bleibt eines der vorrangigen Ziele der Zu-
sammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. 
Die Landesregierung wird keine Festlegung tref-
fen und keinem Gesetz im Bundesrat zustimmen, 
mit dem diese Geschäftsgrundlage verlassen 
wird. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
muss Ihnen aber gestehen, dass mich der Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – ursprüng-
lich sogar ein Eilantrag – schon überrascht hat, 
besonders vor dem Hintergrund, dass der von den 
Grünen im Antrag monierte Gesetzentwurf von 
den eigenen Parteifreunden in Berlin zu verant-
worten ist. Es ist wirklich erstaunlich, dass sich ein 
bereits abgewähltes rot-grünes Bundeskabinett 
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mit einem solchen Gruß an die Kommunen und 
an die Länder verabschiedet. 

(Beifall von der CDU) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Bundesbeteili-
gungen zur Entlastung der Kommunen von 
19,1 % auf 0 % zu senken. Das ist ein Kabinett-
beschluss der jetzt noch geschäftsführenden 
Bundesregierung. Ich habe auch nicht mitbekom-
men, dass die nordrhein-westfälischen Minister 
auf Bundesebene dagegen gestimmt haben, we-
der die der Grünen noch die der SPD. Dann einen 
solchen Antrag einzubringen, ist eine Nummer, 
die man nicht jeden Tag erlebt.  

Es ist ohnehin interessant, wie die jetzt noch ge-
schäftsführende Bundesregierung mit den Kom-
munen umgeht. Am Anfang des Jahres war noch 
die Rede von 4,5 %, dann sollte eine Beteili-
gungsquote von 7,3 % folgen, und jetzt fällt sie 
durch Kabinettbeschluss und Antrag an den Bun-
desrat und Bundestag auf 0 %.  

Ich gehe davon aus, dass sich die neue Bundes-
regierung sehr schnell in Verhandlungen mit den 
Ländern und Kommunen auf ein faires Verfahren 
verständigt, um einen Konsens zur Bewertung der 
vorliegenden Daten zu finden. Der einseitige Ge-
setzesvorstoß der alten Bundesregierung ohne 
vorherigen Versuch, die zwischen Bund und Län-
dern und Kommunen bestehenden Differenzen zu 
klären, war von vornherein zum Scheitern verur-
teilt.  

Die Frage der Revision und die finanzielle Entlas-
tung der Kommunen spielen natürlich auch bei 
den zurzeit laufenden Koalitionsverhandlungen 
auf Bundesebene eine Rolle. Wenn wir in Zukunft 
zu einer Neuverteilung der Zuständigkeiten bei 
der Betreuung von Langzeitarbeitslosen kommen 
wollen, müssen wir die Finanzierungsgrundlagen 
ändern. Zu einer Kommunalisierung gehört auch, 
dass die Kommunen die Finanzverantwortung ü-
bernehmen.  

Davon unabhängig muss die zugesicherte Entlas-
tung der Kommunen aber schon vorher sicherge-
stellt werden. Dafür müssen wir jetzt die Weichen 
stellen. Dieses erscheint mir umso dringlicher, da 
wir alle genug damit zu tun haben werden, die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende so zu reparie-
ren, dass sie endlich das leisten kann, was sie 
leisten muss, nämlich moderne Dienstleistung zur 
Überwindung der Arbeitslosigkeit sicherzustellen 
und nicht Arbeitslosigkeit auf hohem Kostenni-
veau weiterhin zu verwalten. 

Meine Damen und Herren, die Kommunen haben 
ein verständliches Interesse daran, von den Kos-

ten der Unterkunft entlastet zu werden. Wenn das 
funktionieren soll, dann ist es wichtig, dass das 
System funktioniert. Dazu gehört in erster Linie, 
dass alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 
Langzeitarbeitslosen zu helfen, ihren Lebensun-
terhalt wieder ohne Transferleistungen sicherstel-
len zu können.  

Ich bin nach wie vor der Überzeugung, dass wir 
mittelfristig dahin kommen müssen, die Betreuung 
von Langzeitarbeitslosen in die Hände der Kreise 
und der kreisfreien Städte zu legen. Aber eines ist 
in diesem Zusammenhang auch klar: Aufgaben 
und Finanzverantwortung gehören dann in eine 
Hand. Das bedeutet, dass dies nur auf Grundlage 
einer abgesicherten Finanzierung erfolgen kann, 
die aber zurzeit ohne Verfassungsänderung nicht 
zu realisieren ist.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
Ihnen versichern, dass die Landesregierung die 
Sorgen und Nöte der Kommunen sehr genau 
kennt. Gerade in Bezug auf das Revisionsverfah-
ren gibt es von Beginn an eine enge Kooperation 
mit den kommunalen Spitzenverbänden. Das 
Thema Revision nach § 46 Sozialgesetzbuch II ist 
eines der Themenschwerpunkte der sogenannten 
Task Force NRW zu Hartz IV. Hier arbeiten Ver-
treter der Landesregierung, der Regionaldirektion 
Nordrhein-Westfalen, der Bundesagentur für Ar-
beit, der kommunalen Spitzenverbände seit dem 
Start von Hartz IV sehr eng an der Umsetzung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende.  

In diesem Zusammenhang wurde frühzeitig eine 
Arbeitsgruppe Revision gegründet, in der die ein-
zelnen Fragen und Probleme zum Revisionsver-
fahren eingehend erörtert werden. Gerade in die-
ser Arbeitsgruppe gibt es eine sehr intensive Ko-
operation von Landesregierungen und den Vertre-
tern der kommunalen Spitzenverbände.  

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen versi-
chern, dass die Landesregierung den vorliegen-
den Gesetzentwurf der alten Bundesregierung ab-
lehnen wird. Die Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen wird weiterhin alles unternehmen, da-
mit die dauerhafte strukturelle Entlastung der 
Kommunen in Höhe von 2,5 Milliarden € auch tat-
sächlich realisiert wird. – Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Laumann. – Frau Steffens für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich noch zu 
Wort gemeldet. 
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Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Laumann, ich bin 
erstaunt, dass Sie es wundert, dass wir als grüne 
Landtagsfraktion einen Eilantrag stellen, obwohl 
wir als Landesparlament die Aufgabe haben, die 
Interessen des Landes zu vertreten. Ich finde es 
richtig, dass wir als Fraktion Bundesbeschlüsse, 
wenn wir damit Probleme haben, hier thematisie-
ren und klar sagen: Die Interessen der Kommu-
nen und des Landes sind die Interessen, die wir in 
diesem Land vertreten.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich frage mich bei Ihrer Auffassung, was Sie ma-
chen werden, wenn es eine große Koalition gibt. 
Wollen Sie dann nicht mehr die Interessen des 
Landes gegen den Bund vertreten? Das wird an 
vielen Stellen der Fall sein. Das hatten wir in der 
Vergangenheit so, und das werden wir auch in 
Zukunft haben. 

(Zurufe) 

Ich finde, der Demokratie ist es nur dienlich, wenn 
man die Interessen der Menschen im Land vertritt, 
egal ob gegen eine rot-grüne, schwarz-rote, 
schwarz-gelbe oder welche Regierung auch im-
mer. Die Interessen des Landes und der Kommu-
nen stehen an erster Stelle. Das werden wir als 
Grüne weiterhin so handhaben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte nun auf die Inhalte eingehen. Herr 
Laumann, Sie sagen, es ist schlimm, dass am 
Ende der Legislaturperiode von Rot-Grün so et-
was auf den Weg gebracht wird, dass Clement so 
etwas vorantreibt. Gerade deshalb wäre es doch 
wichtig, dass wir alle in ein Boot packen, alle mit-
nehmen und gemeinsam einen Antrag beschlie-
ßen, damit das Signal an die Koalitionsverhand-
lungen geht, dass wir in Nordrhein-Westfalen eine 
gemeinsame Position haben. Es gibt in NRW 
zahlreiche Kommunen, die Grünen-Anträgen in 
dem Punkt zugestimmt haben, und einstimmige 
Beschlüsse, die von allen Fraktionen gefasst wor-
den sind.  

Es gehört auch dazu, die Interessen so stark wie 
möglich gemeinsam zu vertreten. Ich finde es 
schade, dass die CDU-Fraktion das nicht tut, weil 
Sie etwas Eigenes machen und deshalb einen 
solchen Beschluss alleine fassen wollen.  

Ich will auf einen Punkt in Ihrem Antrag eingehen, 
auch wenn wir heute keine Hartz-Diskussion füh-
ren. Diesen Punkt hatte auch Herr Engels er-
wähnt. Sie haben in Ihrem Antrag geschrieben, 
sie wollten Mitnahmeeffekte verhindern. – Über 

Mitnahmeeffekte kann man gern und immer wie-
der reden. Im Moment gibt es eine öffentliche De-
batte, in der viele behaupten, es gäbe Mitnahme-
effekte über die „Zellteilung der Haushalte“.  

Auch aus den Zahlen der BA in Nordrhein-
Westfalen aber geht hervor: Es gibt keinen Beleg 
für diese „Zellteilung“. Es wurde die Vermutung in 
den Raum gestellt, viele Jugendliche würden aus 
den Haushalten ausziehen. So lange man das 
nicht zahlenmäßig belegen kann, sollte man eine 
solche Position nicht unterstützen. Denn das 
stigmatisiert Menschen und schafft eine gewisse 
Stimmung. Es ist kontraproduktiv zu dem Bemü-
hen, Lösungen im Interesse aller zu finden.  

Deswegen möchte ich Sie bitten: Ziehen Sie die-
sen Punkt aus Ihrem Antrag zurück. Ohne das 
zahlenmäßig belegen zu können, tuten Sie in ein 
Horn, das überhaupt nicht der Realität entspricht. 
Sie unterstellen Jugendlichen etwas, das in die-
sem Lande überhaupt nicht passiert. Ich möchte 
Sie bitten: Nehmen Sie von diesem Punkt Ab-
stand.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Steffens. – Meine Damen und Herren, wir 
sind am Ende der Beratung.  

Die antragstellende Fraktion hat direkte Abstim-
mung beantragt. Zunächst lasse ich deshalb ab-
stimmen über den Inhalt des Antrags der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/579. Wer 
stimmt diesem Antrag zu? – Wer stimmt dage-
gen? – 

(Zurufe von SPD und GRÜNEN: Oh! – Zuruf 
von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Enthaltungen? – Damit ist der Antrag mit großer 
Mehrheit der Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP abgelehnt.  

Ich komme zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU und der Frak-
tion der FDP Drucksache 14/611. Wer stimmt 
dem Entschließungsantrag zu? – Wer stimmt ge-
gen den Entschließungsantrag? –  

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Wer enthält sich? – Damit ist der Entschließungs-
antrag mit großer Mehrheit von CDU und FDP 
angenommen.  

Meine Damen und Herren, wir kommen zu:  

6 Keine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
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Eilantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/604  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat mit 
Schreiben vom 7. November 2005 fristgerecht ei-
nen Eilantrag zum Thema „Keine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer“ eingebracht. Ich eröffne die Be-
ratung und gebe Frau Löhrmann von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen das Wort. Bitte schön. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich finde, wir haben 
heute eine sehr interessante und wichtige Tages-
ordnung.  

(Unruhe) 

Dieser Tagesordnungspunkt, den wir jetzt nur 
sehr kurz beraten, gehört zu den sehr wichtigen 
Punkten, die viele Menschen im Land bewegen. 
Es geht um die Erhöhung der Mehrwertsteuer. 
Wie groß ist die Erhöhung, die bei den laufenden 
Koalitionsverhandlungen in Berlin beschlossen 
wird? – Das brennt vielen im Moment unter den 
Nägeln.  

(Anhaltende Unruhe)  

Endlich geht es nicht mehr darum: Wer wird was? 
Es geht nun um die Frage: Was wird wie?  

Vizepräsident Edgar Moron: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Sie alle haben im Moment einen 
ungeheuren Gesprächsbedarf. Dafür haben wir 
großes Verständnis. Bitte befriedigen Sie diesen 
Gesprächsbedarf aber außerhalb des Plenar-
saals.  

(Beifall von CDU, SPD und GRÜNEN) 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Schönen Dank, Herr 
Präsident. 

Die Katze ist aus dem Sack. Es scheint beschlos-
sene Sache, dass die Mehrwertsteuer kräftig er-
höht werden wird. Ich hätte den Ministerpräsiden-
ten, der jetzt leider nicht mehr anwesend ist, gern 
gefragt, ob er glaubt, dass die Menschen in die-
sem Land an kompletter Amnesie leiden. Noch im 
Juni dieses Jahres hat der Ministerpräsident eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer rundweg abge-
lehnt.  

Seine Argumente waren absolut richtig. Eine 
Mehrwertsteuererhöhung ist das beste Mittel, die 
Konjunktur weiter abzuwürgen. Sie ist ein ausge-
zeichnetes Programm zur Förderung der 

Schwarzarbeit. Sie schadet dem Handwerk, also 
gerade den kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen, deren Interessen Sie doch sonst fast 
schon wie eine Monstranz vor sich hertragen. Ei-
ne Mehrwertsteuererhöhung ist sozial ungerecht, 
denn sie trifft die am härtesten, die am wenigsten 
haben.  

(Beifall von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

Was machen unser Ministerpräsident und die 
CDU nach der Wahl?  

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

Als der Ministerpräsident merkt, dass der Zug 
Richtung Erhöhung abfährt, schlägt er einen Ha-
ken und lässt noch in der letzten Woche die Kol-
legen in Berlin wissen: 50 % der Mehrwertsteuer-
erhöhung steht den Ländern zu – zum Stopfen 
der Haushaltslöcher, nicht zur Senkung der Lohn-
nebenkosten, wie vor der Wahl versprochen.  

Was macht er heute? – Wie den Zeitungen heute 
zu entnehmen, macht er heute „wieder einen auf 
nachdenklich“. Das war wieder einmal eine typi-
sche Rolle Rüttgers.  

Der Herr Ministerpräsident ist nicht nur beim Per-
sonal gescheitert. Er wird auch inhaltlich schei-
tern. Er ist auf dem Weg, sich in Berlin seine 
nächste Niederlage abzuholen, meine Damen und 
Herren. 

(Unruhe)  

Was in Berlin passiert, ist ein vorsätzlicher und 
fahrlässiger Angriff auf die zukünftige Entwicklung 
unseres Landes. Senkung der Abgabenbelastung 
und Aufkommensneutralität? – Fehlanzeige! 

Angeblich sind über Nacht wie aus dem Nichts 
urplötzlich diese für niemanden vorhersehbaren 
Haushaltslöcher aufgetaucht. – Ja meine Güte, 
wo kommen denn diese Haushaltslöcher her? – 
35 Milliarden € Defizit: Das hätte kein Mensch ah-
nen können, oder?  

(Anhaltende Unruhe) 

Meine Damen und Herren, da wird ein mieses 
Stück aufgeführt. Das weiß jeder. Sie offenbar 
auch, Herr Schittges. Deshalb regen Sie sich 
auch so auf. Das merkt auch jeder. Das merken 
die Menschen in unserem Land. Deswegen scha-
det es der Glaubwürdigkeit der gesamten Politik.  

Das gilt in diesem Falle auch für die Rolle der 
SPD. Das tut mir Leid, aber ich kann es Ihnen 
nicht ersparen. Jeder weiß, dass man in einer Ko-
alition Kompromisse machen muss, aber Ihre 
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Leute in Berlin vollführen im Moment eine üble 
Täuschung der Wählerinnen und Wähler. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Löhrmann, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage Ihres Fraktions-
kollegen Dr. Vesper? 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Aber gerne. 

Vizepräsident Edgar Moron: Das habe ich mir 
gedacht.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Ich weiß aber nicht, 
was er fragt! 

(Zurufe von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Dr. Vesper. 

Dr. Michael Vesper (GRÜNE): Frau Kollegin 
Löhrmann, haben Sie mit mir den Eindruck, dass 
angesichts des Lärmpegels bei CDU und SPD bei 
dieser Frage deutlich wird, wie peinlich den Kolle-
ginnen und Kollegen diese Debatte offensichtlich 
ist?  

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU: Oh!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Löhrmann, 
bitte.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Ja, ich habe den 
Eindruck, dass ihnen dieses Thema nicht gefällt, 
weil sie sich für etwas rechtfertigen müssen, was 
sie im Moment tun.  

(Zurufe von der CDU) 

Sie haben aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Chance, unserem Antrag zuzustimmen und 
ein Signal nach Berlin zu senden, damit wir sozu-
sagen klare Buchungen haben.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die SPD hat plakatiert: Merkel-Steuer – das wird 
teuer! Mehrwertsteuererhöhung, mit uns niemals! 
Wenn wir jetzt den Reichen symbolisch auch noch 
etwas abnehmen, dann können wir auch die 
Mehrwertsteuer anheben. Wieso übrigens um 
2 %? Nein, wenn schon Wahlbetrug, dann soll es 
sich auch lohnen, also besser vier Punkte drauf! 

Meine Damen und Herren, was dieses Land 
braucht, ist umfassender Subventionsabbau, und 
zwar genau den Subventionsabbau, den SPD und 
Grüne beschlossen hatten und den Sie von der 
Union immer wieder im Bundesrat blockiert ha-

ben. Das wären 18 Milliarden Euro gewesen, die 
wir damit hätten erwirtschaften können. 

(Zurufe von der CDU) 

Was dieses Land braucht, ist eine Reform des öf-
fentlichen Dienstrechts. Und was dieses Land 
braucht, sind Strukturreformen in den sozialen Si-
cherungssystemen, die den Menschen wieder die 
Sicherheit geben, dass sie sich auf unsere Sozial-
systeme verlassen können. 

Meine Damen und Herren, die Zeitungen sind voll 
davon. Führende Ökonomen wenden sich gegen 
eine Mehrwertsteuererhöhung. Nach Auffassung 
des DIW, des Sachverständigenrates und des 
Chef-Volkswirts der Dresdner Bank in der „Finan-
cial Times“ von heute ist ein Erreichen der Maast-
richt-Kritierien, der Defizitgrenze, schon im Jah-
re 2006 allein durch den Abbau von Subventionen 
und Vergünstigungen zu erreichen, die die Kon-
junktur nicht belasten und gleichzeitig den Druck 
zur strukturellen Änderung beim Subventionsab-
bau und beim Streichen von Steuervergünstigun-
gen belässt. 

Herr Heise schreibt den potenziellen Koalitionären 
ins Stammbuch, dass sich die Einnahmesituation 
der Länder und Gemeinden erhöhen soll, anstatt 
die Mehrwertsteuer zu erhöhen. Dies würde die 
Entwicklung der Nachfrage, die gerade erst Tritt 
fasst, wieder dämpfen.  

Völlig richtig! Dieses Land braucht eine Politik der 
Nachhaltigkeit und der Gerechtigkeit und Mut zur 
Zukunft. Sie haben die Chance, mit uns ein Signal 
nach Berlin zu geben, indem Sie heute unserem 
Antrag gegen die Mehrwertsteuererhöhung zu-
stimmen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Löhrmann. – Für die CDU-Fraktion hat Herr Krü-
ckel das Wort. 

Bernd Krückel*) (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Schon am 
13. Juli 2005 hatten wir in diesem Hause intensiv 
über das Thema Umsatzsteuererhöhung debat-
tiert. Ich denke, der eine oder andere wird sich 
noch erinnern. Aber für die Vergesslichen von 
uns: Schon damals war es die Position der CDU, 
dass eine isolierte Debatte über eine Umsatz-
steuererhöhung der Notwendigkeit eines Gesamt-
konzeptes zur Erneuerung der sozialen Marktwirt-
schaft nicht gerecht wird. Eine solche Debatte 
trägt nur zur Verunsicherung der Bürger bei. Zu-
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nächst bleibt abzuwarten, wie sich die Koalitions-
partner in Berlin entscheiden werden. 

Statt hier über ungelegte Eier zu reden, sollten wir 
alle miteinander darüber nachdenken, was wirk-
lich dringend angezeigt ist, nämlich: Wie kann un-
ser Land erneuert werden? Denn diese Erneue-
rung ist nach sieben Jahren rot-grüner Regierung 
im Bund dringend notwendig. 

(Beifall von der CDU) 

Gerade vor meinem beruflichen Hintergrund als 
Steuerberater kann ich mich der Feststellung von 
Roland Koch vom 26. Oktober dieses Jahres nur 
anschließen – ich zitiere –: 

Würden die Regeln des privatwirtschaftlichen 
Insolvenzrechtes gelten, dann würde jede Mi-
nute, die man zögert, beim Insolvenzgericht die 
Insolvenz des Unternehmens Deutschland an-
zumelden, eine Straftat darstellen. 

So weit ist es mit Deutschland gekommen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.  

Ich frage mich: Wer hat diese Situation zu verant-
worten? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Löhr-
mann? 

Bernd Krückel*) (CDU): Nein, jetzt nicht. 

Vizepräsident Edgar Moron: Gut. 

Bernd Krückel*) (CDU): Wer hatte ab 1998 und 
darüber hinaus ab 2002 die Regierungsverantwor-
tung zu tragen? – Es waren auch die Grünen, die 
am Kabinettstisch der Regierung Schröder geses-
sen haben und für diese Situation mit verantwort-
lich sind. 

(Beifall von der CDU) 

Die Damen und Herren Fischer, Künast und Trittin 
haben mit ihren teuren Prestigeprojekten maß-
geblich dazu beigetragen, dass Deutschland über 
seine Verhältnisse gelebt hat. 

(Beifall von der CDU – Rüdiger Sagel [GRÜ-
NE]: Welche meinen Sie denn?) 

Wie katastrophal die Lage ist, zeigen die Fakten. 
Nach Berechnungen von Union und SPD fehlen 
dem Bund im nächsten Jahr 35 Milliarden €. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Skeptiker erwarten sogar eine Unterdeckung von 
70 Milliarden €. Die Staatsverschuldung der Bun-

desrepublik Deutschland beträgt nach OECD-
Angaben 71,6 % vom Bruttoinlandsprodukt. Damit 
ist Deutschland sehr weit von dem einen der bei-
den Referenzwerte des Maastricht-Vertrages, von 
60 % des Bruttoinlandsproduktes, entfernt. 

(Sören Link [SPD]: Das hat alles Rot-Grün 
zu verantworten?) 

Während im Zeitraum von 1998 bis 2005 in den 
meisten EU-Ländern die Staatsverschuldung zu-
rückgegangen ist, stieg sie in diesem Zeitraum in 
Deutschland deutlich an – so schnell wie in kei-
nem anderen europäischen Land. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Zur Wiederholung, Frau Löhrmann: Von 1998 an 
waren neben der SPD auch die Grünen in der 
Regierungsverantwortung. 

(Beifall von der CDU) 

In den vergangenen vier Jahren verstieß die Bun-
desrepublik Deutschland jeweils gegen das weite-
re Kriterium des Maastricht-Vertrages, das Drei-
Prozent-Defizit-Kriterium: im Jahre 2002 mit 
3,7 %, 2003 mit 4 %, im Jahre 2004 mit 3,7 % und 
im laufenden Jahr, 2005, mit 3,5 %. Das können 
Sie nachlesen. Es steht im Herbst-Gutachten der 
sechs führenden Wirtschaftsforschungsinstitute 
vom 20. Oktober diesen Jahres. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Sie würgen die 
Konjunktur ab!) 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
haben auch die Grünen mit zu verantworten.  

Letztlich ist die Lage doch so: Wenn jetzt nichts 
passiert, dann wird Deutschland spätestens 2007 
hohe Strafen bezahlen müssen. Von diesen Straf-
zahlungen wäre Nordrhein-Westfalen massiv be-
troffen. Was das angesichts der finanziellen Lage 
des Landes nach 39 Jahren SPD-Regierung bzw. 
zehn Jahren rot-grüner Regierung bedeutet, das 
muss ich hier, glaube ich, niemandem erklären.  

Auch in diesem Land haben die Grünen maßgeb-
lich dazu beitragen, die Staatsverschuldung in die 
Höhe zu treiben.  

Weitere Ausführungen möchte ich mir an dieser 
Stelle im Hinblick auf die einzuhaltende Zeitvor-
gabe und die bereits im Juli geführte Debatte spa-
ren. Doch lassen Sie mich nur eines zum Ab-
schluss anmerken: Anstelle eines solch überflüs-
sigen Antrags, wie wir ihn hier vonseiten der Grü-
nen vorfinden, sollten wir lieber alle konstruktiv 
daran mitarbeiten, dieses Land wieder nach vorne 
zu bringen.  
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Nichts ist jetzt dringender erforderlich als kon-
struktives und zukunftsorientiertes Handeln. Ich 
lade Sie herzlich ein, zusammen mit uns daran 
mitzuwirken. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Krückel. – Für die SPD-Fraktion hat 
Frau Walsken das Wort. 

Gisela Walsken*) (SPD): Herr Kollege Schittges 
freut sich am meisten.  

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kol-
lege Krückel, Ihr Appell in allen Ehren, aber ich 
glaube, Sie müssten noch einmal einen Moment 
darüber nachdenken, was Sie mit Ihrer Mehrheit 
im Bundesrat zum Thema Subventionsabbau in 
den ganzen Jahren verhindert haben. Sie müss-
ten noch einmal darüber nachdenken, warum wir 
es nicht geschafft haben, nennenswert die Eigen-
heimzulage abzubauen, und warum wir es nicht 
geschafft haben, die Mindestbesteuerung für Un-
ternehmensgewinne so zu gestalten, dass es 
Mehreinnahmen in der Staatskasse gab. Es lag 
daran, dass Sie den Bundesrat in den letzten Jah-
ren genutzt haben, um jede Form von Subventi-
onsabbau zu blockieren. Das gehört an dieser 
Stelle der Redlichkeit halber auch dazu.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wenn man einen solchen Antrag diskutiert, muss 
man auch noch einmal einen Moment innehalten 
und sich ins Gedächtnis rufen, was es für Diskus-
sionen in der eigenen Partei, insbesondere in der 
CDU, gab. Diese hat sich per Parteitagsbeschluss 
sehr rasch auf eine Mehrwertsteuererhöhung 
festgelegt: Steuererhöhungspartei. – Sie hat aber 
bis heute einen Dissens in den eigenen Reihen 
über die Frage, was man mit dem Geld machen 
soll. Die einen haben damit Lohnnebenkosten 
senken wollen. Das haben wir im Juli diskutiert. 
Die anderen aus Hagen sagten, das wollen und 
brauchen wir gar nicht. Heute sagt die dritte Partei 
in Person des saarländischen Ministerpräsiden-
ten, wir wollen den Anteil der Mehrwertsteuerer-
höhung für die Länder, um die Haushaltslöcher zu 
stopfen. Das können Sie heute in der Presse 
nachlesen.  

(Zuruf von der CDU) 

Ich werde nicht müde, diesen Dissens zu benen-
nen, was auch immer Sie dazwischen rufen. Sie 
können gern eine Zwischenfrage stellen.  

(Zuruf von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Abgeordnete 
Walsken, Herr Abgeordneter Dr. Papke hat eine 
Zwischenfrage. Lassen Sie diese zu? 

Gisela Walsken*) (SPD): Natürlich.  

Vizepräsident Edgar Moron: Ja, dann machen 
wir das doch. – Bitte schön.  

Dr. Gerhard Papke (FDP): Danke schön. – Frau 
Kollegin Walsken, bevor Ihre Redezeit gleich vor-
bei ist und Sie das Wort Mehrwertsteuer nur ein-
mal in den Mund genommen haben, darf ich Ih-
nen jetzt schon die Frage zurufen, ob die SPD 
nun der Mehrwertsteuererhöhung zustimmen 
wird, die Sie persönlich vor wenigen Wochen 
noch massiv kritisiert und bekämpft haben.  

Gisela Walsken*) (SPD): Herr Kollege, ich werde 
die restlichen Minuten nutzen, um Ihre Frage ex-
klusiv und nur für Sie zu beantworten.  

(Heiterkeit von der SPD) 

Das ist nämlich Gegenstand meines Redebei-
trags. Ich weiß noch nicht, wie viel Minuten Zeit 
ich dafür habe – die Zeit ist gerade ausgeblendet, 
Herr Präsident –, aber ich denke, zwei Minuten 
und 57 Sekunden dürften reichen, Herr Kollege 
Papke.  

(Zuruf von der CDU) 

Meine Damen und Herren, es geht sehr wohl dar-
um, dass die SPD mit ihrem Antrag vom 5. Juli 
und in der Debatte 14 Tage später eine Mehr-
wertsteuererhöhung deutlich abgelehnt hat.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie hat sie abgelehnt, weil die Mehrwertsteuerer-
höhung bei der derzeitigen Situation ein großes 
Problem für die Binnennachfrage bedeutet. Sie 
wurde auch deshalb abgelehnt, weil sie einen Un-
gerechtigkeitsfaktor für Familien und die Bezieher 
niedriger Einkommen bedeutet. An dieser Position 
ist nichts, aber auch gar nichts zu verändern, Herr 
Kollege Papke. Ganz im Gegenteil. 

Ich will noch einmal mit Hilfe des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung ganz deutlich in Er-
innerung rufen, warum wir in der Debatte im Juli 
erklärt haben, auch eine Verbindung mit der Ab-
senkung der Lohnnebenkosten kommt für uns 
nicht infrage. Das Deutsche Institut hat damals 
berechet: Unterstellt eine zweiprozentige Belas-
tung, führt dies zu einem Prozent Belastung aller 
Bruttoeinkommen. Bei Familien fallen diese Be-
lastungen noch höher aus; denn die Mehr-
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wertsteuer zahlen alle: Arbeitnehmer, Selbststän-
dige, Rentner, Studenten und Arbeitslose.  

Wenn ich die Erhöhung an die Lohnnebenkosten 
kopple, wie von weiten Teilen der CDU und CSU 
vorgeschlagen, dann wären von vornherein alle 
von einer Belastung betroffen, Herr Kollege. Die-
jenigen, die keine Sozialversicherungsbeiträge 
bezahlen, wären benachteiligt. Das habe ich da-
mals schon gesagt. Das sind immerhin 53 % der 
Haushalte. Das hat das Institut festgestellt. Das 
entspricht fast 40 Millionen Personen in diesem 
Land.  

Das bedeutet einen Entzug von Kaufkraft. Dazu 
stehen wir. Es schadet der Binnenwirtschaft und 
ist deshalb Gift. 

Unsere Position hat sich nicht verändert. Gleich-
wohl ist der Gerechtigkeitsaspekt für uns wichtig, 
Herr Kollege – sehr wichtig. Deshalb schlucken 
wir eine große Kröte, was für uns außerordentlich 
schwierig ist. Das gebe ich unumwunden zu. Wir 
befinden uns aber auf dem Verhandlungsweg zu 
einer großen Koalition. Wir sind nur in der Lage, 
diese Kröte zu schlucken, wenn in diesem Land 
gleichzeitig eine weitere Belastung derjenigen 
stattfindet, die man als reich und als gut verdie-
nend bezeichnen kann.  

(Zurufe von der CDU – Unruhe) 

Dieser Kontext wird von uns hergestellt, meine 
Damen und Herren. Es ist egal, ob Sie es hören 
wollen oder nicht.  

(Unruhe) 

Wir werden nur diesem Paket zustimmen und kei-
ner isolierten Erhöhung der Mehrwertsteuer; wir 
werden nicht zustimmen, solange nicht klar ist, 
dass die Menschen, die deutlich große Einkom-
men haben – wir brauchen über die Summe nicht 
zu streiten – zusätzlich belastet werden.  

(Beifall von der SPD) 

Ob das in Form einer Reichensteuer mit einer Be-
lastung von 3 % zusätzlich ab einer gewissen 
Grenze passiert oder ob wir den Spitzensteuer-
satz auf 45 % anheben: An dieser Stelle sind wir 
gesprächs- und diskussionsbereit.  

Ich sage abschließend: Es ist mit uns nicht mach-
bar, isoliert eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
vorzunehmen. Sie ist nur in einem Paket mach-
bar. Das bedeutet den Abbau von Subventionen – 
insbesondere der Eigenheimzulage – und eine 
zusätzliche Belastung der großen und stark ver-
dienenden Schultern in diesem Land. Das ist un-

sere Position und wird es bleiben. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Walsken. – Als nächste Rednerin hat Frau Frei-
muth das Wort.  

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen!  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Der Antrag hät-
te auch von Ihnen sein können! Sie durften 
ihn nur nicht stellen!) 

– Ja, Frau Kollegin Löhrmann. Der Antrag hätte 
auch von uns sein können, wenn er denn richtig 
gestellt wäre.  

(Beifall von der FDP) 

Um es ganz klar zu sagen: Wir lehnen eine Mehr-
wertsteuererhöhung ganz eindeutig ab.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das habe ich auch schon im Juli in diesem Hause 
erklärt. Es ist also für jemanden in diesem Hause 
keinesfalls eine Überraschung. 

In dem Antrag der Kolleginnen und Kollegen der 
Grünen allerdings steht: Die Grünen lehnen eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer zum Stopfen von 
Haushaltslöchern ab. – Das impliziert die Mög-
lichkeit, dass die Grünen bei anderen Verwen-
dungszwecken sehr wohl für eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer sind.  

Das, liebe Kollegin Löhrmann, unterscheidet uns 
ganz maßgeblich. 

(Ralf Jäger [SPD]: Wirklich ein sehr über-
zeugendes Argument!) 

Wir haben in diesem Parlament schon an ver-
schiedenen Stellen diese Diskussion um die Er-
höhung der Mehrwertsteuer erlebt. Die Argumen-
te, insbesondere dass damit das Konsumverhal-
ten und die Binnennachfrage ganz erheblich be-
einträchtigt würden und dass das Gift für die Kon-
junktur sei, sind schon verschiedentlich vorgetra-
gen worden. Ich kann für die FDP-Fraktion auch 
nur noch einmal nachdrücklich betonen, dass das 
genau unserer Auffassung entspricht. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

– Liebe Kollegin Löhrmann, ich habe Ihre Mel-
dung gesehen, aber ich möchte meine Gedanken 
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erst zu Ende führen. Eventuell kann ich Ihre Frage 
dann ja später noch beantworten. 

Wenn wir uns die Situation im Land Nordrhein-
Westfalen und in der Bundesrepublik Deutschland 
angucken, dann stellen wir fest: Wir haben eine 
Rekordverschuldung. Immerhin ist das mittlerwei-
le auch anerkannt. Wir haben nach wie vor eine 
Rekordarbeitslosigkeit. Wir haben eine viel zu ho-
he Steuer- und Abgabenlast. Und wir haben – das 
ist mittlerweile auch unstreitig – eine viel zu gerin-
ge Binnennachfrage, da die Menschen das Geld, 
das Wenige, was sie haben, einfach sparen, weil 
sie Angst haben, es auszugeben, es zu konsu-
mieren. Die Menschen in diesem Land haben E-
xistenzängste. Das muss man hier gelegentlich 
auch einmal an die Adresse all derer gerichtet, die 
es angeht, aussprechen. 

Wenn Sie jetzt in einer solchen Situation auch 
noch die Verabredung treffen, die Mehrwertsteuer 
anzuheben, und zwar deutlich, was sich ja im Au-
genblick in der Diskussion befindet, dann machen 
Sie gerade die ganz kleinen Ansätze der Binnen-
nachfrage, die wir dringend und zwingend brau-
chen, kaputt. Sie legen damit die Axt an die 
Chance, im Land Nordrhein-Westfalen und in der 
Bundesrepublik Deutschland eine höhere Be-
schäftigungsquote und mehr Arbeitsplätze zu be-
kommen. Das, meine Damen und Herren, findet 
nicht unsere Zustimmung. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Freimuth, las-
sen Sie jetzt eine Zwischenfrage von Frau Löhr-
mann zu? 

Angela Freimuth (FDP): Nein, ich möchte das 
erst zu Ende führen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das ist aber 
wichtig für die Abstimmung!) 

Frau Kollegin Walsken, Sie haben hier ja immer-
hin noch im Juli mit Leidenschaft und Inbrunst ver-
treten, warum denn eine Mehrwertsteuererhöhung 
Gift sei, und zwar mit guten Argumenten, wie ich 
bereits im Juli zugestanden habe. 

Jetzt sprechen Sie hier von einer Reichensteuer; 
ich betitele sie als reine Neidsteuer. Sie haben 
immer nur im Kopf, wie Sie von den Bürgern noch 
mehr Geld bekommen können. Bezeichnend fand 
ich in diesem Zusammenhang schon die Frage, 
was mit dem Geld eigentlich gemacht werden soll.  

Meine Damen und Herren, das ist das Geld der 
Bürgerinnen und Bürger. Die FDP ist der Mei-
nung, dass die Bürgerinnen und Bürger damit 
auch am besten umgehen können und dass wir 

es in ihrer Tasche belassen sollten, anstatt es in 
irgendwelche schönen Projekte zu stecken, um 
damit die Begehrlichkeiten des einen oder ande-
ren zu befriedigen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Eines ist ja bei dem Ganzen, was hier im Augen-
blick an Pirouetten gedreht wird, um wieder ein-
mal eine Steuererhöhung zu rechtfertigen, beson-
ders verlogen: Bei all dem, was wir an Abschaf-
fung von Steuersondertatbeständen, an Abschaf-
fung von Subventionen diskutieren, finde ich es 
dann schon bemerkenswert, dass Sie die Stein-
kohlesubventionen nach wie vor ausklammern 
und daran festhalten.  

Ich kann es einfach nur immer wieder betonen: So 
lange Sie an diesen Steinkohlesubventionen fest-
halten und dafür den Bürgerinnen und Bürgern 
mehr Geld, mehr Steuern aus der Tasche ziehen 
wollen, ist und bleibt das, was Sie hier vorhaben, 
unsozial. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Freimuth, für Ihren Beitrag. – Für die Landesregie-
rung erteile ich Finanzminister Dr. Linssen das 
Wort. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Als Fraktion der Grünen hätte ich mir doch sehr 
gut überlegt, ob ich hier eine solche Debatte an-
zettele. 

(Beifall von der CDU) 

Man muss ja immerhin sehen, Frau Löhrmann, 
dass Sie damit den Fokus auf einen Tatbestand 
richten, der so bedauernswert ist, dass offensicht-
lich potenzielle Koalitionäre in Berlin nicht mehr 
ein noch aus wissen und zu diesem von uns allen 
ungeliebten Instrument der Mehrwertsteuererhö-
hung greifen wollen. 

Verursacht ist das durch Ihre Finanzpolitik der 
letzten Jahre. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Darauf wollen Sie mit dieser Debatte aufmerksam 
machen, Frau Löhrmann. Ich danke Ihnen dafür. 

Die Koalitionsverhandlungen haben gezeigt, dass 
ein Loch von 35 Milliarden € zu stopfen ist. Dieses 
Loch ist sicherlich nicht von jetzt auf gleich ent-
standen, sondern Sie haben dadurch, dass Sie 
jahrelang die Sache immer vor sich her gescho-
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ben haben, erheblich zu dieser großen Schwierig-
keit beigetragen. 

(Beifall von der CDU) 

In der „Rheinischen Post“ von heute ist zu lesen, 
was der Soziologe Niklas Luhmann sagt: Politik 
wartet offensichtlich darauf, dass die Probleme so 
dringlich werden, dass man ohne Aussicht auf 
Verlust von Wählerstimmen aktiv werden kann. 

Ja, das ist das Problem, dass offensichtlich das 
Kind immer erst in den Brunnen gefallen sein 
muss, bevor dann gehandelt wird. Dann muss zu 
Instrumenten gegriffen werden, die wir alle als 
sehr schwer verträglich bezeichnen. 

Ich habe hier in den vorhergehenden Debatten 
sehr deutlich gemacht, dass eine Mehrwertsteu-
ererhöhung eine Kröte ist, die man nur schlucken 
kann, wenn man auf der anderen Seite etwas be-
kommt, was einen größeren Erfolg verspricht. 
Deshalb bin ich immer dafür eingetreten, in einem 
solchen Zweifelsfall für die Senkung der Lohnne-
benkosten zu plädieren, damit es endlich zu der 
von uns allen seit Jahren erhofften Wirtschaftsbe-
lebung 

(Beifall von der CDU) 

und zu mehr Arbeit und Wachstum kommt. 

Die Maastricht-Kriterien haben Sie offensichtlich 
in der früheren Koalition in Berlin überhaupt nicht 
interessiert. Ich begrüße es, wenn jetzt eine Koali-
tion endlich sagt: Wir wollen sie wenigstens 2007 
einhalten. Sie haben dazu beigetragen, dass sie 
aufgeweicht wurden und nach Möglichkeit über-
haupt keine Geltung mehr haben sollen. 

(Beifall von der CDU) 

Frau Löhrmann, Sie haben davon gesprochen, 
dass offensichtlich eine Täuschung der Wähler 
stattfindet. Wir als CDU haben vor der Wahl ge-
sagt, dass wir die Mehrwertsteuer erhöhen wollen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wofür? Lohn-
nebenkosten!) 

Insofern kann sich kein Wähler getäuscht fühlen. 
Es ist allerdings über die Höhe zu sprechen und 
darüber, ob es neben der Senkung der Lohnne-
benkosten einen Teil gibt, der am Ende eines Dis-
kussionsprozesses zur Haushaltskonsolidierung 
erforderlich ist. Das ist das große Problem. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Aha! Das haben 
Sie vor der Wahl so aber nicht gesagt!) 

– Liebe Frau Löhrmann, die Täuschung der Wäh-
ler hat dadurch stattgefunden, dass Sie jahrelang 

die wahren Haushaltsverhältnisse nicht offenkun-
dig gemacht haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Es muss mit einem Gesamtkonzept, das wohl En-
de der Woche vorliegt, klar werden, dass zu-
nächst alle Möglichkeiten des Sparens wirklich 
ausgenutzt werden. Das ist der Subventionsab-
bau, von dem Sie gesagt haben, Sie hätten ihn 
immer gefordert.  

Nun stellen Sie sich einmal vor, die frühere Oppo-
sition hätte dem beigegeben. Dann wäre das 
Geld, das wir jetzt wenigstens noch als Spielraum 
haben, auch schon verbraten worden. Das ist die 
Tatsache. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Finanzminis-
ter, ich habe zwei Wortmeldungen zu Zwischen-
fragen, und zwar von Herrn Becker und von Frau 
Löhrmann. Lassen Sie die zu? 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Ja bitte. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Becker hat 
sich weggedrückt. Dann ist jetzt Frau Löhrmann 
dran. – Drücken Sie sich noch einmal ein, Herr 
Becker. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Dr. Linssen, 
wie erklären Sie sich die Schlagzeilen und die 
Kommentierung dieser Maßnahme durch die ge-
samte öffentliche Presse, auch die Wirtschafts-
presse? Können Sie uns das einmal erklären? 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Liebe Frau 
Löhrmann, ich komme gleich noch dazu. Dass ei-
ne Mehrwertsteuererhöhung auch aus Sicht von 
Wirtschaftsexperten ein großes Problem ist, habe 
ich immer betont. Ich habe zu dem Tatbestand 
zwei Debatten geführt. Das ist jetzt die dritte, die 
allerdings unter etwas veränderten Verhältnissen 
stattfindet. Jetzt sind Sie diejenigen, die gegen 
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer antreten, und 
die SPD hat Schwierigkeiten, ihr Ja zu einer 
Mehrwertsteuererhöhung zu erklären, was ich 
nachvollziehen kann.  

Ich glaube, dass Frau Walsken die Methode „Hal-
tet den Dieb!“ gewählt hat, um möglichst davon 
abzulenken, was Sie doch sehr beschwert.  

(Gisela Walsken [SPD]. Ganz klar und deut-
lich!) 

– Ich kann das nachvollziehen, Frau Walsken. Mir 
ginge es, glaube ich, an Ihrer Stelle genauso.  
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Vizepräsident Edgar Moron: Darf ich dann dem 
zweiten Fragesteller das Wort erteilen? 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Bitte schön. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Becker. 

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Minister, würden 
Sie mir in Anbetracht Ihrer Ausführungen von e-
ben zustimmen, dass das nicht in Deckung zu 
bringen ist mit dem Hinweis darauf, dass der lang-
jährige Finanzminister Waigel der CSU und der 
langjährige Finanzminister Eichel der SPD ange-
hört hat? Würden Sie mir weiterhin zustimmen, 
dass jetzt nicht mehr die Rede davon ist, dass die 
gesamte Mehrwertsteuererhöhung dafür genutzt 
werden soll, die Lohnnebenkosten zu senken, 
sondern die Rede davon ist, dass sie zu allem 
Möglichen in der Haushaltsdefizitabdeckung die-
nen soll? 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Auf den 
letzten Teil Ihrer Frage komme ich gleich sehr 
ausführlich.  

Beim ersten Teil, was Herrn Waigel angeht, weiß 
ich nicht, welches Zitat von ihm Sie jetzt im Auge 
haben. Natürlich hat Herr Waigel während seiner 
langen Amtszeit und danach vieles erklärt. Ich 
weiß nicht, worauf Sie sich jetzt beziehen.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Auf die Schulden! – 
Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Auf die Schul-
den! – Johannes Remmel [GRÜNE]: Auf die 
schwarzen Löcher!) 

– Dass die Schulden ein Ausmaß erreicht haben, 
das kaum noch zu überbieten ist, haben wir im 
Wahlkampf immer betont. Sie haben das aber 
nicht klargestellt, um es deutlich zu sagen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, in den früheren Debatten immer betont zu 
haben, dass entscheidend ist, dass wir mit Ver-
besserungen auf der Einnahmenseite erst begin-
nen, wenn tatsächlich die Ausgabenseite nach al-
len Regeln der Kunst durchforstet worden ist. Da 
kommt es auf Subventionsabbau an, da kommt es 
auf Abbau von Steuervergünstigungen an. Ich 
glaube, wir sollten uns am Ende der Woche erst 
einmal ansehen, was tatsächlich herauskommt, 
bevor wir jetzt eine Debatte führen, wie wir sie aus 
den Zeiten kurz vor der letzten Bundestagswahl 
kennen. 

Ich glaube, dass es richtig ist, wenn wir zumindest 
1 % dieser Mehrwertsteuererhöhung für die Sen-
kung der Lohnnebenkosten verwenden. Dass das 
andere Prozent jetzt aus der Nürnberger Anstalt 
und den Ersparnissen dort kommen soll, freut 
mich, weil man so sehr viel schneller zu Effizienz-
gewinnen in diesem Sektor kommen kann. Dass 
dann die Konsolidierung des Haushalts eine 
Restgröße erfordert, die vermutlich über Mehr-
wertsteuererhöhungen gedeckt werden soll, ist 
eine Kröte, die wir, wenn anderen Kürzungen auf 
der Ausgabenseite versagen, schlucken müssen, 
weil es eine astronomische Verschuldung gibt und 
weil wir das Maastricht-Kriterium endlich einhalten 
müssen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, wenn der Bund aller-
dings diese Mittel zur Konsolidierung seines 
Haushaltes benutzen will und muss, dann ist es 
die Pflicht der Länder, darauf zu pochen, dass sie 
zu 50 % oder einem entsprechenden Anteil an 
dieser Mehrwertsteuererhöhung teilnehmen. Ich 
habe immer wieder betont: Wenn eine Mehr-
wertsteuererhöhung zur Senkung der Lohnneben-
kosten verwandt wird, muss das Geld auch beim 
Bund bleiben. Wenn sie zur reinen Konsolidierung 
des Haushalts benutzt wird, haben die Länder 
selbstverständlich das Recht, ihren Teil zu be-
kommen. 

Ich glaube, dass wir uns das Gesamtpaket an-
schauen, danach hier debattieren und nicht auf 
Zwischenstände allein unsere Debatte beziehen 
sollten. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wir wollen aber 
Einfluss nehmen!) 

Ich verstehe Ihren Beitrag als Hinweis darauf, 
dass Sie an dieser Misere schuld sind, in den letz-
ten sieben Jahren dazu beigetragen haben, dass 
Sie darauf hinweisen wollen, wie schwierig es ist, 
aber in den letzten Jahren selber nichts zur Lö-
sung der schwierigen Haushaltskrise in Berlin 
beigetragen haben. 

(Beifall von CDU und FDP – Sylvia Löhr-
mann [GRÜNE]: Oh!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister.  

Nach der Geschäftsordnung wird über Eilanträge 
sofort und direkt abgestimmt. Deshalb lasse ich 
über den Eilantrag, eingebracht von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 14/604 ab-
stimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Fraktion Bündnis 90/Die 
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Grünen und Teile von CDU und FDP. Habe ich 
das richtig gesehen? 

(Widerspruch bei CDU und FDP) 

Ich nehme an, das war ein Irrtum. Ich lasse noch 
einmal abstimmen.  

Wer ist für den Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen? – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – Das sind 
CDU, FDP und SPD. Enthält sich jemand? – Das 
ist nicht der Fall. Damit ist dieser Antrag mit den 
Stimmen von CDU, SPD und FDP gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

7 Für eine praktikable neue EU-Chemikalien-
politik – Interessen von Beschäftigten, Ver-
brauchern, Umwelt und Unternehmen wah-
ren 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/610 

Ich eröffne die Beratung. Als erster Redner hat 
der CDU-Abgeordnete Herr Kress das Wort. Bitte 
schön.  

Karl Kress (CDU): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Bereits seit dem Jahre 
2001 diskutieren wir hier im Landtag die EU-
Chemikalienpolitik, diskutieren wir Reach. Erst am 
27. Oktober dieses Jahres haben alle Fraktionen 
im Rahmen einer Sondersitzung des Fachaus-
schusses verabredet, einen gemeinsamen Antrag 
zu Reach zu formulieren und in der heutigen Ple-
narsitzung zu verabschieden. Das ist gut so. 
Reach muss praktikabel sein. 

Durch die EU-Verordnung sollen Kenntnisdefizite 
bei den Altstoffen beseitigt werden; das sind alle 
Stoffe, die bereits vor 1981 auf dem Markt waren. 
Die Eigenverantwortung der Hersteller soll ge-
stärkt und die Kommunikation innerhalb der Wert-
stoffkette verbessert werden.  

Inzwischen ist die entscheidende Phase bei den 
Beratungen in Brüssel erreicht. Ab dem 14. No-
vember dieses Jahres finden Abschlussberatun-
gen im Europäischen Parlament statt. Der Aus-
schuss für Industrie, Forschung und Energie, der 
Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucher-
schutz sowie der Ausschuss für Umweltfragen, 

Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit ha-
ben ihre Beratungen beendet und Beschlüsse mit 
unterschiedlicher Tendenz gefasst.  

Diese unterschiedlichen Beschlüsse machen uns 
sehr große Sorgen. So will der Binnenmarktaus-
schuss die Datenforderung erst ab einer Produkti-
on von 100 Jahrestonnen erheben. Der Industrie-
ausschuss hat die Grenze bei 10 Jahrestonnen 
festgelegt. Der Umweltausschuss fordert die Si-
cherheitsbewertung für alle Stoffe schon ab einer 
Produktionsmenge von 1 t. Das Abstimmungser-
gebnis im Ausschuss war übrigens 31:30. Die 
Kommission hatte als Grenzwert 10 t vorgeschla-
gen. Die Genehmigungen für die diversen Ver-
wendungen wurden vom Umweltausschuss auf 
fünf Jahre und vom Binnenmarktausschuss auf 
sieben Jahre befristet. Der Industrieausschuss will 
die fallweise Entscheidung. Begründete, vonein-
ander abweichende Ausnahmen bei der Registrie-
rungspflicht von FuE-Stoffen oder Polymeren fin-
den sich in insgesamt 56 Änderungsanträgen 
wieder. 

Meine Damen und Herren, die EU-Chemikalien-
politik ist für die zukünftige Innovationsfähigkeit 
der chemischen Industrie, der Industrie im Allge-
meinen hier in Nordrhein-Westfalen von funda-
mentaler Bedeutung. Über 110.000 direkt betrof-
fene Arbeitnehmer und ca. 350.000 Kolleginnen 
und Kollegen in nordrhein-westfälischen Zuliefer-
betrieben erwarten eine praktikable Reform des 
Chemikalienrechts. Sie erwarten, dass das Be-
wertungssystem Reach umsetzbar gestaltet und 
nicht zu einem Jobkiller wird. Sie erwarten, dass 
wir uns hier im Landtag eindeutig positionieren 
und gleichermaßen für die Sicherheit am Arbeits-
platz wie für die Sicherheit des Arbeitsplatzes ein-
treten. 

Meine Damen und Herren, wenn das Ziel erreicht 
werden soll, den Gesundheits- und Umweltschutz 
in der EU durch Reach zu verbessern, ohne dass 
die Wettbewerbsfähigkeit der chemischen Indust-
rie in unserem Lande gefährdet wird, dann müs-
sen die in unserem Antrag genannten Forderun-
gen insbesondere den aus Nordrhein-Westfalen 
stammenden Europaabgeordneten übermittelt 
werden. Die müssen sie auch vertreten. 

Alle im Antragstext aufgeführten Punkte sind Er-
gebnisse unseres NRW-Praxistests, unseres 
Planspiels und wurden gleichermaßen auch nach 
dem europäischen Testlauf Sport und in der 
KPMG-Studie zu Reach erhoben. Wir fordern, 
dass die Anforderungen an Registrierung, Bewer-
tung und Autorisierung so praktikabel ausgestaltet 
werden, dass sie auch von kleinen und mittleren 
Unternehmen erfüllt werden können. Wir fordern, 
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dass Importe den gleichen Regeln unterliegen wie 
Stoffe des europäischen Binnenmarkts. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in kei-
nem europäischen Land wurden durch die Indust-
rie so große Vorleistungen erbracht wie in 
Deutschland durch die chemische Industrie. 
Durch die freiwillige Selbstverpflichtung der Che-
mie wurden bereits Datenblätter mit Stoffbewer-
tungen und Eckwerte für die maximale Konzentra-
tion von Stoffen am Arbeitsplatz erstellt, wurden 
Alt- und Neustoffe in Gefährdungsklassen einge-
stuft und auch die Mitarbeiter entsprechend ge-
schult. 

Dieser große Erfahrungsschatz der Berufsgenos-
senschaften, der IG BCE, des VCI, aber auch der 
Fachmediziner muss insbesondere bei der prakti-
kablen Einführung des Reach-Systems genutzt 
werden. Dadurch können zusätzliche Prüfverfah-
ren vermieden und aufwendige Zusatzprüfungen 
verzichtbar gemacht werden. Insbesondere soll-
ten auch unnötige Wiederholungen von Tierver-
suchen vermieden werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für den 
Chemiestandort Nordrhein-Westfalen ist es not-
wendig, dass die Interessen unseres Landes in 
der weiteren Diskussion geradlinig und mit einer 
Stimme vertreten werden. Darum begrüße ich es, 
dass der vorliegende Antrag gleichermaßen von 
CDU, FDP und SPD formuliert und gestützt wird. 
Damit unterstützen wir auch unsere Landesregie-
rung, die in Brüssel wie in Berlin dafür eintritt, 
dass durch die Reform der EU-Chemikalienpolitik 
kein Wettbewerbsnachteil für den Chemiestand-
ort, für den Industriestandort NRW entsteht.  

Wir wollen, dass die guten Entwicklungschancen 
für das technologische Spitzenfeld Chemie in un-
serem Land genutzt und die Ausgaben für For-
schung und Entwicklung nicht zurückgefahren 
werden. Vorfahrt für Arbeit! Neue Produkte schaf-
fen Arbeitsplätze. In diesem Sinne verstehen wir 
den gemeinsamen Antrag von CDU, FDP und 
SPD und erbitten die Zustimmung des Hauses. – 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kress. – Für die SPD-Fraktion Herr Kuschke. Bitte 
schön. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich kann mich kurz fassen. 
Wesentliche Aspekte der Vorgeschichte und des 
aktuellen Standes sind bereits von meinem Vor-

redner erwähnt worden. Lassen Sie mich aber 
noch vier Punkte unterstreichen. 

Punkt 1. Wir hatten uns in der angesprochenen 
Ausschusssitzung Sorgen hinsichtlich des Zeit-
drucks gemacht, unter dem das Ganze steht. Wir 
hatten auch die Sorge, dass unter diesem Zeit-
druck möglicherweise falsche Entscheidungen ge-
troffen werden. Wir haben erreicht – wir haben 
versucht, da durch unsere Kontakte zu unseren 
Europaabgeordneten mitzuhelfen –, dass dieser 
Punkt zunächst sowohl von der Tagesordnung 
des Rates als auch von der des Europäischen 
Parlaments genommen wurde, sodass wir dort 
jetzt einen etwas längeren Beratungszeitraum ha-
ben. 

Punkt 2. In der Tat haben wir im Umweltaus-
schuss eine sehr gute Debatte gehabt. Wir waren 
sehr dankbar dafür – ich will das hier noch einmal 
unterstreichen –, dass die Landesregierung, Herr 
Minister Uhlenberg, unsere Anregung in der Sit-
zung aufgegriffen hat, nicht noch eine „gängige“ 
Resolution zu verabschieden, sondern den Ver-
such zu unternehmen, auch aufgrund der Hinwei-
se der Experten in der Sitzung Anforderungskrite-
rien zu formulieren, mit denen wir messen kön-
nen, ob das Ganze für uns zuträglich, akzeptabel 
oder nicht akzeptabel ist. Das sind im Grunde ge-
nommen die zehn sehr konkreten Punkte, die im 
Beschlussteil unter II dargestellt worden sind.  

Drittens sozusagen ein kleiner Ausblick in die Zu-
kunft: Ich glaube, dass wir gut beraten sind – ich 
unterstelle jetzt einmal, von Optimismus geprägt, 
wie ich so bin, Herr Minister, dass wir letztendlich 
zu einem guten Ergebnis kommen werden –, das 
Verfahren, das wir eingeübt und gelernt haben, 
nämlich mit sehr konkreten und pragmatischen 
Überlegungen an die Sache heranzugehen – 
Stichwort Planspiel –, weiter anzuwenden, um in 
der Praxis genau abschätzen zu können, welche 
Folgen und Konsequenzen sich ergeben, und um 
den Blick insbesondere auf die kleinen und mittle-
ren Unternehmen zu richten und zu fragen, wie 
dort die Betroffenheit aussieht. Das ist ein Weg, 
den wir uns auch bei anderen Vorhaben vorstellen 
könnten. In nenne das Stichwort Dienstleistungs-
richtlinie, das uns zukünftig auch noch beschäfti-
gen wird. Möglicherweise könnte das auch dort 
ein sinnvolles Vorgehen sein. 

Ich hatte gerade von drei Punkten gesprochen, 
aber es sind letztlich doch vier.  

Also viertens: Der Präsident hat gerade darauf 
hingewiesen, dass es sich um einen Antrag von 
drei Fraktionen handelt. Wir hatten in der Vergan-
genheit schon unterschiedliche Situationen: Ein-



Landtag  09.11.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/12 
 

 

 

1073

mal hatten wir einen Antrag, der von allen vier 
Fraktionen auf den Weg gebracht worden ist. Der 
letzte Antrag stammte dann wieder von drei Frak-
tionen. Wir hatten, Herr Kollege Remmel, lange 
die Hoffnung, dass es bei diesem Antrag wieder 
vier Fraktionen sein würden. Aber Sie werden ja 
gleich noch Stellung zu dem Antrag nehmen. 

Ich glaube, dass im Umweltausschuss und auch 
von den Experten die Belange der Verbraucherin-
nen und Verbraucher und die Belange des Um-
weltschutzes sehr gewürdigt worden sind. Sie 
sind nicht unter den Tisch gefallen, und sie finden 
sich in dem hier von uns gemeinsam vorgelegten 
Antrag wieder. Von daher hätten wir es gut gefun-
den, wenn ein gemeinsames Vorgehen aller vier 
Fraktionen stattgefunden hätte. Vielleicht gelingt 
es uns ja, Sie doch noch dazu zu bewegen, die-
sem Antrag zuzustimmen.  

Ansonsten glaube ich, dass es ein guter Weg ist, 
auf den wir uns verständigt haben, und dass der 
Antrag ein sehr deutliches Signal sein wird, das in 
Brüssel seine Wirkung nicht verfehlt. Also: Es war 
den Schweiß der Edlen wert. – Herzlichen Dank. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kuschke. – Für die FDP-Fraktion Herr Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir sagen in diesem Plenum auf breiter Ba-
sis Ja zu Reach. Wir sagen Ja zu einem neuen 
Chemikalienrecht. Wir sagen Ja zum Schutz von 
Mensch und Umwelt. Wir sagen Ja zu einer Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
chemischen Industrie im globalisierten Wettbe-
werb. Und wir sagen damit auch Ja zur Sicherung 
von Arbeitsplätzen bei uns. In dieser Hinsicht ha-
ben wir schon in der letzten Legislaturperiode eine 
ganz breite Position in diesem Haus gehabt. Die 
Grünen verabschieden sich derzeit davon.  

In Pressemitteilungen begrüßt Noch-Umweltmi-
nister Trittin das Abstimmungsergebnis im EU-
Umweltausschuss. Er befürchtet, dass das euro-
päische Chemikaliengesetz, wie von der chemi-
schen Industrie gefordert, weiter verwässert wird, 
und bringt seine Freude darüber zum Ausdruck, 
dass der federführende Umweltausschuss des 
Europäischen Parlaments dieser Entwicklung ent-
gegengetreten ist.  

Meine Damen und Herren, da bleibt mir nur noch 
übrig zu sagen: Wissen ist Macht, Nichtwissen 
macht nichts, und das ist typisch Trittin.  

Die gerade von Ihnen herausgegebene Presse-
mitteilung, Kollege Remmel, halte ich für außeror-

dentlich bedauerlich. Ich empfinde sie als geistige 
Brandstiftung. Und es dauert lange, bis ich solche 
Worte sage.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Da müssen Sie 
sich mal an Herrn Papke wenden!) 

Meine Damen und Herren, hören Sie sich das ein-
fach einmal an. Unter der Überschrift „Remmel zu 
Reach-Plänen“ heißt es: 

„CDU, SPD und FDP machen Menschen zu 
chemischen Endlagern! … Herr Uhlenberg, wie 
viele Untersuchungen und Beweise brauchen 
Sie noch, um zu begreifen, dass wir eine starke 
Chemikalienrichtlinie brauchen?“ 

Deswegen haben wir gerade diesen Antrag ver-
abschiedet. – Weiter heißt es in der Pressemittei-
lung von Herrn Remmel: 

„Sie unterstützen die Chemielobby, die mit an-
geblichen Einbußen und Arbeitsplatzverlusten 
argumentiert.“  

Was heißt denn Chemielobby? Daran sind sämtli-
che betroffenen Gewerkschaften beteiligt, und es 
besteht ein breiter politischer Konsens. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE])  

Ich zitiere Herrn Remmel weiter: 

„Sieht so Ihr Schutz der Verbraucherinnen und 
Verbraucher vor gefährlichen Umwelteinflüssen 
aus?“ 

Ja, so sieht der Schutz aus, Herr Remmel, und 
zwar in Abstimmung mit den Arbeitnehmervertre-
tern und mit dem VCI. Genauso sieht der Schutz 
aus!  

Herr Remmel, Sie tun hier etwas, was ich bei den 
Grünen wirklich verachte: Sie betreiben Politik mit 
der Angst der Menschen. Das finde ich schlimm, 
das ist geistige Brandstiftung, und das können wir 
so nicht hinnehmen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte an dieser 
Stelle ausdrücklich der IG BCE und dem VCI 
Dank sagen, dass in der Sondersitzung des Um-
weltausschusses in der letzten Woche eine über 
die Resolutionsberatung hinausgehende Diskus-
sion erfolgt ist, die letztendlich zu dem gemein-
sam getragenen Antrag geführt hat. Diesen An-
trag werden wir unterstützen.  

Wir stehen Wort für Wort zu dem, was in dem An-
trag steht. Wir sagen Ja dazu, die chemische In-
dustrie zu stärken. Wir sagen Ja zum Umwelt-
schutz, zum Verbraucherschutz und zum Arbeits-
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schutz. Und wir treten der politischen Brandstif-
tung, die sich die Grünen durch Sie, Herr Rem-
mel, hier in einer Entgleisung geleistet haben, 
eindeutig und klar entgegen. So geht es nicht. – 
Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank Herr 
Ellerbrock. – Jetzt hat für die Grünen Herr Rem-
mel das Wort.  

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen sehr geehrten Damen und Herren! 
Da bleiben mir etwas die Worte im Halse stecken, 
Herr Ellerbrock. „Gut gebrüllt, Löwe!“, würde ich 
anmerken wollen. Aber ich hätte mich gefreut, 
wenn Sie zu den Meldungen und Pressebericht-
erstattungen, die wir alle zu diesem Thema in den 
letzten Tagen haben lesen können, tatsächlich 
Stellung genommen hätten.  

Ich nenne beispielsweise eine Untersuchung der 
Organisation Greenpeace. Diese hat in 20 euro-
päischen Ländern durch umfangreiche Probe-
nahmen festgestellt, dass sich in jedem Aal ein 
Chemiecocktail findet.  

Vor allem Stoffe wie Brom oder Flammschutzmit-
tel tauchen da auf, die über die Kleidung in die 
Gewässer geraten. Offensichtlich werden diese 
Chemikalien entsprechend weitergetragen. 

Oder: Die Kinderärzte und Krebsspezialisten ha-
ben gestern in einer großen Konferenz in Brüssel 
gesagt: Die Chemikalienrichtlinie darf nicht auf-
geweicht werden; denn die Zahl der Krebserkran-
kungen und Allergien steigt dramatisch.  

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Ich hätte mir gewünscht, dass Sie dazu Stellung 
genommen hätten.  

Die Bundesärztekammer kommt zu der Feststel-
lung, dass sich im Blut eines Europäers heutzuta-
ge bis zu 300 Chemikalien finden und sogar in der 
Nabelschnur von ungeborenen Kindern Chemika-
lien gefunden werden können.  

Die Wirkungen vieler Stoffe sind unbekannt. Das 
Zusammenwirken dieser Chemikalien im Kontext 
ist ebenfalls nicht bekannt. Deshalb ist es wichtig, 
meine Damen und Herren, dass diese Chemika-
lienrichtlinie nicht aufgeweicht wird und es zu kei-
nen Veränderungen kommt, jedenfalls nicht in der 
Form, wie sie in der überwiegenden Zahl in dem 
Antrag beschrieben sind.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Remmel, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn El-
lerbrock? 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Ja, gerne.  

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön.  

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege Remmel, 
könnten Sie in diesem Zusammenhang bitte dar-
legen, wie sich in dieser von Ihnen als Apokalypse 
dargestellten Welt die Lebenserwartung und die 
Lebensqualität der Menschen kontinuierlich stei-
gern konnten? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Remmel.  

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Das erklärt sich 
sicherlich mit der allgemein höheren Lebenser-
wartung und damit, dass sich einiges in der De-
mographie verändert hat. 

(Zuruf von der FDP) 

Aber ich nehme das Petitum von Kinderärzten, 
von Krebsspezialisten, der Bundesärztekammer – 
das sind ja alles keine Grünen-Freunde in dem 
Sinne – sehr ernst, die darauf hinweisen, dass die 
Krebsraten in den letzten Jahren dadurch gestie-
gen sind, dass vermehrt Umwelteinflüsse die Ge-
sundheit schädigen und insbesondere Chemika-
lien dazu beitragen, dass die Mortalität und die 
Zahl gewisser Krankheiten ansteigen. Das, meine 
Damen und Herren, muss man in der Tat ernst 
nehmen.  

Jetzt allerdings zu den wesentlichen Punkten des 
Antrags. Es ist in der Tat richtig, dass es den Ver-
such gegeben hat, die Erkenntnisse der Experten-
runde in der fachlichen Dichte auch in einem ge-
meinsamen Antrag wiederzugeben. Wir haben 
uns gegenüber diesem Versuch auch aufge-
schlossen gezeigt. Aber in zwei zentralen Punkten – 
und darüber müssen wir in der Tat reden – hat es 
von Ihrer Seite keine Bewegung gegeben. Und 
das sind die Punkte, die die Lobby der chemi-
schen Industrie hier eingebracht hat und die nach 
Brüssel durchgetragen werden sollen. Deshalb 
weiß ich, wes Geistes Kind Ihre Anträge heute in 
den zentralen Positionen sind.  

Der eine Punkt ist der, dass Sie einen risikoorien-
tierten Ansatz wollen. Das hört sich erst einmal 
schön an. Die Kommission schlägt einen men-
genorientierten Ansatz vor. Für uns und die Ex-
perten, die sich damit beschäftigt haben – im Üb-
rigen auch der Experte, den wir im Umweltaus-
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schuss um Stellungnahme gebeten hatten und 
der das nachträglich noch einmal bestätigt hat –, 
ist dieser risikoorientierte Ansatz geeignet, ge-
genüber dem, was die Kommission vorschlägt, 
eine Umkehr vorzunehmen. 

Nicht mehr die Unternehmen, die Produzenten, 
die, die Chemikalien entwickeln, sollen beweisen, 
wie gefährlich die Chemikalie ist, sondern letztlich 
die öffentliche Hand, der Staat – also wir alle –, 
soll über eine Behörde entsprechende Beweise 
beibringen. Die Umkehr der Beweislast, die richti-
gerweise durch die Chemikalienrichtlinie in Kraft 
gesetzt werden soll, soll ausgehöhlt werden. Das 
ist in der Tat, meine Damen und Herren, etwas 
anderes als die bisherige Absicht, und das wollen 
wir nicht. 

Der zweite zentrale Punkt ist die Frage der dau-
ernden Zulassung. Sie wollen, dass eine Chemi-
kalie, wenn sie die Registrierung durchlaufen hat, 
dauerhaft, ewig zugelassen ist. Das kann man 
doch nicht wollen. Es gibt derzeit eine Vielzahl 
von Chemikalien, die anerkanntermaßen gefähr-
lich sind. Und es muss doch unser aller Bestreben 
sein – der Unternehmen und der Politik –, Rah-
menbedingungen zu schaffen, gefährliche Sub-
stanzen, die wir möglicherweise im Moment noch 
benötigen, dauerhaft zu ersetzen. Sie dagegen 
fordern, dass eine gefährliche Substanz, wenn sie 
einmal genehmigt ist, immer genehmigt bleiben 
muss. Das kann doch wohl nicht sein.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn man diese beiden zentralen Punkte auch 
bei der Fortentwicklung Richtung Innovation in der 
chemischen Industrie zusammen nimmt, wird 
deutlich, dass Sie klar die Interessen der großen 
chemischen Industrie und nicht der kleinen und 
mittelständischen Unternehmen vertreten. Und 
dann, meine Damen und Herren, kann ich mir die 
schönen Girlanden … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Remmel, ges-
tatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Einen kleinen 
Moment! 

… mehr Tierschutz oder möglicherweise die eine 
oder andere Beseitigung bürokratischer Vorge-
hensweisen schenken, wenn in den zwei zentra-
len Punkten die Anforderungen, die ursprünglich 
die Chemikalienrichtlinie vorsah, unterlaufen und 
ausgehöhlt werden sollen.  

CDU und FDP haben das schon immer vertreten; 
insofern ist da eine gewisse Geradlinigkeit zu er-

kennen. Aber die Position der Sozialdemokraten 
in diesem Hause, wohl wissend, dass der Exper-
te, der in der Sitzung anwesend war und das 
Planspiel begleitet und gerade an diesem Punkt 
anders argumentiert hat, verwundert schon. 

Ich kann aber durchaus eine Erklärung finden; 
denn die Berechnungen der EU sagen eindeutig, 
dass durch die Registrierung … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit geht auch mal zu Ende. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Ja, ich bin gleich 
zu Ende. 

… Kosten von ungefähr 5,2 Milliarden € entste-
hen. Das ist kein Pappenstiel innerhalb von elf 
Jahren. Andererseits aber – und das sagen auch 
entsprechende Berechnungen der Kommission – 
können 30 bis 50 Milliarden € Gesundheitskosten 
bei den Krankenkassen und bei der Allgemeinheit 
gespart werden. Die Kosten, die da gezahlt wer-
den, müsste die Industrie tragen.  

Sie haben deutlich gemacht, wo Ihre Prioritäten 
sind. Das finde ich bedauerlich. Unsere jedenfalls 
sind bei den Menschen. Und deshalb lehnen wir 
den Antrag ab.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Remmel, für Ihren Beitrag. – Meine Damen und 
Herren, jetzt hat für die Landesregierung Frau Mi-
nisterin Thoben das Wort.  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Remmel 
spricht davon, dass die ursprünglich entworfene 
Richtlinie keine Veränderungen und keine Aufwei-
chungen erfahren dürfe. Das ist so apodiktisch, 
dass man mit Ihnen dann gar nicht mehr reden 
kann.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Aber immer 
doch!) 

Der Entwurf einer Richtlinie muss doch wohl auf 
Praxistauglichkeit und Wahrscheinlichkeit, dass 
man die angestrebten Ziele erreicht, überprüft 
werden dürfen.  

(Beifall von der FDP) 

Und bei der Überprüfung sind übrigens nicht nur 
die, die der gemeinen Chemielobby, wie Sie es 
sehen, sehr nahe stehen, zu anderen Ergebnis-
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sen gekommen als Sie, sondern zum Beispiel 
auch Umweltminister, die der CDU angehören. 

Das heißt, das Abwägen ist von allen Beteiligten 
schon sehr ernsthaft und nicht nur durch eine ein-
seitige Brille vorgenommen worden. Deshalb – 
Sie haben zwei zentrale Punkte genannt – freut 
sich die Landesregierung, dass sie im Bundesrat – 
da wirken übrigens andere Bundesländer mit an-
deren Mehrheiten mit, da waren Umweltaus-
schüsse beteiligt – für ihre Position eine breite 
Mehrheit gefunden hat. Wir sind dankbar, dass 
der Landtag diese Position der Landesregierung 
gegenüber den Europaabgeordneten unterstützen 
will. Denn dort finden die nächsten praktischen 
Sitzungen statt. Herzlichen Dank also für diesen 
Antrag aus der Mitte des Landtags. 

Nun aber noch zu dem, was Sie gesagt haben. 
Da steht: Sie wollen eine mengenbasierte und 
keine risikobasierte Beurteilung. Das entlarvt, 
worum es Ihnen geht. Uns geht es um Risikoab-
wägung. Wir wollen nicht, dass Menschen Risiken 
ausgesetzt werden. Aber Sie sagen, die Größe 
des Risikos … 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Sie haben 
das leider nicht verstanden!) 

– Entschuldigung, wir wollen – das ist eindeutig 
Gegenstand – expositionsorientierte Datenanfor-
derungen. Die sind Ihnen gleichgültig. Wir sagen: 
expositionsorientiert im niedrigvolumigen Bereich. 
Sie sagen, dass darf man überhaupt nicht. Wir 
wollen zum Beispiel auch nicht, dass Daten erho-
ben oder beigebracht werden müssen über Stoffe, 
die der Umwelt gar nicht ausgesetzt sind. Sie sa-
gen, die Datenerhebung muss auch da passieren, 
wo die Stoffe mit der Umwelt überhaupt nicht in 
Berührung kommen. Wir sagen: Das ist Bürokratie 
und nicht zusätzlicher Schutz. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Thoben, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Rem-
mel? 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Bitte schön. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Remmel, Sie haben das Wort. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Frau Ministerin, 
könnten Sie uns vielleicht erklären, wer aus Ihrer 
Sicht das Risiko feststellen soll, und wer dafür ge-
radestehen soll, was Risiko ist und was nicht? 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Die Abgrenzung der Risiko-
faktoren wird unter den Beteiligten erfolgen. Sie 
möchten, dass jemand, der ein Produkt herstellt, 
losgelöst davon, ob wirklich etwas los ist, Beweise 
erbringt. Wenn Sie das bei kleinen Unternehmen 
in der Schärfe verankern, wie Sie es wollen, kön-
nen die im chemischen Bereich nicht mehr tätig 
sein. Das wollen wir nicht. 

Wir begrüßen also, dass der Landtag die Position 
der Landesregierung unterstützt und verwahren 
uns gegen die Aussage, wir sprächen uns damit 
gegen Umwelt- und Verbraucherinteressen aus. 
Wenn Sie es wünschen, wird der nordrhein-
westfälische Umwelt- und Verbraucherschutzmi-
nister diese Position noch tatkräftig unterstützen. – 
Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Thoben. – Es liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Die Beratung ist abgeschlos-
sen. 

Wir kommen zur direkten Abstimmung, die von 
CDU, SPD und FDP beantragt worden ist. Wer 
diesem Antrag Drucksache 14/610 seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer ist dagegen? – Damit ist dieser 
Antrag mit den Stimmen von CDU, SPD und FDP 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

8 Fragestunde  

Drucksache 14/583 – Neudruck 

Wir haben vier Mündliche Anfragen vorliegen. 

Ich rufe als Erstes die  

Mündliche Anfrage 18 

des Herrn Abgeordneten Sichau von der Fraktion 
der SPD auf: 

Starker Anstieg der Gewaltkriminalität in 
NRW? 

Im Zuge der Vorstellung der Ergebnisse der 
Strafverfolgungsstatistik Nordrhein-Westfalen 
2004 hat Frau Justizministerin Müller-
Piepenkötter vor allem den starken Anstieg 
der Gewaltkriminalität unter Heranwachsen-
den und Jugendlichen beklagt. Laut Bericht in 
„WDR Aktuell“ am 3. November 2005 hat die 
Justizministerin allerdings eingeräumt, dass 
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bei einem Vergleich der Statistik mit den Vor-
jahren eine Verfeinerung des Erfassungssys-
tems bedacht werden müsse. Für die vergan-
genen Jahre sei eine Untererfassung nicht 
auszuschließen gewesen. 

Unabhängig davon hat der renommierte Han-
noveraner Kriminologe Prof. Dr. Christian 
Pfeiffer aufgrund von Forschungsergebnissen 
die Feststellung getroffen, alle Politikerinnen 
und Politiker lägen falsch, die behaupten, 
dass die Jugendkriminalität zugenommen ha-
be. Deshalb habe er auch bereits Anfang Juni 
dieses Jahres die Politik und auch das Jus-
tizministerium über seine neuesten For-
schungsergebnisse informiert. 

Ist der starke Anstieg der Gewaltkriminalität 
vor allem bei Heranwachsenden und Jugend-
lichen in NRW insbesondere Ergebnis der 
Umstellung der statistischen Erfassung? 

Ich bitte Frau Ministerin Müller-Piepenkötter um 
Beantwortung. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ausweislich der Strafverfol-
gungsstatistik für das Jahr 2004 haben die Verur-
teilungen in Nordrhein-Westfalen zugenommen. 
Die Anzahl der wegen Gewaltdelikten verurteilten 
Personen ist von 16.746 im Jahr 2000 auf 19.816 
im letzten Jahr angestiegen. Zum Vergleich: 2003 
waren es 17.049 Verurteilte. 

Diese Tendenz trifft auch für Jugendliche zu. Hier 
ist ein Anstieg von 3.707 Verurteilten im Jahr 
2000 auf 4.449 Verurteilte im Jahre 2004 festzu-
stellen. Die Vergleichszahl 2003 lag bei 4.004 
Verurteilten. 

Besorgniserregend ist insbesondere die Steige-
rung bei den Verurteilungen wegen Gewaltdelik-
ten, die in erster Linie von einer wachsenden Zahl 
von Körperverletzungsdelikten getragen wird. Seit 
Mitte der 90er-Jahre hat sich die Zahl der betref-
fenden Verurteilungen von knapp 7.900 im Jahr 
1995 auf über 14.000 im Jahr 2004 – plus 77 % – 
erhöht. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Jugendliche sind mit einem Anteil von 22,5 % an 
der Gewaltkriminalität beteiligt bei einem Anteil 
von nur 8,2 % an der Gesamtkriminalität. Sie sind 
damit im Gewaltbereich deutlich überrepräsen-
tiert. 

Das sind die Zahlen. Bei der Strafverfolgungssta-
tistik für das Jahr 2004 können allerdings statisti-
sche Unschärfen von Bedeutung sein.  

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass sich die 
Zahl der Verfahrenserledigungen im Jahr 2004 
um 130.000 oder rund 13 % erhöht hat. Darin 
enthalten sind auch Überhänge von Verfahren 
aus dem Jahr 2003. Von den 130.000 Mehrerledi-
gungen im Jahr 2004 entfallen rechnerisch rund 
21 % auf die Altfälle, die eigentlich in die Bilanz 
2003 gehören. 

Außerdem ist zu beachten, dass zum 1. Januar 
2004 in Nordrhein-Westfalen bei den Staatsan-
waltschaften, die als Strafvollstreckungsbehörde 
auch für die Erfassung der Verfahrensdaten zu-
ständig sind, eine Umstellung bei der Registrie-
rung der Strafverfahrensdaten vorgenommen 
worden ist. Eingeführt wurde das Mehrländer-
staatsanwaltsautomationsverfahren Mesta. Mit 
diesem Verfahren wurde eine elektronische Straf-
verfolgungszählkarte eingeführt, welche die zuvor 
per Hand auszufüllenden Zählkarten abgelöst hat. 

Im Rahmen einer solchen Umstellung kommt es 
erfahrungsgemäß in der Anfangsphase nicht sel-
ten zu Abweichungen von bisherigen Zählungen. 
Dabei ist insbesondere nicht auszuschließen, 
dass es vor der Einführung des neuen EDV-
Systems zu Untererfassungen gekommen ist, weil 
das frühere Zählkartensystem eher Erfassungslü-
cken zuließ. Das ist jetzt weitgehend ausge-
schlossen. Mit dem neuen Verfahren werden folg-
lich die Zahlen zur Strafverfolgung für die Justiz 
verlässlicher. 

Ob und gegebenenfalls zu welchem Anteil der 
Anstieg der Gewaltkriminalität im Jahre 2004 auf 
die genannten statistischen Unsicherheiten zu-
rückgeführt werden kann, vermag die Landeregie-
rung nicht zu beurteilen. 

Die Wahrscheinlichkeit allerdings, dass die Stei-
gerung der Verurteiltenquote im Bereich der Ge-
waltkriminalität, die einen kontinuierlichen Anstieg 
seit 2001 fortsetzt – und das überproportional bei 
den Jugendlichen –, allein auf statistische Un-
schärfen zurückzuführen ist, erscheint sehr ge-
ring. – Danke. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Ich habe eine Wortmeldung von 
Herrn Sichau. 

Frank Sichau (SPD): Diese Zahlen relativieren 
Sie dadurch, dass Sie sagen, Sie könnten nicht 
abschätzen, was statistische Ungewissheiten 
sind. Wie kommen Sie dann darauf, diese Zahlen 
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gleichwohl so darzustellen, als seien sie Realität, 
ohne dass die statistischen Risiken hier berück-
sichtigt werden? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte sehr, 
Frau Ministerin. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Ich habe sowohl in der Pressekonferenz als auch 
heute darauf hingewiesen, dass darin statistische 
Unschärfen enthalten sind. Nur, wenn Sie vom 
Jahr 2000 bis zum Jahr 2003 bei den Gewaltdelik-
ten eine Steigerung um über 10 % haben, kann 
ich Ihnen nach allen Erfahrungen mit solchen 
Umstellungen sagen: So hoch sind die statisti-
schen Unschärfen nicht, wobei hinzukommt, dass 
diese Steigerungen keine plötzlichen Steigerun-
gen vom Jahr 2003 auf das Jahr 2004 waren, 
sondern kontinuierliche Steigerungen. Ich will die 
Zahlen gern noch einmal heraussuchen. Man 
kann das von 2001 bis 2004 kontinuierlich verfol-
gen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Eine weitere Frage stellt Herr 
Kutschaty. Bitte sehr. 

Thomas Kutschaty (SPD): Frau Ministerin, Sie 
sprachen zu Recht die Unzulänglichkeiten bei der 
Erfassung der entsprechenden Daten an. Welche 
Aussagekraft messen Sie überhaupt der Strafver-
folgungsstatistik bei, insbesondere im Vergleich 
zur polizeilichen Kriminalstatistik? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte, Frau 
Ministerin. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Die Strafverfolgungsstatistik und die polizeiliche 
Kriminalstatistik bestätigen sich gegenseitig. 
Wenn ich aus der polizeilichen Kriminalstatistik für 
Nordrhein-Westfalen zitieren darf, dann sind die 
bekannt gewordenen Fälle der Gewaltkriminalität 
in Nordrhein-Westfalen von 1993 bis 2003 von 
33.604 auf 49.781 gestiegen. Die Anzahl der er-
mittelten Tatverdächtigen der Gewaltkriminalität 
erhöhte sich in dem Zeitraum von 28.839 auf 
44.037. Ähnliches gilt für Raubstraftaten, ohne 
dass ich jetzt die Zahlen nennen will – ich kann 
sie aber gern auch zitieren –, sodass ich in der 
polizeilichen Kriminalstatistik eine Bestätigung be-
ziehungsweise korrespondierende Zahlen für die 
Verurteiltenstatistik finde. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Eine Frage 
stellt Herr Abgeordneter Stotko. 

Thomas Stotko*) (SPD): Frau Ministerin, in der 
Strafverfolgungsstatistik findet sich auch die Fest-
stellung, dass die Zunahme der Strafaussetzun-
gen zur Bewährung nicht nur bei Erwachsenen, 
sondern auch bei jungen Erwachsenen und He-
ranwachsenden Folge eines veränderten Sankti-
onsstils der Gerichte ist. Insoweit interessiert 
mich, inwieweit das durch die Planungen der Lan-
desregierung, den Warnschussarrest einzuführen, 
konterkariert wird. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Das wird durch die Pläne eines Warnschussarres-
tes nicht konterkariert, weil der Warnschussarrest 
gerade die Strafaussetzung zur Bewährung vor-
aussetzt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Eine zweite 
Frage von Herrn Sichau. 

Frank Sichau (SPD): Kann es sein, Frau Ministe-
rin, dass die Höhe der Zahlen damit zusammen-
hängt, dass sich die Erfolge der Polizei darin wi-
derspiegeln, das heißt, dass sich die Zahl der 
aufgeklärten Straftaten erhöht hat und nicht die 
Zahl der Straftaten selber? 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Das ist eine These, die Herr Prof. Pfeiffer in dem 
von Ihnen erwähnten offenen Brief an die Innen- 
und Justizminister des Bundes und der Länder in 
den Raum stellt. Ich glaube nicht, dass unsere 
Polizei vor zehn Jahren so viel schlechter gearbei-
tet hat als heute, dass sie über 30 % weniger Ta-
ten, die vorhanden waren, aufgeklärt hat. Dafür 
habe ich kein Indiz. 

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass die Zahlen 
von vor zehn Jahren nur nachrangig sind. Wir hat-
ten im Jahr 2003 44.781 Gewaltdelikte in Nord-
rhein-Westfalen. Mit denen habe ich es jetzt zu 
tun und nicht mit denen von 1993. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Eine zweite 
Frage von Herrn Kutschaty. 

Thomas Kutschaty (SPD): Frau Ministerin, Sie 
haben im Zusammenhang mit der Vorstellung der 
Statistik angekündigt, zukünftig als Sanktion für 
Jugendliche verstärkt einen Aufenthalt in ge-
schlossenen Heimen vorzusehen. Ist Ihnen be-
kannt, dass es solche Einrichtungen in Nordrhein-
Westfalen gibt? 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Ja, das ist mir bekannt. 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ich habe 
noch eine Frage von Herrn Sichau. Bitte, Herr Si-
chau, Sie haben das Wort. 

Frank Sichau (SPD): Ich komme noch einmal auf 
die Gewaltstraftaten zurück. Sie haben die erhöh-
te Zahl angegeben. Der erwähnte Brief von Herrn 
Pfeiffer ist auch an die rechtspolitischen Sprecher 
und nicht nur an die Minister gegangen. Herr 
Pfeiffer führt aus, dass auch hier wiederum die 
erhöhte Zahl der Anzeigen dafür verantwortlich 
ist, dass die Zahl der Gewaltdelikte gestiegen ist, 
denn die Polizei hat Aufklärungsarbeit in Schulen 
und im Zusammenhang mit dem Gewaltschutzge-
setz betrieben, wohingegen er insgesamt sagt, 
dass die Zahl der Gewaltstraftaten im Jugendbe-
reich sogar leicht gefallen ist. Wie schätzen Sie 
diese Forschungsergebnisse ein? 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Prof. Pfeiffer hat leider bisher nur seinen of-
fenen Brief zur Verfügung gestellt, in dem er in – 
wie ich meine – recht polemischer Form die Auf-
fassung vertreten hat, in unserem Land würde 
nicht zutreffend über Kriminalität informiert und 
die Öffentlichkeit irregeführt. Die Gewerkschaft 
der Polizei profiliere sich damit, die wenigen 
schlechten Nachrichten groß herauszustellen, wie 
man aus der polizeilichen Kriminalstatistik ablesen 
könne. Ich muss diese nicht substantiierten Vor-
würfe zurückweisen. Eine wissenschaftliche Aus-
einandersetzung mit einer so wichtigen Problema-
tik sollte in einem anderen Stil stattfinden.  

Herr Prof. Pfeiffer liefert für seine Behauptungen 
keine Zahlen. Als Beleg verweist er auf erste For-
schungsdaten aus einer eigenen Repräsentativ-
befragung von Jugendlichen aus mehreren Städ-
ten, ohne Genaueres anzugeben. 

Die Daten, die aus polizeilichen Statistiken stam-
men sollen und die daraus abgeleiteten Tenden-
zen vermag ich für Nordrhein-Westfalen nicht 
nachzuvollziehen. Die Zahlen aus der polizeili-
chen Kriminalstatistik habe ich vorhin zitiert. Da-
nach wäre die Gesamtzahl aller Tatverdächtigen 
unter 21 Jahren im Zeitraum von 1994 bis zum 
Jahr 2003 von 107.538 auf 140.205, also um 
mehr als 30 %, gestiegen. Das auf Hinweise und 
höheres Aufklärungsverhalten zurückzuführen, 
erscheint mir eher unwahrscheinlich. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Danke, Frau 
Ministerin. – Eine Frage von Herrn Stotko. 

Thomas Stotko*) (SPD): Frau Ministerin, Sie ha-
ben gerade erwähnt, dass Ihnen nur der offene 

Brief bekannt ist. Ist Ihnen denn auch bekannt, 
dass die Ergebnisse dezidiert in einer Fachzeit-
schrift veröffentlicht sind? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministe-
rin, bitte. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Wir haben gestern beim Institut von Herrn 
Prof. Pfeiffer nachgefragt. Es sind andere Ergeb-
nisse in der Fachzeitschrift veröffentlicht worden. 
Wir haben die Auskunft erhalten, dass die Ergeb-
nisse dieser Untersuchung noch nicht veröffent-
licht seien. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Danke, Frau 
Ministerin Müller-Piepenkötter. – Weitere Fragen 
liegen mir nicht vor. Damit ist die Mündliche An-
frage 18 erledigt. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 19 

des Herrn Abgeordneten Keymis von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf: 

Entspricht die Erweiterungsgenehmigung 
für die Flughafen Düsseldorf GmbH noch 
dem Angerland-Vergleich? 

Im Jahre 1965 wurde der Angerland-Vergleich 
geschlossen, um einen Ausgleich zwischen 
den wirtschaftlichen Interessen des Flugha-
fens Düsseldorf und dem Schutz der Anwoh-
nerInnen des innerstädtischen Flughafens zu 
erzielen. Gleichzeitig wurde die Einbahnkapa-
zität als Betriebsgrundlage festgeschrieben. 
Trotz dieses Vergleiches lässt die Flughafen-
gesellschaft in einer „Salamitaktik“ keine Ge-
legenheit aus, die Regelungen des Angerland-
Vergleiches auszuhebeln. Gemeinsam mit der 
Landesregierung ist es bis heute zu einer 
Ausweitung des Flugverkehrs in Düsseldorf in 
den sechs verkehrsreichsten Monaten in Hö-
he von rund 120.000 genehmigten Flugbewe-
gungen gekommen, obwohl der Planfeststel-
lungsbeschluss für den Bau der Parallelbahn 
die Grenzen auf 91.000 Flugbewegungen (in 
den sechs verkehrsreichsten Monaten) fest-
legt.  

Ist die Einhaltung des gültigen Angerland-
Vergleiches mit der geplanten Genehmigung 
der Kapazitätserweiterung des Flughafens 
Düsseldorf gewährleistet, welche Vorkehrun-
gen trifft die Landesregierung zum Schutz der 
Gesundheit der AnwohnerInnen, und wie ge-
denkt die Landesregierung die Einhaltung die-
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ser neuen Genehmigung zu kontrollieren, wo 
es schon in der Vergangenheit nachweislich 
immer wieder zu Überschreitungen insbeson-
dere in den späten Abendstunden und nachts 
gekommen ist? 

Ich bitte Herrn Minister Wittke um Beantwortung. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin, ich bin ein wenig irritiert, weil 
der Fragesteller drei Fragen gestellt hat. Welche 
Frage davon soll ich zuerst beantworten? 

(Zurufe von SPD und GRÜNEN: Der Reihe 
nach!) 

– Die erste? Gut! 

Die erste Frage lautet: Ist die Einhaltung des gül-
tigen Angerland-Vergleichs mit der geplanten Ge-
nehmigung der Kapazitätserweiterung des Flug-
hafens Düsseldorf gewährleistet? – Meine Antwort 
darauf lautet: Ja. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Danke, Herr 
Minister. – Herr Keymis bitte. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin! Vielen Dank, Herr Wittke, für die klare 
Antwort.  

Vor dem Hintergrund des Planfeststellungsbe-
schlusses vom 16.12.1983, Herr Minister, gibt es 
eine Ergänzung der Auflage mit der Bezeich-
nung III Nr. 5, die den folgenden Satz enthält: 
„Zeiten des Spitzenverkehrs sind dann gegeben, 
wenn für Luftfahrzeuge im Luftraum oder am Bo-
den Wartezeiten bestehen.“ Diese Definition des 
Spitzenverkehrs war bisher die Grundlage aller 
Genehmigungen. 

Die von Ihnen jetzt erteilte und mit dem heutigen 
Tag in Kraft getretene neue Genehmigung sieht 
eine völlig andere Definition des Begriffs „Spitzen-
verkehr“ vor. Vor dem Hintergrund lautet meine 
erste Frage – insgesamt möchte ich drei Fragen 
stellen –: Welche Folgen hat diese Änderung im 
Hinblick auf die Voraussetzungen, die mit einem 
gültigen Planfeststellungsbeschluss gegeben wa-
ren? Müssen wir möglicherweise einen neuen 
Planfeststellungsbeschluss durchführen, da wir 
hier von einer Parallelbahn als Ausweichbahn und 
nicht als paralleler Start- und Landebahn spre-
chen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Abgeordneter, Sie wissen, dass das Ober-

verwaltungsgericht Münster in seinem Urteil eine 
andere Definition vorgenommen hat: Als Spitzen-
zeiten können danach maximal 50 % der Be-
triebsstunden angesehen werden. Genau diese 
Definition haben wir hier zugrunde gelegt. Dieses 
Urteil stelle ich Ihnen bei Bedarf gern zur Verfü-
gung. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Wittke. – Als nächste Fragestellerin hat Frau 
Nell-Paul das Wort. 

Claudia Nell-Paul (SPD): Herr Wittke, ich habe 
im Zusammenhang mit dem Angerland-Vergleich 
folgende Frage: Der Angerland-Vergleich geht – 
um es etwas salopp zu sagen – von einer Kapazi-
tätsbegrenzung im Einbahnbetrieb aus. Es kursie-
ren inzwischen verschiedene Zahlen. So ist von 
122.000 Flugbewegungen in den verkehrsreichs-
ten Monaten zu lesen. Andere Presseartikel spre-
chen von 132.000 Flugbewegungen. Wo liegt 
nach der Meinung Ihres Hauses die Einbahnka-
pazität? Welche Größenordnung ist als Höchst-
grenze anzusehen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Abgeordnete, nach dem gerade schon von 
mir zitierten Urteil des Oberverwaltungsgerichts in 
Münster ist die Einbahnkapazität ohnehin obsolet. 
Wir gehen aber davon aus, dass mit dieser Ge-
nehmigung, die wir heute erteilt haben, während 
der Hälfte der Betriebsstunden nur eine Start- und 
Landebahn genutzt werden wird. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Danke, Herr 
Minister. – Eine Nachfrage von Herrn Keymis. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Vor dem Hintergrund, 
dass Sie den Angerland-Vergleich gerade als ob-
solet bezeichnet haben, 

(Minister Oliver Wittke: Nein!) 

ist die Frage: Ist Ihnen bekannt, Herr Minister, 
dass das OVG, das Sie eben zitiert haben, am 
5. September 2002 den Angerland-Vergleich als 
gültig bezeichnet und darauf abgestellt hat, dass, 
wenn es zu Veränderungen der grundsätzlichen 
Bedingungen der Vereinbarung zwischen Um-
landgemeinden und dem Flughafen kommt, diese 
von beiden Seiten vorzunehmen seien? Insofern 
kann man sie doch nicht einseitig ändern, wie Sie 
das offensichtlich mit Ihrer Genehmigung verfol-
gen. Wenn doch, dann erläutern Sie uns das. 
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Natürlich ist es eine Definitionsfrage, was Spit-
zenverkehr ist. Bisher galt die soeben von mir zi-
tierte Definition, dass Zeiten des Spitzenverkehrs 
dann gegeben sind, wenn für Luftfahrzeuge im 
Luftraum oder am Boden Wartezeiten bestehen. 
Ausweislich der Abflugpläne des Flughafens Düs-
seldorf gibt es viele Stunden am Tag, an denen es 
keinerlei Enge im Luftraum oder am Boden gibt. 
Von daher lägen durchaus Kapazitäten des Flug-
hafens frei. 

Ich frage Sie: Haben Sie sozusagen mit der Ver-
änderung dieses Begriffes den Angerland-
Vergleich für ungültig erklärt?  

Bitte beantworten Sie gleich folgende Frage mit: 
Wenn dem so ist, wie Sie eben ausgeführt haben, 
dass nämlich 50 % der Tagesstunden die äußers-
te Grenze darstellen …  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Keymis, 
bitte stellen Sie nur eine Frage. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Dann bleibe ich bei der 
einen Frage und stelle die letzte Frage mit meiner 
dritten Wortmeldung. Danke. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte. – Herr 
Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Kollege Keymis, ich habe nicht gesagt, dass 
der Angerland-Vergleich obsolet ist, sondern ich 
habe gesagt, dass das OVG-Urteil aus Münster 
das Einbahnsystem für obsolet erklärt hat. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Keymis, nun haben Sie die Gelegenheit zu Ihrer 
dritten Nachfrage. Bitte. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Herr Minister, die dritte 
Frage bezieht sich auf die Aussage des Rechts-
gutachtens, das Ihr Haus herangezogen hat, um 
die Genehmigung zu ermöglichen. Daraus geht 
hervor, dass die Ausdehnung dieser Zeiten des 
Spitzenverkehrs auf bis zu 50 % der Tagesstun-
den – Sie haben es gerade selber erwähnt – an 
die äußerste Grenze dessen geht, was mit dem 
Wortsinn des Begriffs noch vereinbar ist. Nun wol-
len wir uns beide nicht in Rabulistik ergehen, aber 
vor dem Hintergrund meine klare Frage an Sie: 
Wird es weitere Kapazitätsausweitungen am Düs-
seldorfer Flughafen und damit weitere Belastun-
gen für die Menschen geben, oder stimmt das, 
was hier steht, dass damit nach Ihrer Einschät-
zung und der Einschätzung Ihrer Juristen die äu-

ßerste Grenze dessen, was an Belastungen hier 
möglich ist, erreicht ist? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister 
zur Beantwortung. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Kollege Keymis, Sie haben wieder etwas 
durcheinander gebracht. Es ist nicht die Rede von 
50 % der Tagesstunden, sondern von 50 % der 
Betriebsstunden. Das sind nur acht Stunden, 
50 % der Tagesstunden wären 12 Stunden.  

Mir liegt kein weiterer Antrag des Flughafens 
Düsseldorf vor. Mithin kann ich Ihnen zu der Fra-
ge, die Sie gestellt haben, keine Auskunft geben. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Eine Nach-
frage stellt Herr Kollege Priggen. Bitte. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Minister, der An-
gerland-Vergleich war ja in den letzten Jahren 
vielfach Gegenstand von Diskussionen. Haben 
Sie den Erlass, den Sie in Kraft gesetzt haben, 
auch mit den Angerland-Kommunen diskutiert und 
abgestimmt, und wie ist deren Position zu dem 
Erlass, nachdem Sie mit ihnen geredet haben? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Selbstverständlich haben die Kommunen im 
Rahmen des Verfahrens Stellung genommen. Sie 
sind als Träger öffentlicher Belange an dem Ver-
fahren beteiligt gewesen. Ich habe darüber hinaus 
heute veranlasst, dass die Bürgermeister der be-
troffenen Kommunen zu einem Gespräch zu mir 
ins Haus eingeladen werden. Ich kann Ihnen erst 
danach sagen, wie sie die Genehmigung, die ich 
heute erteilt habe, bewerten. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Priggen, Ihre zweite Frage. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Ich habe noch eine 
Nachfrage, weil das für mich eine Stilfrage ist. Der 
Angerland-Vergleich war der Versuch, die schwie-
rige Problematik Umland, Kommunen und Flugha-
fen zu lösen. Ich hätte erwartet, dass man, bevor 
man einen Erlass in die Welt setzt, mit den Bür-
germeistern der Gemeinden redet, um das Klima 
zu entlasten. Ich habe Sie so verstanden: Sie ha-
ben den Erlass in die Welt gesetzt und, nachdem 
er nun in die Welt gesetzt wurde, reden Sie mit 
den Bürgermeistern. Sie haben also nicht vorher 
mit ihnen gesprochen. 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Abgeordneter Priggen, ich wiederhole das, 
was ich gerade gesagt habe. Wir haben während 
des Verfahrens mit den Kommunen gesprochen. 
Sie waren als Träger öffentlicher Belange betei-
ligt. Das Ganze ist ein juristisches Verfahren, bei 
dem man nicht politisch handeln kann. Ich habe 
als Genehmigungsbehörde gehandelt. Mithin hat 
die rechtlich vorgeschriebene Beteiligung der 
Kommunen stattgefunden.  

Ich werde jetzt darüber hinausgehend weitere 
Gespräche mit den Kommunen, den Bürgermeis-
tern der entsprechenden Kommunen, die mich 
auch angeschrieben haben, führen und um Ver-
ständnis für die Position und für die Genehmi-
gung, die ich vorgelegt habe, bitten. Darüber hin-
aus möchte ich gern den Kommunen erläutern, 
was mich dazu bewogen hat, ein Monitoring-
system einzuführen und weitere Schutzmaßnah-
men für Bürgerinnen und Bürger im Umfeld des 
Flughafens zu ergreifen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Nell-Paul, bitte Ihre zweite Frage. 

Claudia Nell-Paul (SPD): Genau darauf zielt 
meine zweite Frage ab. Sie haben in mehreren 
Presseerklärungen deutlich gemacht, dass Ihnen 
die Anwohner ein Anliegen sind. Das heißt, es 
geht in diesem Verfahren um einen Interessen-
ausgleich. Es gibt nicht nur das Interesse der 
Wirtschaft und der Region, sondern es gibt auch 
das Interesse der Anlieger, vor Lärm geschützt zu 
werden. Welche Maßnahmen will die Landesre-
gierung ergreifen, die Anwohner vor zusätzlichem 
Lärm zu schützen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Erstens möchte ich darauf hinweisen, dass wir 
dem Antrag der Flughafen Düsseldorf GmbH nicht 
in vollem Umfang entsprochen haben, sondern wir 
haben in etlichen Bereichen Abstriche gemacht.  

Zweitens will ich darauf hinweisen, dass es erst-
malig eine Kontrolle der Starts und Landungen am 
Düsseldorfer Flughafen geben wird. Dieses Moni-
toringsystem ist eine wichtige Voraussetzung da-
für, dass das, was jetzt genehmigt ist, auch tat-
sächlich eingehalten wird. Darauf haben die Bür-
gerinnen und Bürger natürlich ein Anrecht. 

Drittens will ich darauf hinweisen, dass wir die 
Lärmschutzzone erweitert haben, sodass künftig 
aktiver Lärmschutz an weiteren Gebäuden im 
Flughafenumfeld notwendig werden wird. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Steffens, bitte. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Minister, Sie 
haben eben gesagt, dass Sie die Bürgermeister 
zwar erst hinterher hören werden, aber dass Sie 
die Kommunen im laufenden Verfahren beteiligt 
haben beziehungsweise dass die Kommunen 
Stellung beziehen konnten. Wie haben sich die 
betroffenen Kommunen dazu geäußert? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Sie wissen, Frau Kollegin Steffens, dass die Bür-
germeister die Kommunen vertreten und ich von 
daher keine Differenz zwischen Kommune und 
Bürgermeister sehe, denn der Hauptverwaltungs-
beamte vertritt nach der Gemeindeordnung Nord-
rhein-Westfalens die Kommune. Wir haben die 
Kommunen beteiligt. Sie haben negative Stel-
lungnahmen zu dem Antrag der Flughafen Düs-
seldorf GmbH abgegeben. Dies war einer der 
Gründe, weshalb wir bei der Genehmigungsertei-
lung dem Flughafen nicht in jedem Punkt gefolgt 
sind. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Hilser, bitte. 

Dieter Hilser (SPD): Herr Minister, wie bewerten 
Sie vor diesem Hintergrund die Aussage des ver-
kehrspolitischen Sprechers der CDU-Fraktion im 
Landtag, der geäußert hat, die Genehmigung sei 
auf den ersten Blick politisch falsch und rechtlich 
bedenklich? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Ich bin mir sicher, dass diese Genehmigung ge-
richtsfest ist, und meine, dass sie politisch aus-
gewogen ist. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Die Kollegin 
Steffens hat nun Gelegenheit, eine weitere Frage 
zu stellen. 
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Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Minister, nicht 
ich habe die Unterscheidung gemacht, sondern 
Sie haben sie getroffen, indem Sie gesagt haben, 
Sie würden mit den Bürgermeistern hinterher ein 
Gespräch führen, Sie hätten aber vorher im Ver-
fahren die Kommunen gehört. Von daher kam die 
Unterscheidung nicht von mir. Wenn Sie jetzt sa-
gen, die Bürgermeister vertreten ja die Kommu-
nen, dann stellt sich für mich folgende Frage: Wa-
rum haben Sie nicht im Laufe des Verfahrens das 
Gespräch geführt, sondern wollen es erst hinter-
her führen? Das ist mir unverständlich. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Kollegin Steffens, ich kann Ihnen nicht sa-
gen, ob sich die Kommunen durch ihre Bürger-
meister im Verfahren haben vertreten lassen. Die-
ses Verfahren fand vor meinem Amtsantritt statt. 
Ich kann erst Auskunft zu der Zeit geben, in der 
ich im Amt bin.  

Ich kann Ihnen mitteilen, dass ich heute die Bür-
germeister in Person zu diesen Gesprächen ein-
geladen habe. Ich weiß nicht, ob sie sich durch 
Stadtdirektoren oder sonst wen vertreten lassen. 
Wichtig ist, dass im Verfahren selbstverständlich 
die Angerland-Gemeinden gehört worden sind, so 
wie es sich gehört. Darüber hinaus habe ich an-
geboten, nachdem ich von den Bürgermeistern 
der betroffenen Kommunen angeschrieben wor-
den war, dass ich ihnen die Entscheidung, die 
heute rechtswirksam geworden ist, gern erläutern 
würde.  

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Ach ja, klar!) 

– Ich kann es vorher nicht machen! 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Fragen 
vor. Damit ist auch die Mündliche Anfrage 19 er-
ledigt. 

Wir kommen zur  

Mündlichen Anfrage 20  

des Abgeordneten Schmeltzer von der Fraktion 
der SPD: 

Frühwarnsystem nutzen – Kürzung der 
Mobilitätshilfen für Auszubildende verhin-
dern 

Die deutsche Wirtschaft beklagt eine anste-
hende Kürzung von EU-Mitteln für die grenz-
überschreitende Ausbildung von Lehrlingen. 

Auf meine Kleine Anfrage 133 antwortet die 
Landesregierung (Drucksache 14/539), dass 
das Land nur bedingten Einfluss auf die neue 
Konzeption der für die Mittelbereitstellung 
maßgeblichen Programme LEONARDO und 
SOKRATES habe. Entgegen den Ausführun-
gen der Landesregierung (siehe Antwort auf 
Frage 3, Absatz 4) handelt es sich bei diesen 
beiden Programmen nicht um Bundes-, son-
dern um EU-Programme, die die grenzüber-
schreitende Ausbildung junger Menschen för-
dern. In Bundeshoheit liegt hingegen die Aus-
gestaltung dieser EU-Programme. Unklar 
bleibt auch nach der Beantwortung meiner 
Anfrage, was die Landesregierung zur Siche-
rung der Mobilitätshilfen zu unternehmen ge-
denkt. 

Wie setzt sich die Landesregierung unter Zu-
hilfenahme ihrer ständigen Vertretung in Ber-
lin und des „Frühwarnsystems“ in Brüssel für 
eine NRW-freundliche Ausgestaltung der Mo-
bilitätshilfen für Auszubildende ein? 

Ich bitte Herrn Minister Laumann um die Beant-
wortung. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrter Herr Kollege 
Schmeltzer, bei den infrage stehenden Aus-
tauschprogrammen handelt es sich tatsächlich um 
Europaprogramme, die auf Bundesebene durch-
geführt werden. 

Zweitens. Durch das Programm Leonardo da Vin-
ci werden nur 11,5 % der durchgeführten Austau-
sche in Nordrhein-Westfalen gefördert. Die Mehr-
zahl der Austausche basieren auf privaten Kon-
takten und bilateralen Programmen. Vorgesehen 
ist nicht ein Wegfall, sondern eine Veränderung 
zugunsten anderer Zielgruppen. Bislang wurden 
Fahrtkosten, Unterkunft, Verpflegung und Versi-
cherung gefördert.  

Drittens. Ziel der Landesregierung ist vor allem, 
die Zahl der Austausche zu erhöhen. Dabei ist die 
finanzielle Seite nur ein Aspekt. Eine Kompensa-
tion ausfallender EU-Mittel durch Landesmittel er-
scheint bei einem Programm, das kaum nachge-
fragt wird, eher nicht sinnvoll. Vielmehr wird sich 
die Landesregierung beim Bund dafür einsetzen, 
dass zukünftige Programme leichter umsetzbar 
gestaltet werden, um die Nachfrage zu erhöhen.  

Ich werde im kommenden Jahr mit der Fachabtei-
lung meines Ministeriums nach Brüssel fahren 
und dort über Arbeitsmarkt- und Ausbildungsfra-
gen konferieren. Ich werde die Gelegenheit wahr-
nehmen, dabei auch das Thema „Transnationaler 
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Erfahrungsaustausch“ anzusprechen, um mich so 
dafür einzusetzen, dass die zukünftige Ausgestal-
tung der Programme noch zielgenauer auf die 
Bedürfnisse mobilitätsbereiter Auszubildender in 
Nordrhein-Westfalen zugeschnitten wird. – Danke 
schön.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Kollege Schmeltzer zur ers-
ten Nachfrage. 

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. Sie haben eben die 11,5 % 
erwähnt, die Sie auch schon in der Antwort auf 
meine Kleine Anfrage angeführt haben. Diese 
11,5 % beziehen sich aber laut Ihrer Beantwor-
tung ausschließlich auf Zahlen des Westdeut-
schen Handwerkskammertages. Daran möchte 
ich gleich anknüpfen. – Im Übrigen handelt es 
sich, wie Sie selber ausgeführt haben, um 
953 geförderte Jugendliche allein in diesem Jahr. 
Das ist eine stattliche Zahl.  

Warum beziehen Sie sich jetzt ausschließlich auf 
die Zahlen des Westdeutschen Handwerkskam-
mertages beziehungsweise auf die Handwerks-
kammern, wo doch der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag bezüglich dieser Problematik 
deutlich geworden ist? Und wie werden IHK in 
Nordrhein-Westfalen einbezogen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Das Land finanziert seit 
längerer Zeit beim nordrhein-westfälischen Hand-
werkskammertag eine Beratungsstelle für diese 
Fragen. Sie koordiniert die Austauschprogramme. 
Natürlich ist ganz klar, dass ich mich dieser Bera-
tungsstelle bedienen muss, um solche Anfragen 
zu beantworten. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Bischoff, bitte. 

Rainer Bischoff (SPD): Herr Minister, ich habe 
Ihrer Antwort entnommen, dass es eine geringe 
Nachfrage gibt. Aber das Thema ist für Sie be-
deutsam.  

Wenn das die richtige Analyse ist, möchte ich Sie 
fragen, ob es seitens der Landesregierung Unter-
stützung für Vorbereitungskurse für einen derarti-
gen Aufenthalt und für Sprachkurse in den einzel-
nen Fachgebieten gibt? Gibt es Kooperationen mit 

den Kammern, um die Nachfrage zu erhöhen? 
Gibt es über die Euregios derartige Kontakte?  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Zunächst einmal gibt es 
sicherlich über die Euregios – eine kenne ich 
ziemlich gut – viele Aktivitäten in diesem Bereich. 

Aber die Situation ist so, dass uns die Beratungs-
stelle beim Handwerkskammertag klar sagt: Der 
Trend geht sehr eindeutig zu individuellen Pro-
grammen für einzelne Auszubildende. Dabei 
kommt es oft auf Kontakte zwischen Betrieben an. 
Dieses EU-Programm, so wird uns gesagt, habe 
den Nachteil, dass Gruppen oder Gruppenteile, 
Klassen oder Klassenteile gefördert werden, was 
sich in der Umsetzung etwas schwieriger gestal-
tet.  

Wenn es so ist, wie aus dem Handwerkskammer-
tag bestätigt wird, dass eher die individuellen Pro-
gramme gefragt sind, muss unsere Zielsetzung 
beim Bund und bei der Europäischen Gemein-
schaft sein, solche Förderprogramme praxisnäher 
zu gestalten. Damit soll es attraktiver werden, sie 
in Anspruch zu nehmen. 

Völlig klar ist, dass in unserer vernetzten Welt je-
der vernünftige Mensch, also auch die Landesre-
gierung von Nordrhein-Westfalen, die Mobilität 
von Auszubildenden mit Auslandskontakten för-
dert, begrüßt und für richtig hält. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Kollege Schmeltzer bitte, Ih-
re zweite Frage. 

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Ich möchte an Ihren 
letzten Satz anschließen, in dem Sie ausgeführt 
haben, was Sie für richtig halten. Sie haben eben 
gesagt: Das Ziel ist, die Austausche zu erhöhen. 
Mit Bezug auf die 11,5 % der Austausche, bei de-
nen EU-Mittel in Anspruch genommen würden, sei 
Finanzierung nicht alles. 

Nun gibt es aber noch eine gewisse Finanzierung. 
Bundesweit wird mit über 8 Milliarden € gerech-
net. Für mich stellt sich die Frage: Wie bringen 
Sie sich in Brüssel und in Berlin ein, wenn noch 
über 8 Milliarden € zur Verfügung stehen, um für 
tausend Jugendliche – das ist der Erfahrungswert 
aus dem Jahr 2005 – noch Mittel nach Nordrhein-
Westfalen zu holen beziehungsweise um den Ju-
gendlichen diese Chance zu eröffnen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
Sie haben das Wort. 
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Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sie können davon ausge-
hen, dass mein Haus sowohl auf Bundes- als 
auch auf Europaebene grundsätzlich dafür sorgen 
wird, dass möglichst viele Mittel nach Nordrhein-
Westfalen fließen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Bischoff, Gelegenheit für Ihre zweite Nachfrage. 

Rainer Bischoff (SPD): Danke. – Herr Minister, 
ich lebe in einer grenznahen Region. Mein Wahl-
kreis ist in Duisburg. Wir haben die Euregio-
Kontakte auch so aufgefasst, um arbeitsmarktpoli-
tisch tätig zu werden – zumindest in den Zeiten, in 
denen in den Niederlanden die Arbeitslosigkeit 
erheblich geringer war als in Nordrhein-Westfalen 
oder in Deutschland.  

Sehen Sie nicht eine Verstärkung der Programme 
auch als arbeitsmarktpolitisches Mittel, um durch 
die Kontakte, die dadurch entstehen, auch den 
Anreiz zu verstärken, dass man später im Arbeits-
leben über die Grenze hinwegschaut und in den 
Niederlanden tätig werden könnte? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
Sie haben das Wort. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Das sehe ich genauso wie 
Sie. Ich glaube auch, dass es eine alte Lebenser-
fahrung ist, dass junge Menschen, die durch Aus-
landsaufenthalte Mobilität gelernt und eingeübt 
haben, auch für ihr Arbeitsleben geprägt sind und 
sicherlich mobiler sind als diejenigen, die Stadttei-
le oder Städte nie verlassen haben. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Schmeltzer, Gelegenheit zu Ihrer dritten Nachfra-
ge. Bitte. 

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Herr Minister, Sie 
haben sowohl schriftlich in der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage als auch eben mündlich ausge-
führt, das die Landesregierung die Handwerks-
kammern bei diesen Auslandsaufenthalten unter-
stützt. 

Meine Frage: Wie sieht konkret die finanzielle, or-
ganisatorische bzw. mit Manpower ausgestattete 
Unterstützung Ihres Hauses aus? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte, Herr 
Minister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Ich habe Ihnen eben 
schon geantwortet, dass ich bei der Handwerks-
kammer eine Beratungsstelle für diese Aus-
landsaustausche unterhalte und auch mit finanzie-
re. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich danke Herrn Minister Laumann für die Beant-
wortung. Die Mündliche Anfrage 20 ist damit erle-
digt. 

Ich rufe nun die 

Mündliche Anfrage 21 

der Kollegin Abgeordneten Steffens von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf: 

Beauftragte/n für Menschen mit Behinde-
rung endlich benennen 

Laut § 11 des Gesetzes des Landes NRW zur 
Gleichstellung von Menschen mit Behinde-
rungen (Behindertengleichstellungsgesetz 
NRW – BGG NRW) soll die Landesregierung 
eine Beauftragte oder einen Beauftragten für 
die Belange der Menschen mit Behinderungen 
bestellen. 

Auf Nachfrage im zuständigen Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales hat Sozialmi-
nister Laumann auf meine Frage geantwortet, 
er wolle den Zeitpunkt einer Ernennung eines 
Behindertenbeauftragten nicht angeben, da 
der Zeitablauf unklar sei.  

Nach nunmehr fünf Monaten und mehrfachem 
Nachfragen im Ausschuss können die Men-
schen mit Behinderung erwarten, dass die 
neue Landesregierung endlich die Ernennung 
vornimmt, wie sie es in anderen Bereichen 
längst getan hat. Die Nachlässigkeit der Lan-
desregierung in dieser Frage ist im Interesse 
der Menschen mit Behinderung nicht hin-
nehmbar, da die Durchsetzung der Gleichbe-
handlung von Menschen mit Behinderung 
durch Anregungen von Maßnahmen, die auf 
Abbau von bestehenden Benachteiligungen 
gerichtet sind, durch die Überwachung der 
Vorschriften des BGG NRW und anderer Ge-
setze, die die Belange von Menschen mit Be-
hinderung betreffen, sowie durch die Erarbei-
tung von Umsetzungsempfehlungen hochran-
gige Ziele der Landespolitik darstellen. Diese 
Aufgaben dürfen durch keinerlei weitere Ver-
zögerung beschädigt werden. 
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Wann benennt die Landesregierung eine Be-
auftragte oder einen Beauftragten für die Be-
lange der Menschen mit Behinderungen? 

Ich bitte wiederum Herrn Minister Laumann um 
Beantwortung. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Kolle-
gin! Die Mündliche Anfrage, Kollegin Steffens, 
müsste bei den Bürgerinnen und Bürgern unseres 
Landes arge Befürchtungen an die Handlungsfä-
higkeit der neuen Landesregierung aufkommen 
lassen, wenn es stimmte, was Sie vorbringen. 

Die Wahrheit ist – wie so oft im Leben – viel un-
dramatischer, als Sie weismachen wollen. Wie Sie 
wissen, hat die neue Landesregierung gerade im 
Bereich des von Ihnen mit zu verantwortenden 
Beauftragten-Unwesens sehr früh klare Entschei-
dungen getroffen. Eine Vielzahl von überflüssigen 
Beauftragten wurde, wie versprochen, abge-
schafft. Überflüssige bürokratische Strukturen 
wurden so entflechtet.  

Allerdings hat das Kabinett nach eingehender 
Prüfung am 20. September 2005 entschieden, 
drei eigens bestellte wichtige Beauftragte beizu-
behalten: erstens den Landesbeauftragten für In-
tegration, zweitens den Datenschutzbeauftragten 
und drittens den Beauftragten für die Belange der 
Menschen mit Behinderungen. 

Die neue Landesregierung hat damit deutlich ge-
macht, wie wichtig ihr eine starke Interessenver-
tretung der Menschen mit Behinderung ist. Die 
neue Landesregierung hat damit bewiesen, dass 
sie ein verlässlicher Partner der Behinderten in 
unserem Lande ist. Zwischen der Aufnahme der 
Regierungsarbeit und der Entscheidung des Ka-
binetts im September lagen nur wenige Wochen.  

Die von Ihnen behauptete Nachlässigkeit der 
Landesregierung, eine angebliche Beschädigung 
der Aufgaben des Amtes kann ich beim besten 
Willen nicht erkennen. Wie es dem Wesen eines 
solchen Amtes entspricht, kann man sich nicht 
darum bewerben. Die gesuchte Persönlichkeit 
wird auf meinen Vorschlag vom Kabinett bestellt. 

Die hierzu erforderlichen Gespräche führe ich mit 
Nachdruck. Wer und zu welchem Zeitpunkt ge-
wonnen werden kann, hängt von vielen Faktoren 
bis hin zur persönlichen Verfügbarkeit ab. Dieses 
muss ich bei meinen Vorschlägen berücksichti-
gen. Hierin eine Missachtung der Belange der 
Behinderten zu sehen, ist völlig verfehlt. Ich versi-
chere Ihnen, dass ich die notwendigen Gespräche 
zielstrebig und sehr verantwortungsbewusst führe. 
Ich bin zuversichtlich, Ihnen bald die oder den 

neuen Beauftragten des Landes für die Belange 
der Behinderten vorstellen zu können. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank. – 
Ich habe eine erste Nachfrage von der Kollegin 
Steffens. Bitte. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Minister, die 
ehemalige Behindertenbeauftragte, Frau Schmidt-
Zadel, hatte sich bereit erklärt – das hatte sie 
auch öffentlich mehrfach gesagt –, kommissarisch 
dieses Amt weiterzuführen, bis Sie eine solche 
Entscheidung, wie Sie gerade gesagt haben, tref-
fen würden. Das ist abgelehnt worden, aus wel-
chen Gründen auch immer. Vielleicht können Sie 
das erläutern.  

Es ist absolut unverständlich, eine solche Position 
für einen so langen Zeitraum unbesetzt zu lassen, 
wie es bis jetzt der Fall ist. Von daher möchte ich 
gerne wissen: Warum haben Sie das nicht ange-
nommen, wenn für Sie klar ist, dass Sie die Posi-
tion so schnell nicht besetzen können? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Die Bestellung der Beauf-
tragten endete automatisch mit Ende der Wahlpe-
riode. Dabei habe ich es auch belassen. 

Ich halte es jetzt für einen ganz normalen Vor-
gang, dass ich sorgsam eine Persönlichkeit aus-
wähle, die diese Aufgabe im Sinne der neuen 
Landesregierung wahrnimmt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Fischer, bitte. 

Birgit Fischer (SPD): Herr Minister Laumann, Sie 
haben weder das Angebot der Behindertenbeauf-
tragten angenommen, kommissarisch die Funkti-
on weiter wahrzunehmen, noch haben Sie die bis-
herigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für eine 
weitere Arbeit vorgesehen.  

Daran schließt sich die Frage an: Welche perso-
nelle Besetzung und welche finanzielle Ausstat-
tung ist für die Umsetzung des gesetzlichen Auf-
trages vorgesehen? Und wann beabsichtigen Sie, 
dem Parlament zu sagen, wie es weitergehen 
soll? Denn auch wir als Abgeordnete werden da-
nach gefragt. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Ich habe Ihnen gesagt, 
dass ich zurzeit Gespräche mit Persönlichkeiten 
führe, die diese Aufgabe übernehmen können o-
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der könnten. Es liegt in der Natur der Sache, dass 
man aus solchen Gesprächen nicht berichtet. Ich 
gehe davon aus, dass ich der Öffentlichkeit bald 
eine überzeugende Lösung für die Position des 
oder der Beauftragten für die Belange der Behin-
derten vorstellen kann. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Bischoff. 

Rainer Bischoff (SPD): Herr Minister, das Wort 
„bald“ ist meiner Meinung nach das Zentrale in Ih-
ren Ausführungen, was die zeitliche Dimension 
angeht. Das ist ein kleiner Fortschritt gegenüber 
der Situation im Ausschuss; da hatten Sie sich 
noch gar nicht geäußert. Es ist aber sehr unge-
wöhnlich, dass man keine Zeitplanung oder Ziel-
planung in einem solchen Fall hat, wenn man mit 
mehreren Persönlichkeiten spricht. Können Sie 
uns nicht sagen, ob Sie eine Zielplanung oder 
zumindest Zeitplanung haben, bis wann Ihre Ent-
scheidung gefällt sein soll? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Herr Kollege Bischoff, ich 
möchte darauf verweisen, dass ich gehört habe, 
dass die alte Mehrheit zwei Wahlperioden ge-
braucht hat, um einer Forderung der Opposition, 
die Behindertenbeauftragte in ein Gesetz aufzu-
nehmen, nachzukommen. Ich habe des Weiteren 
gehört: Als das Gesetz da war, habe man mehre-
re Monate gebraucht, um eine Persönlichkeit der 
damaligen Landesregierung für diese Aufgabe zu 
finden. 

Es ist ganz einfach: Ich führe diese Gespräche 
sehr zielführend. Ich führe sie auch sehr gewis-
senhaft. Solche Gespräche haben einen bestimm-
ten Zeitbedarf. Danach brauchen auch die betrof-
fenen Menschen eine gewisse Zeit, um eine Ent-
scheidung zu treffen. Sie müssen schon akzeptie-
ren, dass ich mich nicht auf einen genauen Zeit-
punkt festlege, wie Sie es sich wünschen würden. 
Ich habe gesagt, ich führe diese Gespräche ziel-
strebig. Ich denke, dass ich Ihnen bald einen Vor-
schlag machen kann.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Steffens, bitte.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Laumann, Sie 
hatten auf meine Nachfrage im Ausschuss damals 
gesagt, Sie würden die Stelle besetzen, sobald 
darüber im Kabinett beschlossen sei. Deshalb 
taucht natürlich immer wieder die Frage auf, was 

sofort und zügig besetzen heißt. Sie haben auch 
gerade die Frage vom Kollegen nicht beantwortet, 
wann die Stelle besetzt wird. Natürlich sind die 
Behindertenverbände zutiefst beunruhigt und fra-
gen sich, ob die Stelle in diesem Jahr noch be-
setzt wird, ob sie überhaupt noch besetzt wird o-
der ob es ein langsames Aussitzen dieser Stelle 
sein soll. Von daher bitte ich Sie, sich stärker als 
bisher festzulegen, wann diese Stelle besetzt 
werden soll.  

Zu den rückwärts gewandten Vorwürfen: Damals 
gab es lange und intensive Gespräche mit den 
Behindertenverbänden und mit den Vertretungen 
der Menschen mit Behinderungen darüber, wen 
und welche Persönlichkeit sie sich vorstellen kön-
nen und wie man eine solche neue Struktur aus-
füllen kann, um die es damals erstmalig ging.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Stef-
fens, ich darf auch Sie bitten, sich auf eine Frage 
zu beschränken.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Reden Sie mit den 
Behindertenverbänden über die Besetzung dieser 
Stelle?  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Ich bin ständig in Gesprä-
chen mit Behindertenverbänden. Ich glaube, dass 
die Behindertenverbände in Nordrhein-Westfalen 
auch sehr gut wissen, dass sie mit der Person des 
Arbeits-, Sozial- und Gesundheitsministers einen 
großen Vertreter ihrer Interessen innerhalb der 
Landesregierung haben.  

(Beifall von der CDU) 

Ich sage aber auch ganz eindeutig: Es ist unser 
gutes Recht, dass die jetzige Landesregierung ei-
ne Persönlichkeit für diese Aufgabe benennen 
wird, die zum einen natürlich die Interessen der 
Behinderten vertritt – das ist die wesentliche Auf-
gabe –, aber die auch in vollem Umfang das Ver-
trauen der Landesregierung hat.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Löhrmann, bitte.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Laumann, ich 
bewerte das nicht aus der fachlichen Sicht, son-
dern mit Blick auf das gesamte Verhalten der 
Landesregierung. Es verwundert schon, dass es 
Herrn Laschet offensichtlich gelungen ist, für den 
Bereich des Integrationsbeauftragten zügig je-
manden zu finden und zu benennen, in dem Fall 
also schneller zu sein als Sie. Mich würde schon 
interessieren, warum Sie nicht so schnell sind.  
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte.  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Ich möchte die Situation 
so beschreiben, dass ich eine sehr sorgsame 
Auswahl dieser sehr wichtigen Aufgabe für die 
nordrhein-westfälische Gesellschaft betreibe. Ich 
bin sicher, dass ich bald einen überzeugenden 
Vorschlag vorstellen werde. Ich glaube, dass Sie 
dann auch sehr zufrieden sein werden.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Fischer, Gelegenheit zu Ihrer zweiten Nachfrage.  

Birgit Fischer (SPD): Es ist eigentlich die erste 
Nachfrage, weil diese nicht beantwortet wurde. 
Meine erste Frage lautete, wie die personelle und 
finanzielle Ausstattung für die Funktion der Behin-
dertenbeauftragten einschließlich des weiteren 
Personals geplant ist. 

Ich wiederhole noch einmal, warum diese Frage 
außerordentlich wichtig ist. Sie haben gesagt, das 
Kabinett hat die Entscheidung getroffen, dass es 
weiterhin eine derartige Funktion geben soll. Der 
Beschluss alleine zeugt natürlich noch nicht von 
einer verlässlichen Politik. Die Tatsache, dass fünf 
Monate lang nichts geschehen ist und uns mitt-
lerweile viele Anfragen erreicht haben, macht 
deutlich, dass es außerordentlich problematisch 
ist, wenn man nicht wenigstens jetzt eine Zeitper-
spektive aufzeigen und darlegen kann, von wel-
chem Personal und von welcher finanziellen Aus-
stattung Sie ausgehen und wann die gesetzliche 
Verpflichtung endlich realisiert werden soll. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte.  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Frau Kollegin Fischer, 
auch das gehört zu den Gesprächen, die man mit 
den Betroffenen führt. Diese Gespräche führe ich 
nicht in aller Öffentlichkeit. Ich habe Ihnen gesagt, 
dass ich die Installation einer Behindertenbeauf-
tragten oder eines Behindertenbeauftragten ziel-
strebig verfolge, dass wir eine geeignete Persön-
lichkeit finden werden und wir mit dieser Persön-
lichkeit selbstverständlich auch die Frage klären 
werden, welche Arbeitsgrundlagen es gibt. Das ist 
auch während Ihrer Zeit so entschieden worden: 
individuell abgestimmt auf die benannte Persön-
lichkeit abgestimmt. So stelle ich mir das in die-
sem Fall auch vor. Das macht man mit den Betrof-
fenen zusammen, und man beschreibt nicht im 
Vorfeld die Ausstattung im Detail.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Schmeltzer, bitte.  

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Herr Minister, ein 
Wortbeitrag hat mich veranlasst, auch eine Frage 
zu stellen. Sie sprechen davon, dass Sie ein Ga-
rant für die Behindertenarbeit sind und eine fach-
kompetente Persönlichkeit suchen, die auch das 
Vertrauen der Landesregierung hat. Ich unterstel-
le, dass Sie nur mit diesen Personen Gespräche 
führen. Es drängt sich fast der Eindruck auf, dass 
es auch Gespräche mit Personen geben könnte, 
mit denen kein Konsens zu erzielen ist. Ist das 
so? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister.  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Nein, das ist nicht so.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Steffens, Gelegenheit für Ihre dritte Nachfrage.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Ich möchte noch 
einmal nachfragen, ob es sicher ist, dass die Stel-
le der Behindertenbeauftragten noch in diesem 
Jahr besetzt wird.  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Ich habe Ihnen gesagt, 
dass wir die Stelle der oder des Behindertenbe-
auftragten bald besetzen werden.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ich habe 
noch eine Frage der Kollegin Frau Fischer. Es ist 
allerdings ihre vierte Frage. Damit ist sie leider 
nicht mehr zulässig.  

(Birgit Fischer [SPD]: Die eine war eine Wie-
derholung!) 

– Ich sage es einmal so: Es ist eine inhaltliche 
Bewertung, ob Fragen beantwortet wurden. Ich 
bitte um Verständnis, dass ich keine weitere Fra-
ge zulassen werde.  

Die Kollegin Frau Löhrmann hat allerdings noch 
eine Frage. Frau Löhrmann, bitte. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Minister, Ihre 
letzte Antwort bringt mich auf eine Möglichkeit, die 
die Ursache dafür sein könnte, dass Sie sich nicht 
genau auf einen Zeitraum festlegen wollen. Nen-
nen Sie keinen Zeitraum, weil Sie noch keine Per-
sonalauswahl getroffen haben, oder sind mögli-
cherweise die finanziellen Voraussetzungen durch 
den Nachtragshaushalt oder was auch immer 
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nicht gegeben, sodass Sie die Stelle nicht beset-
zen könnten, obwohl Sie wollten? 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Das ist wie bei 
Robert Lemke!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister.  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Soweit ich informiert bin, 
hat die Haushaltssperre mit der Frage, ob wir be-
setzen oder nicht besetzen, überhaupt nichts zu 
tun. Es ist in der Tat die Frage der Personalaus-
wahl.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Mir liegt noch 
eine Nachfrage von Herrn Kollegen Eiskirch vor. 
Bitte.  

Thomas Eiskirch (SPD): Ich danke Ihnen ganz 
herzlich, Frau Vizepräsidentin. Herr Minister, Sie 
hatten gerade ausgeführt, dass Sie sich vorbehal-
ten, mit der Person, die Sie auswählen werden, 
über die genaue Aufgabenbeschreibung in den 
einzelnen Ausführungen, über die finanzielle Aus-
stattung und wahrscheinlich über die Frage, mit 
welchem Personal dort gearbeitet werden soll, zu 
sprechen.  

Da Sie diese Person noch nicht kennen, stellt sich 
die Frage: Halten Sie es nicht für verfrüht, den 
bisher dort Beschäftigten mit dem entsprechen-
den Tätigkeitsfeld zum heutigen Tage bereits mit-
zuteilen, dass Ihre Verträge nicht verlängert wer-
den? Es könnte doch sein, dass Sie mit einer 
Person zu einer Einigung kommen, die sagt, es 
sind alles Leute, die ich dringend brauche. Es 
könnte doch sein, dass diese Person traurig dar-
über ist, wenn diese Beschäftigten schon eine an-
dere Verwendung gefunden haben.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister.  

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Auch das ist ein Automa-
tismus. Denn die Einstellungen und das Personal 
der bisherigen Behindertenbeauftragten waren 
personengebunden. Deswegen ist es völlig kon-
sequent, dass ich die befristeten Arbeitsverträge 
nicht verlängert habe. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Weitere Fragen und Nachfragen 
liegen mir nicht vor. Damit ist die Mündliche An-
frage 21 erledigt, und wir sind auch am Ende der 
heutigen Fragestunde. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

9 Klimaschutzpolitik in NRW fortsetzen! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/578 

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, 
dass entgegen dem Ausdruck in der Tagesord-
nung hierzu heute keine Beratung durchzuführen 
ist. 

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung 
über die Überweisungsempfehlung des Ältesten-
rates. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Antrags Drucksache 14/ 578 an den Aus-
schuss für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz – federfüh-
rend – sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie. Die Beratung soll nach 
Vorlage der Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses erfolgen. Ich lasse über die-
se Überweisungsempfehlung abstimmen. Wer da-
für ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

10 Sitzenbleiben überflüssig machen – Indivi-
duelle Förderung stärken  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/576 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Bera-
tung und erteile für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen der Kollegin Beer das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte gerne den Faden 
von heute früh noch einmal aufnehmen mit dem 
Zitat von Helmut Fend, der die Entsorgungsmen-
talität im deutschen Schulsystem beklagt und dar-
auf hingewiesen hat, dass damit auch ein ganz 
spezielles professionelles Verständnis von Leh-
rern und Lehrerinnen verbunden ist, das darin be-
steht, dass sich die Schüler und Schülerinnen den 
Bildungsgängen der Schule anzupassen haben 
und nicht umgekehrt die Schule alles tut, um den 
Bildungserfolg der Schüler und Schülerinnen zu 
garantieren.  
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Wir haben in der Folge eben das System, dass 
abgeschult wird und wir viele Klassenwiederho-
lungen haben. Das ist genau der Einfluss dieses 
Systems in den Köpfen der Lehrerinnen und Leh-
rer. Das Ganze wird dann noch dadurch gekrönt, 
dass etliche Kolleginnen und Kollegen, die im hie-
rarchischen Schulsystem in der oberen Etage, 
nämlich im Gymnasium, arbeiten, sehr unverblümt 
zum Ausdruck bringen, dass sie mit der Schüler-
schaft einer Hauptschule nichts zu tun haben wol-
len und dort auch nicht arbeiten würden. 

Die viel gepriesene Durchlässigkeit im System e-
xistiert real nur in eine Richtung. Von 100 Schü-
lern und Schülerinnen, die sich im System bewe-
gen, werden 94 nach unten durchgereicht. Nur 
sechs erreichen den Aufstieg. Das bestätigen im-
mer wieder die Daten des Schulforschungsinsti-
tuts in Dortmund. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, verbun-
den mit dem Skandal, dass die soziale Herkunft 
den Bildungserfolg in so hohem Maße bestimmt, 
gibt es auch einen Skandal innerhalb unserer 
Lehrerschaft, dem wir begegnen müssen, nämlich 
dass ausgerechnet die Lehrerinnen und Lehrer 
mit der längsten Ausbildung, der besten Besol-
dung und den größten Laufbahnchancen sagen 
und entscheiden können, dass sie mit bestimmten 
Kindern einfach nicht arbeiten wollen. 

In den erfolgreichen skandinavischen Ländern 
oder erfolgreichen Pisa-Ländern wie Kanada ist 
dagegen für Lehrer und Lehrerinnen klar: Sie tref-
fen die Schülerinnen und Schüler immer wieder. 
Sie können sie nicht einfach loswerden, weil sie 
unbequem sind oder nicht so funktionieren, wie 
sie sich das vorstellen. Deshalb ist ihnen die Not-
wendigkeit, sich auch mit diesen Schülerinnen 
und Schülern von Anfang an fördernd auseinan-
der zu setzen und sich ihnen zuzuwenden, we-
sentlich deutlicher bewusst, und sie tun es konse-
quenter, weil sie sonst das Problem immer wieder 
einholen würde. 

Ich nehme noch einmal das Stichwort von Helmut 
Fend auf: Entsorgungsmentalität. Nicht erst Pi-
sa 2003 führt uns vor Augen, wie ineffektiv und 
sträflich wir im System mit der Lern- und Lebens-
zeit von Schülerinnen und Schülern umgehen. 
36 % – so schon der Befund 2000 – durchleben 
bei uns Rückstellungen, Klassenwiederholungen 
und Abschulungen. Das ist organisierte Beschä-
mung und Demotivierung und ein unglaublicher 
ökonomischer Unfug. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Mehr als 66.000 Mal Sitzenbleiben im System – 
das schlägt mit jeweils ca. 4.800 € zu Buche. Das 

ergibt mehr als 280 Millionen €, die allein in NRW 
für Maßnahmen aufgewendet werden, die sich – 
wie schon mehrfach belegt – als in der Regel inef-
fektiv für den Kompetenzerwerb herausstellen. 

Es wird höchste Zeit, dass diese Mittel umgewan-
delt werden in Mittel, die Schulen als Unterstüt-
zung für Fördermaßnahmen zur Verfügung ste-
hen, wenn sie für sich das Ziel des Vermeidens 
von Sitzenbleiben in der Schulgemeinde vereinba-
ren und die Umsetzung konsequent angehen. Für 
den Erfolg solcher Vorhaben von der Hauptschule 
bis zum Gymnasium gibt es in NRW bereits Bei-
spiele. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Frau Ministerin, 
wir Grüne haben deshalb den Antrag zum Thema 
„Sitzenbleiben überflüssig machen – Individuelle 
Förderung stärken“ schon vor der Vorstellung der 
Pisa-Ergebnisse gestellt und damit thematisch 
sozusagen ins Schwarze getroffen. Ich habe mich 
sehr gefreut, dass auch die Ministerin diesen 
Punkt in ihre zehn Punkte als Konsequenz für 
NRW aufgenommen hat. 

Schulen müssen mehr Verantwortung überneh-
men für den Bildungserfolg der ihnen anvertrauten 
Schülerinnen und Schüler. Schulen, die das aktiv 
aufnehmen, sollen durch ein Anreizsystem mit der 
Ressourcen-Umwidmung belohnt werden. Wir 
brauchen alle Ressourcen im System für die Ent-
wicklung der individuellen Förderung. Sie dürfen 
nicht in Systemeffekten aufgerieben werden, die 
nachweislich keinen Kompetenzzuwachs bewir-
ken. Wiederholung ist, bis auf spezielle Einzelfälle 
wie zum Beispiel langfristige Erkrankungen, ver-
zichtbar.  

Wir müssen alle Anstrengungen unternehmen, 
das Verhältnis zwischen Lehrern und Lehrerinnen 
und Schülern und Schülerinnen zu verbessern. 
Auch das ist eine Aufgabe, die uns Pisa ins 
Stammbuch schreibt. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Im Zentrum der Aus- und Weiterbildung der Leh-
rerinnen und Lehrer muss der produktive Umgang 
mit Heterogenität stehen. Er muss zum verpflich-
tenden Bestandteil werden. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn wir in einer 
gemeinsamen Initiative dazu kommen, dem Sys-
tem des systematischen Abschulens, dem System 
der systematischen Beschämung und Demotivie-
rung von Kindern und Jugendlichen eine Absage 
zu erteilen und endlich den Schalter umzulegen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der CDU Kollege Solf das Wort. 

Michael Solf (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich freue mich, dass Sie 
sitzen geblieben sind, um meiner Rede zuzuhö-
ren. Ich hoffe, dass dieses Sitzenbleiben einen 
positiven pädagogischen Effekt für den einen oder 
die andere unter Ihnen haben wird.  

(Beifall von der CDU) 

Vielleicht gelingt es mir, die Aufmerksamkeit der 
eher rot und grün Gestimmten unter Ihnen da-
durch zu erlangen, dass ich mich zunächst auf 
den Spuren von Gerhard Schröder bewege. Keine 
Angst, ich habe nicht fertig, ich zitiere ihn nur. 
Durchaus zutreffend hat er einmal bemerkt, dass 
Albert Einstein nie sitzen geblieben sei. Aus die-
ser schönen Legende können Schüler und Eltern 
leider keinen Trost mehr ziehen.  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 

Ich bin gleichfalls nie sitzen geblieben, aber wenn 
das nicht auch Legenden sind: Thomas Mann hat 
es erwischt und Ute Schäfer, Barbara Sommer 
und Edmund Stoiber, und sogar Peter Heesen, 
alles Leute, aus denen etwas geworden ist.  

(Allgemeine Heiterkeit) 

Nun wollen Sie, meine sehr verehrten Antragstel-
lerinnen von den Grünen, bitte nicht schließen, ich 
forderte mehr Sitzenbleiber. 

(Allgemeine Heiterkeit – Zuruf von Minister 
Dr. Helmut Linssen) 

Aber diejenigen unter Ihnen, die schon in der letz-
ten Legislaturperiode im Landtag waren, wissen 
vielleicht, was ich vor knapp einem Jahr hier im 
Plenum gesagt habe.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Solf, 
würden Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Schäfer gestatten? 

Michael Solf (CDU): Sie will sich jetzt vielleicht 
outen, ob das, was ich irgendwo gelesen habe, 
stimmt oder nicht. – Bitte schön. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Bitte schön, 
Frau Schäfer. 

Ute Schäfer (SPD): Ich frage, Herr Kollege, ob 
Sie behauptet haben, ich sei schon einmal sitzen 
geblieben. 

Michael Solf (CDU): Ich glaube, Sie hatten ir-
gendwann gesagt, dass Sie auch diese Ehre ge-
habt hätten. 

Ute Schäfer (SPD): Dann müssen Sie ein biss-
chen besser zuhören. Ich lege Wert auf die Fest-
stellung, dass ich nicht sitzen geblieben bin. 

(Beifall von der SPD) 

Michael Solf (CDU): Frau Schäfer, dann sind Sie 
mit Albert Einstein und mir auf einem Niveau. Das 
ist ja schön. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Aber Sie wä-
ren uns genauso lieb gewesen, Frau Schäfer. 

Michael Solf (CDU): Frau Schäfer, Einstein, wir 
und Peter Heesen und die anderen. – Aber jetzt 
zurück zum vergangenen Jahr. Ich habe klar be-
nannt, welche Fördermaßnahmen eingeleitet wer-
den müssen, um Sitzenbleiben zu verhindern. Für 
diejenigen, die neu hier sind, werde ich gleich 
Passagen aus der damaligen Rede wiederholen. 
Das führt Sie an einen Diskussionsstand heran, 
den wir in der CDU schon lange erreicht haben, 
der sich den Grünen aber als eine neue Welt zu 
erschließen scheint.  

Zunächst einmal erlaube ich mir, den Grünen-
Antrag ein wenig abzuschminken. Was unter dem 
Rouge liegt, die Zielsetzung, die Zahl der Sitzen-
bleiber durch energisch voranzutreibende indivi-
duelle Fördermaßnahmen erheblich zu verringern, 
gefällt mir. Die Schminke allerdings ist schmierig. 
Statt sich mit detaillierten Vorstellungen von För-
dermaßnahmen an das Machen des Machbaren 
heranzumachen, lassen die Visagistinnen ideolo-
gisch aufgeladene Worthülsen klingen.  

Wie ein Weihrauchfass wird das heilige Wort He-
terogenität herumgeschwenkt und dadurch ent-
wertet.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Homogenität wird zum Unwort. Und denen, die 
auch Vorteile in leistungsmäßig homogenen Klas-
sen sehen, wird perfide hinterher gerufen, sie sei-
en für Selektion. – Nein, liebe Grüne, so geht es 
nicht. 

(Beifall von der CDU) 

Missmutig stimmt auch, dass Sie meine Damen 
und Herren von den Grünen – die Herren sind 
schon weg –, meine Damen, sich nicht einmal die 
Mühe gemacht haben, von den nordrhein-
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westfälischen Verhältnissen auszugehen. Ihr An-
trag geistert zurzeit in mehrerlei Gestalt durch die 
Republik.  

Im Juli lief das Thema bei der GEW und in 
Schleswig-Holstein, im September in Niedersach-
sen und jetzt bei uns.  

Überall wird die jeweilige Landesregierung aufge-
fordert, zunächst in einem Modellversuch auf das 
Wiederholen einer Klasse komplett verzichten zu 
lassen. Ein Förderkonzept für leistungsschwache 
Schüler sei parallel zu entwickeln.  

Inhaltliche Vorschläge allerdings unterbleiben, 
aber dafür gibt es ein Finanzierungskonzept nach 
dem Modell „Milchmädchen“. Saniert wird die An-
gelegenheit mit der Anrufung von Kronzeugen aus 
dem Dschungel „Jamaikas“. McKinsey, die Ham-
burger Handwerkskammer, die Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände, die 
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft – sie alle 
stehen neuerdings für die Konzepte der Grünen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Ja, stimmt 
doch!) 

Ach, liebe Grüne, hätten Sie doch in anderen Poli-
tikfeldern ähnlich große Ohren. Aber da haben Sie 
Ihre eigenen Selektionsmechanismen. 

Als Schönheitsfleck obendrauf die Lehrerschelte, 
obwohl doch eigentlich immer wir gescholten wer-
den. Der grüne Antrag wütet gegen Pädagogen, 
die Schülerinnen und Schüler aus den Klassen 
entfernen, weil sie sie nicht als kompatibel mit ih-
rem Unterricht ansehen. – Also, ganz so leicht, 
liebe Frau Beer, machen es sich die Lehrerinnen 
und Lehrer in unserem Land nun wahrlich nicht. 

(Beifall von der CDU – Sigrid Beer [GRÜNE]: 
36 % der Fälle!) 

Aber lassen Sie uns jetzt ernsthaft über das spre-
chen, was unter der Schminke liegen könnte. Da 
komme ich mit gutem Gewissen auf mein Gerede 
von gestern zurück. Was das Wiederholen einer 
Klasse angeht, so haben die deutschen Schulen 
in der Tat eine nicht immer gute Tradition. Zum 
Teil hängen wir noch einem veralteten Weltbild 
nach, von dem wir uns langsam trennen sollten. 
Auch die Diagnosefähigkeit der Lehrerinnen und 
Lehrer kann verbessert werden. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Ach!) 

Die Entwicklung der Schüler müsste viel kontinu-
ierlicher dokumentiert und nicht erst im Zeugnis 
benotet werden.  

Aber das Sitzenbleiben an sich als Ursache der 
Fehlentwicklungen anzusehen, ist ein Trug-

schluss. Jeder weiß, dass es positive wie negative 
Facetten haben kann. Denn natürlich sind mit 
dem Sitzenbleiben auch ungezählte pädagogi-
sche Erfolge erzielt worden.  

Welche Lehrerin, welcher Lehrer könnte nicht von 
Kindern oder Jugendlichen berichten, die eine 
Klasse drunter in einem neuen Umfeld aufgeblüht 
sind, denen das Sitzenbleiben eine Atempause 
gegeben hat, denen es den Weg zu einer dann 
problemlosen Schulkarriere geebnet hat.  

Auch neuere Studien belegen durchaus Positives. 
Eine repräsentative Untersuchung aus dem Jahre 
2003 zeigt, dass Sitzenbleiber eine um 50 % bes-
sere Chance haben, einen höheren Schulab-
schluss zu erreichen, als nicht Sitzenbleiber, die 
sich Jahr für Jahr knapp durchwursteln. In vielen 
Fällen hat der – noch so ein schrecklich klarer 
Begriff – Schuss vor den Bug zum Erfolg geführt. 

Auch die Betroffenen selbst sind oft klarsichtiger 
als ihre nach Prestige schielenden Eltern. Die 
Schüler selber halten das Sitzenbleiben mit Drei-
viertelmehrheit für ein vernünftiges Instrument – 
so wenigstens in einer bayerischen Umfrage. 

Aber natürlich gibt es auch die Kehrseite: Jugend-
liche, die in ihrer neuen Klasse den Halt vollends 
verlieren, Schülerschicksale, die von einer einzi-
gen Klassenarbeit, einer gnädigen Vier minus ab-
hängen, scheinbare Willkürentscheidungen von 
Lehrern, Frustration, Enttäuschung, Bitterkeit, 
Zweifel am Selbstwert – das sind die hässlichen 
Gesichter des Sitzenbleibens.  

59.082 Sitzenbleiber in Nordrhein-Westfalen im 
vorletzten Schuljahr – davon übrigens 13.000 frei-
willig –, das ist zu viel, und zwar nicht aus statisti-
schen Gründen, sondern weil es um 59.082 junge 
Menschen geht, Menschen, die ein Problem in der 
Schule haben. Dieses Problem muss einen nicht 
aus der Bahn werfen, aber es muss verantwor-
tungsvoll angegangen werden. 

Wenn eine Schülerin, wenn ein Schüler den An-
schluss in der Klasse verliert, dann ist das – um 
ein Bild zu gebrauchen – irgendwie auch einer Er-
krankung vergleichbar. Sie mag im Einzelfall nicht 
besonders schwer sein, aber sie muss rechtzeitig 
behandelt werden.  

Wir, die wir die Rahmenbedingungen für Schule 
vorgeben, sollten mit diesem Problemkreis umge-
hen wie Ärzte mit Krankheiten. Wir sollten auf 
Prävention setzen und, wenn die Krankheit doch 
ausgebrochen ist, auf eine möglichst schnelle Be-
handlung. Der Kranke muss Vitamine bekommen, 
Medizin bekommen, aber es darf ihm nicht nur 
Rouge auf die Wangen geschminkt werden.  
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Was wir jedenfalls nicht dürfen, ist, die Krankheit 
zu instrumentalisieren oder sie zu verbergen. In-
strumentalisiert wird sie von denjenigen, die das 
alles nur als Hebel sehen wollen, um unser 
Schulsystem im Grundsatz umzumodeln. Als hät-
ten wir nicht ganz andere Sorgen! Frau Löhr-
mann, Frau Beer, wie gut könnte man mit Ihnen 
über all die großen und kleinen Sorgen der Schule 
reden, wenn Sie nur nicht bei jeder einzelnen 
Schulfrage dieses verzückte Schielen nach der 
Einheitsschule entwickeln würden. 

(Beifall von CDU und FDP – Allgemeine Hei-
terkeit) 

Noch viel schlimmer aber sind die Verstecker, die 
Verberger. Da bleibt mir nun nichts anderes übrig, 
als die frühere Ministerin anzuschauen. Sie und 
die SPD haben uns noch vor der Landtagswahl 
mit der Ankündigung erfreut, sie wollten Schritte 
ergreifen, um die Zahl der Nichtversetzungen zu 
verringern. Von konkreten Maßnahmen hörte man 
jenseits einiger weniger Sprechblasen um den 
Begriff Förderkultur dann aber absolut nichts.  

Frau Schäfer wollte doch tatsächlich Leistungsde-
fizite durch den formalen Akt der Aufhebung der 
Versetzungsbestimmungen beseitigen. Wir haben 
uns letztes Jahr heftig über dieses Ansinnen ge-
zankt. Ich nenne Ihnen jetzt dieselben Vorschlä-
ge, die letztes Jahr von der ehemaligen Schulmi-
nisterin schnöde ignoriert wurden, von der neuen 
Schulministerin aber hoffentlich mit wohlwollen-
dem Interesse aufgenommen werden.  

Wo Rot-Grün sagt: „Die Latte liegt zu hoch, wir 
nehmen sie weg“, da sagen wir: Helft den jungen 
Menschen, höher zu springen. Es muss Schluss 
sein mit dem nachträglichen Kurieren an Sym-
ptomen.  

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Der Schlüssel zur Verringerung der Sitzenbleiber-
zahlen liegt nicht in der nächsten Klasse, sondern 
im laufenden Schuljahr; er liegt in dem Schuljahr, 
in dem sich die Probleme abzeichnen. Hier will ich 
individuelle Förderung, hier will ich spezielle 
Nachhilfekurse. Einige von Ihnen wissen es 
schon: Ich schlage dafür etwa den Samstagmor-
gen vor, Frau Ministerin, verpflichtend für alle laut 
Halbjahreszeugnis in Kernfächern Gefährdeten.  

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
werden sehen, wie schnell dann die eher Faulen 
wieder fleißig werden und wie schnell die eher 
Schwachen in kleinen Lerngruppen besser wer-
den. 

Ein weiteres Mittel könnte die zeitweise Flexibili-
sierung der Stundentafel sein. Aber auf diese Ein-
zelheiten will ich bei anderer Gelegenheit einge-
hen. 

Eine Bemerkung noch zum Schluss, auch wenn 
sie Ihnen von Rot-Grün wehtut. Wenn es in Zu-
kunft vernünftige, verpflichtende, gebundene 
Ganztagsangebote an unseren Schulen – zu-
nächst an den Hauptschulen – geben wird, dann 
werden all diese Fördermaßnahmen viel leichter 
zu organisieren sein. In Rheinland-Pfalz gibt es 
echte Ganztagsschulen mit fester Hausaufgaben-
betreuung und wirklich individueller Förderung. Da 
sank die Zahl der Nichtversetzungen in den letz-
ten Jahren um ein Drittel. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht 
um junge Menschen, die nur eine Kindheit, nur 
eine Jugend haben. Ihnen muss jetzt geholfen 
werden: klug, schülerorientiert, zielgerichtet, 
rechtzeitig und vor allem konkret. Alles andere 
wäre nur Worthuberei. – Vielen Dank fürs Zuhö-
ren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, aus aktuellem Anlass noch ein-
mal der Hinweis: Weder eine Zwischenfrage noch 
die Antwort darauf werden auf die Redezeit ange-
rechnet. Das heißt, Sie können Zwischenfragen 
gerne zulassen, denn es verkürzt nicht Ihre Rede-
zeit.  

Als nächste Rednerin hat nun Frau Hendricks von 
der SPD-Fraktion das Wort. 

Renate Hendricks*) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Liebe Kollegen! Herr Solf, am Anfang und am 
Ende Ihrer Rede hatte ich eben das Gefühl, dass 
wir uns inhaltlich sicherlich hätten miteinander 
austauschen können. Über die Mitte Ihrer Rede 
würde ich mich mit Ihnen ungern unterhalten.  

Zwei Vorbemerkungen: Sitzenbleiben ist kein 
Trugschluss, Sitzenbleiben ist keine Krankheit, 
sondern Sitzenbleiben ist eine Folge des Schul-
systems. 

(Lachen von der FDP) 

Sitzenbleiben ist zudem volkswirtschaftlich unsin-
nig, lernpsychologisch höchst fragwürdig, päda-
gogisch in 99 % aller Fälle vermeidbar und für die 
jungen Menschen sinnlos, eine Verschwendung 
ihrer Lebenszeit. 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Abge-
ordnete, gestatten Sie – vor dem Hintergrund mei-
ner eben gemachten Bemerkung – eine Zwi-
schenfrage von Herrn Abgeordneten Ellerbrock, 
FDP-Fraktion? 

Renate Hendricks*) (SPD): Jetzt nicht. Er darf 
mich gleich am Ende meiner Rede fragen. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Am Ende, 
gut. Dann ist es keine Zwischenfrage, sondern ei-
ne Endfrage.  

(Allgemeine Heiterkeit) 

Renate Hendricks*) (SPD): Es wird Sie daher si-
cherlich nicht wundern, dass wir dem Antrag von 
Bündnis 90/Die Grünen in vollem Umfang zu-
stimmen. Dieser Antrag reagiert auf die Ergebnis-
se neuer Bildungsforschung und weist den Weg 
für einen besseren, zielorientierteren und vor al-
lem gerechteren Bildungsansatz. Wer mich in 
meiner Funktion als langjährige Elternvertreterin 
oder Äußerungen von mir kennt, der weiß, dass 
ich mich schon lange für ein Bleiberecht an den 
Schulen ausgesprochen habe, an denen Kinder 
aufgenommen werden. 

Bekanntlich zeichnet sich das deutsche Schulsys-
tem durch einen massiven Anteil von Aussortieren 
und Filtern im Verhältnis zum Fördern aus. Die 
Möglichkeit des Sitzenbleibens gehört ebenso 
zum Aussortieren wie die Möglichkeit des Abschu-
lens. Beides jedoch verhindert eine konsequente 
Förderung der Schülerinnen und Schüler; denn in 
dem Maße, wie eine Schule ihre Schüler aussor-
tiert, bemüht sie sich weniger, Kinder zu fördern. 

In der in der Regel recht emotional geführten Dis-
kussion um das Sitzenbleiben – teilweise auch 
sehr amüsant, wie wir gerade bei Herrn Solf fest-
stellen konnten – werden natürlich auch immer 
wieder prominente Beispiele für das Sitzenbleiben 
angeführt. Herr Solf hat eben schon auf Herrn 
Stoiber hingewiesen, Frau Sommer hat sich auch 
als Sitzenbleiberin geoutet, und trotzdem haben 
diese Menschen eine erstaunliche Karriere vor-
zuweisen.  

Aber diese interessanten Beispiele können nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass für viele Kinder 
Sitzenbleiben mit einem enormen Motivationsver-
lust, mit einem Knick in der Biografie verbunden 
ist und am Ende häufig eine Abwärtsspirale in 
Gang gesetzt wird, nämlich dann, wenn als Folge 
des Sitzenbleibens die Verweisung auf eine ande-
re Schulform eintritt.  

Natürlich, meine Damen und Herren, muss Sit-
zenbleiben nicht bei allen Schülerinnen und Schü-
lern zu einer dauerhaften Identitätsstörung führen. 
In bestimmten Ausnahmefällen, etwa bei langer 
Krankheit eines Schülers, mag es auch sinnvoll 
sein, eine Klasse zu wiederholen. In solchen Fäl-
len sehen auch die schulisch erfolgreichen Staa-
ten dieser Welt die Möglichkeit des freiwilligen 
Wiederholens vor.  

Die zwangsweise Wiederholung eines ganzen 
Schuljahres bringt aber in der Regel keinerlei Vor-
teile. Der Aufwand wäre nur dann gerechtfertigt, 
wenn das Sitzenbleiben die fachlichen Leistungen 
der Schüler verbessern oder zumindest ihre Moti-
vation stärken würde. Das Gegenteil ist aber in 
der Regel der Fall.  

Untersuchungen weisen darauf hin, dass Klas-
senwiederholungen außer einer künstlichen Ver-
längerung der Ausbildungszeit wenig bringen. In 
den Fächern, in denen er gescheitert war, verbes-
sert sich der Schüler kurzfristig, in anderen Diszip-
linen langweilt er sich. Warum soll er also Physik 
wiederholen, wenn er in Englisch fünf steht? 

In einer europäischen Studie werden Untersu-
chungen zum Sitzenbleiben vorgestellt und be-
wertet. Die Schlussfolgerung lautet, dass die ne-
gativen Folgen des Sitzenbleibens gegenüber den 
zu erwartenden Vorteilen immer überwiegen. Und 
weiter: Die skandinavischen Länder sowie Japan, 
die die Klassenwiederholung abgeschafft haben, 
weisen in der Regel im internationalen Vergleich 
überdurchschnittliche Ergebnisse aus.  

Die Ergebnisse dieser internationalen Vergleiche 
widerlegen die Annahme, dass ein gewisses Maß 
an Schulversagen der Preis für ein leistungsfähi-
ges Schulsystem sein muss. Leistungsfähigkeit 
leitet sich nicht aus Versagen, sondern aus Moti-
vation ab. Hier sind wir, wahrscheinlich in einem 
ganz entscheidenden Punkt, sehr unterschiedli-
cher Auffassung.  

Der Schüler durchläuft stur das ganze Schuljahr 
noch einmal und erfährt dabei in den problemati-
schen Fächern keine besondere Förderung. Le-
diglich der Lehrerwechsel kann freilich manchmal 
Abhilfe bringen. Denn es ist durchaus bekannt, 
dass derselbe Schüler bei einem anderen Lehrer 
einen deutlich besseren Leistungserfolg zeigt. 

Die deutsche Schule braucht eine Förderkultur 
statt der bisherigen Selektionskultur. Es ist falsch, 
Schüler ohne Förderung einfach zum Wiederho-
len einer Klasse zu verurteilen. Das zeigt für ihren 
weiteren Lernerfolg wenig Wirkung. Der Schüler 
wird aus einer Gruppe herausgerissen. Und zum 
Faktor der Langeweile kommt dann auch noch der 
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Verlust der affektiven Bindung an die Klassenka-
meraden hinzu. 

Lernen hat weniger damit zu tun, ob eine Stunde 
erteilt wird, als vielmehr damit, ob es gelingt, 
Schülerinnen und Schüler zu motivieren. Lernen 
ist nämlich, meine Damen und Herren, ein aktiver 
Prozess, den man nicht verordnen, sondern be-
fördern kann. Viele Faktoren sind in diesem Pro-
zess von Bedeutung. Druck, mit dem die deutsche 
Schule glaubt, Kinder motivieren zu können, ist für 
einen großen Teil der Schülerinnen und Schüler 
nicht die richtige Zugangsmöglichkeit, eine klare 
Beschreibungen von Forderungen und Zielen bei 
gleichzeitiger Förderung aber wohl.  

Es ist völlig unbestritten, dass unser Bildungssys-
tem keine begabungsgerechte Förderung ermög-
licht. Die letzte Pisa-Studie hat dies für NRW noch 
einmal bescheinigt.  

Aber, meine Damen und Herren von den Regie-
rungsbänken, mit Ihren Ansätzen eines verstärk-
ten Sortierens von Schülern und Schülerinnen, 
Ihrem Vorschlag vom verbindlichen Gutachten am 
Ende der Grundschulzeit, dem Aushebeln des El-
ternwillens am Ende der Grundschulzeit und Ihrer 
Definition von Begabung in Unterscheidung von 
praktischen und theoretischen Begabungen befin-
den Sie sich in einer sehr deutschen Bildungstra-
dition, die doch leider kontraproduktiv und falsch 
ist.  

Das Grundproblem ist, dass in den Köpfen der 
meisten Menschen – natürlich auch in den Köpfen 
der Lehrerinnen und Lehrer – ein sehr traditionel-
les Lernmodell vorherrscht: klare Stoffvorgaben, 
fordernde Lehrer, fleißige Schüler. Das ordentli-
che Aussortieren der Schüler bildet den Kern die-
ses Lernmodells. Ziel ist es, eine homogene 
Lerngruppe herzustellen, denn gutes Lernen – so 
die dahinter stehende Philosophie – funktioniert 
nur mit Schülern, die die gleichen Lernvorausset-
zungen und das gleiche Lernziel haben. Die Lern-
schwachen müssen deshalb aus der Klasse ent-
fernt werden.  

Und das Ergebnis: Lehrerinnen und Lehrer haben 
verlernt, die Chancen heterogener Lerngruppen 
wirklich zu nutzen. Stattdessen klagen sie immer-
fort über die falschen Schüler. Das ist geradezu 
grotesk.  

Viele Befürworter des Sitzenbleibens wenden ein, 
die Schule solle auf das Leben vorbereiten. Es 
gehe um Erfolg und Misserfolg, es zählten Leis-
tung und Wettbewerb. – Genau darum geht es, 
meine Damen und Herren.  

Länder wie Japan und England, Schweden und 
Finnland, sind Leistungsgesellschaften – nur, 
dass die Endergebnisse dort besser sind, und 
zwar ohne Sitzenbleiben. Es ist auch erstaunlich, 
dass die Schule dort auf das Leben vorbereiten 
kann.  

Es wundert auch nicht, dass nach den Vorstellun-
gen vieler Menschen in Deutschland strenge Ver-
setzungskriterien als Zeichen eines hochwertigen 
Unterrichtes gelten. Doch die Forschung zeigt, 
dass Sitzenbleiben die Leistung nicht fördert, 
sondern ausbremst. 

250.000 Schülerinnen und Schüler bleiben jährlich 
in Deutschland sitzen. Jede Schülerin und jeder 
Schüler kostet den Staat nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes 4.600 € pro Schuljahr. Es 
gibt keinen Grund zu der Annahme, dass ein 
Wiederholungsjahr billiger ist. Sitzenbleiben kostet 
also richtig Geld. Wenn die Aufwendungen für 
Wiederholungen in zielgerechte Förderung inves-
tiert würden, könnte das Schulsystem nicht nur 
effektiver, sondern auch deutlich gerechter arbei-
ten.  

Man kann durchaus die Behauptung aufstellen, 
dass Sitzenbleiben eine Verschwendung von 
Steuergeldern ist. Herr Prof. Dr. Prenzel hat des-
halb auch in der letzten Pisa-Studie einen erhebli-
chen Handlungsbedarf aufgezeigt.  

Die aktuelle Pisa-Studie enthält zwei sehr interes-
sante Hinweise, die ich auch der verantwortlich 
handelnden Landesregierung noch einmal mit auf 
den Weg geben möchte. Auf Seite 40 der Zu-
sammenfassung der Pisa-Studie heißt es:  

Zu denken geben jedoch nach wie vor die sehr 
hohen Quoten von verzögerten Schullaufbah-
nen, die zwar deutlich zwischen den Ländern 
variieren, aber überall einen großzügigen, wenn 
nicht verschwenderischen Umgang mit der 
Ressource Lebenszeit erkennen lassen. Die 
Quoten von Zurückstellungen und Wiederho-
lungen hängen sehr eng mit der Problematik 
der hohen Anteile von Schülerinnen und Schü-
lern im unteren Leistungsbereich zusammen.  

Herr Prof. Prenzel hat gestern noch einmal darauf 
hingewiesen, dass man auch feststellen kann, 
dass diese Schülerinnen ja oft ein- oder zweimal 
sitzen geblieben sind und immer noch im unteren 
Leistungsbereich liegen, und zwar in der Regel in 
der Hauptschule. Das heißt, an diesem Punkt 
kann man festhalten, dass Sitzenbleiben für diese 
Schüler schlicht und einfach nichts gebracht hat. 

Eine zweite Erkenntnis sollte nicht ohne Folgen 
für die Planung der Landesregierung bleiben. 
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Unterschiede in den Kompetenzen der Schüler 
und Schülerinnen können keinesfalls durch so-
ziale und wirtschaftliche Faktoren auf der Indi-
vidualebene oder auf regionaler Ebene deter-
miniert werden.  

Die großen Anteile in den Unterschieden zwi-
schen Jugendlichen gehen nicht auf die Vor-
aussetzungen in der Schülerschaft zurück, 
womit den Schulen und dem Unterricht für die 
Entwicklung von Schülerkompetenzen eine 
zentrale Rolle zukommt.  

So weit Zitate aus der Pisa-Studie. 

Meine Damen und Herren, es kommt also auf die 
Leistung der Einzelschule an, inwieweit sie sich 
für die Schüler und Schülerinnen verantwortlich 
fühlt, inwieweit sie Förderung statt Selektion prak-
tiziert. Eine Bonner Schule hat gerade ausge-
rechnet, dass sie, wenn sie Schüler und Schüle-
rinnen nicht sitzen lassen würde, 165.000 € in ei-
nem Jahr sparen könnte.  

Hier mit rigiden Erlassen dieses Engagement vor 
Ort kaputtzumachen, ist nicht nur für die Schüler 
und Schülerinnen verhängnisvoll und kontrapro-
duktiv, sondern ist für die gesamte Leistungsfä-
higkeit des Schulsystems gefährlich. Es gilt, die 
Einzelschule stärker in den Fokus zu nehmen, ihr 
Verantwortungsspielräume einzuräumen. Dabei 
muss die Schule Ziele und Perspektiven für die 
Arbeit entwickeln und selber im Rahmen dieses 
Kerncurriculums festlegen können, wie sie Schü-
ler fördert.  

Bisher warten Schulen vergebens auf den laut 
angekündigten Wegfall des Dirigismus aus Düs-
seldorf. Es sollte schnell darüber nachgedacht 
werden, ob Schulen, die auf das Sitzenbleiben als 
pädagogisches Mittel verzichten wollen, nicht ein 
zusätzliches Budget zugewiesen bekommen, aus 
dem sie Förderangebote finanzieren können; 
denn, wie oben aufgeführt, sparen sie jährlich 
durch die Verringerung der Schülerjahre beträcht-
liche Summen.  

Ein letzter Hinweis sei mir erlaubt: Das heimliche 
Vorbild Bayern hat in der Sekundarstufe I die Ver-
setzung auf Probe eingeführt. Bayern praktiziert 
eine Zusammenarbeit mit Kanada. Kanada kennt 
übrigens auch kein Sitzenbleiben. Schüler und 
Schülerinnen können sehr eigenverantwortlich 
Credit-Points erwerben und ihr Wissen nachwei-
sen. Damit bestimmen sie teilweise das Tempo 
ihres Lernens selber. Das ist auch ein Weg für 
Nordrhein-Westfalen. – Ich bedanke mich.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Wollen Sie 
jetzt die Frage noch zulassen, Frau Abgeordnete? 

Renate Hendricks*) (SPD): Ach ja, natürlich. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Bitte schön, 
Herr Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Kollegin, Ihr 
flammendes Plädoyer gegen ein Sitzenbleiben, 
was Sie schulsystemorientiert begründen, lässt 
mich folgende Frage stellen: Können Sie es aus-
schließen, dass Sitzenbleiben durchaus etwas mit 
einer Korrelation zu IQ und Fleiß zu tun hat? 

Renate Hendricks*) (SPD): Ich kann das nicht 
hundertprozentig ausschließen, aber ich kann Ih-
nen sagen, dass das im Wesentlichen etwas da-
mit zu tun hat, wie ich die Veranlagung des jewei-
ligen Schülers durch Motivation befördere. Und 
Sitzenbleiben ist keine Motivation.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. 
Damit hätten wir die Frage auch geklärt. – Als 
nächste Rednerin kommt jetzt Frau Pieper-von 
Heiden, FDP-Fraktion, zu Wort.  

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Präsident! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Dass Sit-
zenbleiben Lerngruppen homogenisiere, ist wirk-
lich eine eigenwillige Interpretation dieser leider 
manchmal nicht zu umgehenden Maßnahme. Sie 
widersprechen sich selbst mit dieser Aussage bei 
Ihrer späteren Feststellung im Antrag, Frau Beer, 
dass Sitzenbleiber häufig sehr bald erneut das 
Schlusslicht einer Klasse bilden.  

Aber nun zur Sache! Zu der von Ihnen angemahn-
ten individuellen Förderung habe ich heute Mor-
gen in der Aktuellen Stunde bereits ein paar Wor-
te gesagt. Da haben Sie sich in der Vergangen-
heit wahrlich nicht als Spezialisten bewährt. Fakt 
ist, dass eine individuelle Förderung unter Rot-
Grün an unseren Schulen nie wirklich stattgefun-
den hat,  

(Beifall von der CDU) 

und wenn sie vereinzelt doch stattgefunden hat, 
dann deshalb, weil sich einige Lehrer bei allem 
Aufwand, den das auch bei der bisherigen Leh-
rerausbildung und -fortbildung bedeutet, in ganz 
besonderer Weise engagiert haben, und noch da-
zu gegen den ausdrücklichen politischen Willen 
der seinerzeit Verantwortlichen.  

Die Lehrer mussten nämlich allzu lange Zeit nur 
hören, dass weniger individuelle Leistungsunter-
schiede gefragt seien und vielmehr Nivellierung in 
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den Klassen anzustreben sei. Schön, wenn es in 
Ihrem Denken nun eine Kehrtwende gibt.  

Echte individuelle Förderung tut tatsächlich drin-
gend Not. Wir, die Regierungsfraktionen, haben 
uns dieses Ziel auf die Fahnen geschrieben. Es 
steht an allererster Stelle, um die Leistungen un-
serer Schülerinnen und Schüler tatsächlich zu ei-
nem Optimum zu bringen und bei jedem vorhan-
dene Stärken zu fördern und bestehende Defizite 
möglichst auszugleichen. Dazu gehört die Förde-
rung Lernschwacher ebenso wie die Förderung 
Hochbegabter. Wer sich speziell mit diesen The-
men auseinander gesetzt hat, der weiß, dass bei-
des nichts anderes als die Individualisierung von 
Lernprozessen bedeutet.  

Dies muss künftig der Anspruch aller Lehrerinnen 
und Lehrer sein, und wir müssen ihnen den Weg 
dorthin ebnen. Das heißt auch und vor allem, 
dass wir künftig Lehrerfortbildungen ermöglichen, 
die tatsächlich auf diese Bedürfnisse ausgerichtet 
sind. Ganz andere Schwerpunkte müssen in das 
Zentrum solcher Lehrerfortbildungen gerückt wer-
den: Diagnosekompetenz, Psychologie, Schüler-
motivation und Lernbegleitung, um nur einige 
Merkmale zu nennen.  

Uns ist die individuelle Förderung so wichtig, dass 
wir sie explizit ins neue Schulgesetz aufnehmen 
werden. Wir machen sie zur Pflicht und simulieren 
sie nicht nur in Hochglanzbroschüren. Wenn man 
die letzte Publikation der alten Landesregierung 
hierzu in die Hände und diese dann auch noch 
ernst nimmt, bräuchte eigentlich gar nichts mehr 
getan zu werden. Deswegen wundert mich die 
Debatte. Also, so ernst haben Sie sich selbst frü-
her nicht genommen. So haben Sie in den von Ih-
nen verantworteten Broschüren doch an mancher 
Stelle wirklich das Blaue vom Himmel gelogen. 
Das muss man heute feststellen. Sie haben es 
damals nicht eingeräumt, aber reklamieren heute 
das, was Sie vor Jahren immer wieder behauptet 
haben, dass es nämlich bereits in unseren Schu-
len passiere.  

(Beifall von FDP und CDU] 

Wir sind mit Ihnen einig in dem Ziel, das Sit-
zenbleiben zwar deutlich zu reduzieren, aber dazu 
gehören auch Fördermaßnahmen, die nicht erst 
bei tatsächlichem Drohen des Sitzenbleibens ein-
setzen, wie Sie dies in Ihrer damaligen Verantwor-
tung vorgeschlagen haben, sondern diese För-
dermaßnahmen müssen immer dann zum Tragen 
kommen, sobald sich ernste Defizite bei den 
Schülern zeigen. Nur dann können sie auch Wir-
kung erzielen, bevor der Versetzungstermin in die 
Nähe rückt.  

Ganz wird man das Sitzenbleiben jedoch nicht 
verhindern können. Es gibt immer Fälle, wo dies 
nötig ist, und in gleicher Weise Fälle, wo dies von 
den betroffenen Schülern sogar als wohltuend 
und als Erleichterung empfunden wird. Manche 
brauchen eine Ehrenrunde, einfach mal zum 
Durchschnaufen, um sich zu fangen und das Ge-
fühl zu haben, nicht immer unter Strom zu stehen.  

Viele Kinder trifft Sitzenbleiben tatsächlich in ih-
rem Selbstverständnis und in ihrem Selbstbe-
wusstsein, aber manche finden gar nichts dabei 
und profitieren davon in einem anschließenden 
Entwicklungssprung. Es gibt genügend prominen-
te Beispiele dafür. Ich muss sie nicht noch einmal 
aufzählen; Herr Solf hat es getan.  

Wenn wir ein Höchstmaß an Motivation und damit 
die größtmögliche Sicherheit des Vermeidens des 
Sitzenbleibens bei unseren Schülern erreichen 
wollen, müssen unsere Lehrkräfte lernen und dar-
auf achten, unsere Kinder und Jugendlichen im-
mer möglichst nahe am sogenannten Flow zu hal-
ten.  

Wenn sich Frau Beer da schon tief wissenschaft-
lich betätigt hat, dann müsste man das auch an 
dieser Stelle mal deutlich erwähnen. Also, diese 
ideale Lernsituation des optimalen Fordern immer 
nahe an der Grenze zur Überforderung sorgt viel 
stärker als besondere Organisationsrahmengebil-
de dafür, dass Kinder wirklich ihr persönliches 
Maximum aus sich selbst herausholen und somit 
zu dem individuell möglichen Leistungsoptimum 
geführt werden können. 

Definitiv nicht zu einer Verantwortungsübernahme 
für die uns anvertrauten Schüler gehört es aller-
dings, sie auf Gedeih und Verderb durch eine 
Schulform zu schleppen, wenn erkennbar wird, 
dass sie – aus welchen Gründen auch immer – in 
die für sie falsche Schullaufbahn geraten sind. 
Auch dieses Risiko werden wir künftig durch Ver-
besserung der Diagnosekompetenz der Lehrkräfte 
und verbindlichere Grundschulgutachten minimie-
ren. 

Ich glaube, in unseren Erkenntnissen sind wir wei-
ter, als Sie in Ihrem Antrag meinen. Wir werden 
unsere Vorstellungen und unsere Verantwortung 
in der anstehenden Novellierung des Schulgeset-
zes dokumentieren. Wir haben den ernsten An-
spruch, Sitzenbleiben auch durch Fördermaß-
nahmen zu minimieren, aber nicht, um es völlig zu 
vermeiden, tatsächlich auszuschließen und dann 
solch skurrilen Vorschlägen zu folgen, wie wir sie 
in der letzten Legislatur hatten, einmal zur Probe 
zu versetzen und eine ganze Klasse durcheinan-
der zu schütteln. – Danke schön. 
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(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Die nächste 
Rednerin ist die zuständige Ministerin, Frau 
Sommer. Bitte schön. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Guten Abend. Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der vorliegen-
de Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
macht auf ein wichtiges und immer wieder disku-
tiertes Thema aufmerksam. Das begrüße ich. 
Nach meiner Meinung müsste der Antrag jedoch 
heißen: Individuelle Förderung verbessern, damit 
Sitzenbleiben überflüssig wird. 

(Beifall von CDU und FDP – Sylvia Löhr-
mann [GRÜNE]: Wenn das die einzige Ände-
rung ist, können wir damit leben!) 

Wir stehen vor einer sehr großen Herausforde-
rung. Fast 60.000 Sitzenbleiber im Schuljahr 
2003/2004, Frau Löhrmann! Wenn ich das eben 
Gesagte aufgreife, nämlich Sitzenbleiben sei eine 
Folge des Schulsystems, dürfen Sie sich das 
auch noch anheften. 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

2003/2004 – lassen Sie es sich auf der Zunge 
zergehen – 60.000 Sitzenbleiber im Schuljahr! 
Das sind nach Ihrer und nach unserer Auffassung 
zu viele. Ich bin der festen Überzeugung, dass 
zahlreiche betroffene Schülerinnen und Schüler 
das Ziel der Klasse erreicht hätten, wenn sie eine 
individuelle Förderung erhalten hätten. Ich bin a-
ber auch sicher, dass für einige Schülerinnen und 
Schüler die sogenannte Ehrenrunde notwendig 
war, weil die Defizite einfach zu groß waren. 

Wir wollen ein gerechtes Schulsystem, in dem je-
des Kind und jeder Jugendliche unabhängig von 
seiner Herkunft seine Chancen und Talente nut-
zen und entfalten kann. Um dies zu erreichen soll 
sich Schule – und hier vor allem der Unterricht – 
stärker an der individuellen Förderung der Schüle-
rinnen und Schüler orientieren. Wir wollen, dass 
Schulen verstärkt die Möglichkeit erhalten, spe-
zielle Angebote zur Förderung von lernschwachen 
und hochbegabten Kindern und Jugendlichen zu 
schaffen.  

Hierzu können Schulen beispielsweise spezielle 
Förderverbünde gründen. Das heißt, dass sich 
mehrere Schulen zusammenschließen, um spe-
zielle und differenzierte Angebote zu machen. 
Das gilt auch und besonders für hochbegabte 
Schülerinnen und Schüler. Denn auch hochbe-

gabte Schülerinnen und Schüler müssen im Ein-
zelfall einmal eine Klasse wiederholen.  

Wir wissen nicht erst seit Pisa, wie wichtig Lese-
förderung ist. Wir wollen auch weiterhin Kompe-
tenzen nutzen – auch das zeigt uns die Pisa-
Studie –, die im Augenblick noch nicht ausge-
schöpft sind. 

Herr Solf, Sie haben mir aus dem Herzen gespro-
chen, wenn Sie sagen: Wir wollen nicht unbedingt 
nur die Latte höher hängen, wir wollen die Latte 
so hoch hängen, dass die Kinder darüber hinweg 
springen können. Ein sehr schönes Bild, für das 
ich Ihnen danke. 

Für die Landesregierung ist es kein Luxus, unter-
schiedliche Talente nachdrücklich zu fördern. Es 
ist für uns eine Notwendigkeit, die es schon in 
Vor-Pisa-Zeiten gab, aber danach erst recht. Auch 
die Kultusminister der anderen Länder setzen hier 
einen Schwerpunkt. Ich freue mich, dass wir im 
Ministerium die federführende Arbeitseinheit zu 
dem Bereich „Individuelle Förderung, Förderung 
besonders begabter Schülerinnen und Schüler, 
Hochbegabtenförderung“ haben. In dieser Ar-
beitseinheit wird die Begabungsförderung in enger 
Zusammenarbeit von Schulen, Hochschulen, Se-
minaren und Schulaufsicht konzeptionell neu aus-
gerichtet. Schwerpunkt der Arbeitseinheit ist die 
Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte im Hinblick 
auf eine Verbesserung der Diagnosefähigkeit, des 
Umgangs mit Heterogenität und der individuellen 
Förderung. Es gibt einen großen Nachholbedarf.  

Nordrhein-Westfalen ist nach der Pisa-Studie 
2003 weiter zurückgefallen. Das haben wir heute 
Morgen diskutiert. Dennoch möchte ich schlag-
lichtartig auf einige Punkte aufmerksam machen, 
die mir wichtig sind, die mich unglücklich stimmen 
und die wir angehen müssen:  

Circa 35 % der Hauptschüler und 21 % der Real-
schüler kommen von einer anderen Schulform. 
Vergleichen wir die Anteile der Schüler, die min-
destens eine Schullaufbahnverzögerung durch 
Zurückstellung bei der Einschulung beziehungs-
weise durch Klassenwiederholung hinter sich ha-
ben, gehört Nordrhein-Westfalen neben den 
Stadtstaaten wiederum zu den Ländern mit den 
höchsten Quoten. Gut jeder dritte 15-jährige 
Schüler hat in Nordrhein-Westfalen mindestens 
eine Verzögerung seiner Schullaufbahn erfahren.  

Noch schlechter ist das Bild für unsere Schülerin-
nen und Schüler von der Hauptschule. 60 % aller 
Hauptschüler haben eine verzögerte Schullauf-
bahn. Jeder vierte Hauptschüler weist zwei oder 
sogar drei Schullaufbahnenverzögerungen auf.  
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Diese Werte sind im internationalen Vergleich, 
aber auch im Vergleich mit den Werten der neuen 
Bundesländer sehr hoch und zeigen ein unverän-
dert trübes Bild. Wir müssen uns bemühen – Sie 
haben es eben erwähnt –, im Umgang mit Le-
bensarbeitszeit nicht mehr so großzügig umzuge-
hen. Da gebe ich Ihnen Recht, Frau Beer.  

Wir werden die Bedeutung der individuellen För-
derung, die Förderung von schwachen Schülerin-
nen und Schülern bei der Novellierung des Schul-
gesetzes berücksichtigen. Gerade im Hinblick auf 
Hauptschulen ist unser Ansatz der Bereitstellung 
vollwertiger Ganztagsplätze genau richtig. För-
dern braucht Zeit – bei Bedarf den ganzen Tag. 

Wir bauen auf den Sachverstand unserer Lehr-
kräfte, auf ihren Elan, ihr Engagement für Kinder 
und Jugendliche und ihre pädagogische Leiden-
schaft. Wir wollen, dass Lehrer wieder mehr Zeit 
für Unterricht und Förderung erhalten. Darum wol-
len wir sie von Verwaltungsaufgaben weitestge-
hend entlasten. 

Ein weiterer Beitrag zur Verminderung des Sit-
zenbleibens wird auch ein verbindlicheres Über-
gangsverfahren von der Grundschule zu den wei-
terführenden Schulen sein. Auch hier werden wir 
im neuen Schulgesetz die entsprechenden Rege-
lungen schaffen. 

In öffentlichen Veranstaltungen habe ich auch vor 
dem Hintergrund der internationalen Vergleichs-
studien darauf aufmerksam gemacht, dass ich mir 
wünsche, dass der Begriff Heterogenität wieder 
positiver aufgefasst wird. Für mich stellt die Ver-
schiedenheit der Schülerinnen und Schüler eine 
Chance und keinen Nachteil dar. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich halte es nicht für sinnvoll, das Verfahren der 
Klassenwiederholungen generell abzuschaffen. 
Das alleinige Abschaffen des Sitzenbleibens, oh-
ne die Möglichkeit zur individuellen Förderung zu 
verbessern, macht keinen Sinn und wird den Not-
wendigkeiten nicht gerecht. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Hat sie das für 
uns aufgeschrieben?) 

Im Rahmen einer Individualisierung von Bildungs-
verläufen muss als Ultima Ratio die Möglichkeit 
bestehen, auch durch Klassenwiederholungen 
beziehungsweise in wenigen begründeten Fällen 
durch einen Schulformwechsel Schullaufbahnen 
zu korrigieren. Doch müssen wir durch Intensivie-
rung der individuellen Fördermaßnahmen die Zah-
len dringend verringern. 

(Beifall von der FDP) 

Individuelle Förderung meint dabei, Unterschiede 
zu akzeptieren, zu erkennen, dass es viele For-
men unverschuldeter Benachteiligung gibt, und zu 
versuchen, diese abzubauen. Individuelle Förde-
rung meint auch, Chancengerechtigkeit nicht mit 
Gleichbehandlung zu verwechseln. Jedes Kind ist 
anders. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Genau!) 

Darum müssen wir die stärkenorientierte Förde-
rung mehr in den Blick nehmen, auch und gerade 
für Kinder aus schwierigen sozialen Verhältnissen 
in der Hauptschule. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Frau Abgeordnete Beer möchte die Debatte noch 
mit einem kurzen Beitrag abbinden. Sie hat das 
Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Frau Ministerin, wir kön-
nen den Antragstitel gerne umstellen und das 
Ganze dann gemeinsam beschließen. Wenn es 
daran liegen soll, will ich das gerne zugestehen; 
das ist keine Frage. Ich glaube, dass ein grünes 
Sweatshirt und eine Jacke auch einiges bewirken. 

(Heiterkeit von Ministerin Barbara Sommer) 

Beim Thema „Heterogenität als Chance“ sind die 
Grünen hier im Haus früher ausgebuht worden. 
Sie haben das jetzt noch einmal positiv bestärkt. 
Das ist doch ein erheblicher Fortschritt. An der 
Stelle kann ich dem Ganzen nur mit Freude zu-
stimmen. 

Lieber Herr Kollege Solf, wir Grünen haben eine 
klare Beschlusslage und müssen nichts von ande-
ren abschreiben. Das, was wir hier als Antrag 
vorgelegt haben, ist eine Fortschreibung unserer 
politischen Initiativen in NRW – ganz konsequent – 
und unserer guten programmatischen Aufstellung, 
wie Sie sie gerade offensichtlich wahrgenommen 
haben. 

Sie können auch bemerken, dass wir Grünen 
bundesweit einheitlich aufgestellt sind. Bei der 
CDU ist das nicht ganz klar. In Hamburg wird von 
der CDU gerade die Abschaffung der Hauptschule 
gefordert. In Sachsen und Brandenburg ist das 
alles schon passiert ebenso wie im Saarland. In 
Thüringen arbeiten die Bildungsgänge Hauptschu-
le und Realschule längst zusammen. Sie halten 
hier im Augenblick noch die ideologische Wagen-
burg und wagen sich nicht daraus hervor. Aber 
nach dem Beitrag der Ministerin habe ich Hoff-
nung, dass an der Stelle noch einiges passiert. 
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(Johannes Remmel [GRÜNE]: Die kann ent-
täuscht werden!) 

Herr Solf, ich habe Verständnis dafür, dass Sie 
Ihre eigentliche Sympathie für den Antrag nicht so 
offenkundig zeigen können 

(Beifall von den GRÜNEN) 

und sich dem sprachakrobatisch unterhaltsam ein 
bisschen verschleiernd annähern müssen. Aber 
machen Sie bitte nicht den Fehler und zitieren aus 
Studien, die schon längst wegen methodischer 
Unzulänglichkeit beiseite gelegt worden sind. 

Zum Schluss noch ein Hinweis: Bitte unterstellen 
Sie nicht, dass Klassenwiederholungen von den 
Schülern und Schülerinnen als positiv empfunden 
werden. Sie haben sicherlich nicht mit denen ge-
sprochen, die das schon zum dritten und vierten 
Mal durchmachen und gerade in der Hauptschule 
angekommen sind. Da ist dieses Phänomen sehr 
häufig anzutreffen. Sie haben auch nicht mit den 
Schülerinnen und Schülern gesprochen, die die-
ses beschämende Moment der Abschulung ge-
nauso erlebt haben, auch nicht mit den Haupt-
schulkolleg/inn/en, die die Schüler und Schülerin-
nen nach dem, was sie erlebt haben, mühsam 
wieder aufbauen müssen. Sie werden aus ihrem 
Klassenverband herausgerissen, und ihnen wird 
klar gemacht: Du gehörst hier nicht hin. Du ge-
hörst nicht zu uns. Du bringst es nicht. 

Das sind die Signale, die wir für unsere Schüler 
und Schülerinnen nicht brauchen. Ermutigung und 
Zutrauen in Lernwillen, Lernerfolg und Lernfreude, 
die wir aufbauen müssen, müssen das gemein-
same Anliegen sein. Dann können wir an diesem 
Punkt vielleicht ein Stückchen zusammengehen. 

Wenn wir dann noch etwas sensibler mit dem 
Thema Übergangsempfehlung umgehen und das 
Ganze wiederholt genau reflektieren, kommt da-
bei vielleicht auch etwas anderes heraus. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 
kommen zur Abstimmung, denn es liegen keine 
weiteren Wortmeldungen mehr vor. Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung des Antrags 
Drucksache 14/576 an den Ausschuss für 
Schule und Weiterbildung. Dort soll die ab-
schließende Beratung in öffentlicher Sitzung er-
folgen. Wer stimmt dieser Überweisungsempfeh-
lung zu? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit 
ist das einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu: 

11 Lückenlose Informationen und nachvoll-
ziehbare Wege von Schlachtabfällen in 
NRW! Konsequenzen aus bayerischem Le-
bensmittelskandal ziehen  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/577 

Ich eröffne die Beratung. – Als erster Redner hat 
für die antragstellende Fraktion der Abgeordnete 
Remmel das Wort. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Ü-
berschrift unseres Antrags lautet: „Lückenlose In-
formationen und nachvollziehbare Wege von 
Schlachtabfällen in NRW! Konsequenzen aus 
bayerischem Lebensmittelskandal ziehen“. Wenn 
man einen solchen Antrag gestellt hat und dann 
während der Zeit bis zur Beratung im Plenum poli-
tische Ereignisse stattfinden, die einen in der An-
tragstellung unterstützen, ist man normalerweise 
froh, das entsprechend präsentieren zu können. 
In diesem Fall allerdings wäre das zynisch. Es ist 
schlimm, dass wir in dem, was wir fordern, bestä-
tigt worden sind; denn zu den bayerischen 
Schlachtabfällen kommen jetzt auch die Skandale 
um Geflügelfleisch aus Niedersachsen. 

Die Fleischskandale belegen erneut massive 
Missstände in der Fleischbranche. Hohe Ge-
winnmargen im Handel mit Fleischmüll und ein 
offensichtlich sehr geringes Entdeckungsrisiko: Es 
lohnt sich offensichtlich zu betrügen. Die Kriminel-
len haben ein leichtes Spiel, weil die Gefahr, ent-
deckt zu werden, gering ist. Und falls man doch 
entdeckt wird, macht das nicht viel aus – ein Buß-
geld, eine kleine Strafe auf Bewährung und weiter 
geht’s. 

Schaut man sich Parteiprogramme und program-
matische Äußerungen an, ist das, was CDU und 
CSU dazu in ihrem Agrarprogramm 2005 formu-
lieren, blanker Hohn, meine Damen und Herren. 
Ich zitiere:  

„Die Überwachung betrieblicher Qualitätsanfor-
derung ist keine primäre staatliche Aufgabe. … 
Um Verantwortlichkeiten nicht zu verwischen 
und Eigenmotivation zu wahren, muss der Auf-
bau stufenübergreifender Qualitätssicherungs- 
und Kontrollsysteme im Kern eigenverantwort-
lich durch die Agrar- und Ernährungswirtschaft 
geleistet werden. Die staatlichen Kontrollen 
sind auf ein Mindestmaß zurückzuführen.“ 

Meine Damen und Herren, angesichts der 
Schlachtabfälle und des verdorbenen Geflügelflei-
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sches kann einem bei solchen programmatischen 
Äußerungen in der Tat nur übel werden. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Sie haben keine Ahnung!) 

– Dazu können Sie ja gleich Stellung nehmen. 

Diese Substanzen hätten nicht einmal zu Hunde-
futter verarbeitet werden dürfen; bei uns landen 
sie auf dem Teller. Die Verbraucherinnen und 
Verbraucher werden dabei auch noch für dumm 
verkauft: Erst müssen sie die Abfälle schlucken, 
dann erfahren sie erst aus der Presse davon, und 
schließlich können sie sich noch nicht einmal dar-
über informieren, wohin das Zeug gelangt ist, wo-
her es kommt und welche Möglichkeiten sie ha-
ben, sich davor zu schützen. Das ist nicht der 
mündige Verbraucher. Wiederum waren es CDU, 
CSU und FDP, die im Bundesrat ein umfassendes 
Verbraucherinformationsgesetz mit der program-
matischen Begründung abgelehnt haben, die ich 
eben zitiert habe. 

Die „Westdeutsche Allgemeine“ vom 7. November 
spricht in diesem Zusammenhang davon, dass es 
im System stinkt. In der Tat stinkt es im doppelten 
Sinne an dieser Stelle. Sie schreibt weiter: 

„Nach drei Lebensmittelskandalen binnen we-
niger Wochen wühlen wir nun wieder im Abfall, 
um nachzuforschen, wie oder ob vergammel-
tes, verdorbenes, nicht für den Verzehr be-
stimmtes Fleisch auf den Teller des Verbrau-
chers gelangt ist.“ 

Das, meine Damen und Herren, darf in einem 
Land wie Deutschland nicht passieren. Man kann 
als Minister nicht so einfach sagen: Da war krimi-
nelle Energie am Werk, die sich nun einmal nicht 
kontrollieren lässt. – Das ist ein Offenbarungseid 
und ein Armutszeugnis. Wir müssen das gesamte 
System betrachten, zu dem auch ihre programma-
tischen Äußerungen gehören. 

Darüber hinaus öffnen Sie im Bereich der Le-
bensmittelproduktion die Schleusen: Schweine-
haltungserlass, Legehennenverordnung, 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Das sind doch 
Tiere, die hier erzeugt werden! Sie haben 
doch keine Ahnung! Das ist doch Quatsch!) 

der Emissionsschutz, den Sie auf Bundesebene 
für Massentierhaltung lockern wollen – all das 
spricht für ein System der industriellen Lebensmit-
telerzeugung. Es öffnet die Schleusen für diejeni-
gen, die sich durch solche Machenschaften bestä-
tigt fühlen. 

Sehr geehrter Herr Minister, deshalb brauchen wir 
mehr Kontrollen, höhere Strafen, schwarze Listen 
für schwarze Schafe, bundesweite Standards, 
transparente Verfahren im Fleischhandel ein-
schließlich entsprechender Etikettierung, damit 
der Verbraucher und die Verbraucherin erkennen 
können, woher das Produkt tatsächlich kommt, 
und ein umfassendes Verbraucherinformations-
gesetz. Dafür bitte ich Sie sich einzusetzen und 
unseren Antrag zu unterstützen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. 
Das war eine punktgenaue Landung. – Als nächs-
te Rednerin hat Frau Abgeordnete Fasse von der 
CDU-Fraktion das Wort. Bitte schön. 

Marie-Luise Fasse (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir stimmen mit dem 
Antrag der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen 
darin überein, dass es uns allen darum geht, die 
Verbraucher in Zukunft so sicher wie möglich vor 
dem Verzehr von Lebensmitteln oder auch medi-
zinischen Produkten zu bewahren, die gesetzes-
widrig aus Schlachtabfällen hergestellt wurden. 

Die Behandlung und Verwertung von Schlachtab-
fällen der Kategorie 3 der EU-Basisverordnung 
darf in Zukunft nur noch nach den strengen Re-
geln dieser Verordnung möglich sein. Auslöser für 
den aktuellen Lebensmittelskandal in Bayern war 
bekanntermaßen Material der Kategorie 3. Ent-
sprechend der EU-Verordnung hätte dieses Mate-
rial unverzüglich abtransportiert, gekennzeichnet 
und als Abfall beseitigt oder nach speziellen Me-
thoden von zugelassenen Betreibern verarbeitet 
werden müssen. 

Es bestehen nach dieser Verordnung für die Be-
handlung von Fleischabfällen der Kategorie 3 de-
taillierte gesetzliche Regeln. Auf diese Weise sind 
riesige Mengen Fleischmüll – so will ich es einmal 
drastisch bezeichnen – zu behandeln. Nach 
Schätzungen sollen allein in Deutschland jährlich 
2,5 Millionen t Schlachtabfälle im Jahr anfallen, 
von denen knapp 1 Million t der sogenannten Ka-
tegorie 3 angehört. 

Meine Damen und Herren, bei dieser Menge un-
genießbarer Schlachtabfälle, die in der EU auf 
insgesamt 14 Millionen t jährlich geschätzt wer-
den, bestehen unabsehbare und nicht völlig aus-
zuschließende Möglichkeiten des Missbrauchs. 
Ein Verbraucherinformationsgesetz kann den 
Missbrauch nicht wirksam bekämpfen. Es geht 
vorrangig um eine Verhinderung missbräuchlicher 
Verwendung. 
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Die am Anfang geforderten Dokumentationspflich-
ten und Kontrollen bringen auf jeden Fall einen 
erhöhten Bürokratieaufwand und übersteigen die 
personellen und finanziellen Möglichkeiten der 
Gemeinden. In Nordrhein-Westfalen sind die 
Kommunen für den größten Teil der Untersu-
chungen zuständig. Nach einer Stellungnahme 
der ehemaligen Umweltministerin Frau Höhn vom 
9. März 2005 werden 190.000 Lebensmittelbetrie-
be überprüft, 167.000 Kontrollbesuche gemacht 
und 100.000 Lebensmitteluntersuchungen durch-
geführt. Damit dürften die Grenzen des auf die-
sem Gebiet mit vertretbarem Aufwand Machbaren 
erreicht sein. 

Wenn Frau Höhn nunmehr aufgrund der aktuellen 
Meldungen über den Verkauf verdorbenen Geflü-
gelfleisches der Landesregierung eine zu lasche 
Handhabung der Kontrollen vorwirft, so muss sie 
sich mit Recht fragen lassen, weshalb sie beim 
damaligen Fleischskandal die jetzt von ihr als so 
dringend erforderlich angesehenen vermehrten 
Lebensmittelkontrollen nicht angeordnet hat? 

(Beifall von der CDU) 

Die von ihr beklagte konservative Kehrtwendung 
in der Verbraucherpolitik hat in der Realität nicht 
stattgefunden. Das Ministerium hat vielmehr sofort 
nach Bekanntwerden des Lebensmittelskandals in 
Bayern sämtliche Betriebe in Nordrhein-Westfalen 
untersucht, die mit solchen Fleischabfällen in Be-
rührung kommen. Unregelmäßigkeiten wurden 
nicht festgestellt, Herr Remmel. 

In der Vergangenheit ist seitens der CDU jede 
Anstrengung unternommen worden, die Lebens-
mittelüberwachung effektiv durchzuführen und ei-
nen möglichst hohen Verbraucherschutz zu ge-
währleisten. In diesem Zusammenhang verweise 
ich auch auf unseren Antrag vom 7. Mai 2005 in 
der Drucksache 13/1170 mit dem Titel „Verbrau-
cherschutz auch in NRW stärken – für eine pra-
xisnahe Umsetzung der EU-Lebensmittelhygiene-
vorschrift“. Der jetzigen Regierungskoalition Untä-
tigkeit vorzuwerfen kann deshalb nur als unver-
ständlich und völlig unbegründet bezeichnet wer-
den. 

Lebensmittelkontrollen hätten den aktuellen Skan-
dal in Bayern nicht verhindern können. Es wurde 
nach bisherigem Kenntnisstand aus Fleischabfall 
der Kategorie 3 auf dem LKW-Transport durch 
Austausch der Begleitpapiere und Umdeklarie-
rung Rohstoff für Lebensmittel. Kriminelle Ma-
chenschaften dieser Art lassen sich mit größtmög-
licher Sicherheit nur ausschließen, wenn Abfälle 
der Kategorie 3 schon an ihrem Entstehungsort in 
den Schlachthöfen unveränderbar als solche ge-

kennzeichnet und fälschungssicher dokumentiert 
werden.  

Hier bietet sich der Maßnahmenkatalog an, den der 
bayerische Verbraucherschutzminister Schnappauf 
am 27. Oktober 2005 in seinem Bericht an das 
Bundesverbraucherschutzministerium aufgezeigt 
hat. Dieser Katalog schlägt Maßnahmen wie auf-
fällige Kennzeichnung der K3-Behälter und Be-
gleitpapiere, ein Rückmeldesystem der Begleit-
scheine, Einführung einer Zulassungspflicht für 
Transporteure der Fleischabfälle und Einfärben 
des Materials beziehungsweise Behandlung mit 
Fisch- oder Leberaromen vor. 

Meine Damen und Herren, zum Schutz der Verb-
raucherinnen und Verbraucher ist bei Gesetzes-
verstößen die frühzeitige, gegenseitige und offene 
Unterrichtung aller Behörden zu gewährleisten. Es 
sind auch in Zukunft, wie hier schon geschehen, 
Produkte und Firmen der Öffentlichkeit bekannt zu 
geben. Auch die in diesem Zusammenhang oft 
geäußerte Befürchtung von Schadenersatzforde-
rungen dürfte im Hinblick auf die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts unbegründet 
sein. Das Gericht hat in einem Beschluss vom 26. 
Juni 2002 darauf hingewiesen, dass marktbezo-
gene Informationen des Staates den grundrechtli-
chen Gewährleistungsbereich der betroffenen 
Wettbewerber nicht beeinträchtigen. Ergreifen 
staatliche Stellen ihre Informationskompetenz 
zum Schutz der Verbraucher, dann können sich 
die betroffenen Unternehmen danach weder auf 
die Berufsfreiheit noch auf den Eigentumsschutz 
berufen.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Kommen Sie 
bitte zum Schluss, Frau Abgeordnete. 

Marie-Luise Fasse (CDU): Ja.  

Die Informationspflicht des Staates ist meines Er-
achtens schon aus der allgemeinen Fürsorge-
pflicht für die Bürger herzuleiten, ohne dass es 
einer gesetzlichen Regelung bedarf. Würde der 
Staat die Bürger in diesem Fall nicht informieren, 
so wäre das einer Duldung strafbarer Handlun-
gen, nämlich eines Betrugs, durch den Staat 
gleichzusetzen. 

Ich kann abschließend die dringende Unterstüt-
zung der dargestellten Initiative ohne jede Ände-
rung empfehlen. Einigkeit in den Bundesländern 
über zu ergreifende Maßnahmen stärkt die Initiati-
ven der Bundesregierung auf EU-Ebene und lässt 
schnelle Regelungen zum Schutz der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher erwarten. – Ich danke 
Ihnen. 
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(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Als nächste Rednerin hat Frau Gottschlich das 
Wort. 

Margret Gottschlich*) (SPD): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Schlachtabfälle umzude-
klarieren und verdorbenes Fleisch in den Handel 
zu bringen sind kriminelle Handlungen, die wir 
aufs Schärfste verurteilen. 

(Beifall von der SPD) 

Die jetzt bekannt gewordenen Skandale stinken 
im wahrsten Sinne des Wortes zum Himmel. Da-
bei ist es unerheblich, ob eine Gesundheitsge-
fährdung durch Schlachtabfälle ausgeschlossen 
werden kann. Schlachtabfälle sind keine Lebens-
mittel. 

(Beifall von der SPD) 

Die Verbraucherinnen und Verbraucher haben ein 
Anrecht auf gesundheitliche Unbedenklichkeit al-
ler Lebensmittel und auf größtmögliche Sicherheit. 
Sie wollen und müssen selbst entscheiden, wel-
che Qualität sie einkaufen. Die SPD-Fraktionen 
auf Bundes- und Landesebene setzen sich daher 
seit Langem für sichere Lebensmittel sowie um-
fassende und angemessene Verbraucherinforma-
tionsrechte ein.  

Wir haben in diese Richtung bereits wichtige Wei-
chen gestellt. Ich verweise hier nur auf das im 
September in Kraft getretene neue Lebens- und 
Futtermittelrecht, das umfangreiche Vorgaben 
zum Schutz der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher bei Lebens- und Futtermitteln setzt.  

Aber auch die besten rechtlichen Rahmenbedin-
gungen im Lebens- und Futtermittelbereich kön-
nen nicht verhindern, dass es einzelne schwarze 
Schafe gibt, die diese Vorgaben zu umgehen wis-
sen. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Sehr richtig!) 

Es ist daher erforderlich, weitere Schritte zu un-
ternehmen, um die Position der Verbraucher zu 
stärken und die Lebensmittelsicherheit herzustel-
len. Wir begrüßen und unterstützen daher die auf 
Bundesebene im Rahmen der Koalitionsverhand-
lungen getroffenen Vereinbarungen in diesen Be-
reichen.  

Ich verweise dabei nur auf folgende Punkte: Wir 
brauchen und unterstützen das vorgesehene 
Verbraucherinformationsgesetz. Dieses soll den 
hohen Ansprüchen der Verbraucherinnen und 
Verbraucher auf Information über gesundheitsge-

fährdende oder risikobehaftete Produkte gerecht 
werden. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ebenso brauchen und unterstützen wir eine un-
abhängige Verbraucherberatung, wie sie auch 
durch die Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfa-
len gegeben wird, damit sich Verbraucher und 
Wirtschaft auf gleicher Augenhöhe gegenüberste-
hen. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Sehr gut!) 

Wir begrüßen, dass privatrechtliche Qualitätssi-
cherungssysteme und amtliche Lebensmittelkon-
trolle besser verzahnt werden und dass sich die 
Bundesregierung auf EU-Ebene dafür einsetzen 
wird, dass die nationalen privatrechtlichen Quali-
tätssicherungssysteme anerkannt und berücksich-
tigt werden.  

Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie 
die vorgesehenen Maßnahmen im Interesse des 
Schutzes der Verbraucherinnen und Verbraucher 
in unserem Land befördert. 

(Beifall von der SPD) 

Der vorliegende Antrag geht sicherlich in die rich-
tige Richtung. Im Einzelnen besteht aber noch er-
heblicher Diskussionsbedarf. Das gilt gerade auch 
vor dem neuen bundespolitischen Hintergrund.  

Meine Damen und Herren, wir sehen interessan-
ten und wichtigen Beratungen im Fachausschuss 
entgegen. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Das Wort hat 
der Abgeordnete Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Verbraucherschutz und 
die Lebensmittelsicherheit sind – das ist völlig un-
strittig – wichtige Themen, mit denen wir uns be-
fassen. Wir verfügen in Deutschland über hohe 
Sicherheitsstandards. Dass wir diese anpassen 
müssen, wie der Kollege Remmel im Antrag for-
dert, ist auch unstrittig. Mich stört jedoch in dem 
Antrag das, was ich heute schon einmal kritisiert 
habe: Er ist inhaltlich flach, und es wird versucht, 
mit der Angst der Menschen Politik zu machen.  

(Beifall von der FDP) 

Das ist bei den Grünen ein durchgängiges System 
und aus meiner Sicht unerträglich. Dafür ist das 
Thema wirklich nicht geeignet, Herr Kollege. 
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Wenn alles in der Lebensmittelüberwachung so 
schlecht ist, frage ich mich: Was ist eigentlich in 
den letzten Jahren unter der grünen Umwelt-
schutzministerin Bärbel Höhn passiert? Welche 
maßgeblichen Versäumnisse sind denn zu bekla-
gen? Ich habe Äußerungen dazu aus Ihrer Frakti-
on ganz anders im Ohr. Das war etwas ganz an-
deres. Das kann ich mir gar nicht vorstellen, was 
Sie hier vorstellen.  

Meine Damen und Herren, dass wir dem Verbrau-
cherschutz hohen Stellenwert zumessen, mögen 
Sie unter anderem daran erkennen, dass in der 
Koalitionsvereinbarung Folgendes dargestellt ist: 
Wir wollen einen Bericht zum Lebensmittelmonito-
ring haben. Das hat es bei Ihnen nie gegeben. 
Darüber sind Sie immer hinweggegangen. Das 
haben Sie versäumt! 

Für die FDP-Fraktion gilt – ich bin sicher, dass die 
Kollegen von der CDU zustimmen –: Nur der in-
formierte Bürger ist ein mündiger Bürger. Wir 
müssen nachvollziehbare Qualitätskontrollen und 
nachvollziehbare Labels haben. Das ist völlig klar.  

Wenn man das heutige Problem angeht, müssen 
wir eindeutig sagen: Es geht um kriminelle Hand-
lungen. Die Kollegin von der SPD nannte es 
„Schweinkram“; Herr Remmel, Sie nannten es 
„Fleischmüll“. Sie haben Recht: Das ist nicht zu-
lässig. Das können wir uns nicht bieten lassen. Es 
muss etwas geschehen. Das ist doch völlig klar.  

Allerdings müssen wir ehrlicherweise auch sagen: 
Eine hundertprozentige Sicherheit gegenüber kri-
minellem Handeln gibt es nicht. Wir können uns 
bemühen, das so gut wie möglich zu organisieren. 
Dazu müssen wir an einem Strick ziehen. Das ist 
völlig klar. Dem Bürger vorzugaukeln, es gäbe 
hundertprozentige Sicherheit, entspricht einfach 
nicht den Möglichkeiten.  

Mir liegt Lobhudelei fern. Aber man muss ganz 
nüchtern feststellen: Ist den Landesbehörden in 
Nordrhein-Westfalen – über sie sprechen wir – ir-
gendein Vorwurf zu machen, sie hätten zu wenig 
gehandelt und zu wenige Aktivitäten durchge-
führt? – Nein. Es ist vernünftig gehandelt worden. 
Das bedarf keines besonderen Lobes. Das ist ei-
ne Selbstverständlichkeit.  

Meine Damen und Herren, heute Morgen lese ich 
in der „Rheinischen Post“: “Höhn: Politikwende 
trägt Schuld an Fleischskandal“. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Das war ges-
tern!) 

– Es war gestern.  

Ich zitiere Frau Höhn, die ehemalige Ministerin: 

„Der Verbraucherschutz erhält unter schwarz-
gelben Regierungen weniger Gewicht. Dadurch 
fühlen sich schwarze Schafe ermuntert, sich in 
dem knallharten Preiskampf mit illegalen Me-
thoden einen Vorteil zu verschaffen.“ 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE] – 
Heiterkeit von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Ich unterstelle einfach einmal, das hätte nur einen 
Hauch von Realität. Dann ist das eine ausgespro-
chene Blamage für Grün, denn ich lese Ihnen nun 
einige Skandale aus dem Lebensmittelbereich 
vor, die unter der Ägide der grünen Umweltminis-
terin Höhn stattgefunden haben. 

(Heiterkeit von Ralf Witzel [FDP])  

2001 – wir erinnern uns –: Antibiotika in Shrimps 
asiatischer Herkunft; 2002: schlampige BSE-Tests 
in Deutschland; 2002: mal wieder Umweltgifte aus 
Belgien im Futter; 2002: Nitrophen in Bio-Getreide 
aus Mecklenburg-Vorpommern; 2002: Antibiotika 
in chinesischem Honig; 2002: Pestizide an nordaf-
rikanischen Erdbeeren; 2002: Acrylamid als 
Krebsauslöser in gerösteten Produkten nachge-
wiesen; 2004: Dioxin in Freilandeiern; 2005: 
Fleischskandal in Deutschland, in Supermärkten 
großer Ketten wird altes Hackfleisch umetikettiert.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Darf ich Sie 
in Ihrer Aufzählung unterbrechen, Herr Ellerbrock? 
Der Abgeordnete Remmel würde gerne eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Holger Ellerbrock (FDP): Gerne, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Bitte schön. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Vielen Dank. – 
Herr Kollege Ellerbrock, würden Sie mir zustim-
men, dass sich Frau Staatsministerin a. D.  

(Ralf Witzel [FDP]: Oh! Staatsministerin 
a. D.!) 

in all diesen Fällen eindeutig für den Verbraucher-
schutz stark gemacht hat? 

Holger Ellerbrock (FDP): Das Gegenteil von 
„gut“ ist nicht „schlecht“ sondern „gut gemeint“. 
Das hat nichts bewirkt.  

(Lachen und Beifall von FDP und CDU) 

Sie hat gesagt: Es gibt schwarz-gelbe Regierun-
gen. Daraus folgt, dass der Fleischskandal dieser 
schwarz-gelben Regierung zuzusprechen ist. – 
Ich habe einfach nur sachgerecht in gleichem Um-
fang aufgelistet, welche Fleischskandale es in 
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dem Zeitraum gab, als Frau Staatsministerin a. D. 
noch als Staatsministerin i. D. – im Dienst – in 
Nordrhein-Westfalen war. Sie hat demnach völlig 
versagt. Ihr sind demnach diese Skandale anzu-
lasten.  

Diese Blasphemie stellen Sie in diesem Hause dar. 
Es ist unerträglich, mit der Angst der Leute Politik 
zu machen, Herr Kollege. Das geht so nicht.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Das ist die geistige Brandstiftung, die ich anpran-
gere. Ich verstehe nicht, dass Sie nicht davon ab-
lassen.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Immer wieder! 
Wir diskutieren das wenigstens!) 

– Operative Hektik ersetzt geistige Windstille bei 
Ihnen. Darum geht es. Bei Ihrer geistigen Wind-
stille können Sie Ihre Windkraftanlagen subventi-
oniert einbauen, aber nicht an anderen Orten.  

(Lachen und Beifall von FDP und CDU – Zu-
rufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, nehmen wir einmal 
den Antrag der Grünen. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Abge-
ordneter, bitte kommen Sie zum Schluss. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident, das will 
ich gern tun. Aber die Uhr zeigte eben noch zehn 
Minuten an, als Sie mich erinnerten – hier am 
Rednerpult wenigstens.  

Meine Damen und Herren, der Antrag der Grünen 
ist klar. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Abge-
ordneter Ellerbrock, ich darf das klarstellen. 

Holger Ellerbrock (FDP): Zu operativer Hektik 
besteht überhaupt kein Anlass. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr El-
lerbrock, sowohl die Frage von Herrn Remmel als 
auch Ihre Antwort wurden nicht auf Ihre Redezeit 
angerechnet. Sie haben Ihre fünf Minuten schon 
mit 16 Sekunden überschritten. Ich bitte Sie, zum 
Schluss zu kommen. 

Holger Ellerbrock (FDP): Gut. Danke schön. Ich 
werde zum Schluss kommen. Ich werde keinen 
Kleistschen Schlusssatz bilden.  

Zu operativer Hektik gibt es bei diesem flachen 
Antrag geistiger Brandstiftung überhaupt keinen 
Anlass. Wir lehnen diesen Antrag ab. Wir werden 

ihn beraten. Null ist null. Das sollte auch so blei-
ben. – Danke schön.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun spricht 
für die Landesregierung Herr Minister Uhlenberg. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst bei den Abgeordne-
ten Frau Fasse, Frau Gottschlich und Herrn El-
lerbrock sehr herzlich für die sachlichen Beiträge 
zu diesem Thema bedanken.  

Was Herr Abgeordneter Remmel auf den Weg 
gebracht hat, passt ins übliche Muster, das wir in 
den vergangenen Jahren beim Thema „Fleisch-
skandale“ immer wieder erlebt haben: Man will mit 
der Angst, die natürlich bei den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern vorhanden ist,  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Zu Recht!) 

ein politisches Geschäft machen.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Sie haben zu 
Recht Angst!) 

Deswegen werden wir uns immer wieder auf die-
se Situation einstellen müssen.  

Ich möchte darauf hinweisen, meine Damen und 
Herren, dass ich von mir aus bereits am 
19. Oktober den Ausschuss umfassend über die-
sen Vorgang informiert habe, was die bayrischen 
Schlachtabfälle angeht. Es gibt seitdem keine 
neue Situation. Es gibt seitdem keine neuen Fak-
ten. Ich kann Ihnen nur sagen, dass die Lieferun-
gen aus Bayern – teilweise über Rheinland-Pfalz – 
nach Nordrhein-Westfalen zu 100 % erfasst wor-
den sind, sodass diese Fleischwaren aus der Ka-
tegorie 3 nicht beim Verbraucher gelandet sind. 
Diese Fakten habe ich dem Ausschuss mitgeteilt. 
Seitdem gibt es nichts Neues.  

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
geht davon aus, dass aufgrund des EU-Rechts 
die Rückverfolgbarkeit nur für Fleisch der Katego-
rien 1 und 2 gelte. Dieser Ansatz ist jedoch nicht 
zutreffend, denn es gibt kein Fleisch der Katego-
rien 1 und 2.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Herr Kollege Remmel, möglicherweise sind die 
tierischen Nebenprodukte gemeint. Tierische Ne-
benprodukte der Kategorien 1 und 2 sind zum 
Beispiel spezifisches Risikomaterial oder Teile in-
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fizierter Tiere beziehungsweise Material von un-
tauglich beurteilten Tieren.  

Diese Produkte unterliegen wegen des möglichen 
Gefahrenpotenzials einer äußerst strengen Reg-
lementierung. So müssen diese Produkte zum 
Beispiel eingefärbt werden, und sie dürfen nur 
über Tierkörperbeseitigungsanlagen entsorgt wer-
den – das nur zu Ihrer Information. 

In dem Antrag wird zusätzlich gefordert, eine Liste 
aller Betriebe zu erstellen und zu veröffentlichen, 
die sich eines Verstoßes gegen das Lebensmittel- 
oder Futtermittelrecht schuldig gemacht haben. 
Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit noch 
einmal deutlich machen, dass die Betriebe in 
Nordrhein-Westfalen bei dem ersten Vorgang und 
auch bei dem zweiten Vorgang, den wir in den 
letzten Tagen hatten – ich werde gleich dazu noch 
etwas sagen –, Opfer und nicht Täter dieses Ge-
schehens waren. 

(Beifall von der CDU) 

Deshalb werde ich Sie nicht auf irgendwelchen 
Listen anprangern, zumal noch nicht endgültig 
feststeht, ob überhaupt Katagorie-3-Material in 
den Produkten damals vorhanden war. Meine 
Damen und Herren, ich glaube, dass dieser Weg 
falsch ist und wir uns sehr schnell in der Situation 
befinden, auch Arbeitsplätze von Firmen aufs 
Spiel zu setzen, die nach näherem Hinsehen 
möglicherweise nicht betroffen sind. 

In meiner relativ kurzen Amtszeit habe ich schon 
solche Erfahrungen gemacht, dass mir Firmen 
genannt worden sind. Wenn ich die genannt hätte, 
meine Damen und Herren, dann wären die Firmen 
in größte Schwierigkeiten gekommen. Deswegen 
gibt es sinnvollere Wege als die, die in Ihrem An-
trag stehen. Wenn nämlich so etwas wirklich fest-
gestellt wird, dann kann man gemeinsam mit den 
Firmen einen sinnvollen Weg der Öffentlichkeits-
arbeit wählen, damit man an die Öffentlichkeit 
geht, vor allen Dingen, wenn die Firmen selber 
Opfer einer solchen Situation sind. Da muss man 
ihnen helfen und man darf sie nicht an den Pran-
ger stellen, weil in dieser Situation möglicherweise 
Hunderte von Arbeitsplätzen gefährdet sind. 

Das ist, glaube ich, ein Thema, bei dem die Grü-
nen nicht so sensibel sind. Mit diesen Menschen 
haben sie es nicht so. Deswegen, meine Damen 
und Herren, gehe ich mit diesen Firmen anders 
um, als Sie es in Ihrem Antrag stehen haben. 

(Beifall von der CDU) 

Ich möchte deutlich machen, dass bei diesem 
Fleischskandal, den wir in den letzten Tagen hat-
ten, 3.200 kg nach Nordrhein-Westfalen gekom-

men sind, von denen wir 2.800 kg sichergestellt 
haben. Das ist darauf zurückzuführen, dass die 
Behörden in Nordrhein-Westfalen ihre Aufgabe 
gemacht haben. Darüber bin ich auch sehr froh. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch eines 
deutlich machen: Aus dem Antrag der Grünen 
geht fälschlicherweise hervor, dass der Staat in 
der Lage wäre, eine hundertprozentige Sicherheit 
der Verbraucher herzustellen. Nein, an dieser 
Stelle sagen wir ganz klar: Zunächst einmal ist die 
Wirtschaft gefordert, für die Lebensmittelsicherheit 
zu sorgen. Jede Firma, die Lebensmittel einkauft, 
die Lebensmittel in ihrem Betrieb verarbeitet, ist 
ganz konkret gefordert. Die Firmen sind zunächst 
einmal für die Lebensmittelsicherheit zuständig. 

(Beifall von der CDU) 

Der Staat, meine Damen und Herren, hat eine er-
gänzende Funktion. Er hat eine sehr wichtige 
Funktion, in dem Zusammenhang für die Le-
bensmittelsicherheit zu sorgen. Dem kommen wir 
in Nordrhein-Westfalen nach. Frau Kollegin Fasse 
hat die entsprechenden Zahlen genannt. Ich will 
sie aus Zeitgründen nicht noch einmal wiederho-
len. 

Herr Kollege Remmel, wenn Ihnen dieses Thema 
Lebensmittelsicherheit ein so hohes Gut ist, dann 
muss ich doch einmal die Frage stellen, weshalb 
Ihre frühere Ministerin, Frau Höhn, dieses BDO-
Gutachten zur Neuorganisation der Lebensmittel-
untersuchungen in Nordrhein-Westfalen, das seit 
dem Jahr 2003 vorliegt, das mit viel Geld auf den 
Weg gegeben wurde, in die Schublade gelegt hat, 
weshalb bis zum Jahre 2005 in der Frage der 
Neuorganisation der Lebensmittelämter in Nord-
rhein-Westfalen – der kommunale Bereich und 
der staatliche Bereich sind davon betroffen –, 
nichts geschehen ist, weshalb man in der Frage 
der Lebensmitteluntersuchungsämter in Nord-
rhein-Westfalen heute nicht so gut aufgestellt ist 
wie andere Bundesländer? 

Wenn Sie sich hier schon hinstellen und in dieser 
Form die Arbeit der Landesregierung kritisieren, 
dann sollten Sie sich zunächst einmal die Frage 
stellen, meine Damen und Herren, weshalb die-
ses Gutachten nicht umgesetzt worden ist. Wenn 
Sie noch einmal Kontakt zu meiner Vorgängerin 
haben, dann sollten Sie auch sagen, dass es kein 
guter Stil ist zu erklären, mit der neuen Landesre-
gierung seien die Verbraucherstandards in Nord-
rhein-Westfalen abgesenkt worden. Dabei ist das 
Gegenteil der Fall. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister 
Uhlenberg, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Ellerbrock? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Es ist in der Tat so, dass man hier mit den Sorgen 
der Menschen Politik machen will. Wenn Sie hier 
sagen, im Bereich der Agrarpolitik hätte sich der 
Schweinehaltungserlass geändert, so ist es doch 
inzwischen unser Problem, dass immer mehr Le-
bensmittel aus dem Ausland zu uns nach Nord-
rhein-Westfalen kommen.  

Vor 20, 30 Jahren standen die Behörden vor einer 
ganz anderen Situation. Da kam etwas Kakao 
hierhin. Viele andere Lebensmittel kamen nicht zu 
uns ins Land. Heute kommen täglich Tausende 
von Tonnen Fleisch und Lebensmittel nach Nord-
rhein-Westfalen, die kontrolliert werden müssen. 
Wir stehen heute vor ganz anderen Herausforde-
rungen. 

Deshalb ist es auch Aufgabe einer neuen Agrar-
politik, in Nordrhein-Westfalen dafür Sorge zu tra-
gen, dass der Selbstversorgungsgrad von Le-
bensmitteln nicht weiter abgesenkt wird, wie das 
bei Ihnen in den vergangenen Jahren der Fall 
war, 

(Beifall von der CDU) 

dass immer mehr Lebensmittel aus der ganzen 
Welt zu uns nach Nordrhein-Westfalen kommen. 
Wir möchten durch unsere Politik dazu beitragen, 
dass die Produkte bei uns im Land erzeugt wer-
den, dass der Landwirtschaft geholfen wird, Pro-
dukte in diesem Land Nordrhein-Westfalen zu er-
zeugen, insbesondere weil wir den großen 
Verbrauchermarkt von 18 oder 19 Millionen Ver-
brauchern in Nordrhein-Westfalen direkt vor un-
serer Tür haben. 

Meine Damen und Herren, hier ist viel zu tun. Ich 
freue mich auf die Debatte im Ausschuss, insbe-
sondere mit den Fraktionen CDU, SPD und FDP. 
Ich glaube nicht, dass die Grünen noch wichtige 
Beiträge dazu leisten können. Sie verweigern sich – 
das zeigen ihre Beiträge –, bei einem so wichtigen 
Thema einer seriösen Diskussion. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, wir sind damit am Schluss der Bera-
tung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrages Druck-
sache 14/577 an den Ausschuss für Umwelt 

und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz. Die abschließende Beratung und 
Abstimmung soll dort in öffentlicher Sitzung erfol-
gen. Wer mit dieser Überweisungsempfehlung 
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Dann ist das einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu: 

12 Keine Aufweichung des Werbeverbots an 
Schulen  

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/580 

Ich eröffne die Beratung und gebe das Wort an 
Frau Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bislang 
hat NRW einen weitreichenden Schutz gegen 
kommerzielle Produktwerbung. Das ist gut so und 
das muss weiterentwickelt werden. Es ist genauso 
richtig, dass es eine erhebliche Grauzone zwi-
schen Sponsoring und der kommerziellen Pro-
duktwerbung gibt und dass Schulen weiterhin eine 
klare Linie und Kriterien für den Umgang mit 
Sponsoring und Werbung brauchen. Werbung 
kommt oftmals unter dem Deckmantel Sponsoring 
daher. Professorin Edda Müller vom Verbraucher-
zentrale Bundesverband e. V. weist zu Recht dar-
auf hin, dass die Zielgruppe der Kinder und Ju-
gendlichen von der Werbeindustrie auch über die 
Schule immer wieder gezielt angegangen wird. 
Dazu nenne ich einige Beispiele:  

Eine Firma, die Cerealien auf den Markt bringt, 
fordert Kinder und Jugendliche auf, ihr Produkt zu 
kaufen, um Bonuspunkte auf den Packungen zu 
erwerben. Diese können gegen attraktive Sport-
geräte eingetauscht werden. Das geht nur über 
die Schule mit einem Schulstempel. Viele Schüle-
rinnen müssen sich darauf verständigen, diese 
Frühstücksflocken zu kaufen, um die nötigen 
Punkte zusammenzubringen. Auch eine bekannte 
Keksfirma ging diesen Weg. Es gab über Verpa-
ckungspunkte Klassenfahrten zu verdienen: 
Gruppenzwang zum Kauf von Keksen.  

Der Verbraucherzentrale Bundesverband hat 
deshalb eine Studie in Auftrag gegeben, um das 
Spannungsfeld von Sponsoring und Werbemaß-
nahmen auszuloten. Diese wurde jüngst auf einer 
Tagung vorgestellt. Darin wurde klar gesagt, 
Sponsoring ist quasi das Sahnehäubchen im 
Schulalltag zur Ergänzung des notwendigen und 



Landtag  09.11.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/12 
 

 

 

1108

des zu sichernden Kernangebots. Schulen partizi-
pieren aber durchaus sehr unterschiedlich daran. 
Häufig wird in einer Kommune die Ungleichheit 
von Schulen in der Ausstattung durch Sponsoring 
sogar verstärkt.  

Aus einigen Umfragen wissen wir, dass die Gym-
nasien am meisten vom Engagement der Unter-
nehmen mitnehmen können und profitieren. 
Hauptschulen kommen erheblich weniger in den 
Genuss des Sponsorings, von Förderschulen 
ganz zu schweigen. Deswegen muss in einer 
Kommune sehr genau hingeschaut werden, wie 
das Sponsoring verläuft. Gleichzeitig muss die 
Schule ein Raum sein, in dem Produktwerbung 
nichts zu suchen hat.  

Es lohnt sich, genau hinzuschauen, wo sich Fir-
men unter dem Deckmantel Sponsoring mit Pro-
duktwerbung in die Schulen schleichen. Ein Bei-
spiel dafür ist ein großer Softdrinkhersteller mit 
bekannter dunkler Brause, der Schul-Events 
sponsert und das mit Plakat- und Anzeigenwer-
bung in den Schulen offensiv begleitet.  

Es ist wichtig, dass sich die Bundesländer in den 
Fragen von Sponsoring und Produktverbot ver-
ständigen. Das wird in den Bundesländern derzeit 
sehr unterschiedlich gehandhabt. Wir brauchen 
pädagogische Standards für die Schulen im Um-
gang mit Sponsoring. Missbrauch muss konse-
quent über ein Controlling verhindert, Best Practi-
ce aber gefördert werden. Es ist ein positiver As-
pekt des Sponsorings, dass sich gesellschaftli-
ches Interesse, bürgerschaftliches Engagement 
und die Beteiligung der Wirtschaft an der Ge-
samtaufgabe Bildung positiv dokumentieren kann. 
Ich zitiere gerne noch einmal Prof. Müller zum 
Abschluss:  

Die finanzielle Grundversorgung der Schulen 
aus öffentlichen Mitteln ist unabdingbar. Nur so 
kann eine selbstbewusste Schule ihren Bil-
dungsauftrag wahren, wenn sie sich mit der 
Wirtschaft einlässt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Vielen Dank, 
Frau Beer. – Als Nächster hat Herr Jarzombek 
von der CDU-Fraktion das Wort. Bitte schön.  

Thomas Jarzombek (CDU): Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Schulsponso-
ring ist eine sinnvolle Angelegenheit. Es ist nichts 
Neues, wenn ich Ihnen das heute für die CDU-
Fraktion sage. Deshalb habe ich mich gefreut, als 
ich den Antrag von Bündnis 90/Die Grünen gele-

sen habe, weil das ganze Thema sehr positiv auf-
gegriffen wird.  

Gewundert habe ich mich allerdings, als ich den 
Antrag umgedreht und auf der Rückseite ein 
flammendes Plädoyer gegen Schulsponsoring ge-
funden habe. Ich habe mich gefragt, wie es ei-
gentlich kommt, dass genau die Gesetze, über die 
wir sprechen, von Ihrer Fraktion in der letzten Le-
gislaturperiode mit beschlossen wurden. 

(Zuruf von der CDU: Sehr schön!) 

Wie dem auch sei: Wundern kann man sich.  

Kommen wir zu Ihren Forderungen: Sie berufen 
sich in Ihrem Antrag und in Ihrer Rede im Wesent-
lichen auf eine Studie der Verbraucherzentralen. 
Ich habe diese Studie nachgelesen und dabei he-
rausgefunden, der Kern besteht im Wesentlichen 
darin, dass in drei Bundesländern – Berlin, Sach-
sen-Anhalt und Bremen –, im Gegensatz zu Nord-
rhein-Westfalen auch Produktwerbung an den 
Schulen erlaubt ist. Von daher ist es kein Wunder, 
dass es dort zu negativen Effekten kommt. Das 
wirft allerdings die Frage auf, was das mit Nord-
rhein-Westfalen zu tun hat.  

Ihr erster Punkt lautet, dass der Landtag das Ver-
bot von Produktwerbung bekräftigen soll. Warum 
sollen wir aber etwas bekräftigen, was schon 
längst Gesetz ist? 

Ihr zweiter Punkt beschäftigt sich mit Grauzonen. 
Wenn Sie über solche Grauzonen schreiben, 
müssen Sie diese auch definieren. Insofern frage 
ich mich, wie Sie diese definieren. Das finde ich in 
Ihrem Antrag nicht. Sie fordern, klare Richtlinien 
zur Abgrenzung reiner Sponsoring-Maßnahmen 
gegenüber Werbung an Schulen zu erarbeiten. 
Warum haben Sie dies nicht im Rahmen Ihres 
Schulgesetzes im letzten Jahr getan?  

Die Frage lautet weiter, wie diese Richtlinien ei-
gentlich aussehen sollen. Kann es überhaupt sol-
che Richtlinien geben? Daraus kann ich nur zwei 
Schlüsse ziehen: Entweder sind Sie nicht in der 
Lage, konkrete Vorschläge für solche Richtlinien 
zu benennen, oder Sie hatten keine Lust dazu. Da 
ich Ihnen aber weder Faulheit noch Dummheit 
vorwerfen möchte, müssen wir eine dritte Mög-
lichkeit in Erwägung ziehen, dass es nämlich kei-
ne solchen Richtlinien geben kann, die diese 
Grauzonen vernünftig definieren. Stattdessen 
schreiben Sie in § 99 des Schulgesetzes, dass 
Schulen über Sponsorings entscheiden und diese 
auch bewerten sollen. Wir als CDU trauen den 
Schulen etwas zu. Die Frage ist, ob Sie das auch 
tun. Wenn wir mehr Freiheit und Selbstständigkeit 
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für die Schulen wollen, dann sollten wir gar nicht 
erst an weitere Regelungen denken.  

Ihr dritter Punkt beschäftigt sich mit der KMK. Sie 
fordern in Ihrem Antrag, dass nationale Standards 
für Sponsoring über die KMK erarbeitet werden 
sollen. Ich glaube, hier haben wir einen deutlichen 
Unterschied in der Wahrnehmung zwischen unse-
rer und Ihrer Fraktion. Wir von der CDU stehen 
zum Föderalismus. Wir wollen den Wettbewerb 
zwischen den Bundesländern und sehen Bildung 
als eine primäre Landesangelegenheit an. Die 
KMK sollte deshalb nur aktiv werden, wenn es im 
Wesentlichen um die gegenseitige Anerkennung 
von Abschlüssen oder um Schnittstellen zwischen 
den Bundesländern geht. Warum sollen wir als 
Nordrhein-Westfalen zum Beispiel Herrn Wowe-
reit verbieten, dass an seinen Schulen geworben 
werden darf? Es stellt sich die Frage, was die 
SPD-Fraktion davon hält.  

(Beifall von der FDP) 

Sie sind zwar in keiner Landesregierung mehr 
vertreten, aber Sie können durch solche Initiativen 
doch auf Landtagsebene sicherlich einen passen-
deren Platz dafür finden als den Landtag von 
Nordrhein-Westfalen. Oder haben Sie etwa Sor-
gen, bei den Herren Wowereit und Börnsen mit 
Ihrer Initiative auf Ablehnung zu stoßen? 

Deshalb kann ich für meine Fraktion nur zu dem 
Schluss kommen: Wir freuen uns auf die weitere 
Diskussion im Fachausschuss. Aber Sie werden 
an der Stelle Ihre nebulösen Grauzonen auch ge-
nau erklären und konkretisieren müssen. Sie wer-
den dort mit ernsthaften Vorschlägen für solche 
Richtlinien kommen müssen, wenn Sie mit dieser 
Initiative ernst genommen werden wollen. 

Wir werden dann auch darüber sprechen, ob wir 
ernsthaft Einzelaspekte der Bildungspolitik den 
Ländern abnehmen wollen und bundesweit ver-
einheitlichen möchten. Auf diese Diskussion freue 
ich mich besonders.  

Das darf ich Ihnen an dieser Stelle schon sagen: 
Wir trauen nicht nur den Schulen etwas zu, son-
dern wir trauen auch den Ländern etwas zu. Des-
halb werden wir bei Ihrem Versuch nicht mitma-
chen, Bildung bundesweit gleichzuschalten. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Jarzombek. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Herr Trampe-Brinkmann. Bitte schön. 

Thomas Trampe-Brinkmann*) (SPD): Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Gruppe der Jugendlichen in Deutschland zwi-
schen sechs und neunzehn Jahren verfügt heute 
über ein geschätztes Taschengeldvolumen von 
20 Milliarden €. Darüber hinaus beeinflusst diese 
Gruppe das Kaufverhalten der Familien in einer 
kaum zu beziffernden Größe. 

Ich bin zwar weit davon entfernt, unsere Kinder 
als Konsumjunkies zu betiteln, aber diese große 
Kaufkraft stellt eine interessante Käuferschicht für 
die Wirtschaft dar. Hierbei geht es nicht nur um 
den kurzfristigen Verkaufserfolg, sondern auch 
um die langfristige Bindung der Kinder und Ju-
gendlichen an bestimmte Marken und Trends, ü-
ber die heutzutage die Gruppenzugehörigkeit de-
finiert wird. Allein schon der Besitz eines bestimm-
ten Handys klärt heutzutage die Zugehörigkeit un-
serer Kinder zu einem bestimmten Freundeskreis. 
Dies lässt sich auch auf Turnschuhe, Jeans oder 
Musik erweitern. Dass die Schule in den Blickwin-
kel der Wirtschaft gerät, liegt so auf der Hand. 

Nach meiner Kenntnis beläuft sich der Werbeetat 
der deutschen Wirtschaft auf ca. 11 Milliarden € 
jährlich. Das Bestreben der Firmen, dieses Geld 
punktgenau, also auch an den Schulen, einzuset-
zen, ist immens. 

Auch wenn der Zentralverband der deutschen 
Werbewirtschaft die Werbegelder, die an unsere 
Schulen fließen, bisher als Krümel bezeichnet, 
zeigen Beispiele aus den USA – Frau Beer hat sie 
erwähnt –, in welche Richtung die Reise gehen 
kann. 

Es gibt auch bei uns mittlerweile genügend Bei-
spiele, wie Firmen versuchen, Lehrer, Eltern und 
Schüler mit Produktwerbung zu ködern. So wer-
den zum Beispiel kostenlose Klassenfahrten offe-
riert, wenn man nur eine ganz bestimmte Sorte 
Cornflakes isst. 

Neben vielen schlechten Beispielen gibt es aber 
auch sehr gute Beispiele, wie Sponsoring positiv 
auf unsere Schulen wirken kann. Darum erscheint 
es mir nötig, auch vor dem Hintergrund der Ta-
gung bei der Verbraucherzentrale, bei der ich an-
wesend war, den Diskurs über die Begrifflichkei-
ten von Spenden, Sponsoring und Werbung noch 
einmal zu führen. 

Das im Februar dieses Jahres verabschiedete 
Schulgesetz hat die Möglichkeiten für Schulspon-
soring eröffnet und Produktwerbung klar verboten. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor dem Hinter-
grund immer knapper werdender kommunaler 
Haushalte können Schulen durch Sponsoring Fi-
nanzlücken schließen und sich so neue Möglich-
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keiten eröffnen. Es muss aber klar sein, dass der 
staatliche Bildungsauftrag im Vordergrund jegli-
chen Bemühens stehen muss. 

(Beifall von der SPD – Dr. Axel Horstmann 
[SPD]: Darauf kommt es an!) 

Es muss gelten: Sponsoring ja, aber nicht um je-
den Preis.  

Die Schulen in unserem Land müssen auch wei-
terhin der Platz bleiben, an dem kritisch über alle 
gesellschaftlichen und ökonomischen Interessen 
und in diesem Zusammenhang auch über Wer-
bung diskutiert werden muss. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Daher ist es für uns wichtig, dass alle Sponso-
ringmaßnahmen in einem transparenten Prozess 
eingeleitet werden, an dem neben der Schullei-
tung auch die Schulkonferenzen, also Eltern und 
Schüler, sowie der Schulträger beteiligt sind. 

Sponsoring muss darüber hinaus auch klar in ei-
nem zeitlichen und materiellen Umfang vertraglich 
festgelegt werden. Es sollte unserer Ansicht nach 
eine kommunale Berichterstattung über alle Maß-
nahmen in einer Kommune durchgesetzt werden. 

Ebenso ist es wichtig, dass aus allen fließenden 
Mitteln ein Pool gebildet wird, um so zu verhin-
dern, dass nicht nur reiche Schulen in reichen 
Städten oder Stadtteilen Nutznießer solcher För-
dermaßnahmen werden. 

(Beifall von der SPD) 

Ein Teil dieser Mittel sollte ebenso an alle Schulen 
einer Kommune fließen, auch an solche, die eben 
nicht die Möglichkeit der Drittmittelbeschaffung 
haben. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Bildungshoheit und 
Bildungsautonomie des Staates dürfen nicht den 
wirtschaftlichen Interessen der werbenden Wirt-
schaft untergeordnet werden. Das Abstandsgebot 
und das Diskursgebot staatlicher Bildungseinrich-
tungen müssen erhalten bleiben. 

Aus diesem Grunde unterstützen wir den Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und stimmen 
der Überweisung an den Schulausschuss zu. Wir 
freuen uns auf die Diskussion dort. – Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. – 
Für die Fraktion der FDP erteile ich Herrn Witzel 
das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich kann mir 
schlecht vorstellen, dass die FDP-Landtags-
fraktion im weiteren Beratungsgang und zu einem 
späteren Zeitpunkt dem hier von den Grünen vor-
gelegten Antrag noch etwas Positives abgewin-
nen kann und sich entschließen könnte, ihm zu-
zustimmen. Es spricht sehr, sehr viel dafür, dass 
wir bei unserer klaren Bewertung und Ablehnung 
bleiben. 

Frau Beer, wie Sie das Thema Sponsoring von 
Schulen hier angefasst haben, war wirklich klein-
teiligster staatlicher Steuerungswahn, was hier al-
les wie festgelegt werden sollte. 

Ich würde mir wünschen, dass Sie ähnliche Kon-
trollziele hätten, wenn es um die Bildungsinhalte 
und die Qualität des Bildungswesens geht. Wenn 
wir da nämlich Controllingfragen ansprechen und 
sagen, wir brauchen Qualitätssicherung und 
Standardsicherung, dann gibt es bei Ihnen einen 
großen Aufschrei. Aber beim Sponsoring wollen 
Sie auf einmal schon ein Controlling, was die 
kleinteiligsten Finanzströme in der Finanzierung 
von Schulen angeht, und Sie glauben wieder an 
die große, starke, ordnende Hand des Staates, 
nur weil es bei Ihnen einen Pawlowschen Reflex 
gibt, wenn mal irgendwo Sponsoring auch auf 
Schulen zukommt. 

(Beifall von der FDP) 

Ich halte diese Debatte so wie Sie sie hier intonie-
ren für rückwärts gewandt – bei aller Notwendig-
keit einer hinreichenden und ausreichenden öf-
fentlichen Finanzierung. Dazu stehen wir. Sie se-
hen ja, wir handeln. Wir werden den Bildungsbe-
reich zukünftig finanziell besser ausstatten, als 
Sie das während Ihrer Verantwortung in den letz-
ten zehn Jahren gemacht haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir werden zusätzliche Ressourcen auf diesen 
Bereich konzentrieren. Denn wir sehen die Not-
wendigkeit, das öffentliche Bildungswesen hinrei-
chend öffentlich zu finanzieren und nicht verfallen 
zu lassen. Wir sehen ja bei Pisa, was im Ergebnis 
bei dieser starken Unterfinanzierung heraus-
kommt.  

Unser Motto ist: Gartenschlauch statt Gießkanne. 
Wir müssen uns sehr viel differenzierter auch die 
Standorte in einem sozial problematischen Umfeld 
ansehen, die vielleicht nicht die gleichen Zu-
gangsvoraussetzungen wie andere haben, auch 
was die Mittelakquise angeht. Sie werden dort be-
sonders gefördert, wo ein besonderer Förderbe-
darf bei Schülern vorliegt. 
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Gleichzeitig gilt aber, Frau Beer: Jeder zusätzliche 
Euro, der in die Schulen kommt und zu einer bes-
seren Finanzausstattung beiträgt, ist gut. Wir 
brauchen ein Rahmengerüst. Das haben wir auch 
im aktuellen Schulrecht. Es ist völlig klar, dass wir 
nicht jugendgefährdende Werbung annehmen 
werden, die auf die Schulen zukommt. Es ist auch 
völlig klar, dass es keine Konditionierung hin zu 
inhaltlichen Aussagen des Unterrichts geben darf. 
Das sind Selbstverständlichkeiten, die in der Ver-
gangenheit praktiziert worden sind, auch bei dem, 
was Sie im Schulrecht formuliert haben. Das ist 
doch nicht ernsthaft die Gefahr, die heute an die-
ser Stelle besteht.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Verbraucherzentrale!) 

Wir müssen uns Gedanken machen, wie wir mehr 
Geld für den Bildungsbereich bekommen, wie wir 
das zusätzliche Interesse von privatem Engage-
ment mobilisieren, damit ergänzend zu einer hin-
reichend öffentlichen Finanzierung weitere Quali-
tätssprünge möglich sind, die alleine die Staat-
lichkeit nicht gewährleisten kann. 

Ich glaube, Frau Beer, mit einem bisschen Reali-
tätssinn betrachtet: Junge Menschen, die nach-
mittags oder am Wochenende zum Sportverein 
gehen, die sich in Stadien aufhalten, sehen dort 
Bandenwerbung. Wenn es gelingt, die alte maro-
de Turnhalle, die zusammenbricht, zu sanieren, 
und es einen Sponsor gibt, der irgendwo, wie es 
in jeder anderen Sportstätte der Fall ist, ein biss-
chen Bandenwerbung aufstellen möchte, dann ist 
das eher ein Fall, bei dem man sich unterhalten 
kann, ob man das jetzige Regelungswerk nicht 
noch lockern und über Öffnungsklauseln nach-
denken muss. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Herr Witzel, das 
ist doch gar nicht das Problem!) 

Aber keinesfalls sollte man hier zu weiteren Ein-
schränkungen kommen.  

Ein letzter Gesichtspunkt, der mich bei Ihnen 
wundert, ist Anspruch und Wirklichkeit, wenn es 
um Schulautonomie geht. Ich kann mir nicht 
ernsthaft vorstellen, dass an einer Schule, die 
verantwortungsbewusst mit dem Bildungs- und 
Erziehungsauftrag umgeht, Schüler in irgendeiner 
Weise genötigt werden, bestimmte Kekssorten 
oder Bonbons oder sonst etwas zu essen.  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Da wundert mich Ihre Wahrnehmung, die Sie in 
diesen Bereichen haben, schon sehr.  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Uns geht es um mehr Schulautonomie, Frau Beer, 
und zwar nicht als Worthülse in Sonntagsreden, 
sondern weil wir das als neue Regierung in Angriff 
nehmen werden. Sie reden gerne davon, wir ma-
chen es.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Wir möchten mehr Schulautonomie. Wir werden 
deshalb – Sie werden in Kürze unsere neuen ge-
setzlichen Regelungen sehen – die Themen in 
Angriff nehmen, die wir angekündigt haben. Es 
gibt mehr personelle Mitbestimmung in der Schule 
über die Auswahl des Schulleiters, damit mehr Ei-
genverantwortung für die Schulgemeinde, in Lei-
tungsfragen den Kurs der Entwicklung dieses 
Schulstandorts zu begleiten. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Aber die Schü-
lermitbestimmung wird abgeschafft!) 

Ich würde mir sehr wünschen, wenn wir Regelun-
gen finden, wie wir die kommunale Entscheidung 
und Verantwortung jeder einzelnen Schule stär-
ken, sich auch um weitere private Mittel zu bemü-
hen. 

Ich glaube, gerade Klassenfahrten – Frau Beer, 
Sie hatten die Debatte in der letzte Legislaturperi-
ode nicht mitbekommen – sind ein sehr gutes Bei-
spiel. Wenn die werbende Wirtschaft sagt, sie un-
terstützt das, wofür die öffentliche Hand zu wenig 
Geld ausgibt, um so soziales Miteinander von 
Schülern zu ermöglichen, dass sie Klassenfahrten 
machen können, nachdem wir gemeinsam festge-
stellt haben, wie wenig Euro pro Klasse das Land 
in der Vergangenheit zur Verfügung gestellt hat, 
dann sollten wir uns über diese Finanzspritze 
freuen und nicht jeden verteufeln, der als privater 
Sponsor bereit ist, den Bildungsbereich zukünftig 
besser auszustatten. – Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Witzel. – Für die Landesregierung spricht 
nun Frau Ministerin Sommer. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat mit ihrem Antrag „Keine 
Aufweichung des Werbeverbots an Schulen“ ein 
Thema aufgegriffen, das aus meiner Sicht von 
den Schulen sehr verantwortungsvoll behandelt 
wird. Sicher ist mir auch bekannt, dass es immer 
wieder mahnende Stimmen gibt, die eine bedenk-
liche Ausweitung der reinen Produktwerbung in 
den Schulen befürchten. 
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In diesem Sinne hat sich jedenfalls im Juni dieses 
Jahres der Vorsitzende des Deutschen Philolo-
genverbandes, Heinz-Peter Meininger, im Ge-
spräch mit der „Welt“ geäußert. Auch die Studie 
der Verbraucherzentrale, mehrfach erwähnt, auf 
die sich die grüne Fraktion in ihrem Antrag stützt, 
enthält solche kritischen Äußerungen. 

Der uns heute vorliegende Antrag zeigt, dass es 
aber einen offensichtlichen Widerspruch in den 
Aussagen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
gibt. Ich greife das auf, was Herr Witzel anmerkte. 
Sie treten für die selbstständige Schule ein. Sie 
wollen selbstständige Schulen und verhindern mit 
solchen Anträgen den Wettbewerb unter den 
Schulen. Das passt nicht zusammen. Zur Eigen-
verantwortlichkeit der Schulen gehört auch der 
Wettbewerb. Eigenverantwortung bedeutet, dass 
Schulen selbst darüber entscheiden, wie sie mit 
Werbung und Sponsoring umgehen. 

Das Schulgesetz macht ganz klare Aussagen. 
Schulleitung, Schulkonferenz und Schulträger 
müssen sich im Grundsatz und auch im Einzelfall 
einig werden, wo die Grenzen der Werbung liegen 
sollen. Es ist klargestellt, dass die Präsentation 
der Werbung nicht im Vordergrund steht, sondern 
angemessen und zurückhaltend sein soll. 

Sponsoring und Werbung sind behutsam zu 
handhaben. Das hat seinen Grund. Nicht umsonst 
findet sich die grundlegende Vorschrift in einem 
Runderlass des Innenministeriums des Landes 
zur Verhütung und Bekämpfung von Korruption in 
der öffentlichen Verwaltung. Hier findet man auch 
klare Leitlinien für den Umgang mit Sponsoring. 
Über den Inhalt dieses Erlasses gibt es einen 
großen Konsens unter den Bundesländern. Dar-
um ist meiner Ansicht nach eine Befassung der 
KMK mit diesem Thema nicht notwendig.  

Das aktuelle Schulgesetz enthält Regelungen zur 
Werbung in Schulen und zu den Voraussetzungen 
von Sponsoring-Verträgen. Es sind die gleichen 
Regelungen, die es schon im Schulverwaltungs-
gesetz und der Allgemeinen Schulordnung gab. 
Es gibt bereits eine neunseitige Handreichung des 
Ministeriums „Schulsponsoring heute“, in der die 
Rechtslage anhand praktischer Beispiele ausführ-
lich erläutert wird. Die Handreichung ist elektro-
nisch in unserem Bildungsportal verfügbar.  

Die neue Landesregierung beabsichtigt zurzeit 
nicht, an der geltenden Rechtslage etwas zu än-
dern. Wir werden dafür Sorge tragen, dass die 
Bezirksregierungen die Schulen über das erlaubte 
Verfahren noch einmal in Kenntnis setzen und zur 
Beratung zur Verfügung stehen. – Herzlichen 
Dank. Einen guten Abend! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Ministerin. – Es hat sich noch Frau Löhr-
mann gemeldet. Bitte schön. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine ganz kurze 
Feststellung: Ich bin dankbar, dass die Ministerin 
sagt, an der geltenden Gesetzeslage solle aus ih-
rer Sicht nichts geändert werden. Diese Aussage 
haben wir heute sehr gerne gehört. Herr Witzel 
dagegen will etwas anderes.  

Es gab einen Vorlauf: Damals war noch Frau Beh-
ler im Spiel, die eine viel breitere Öffnung für 
Werbung wollte. Wir haben es seinerzeit ge-
schafft, Herrn Clement als Ministerpräsidenten 
von unserer Meinung zu überzeugen. Daraufhin 
ist das noch geändert worden. Das war uns Grü-
nen sehr, sehr wichtig. Deswegen haben wir uns 
auch, Herr Trampe-Brinkmann, für eine gesetzli-
che Regelung eingesetzt und sie auch durchge-
setzt, sind also mitnichten untätig gewesen.  

Herr Witzel hat hier seine Sprechplatte „Neolibe-
ralismus pur, Wettbewerb ist dieses und jenes“ 
aufgelegt und gar nicht gemerkt, worüber wir hier 
eigentlich gesprochen haben.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Wider-
spruch von der FDP) 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU, hat etwas mit Werten zu tun. Und da wissen 
Sie ja, dass Sie mit Ihrem Koalitionspartner nicht 
immer so gut aufgestellt sind, wie Sie selber sich 
das wünschen würden. – Herzlichen Dank und 
einen schönen Abend. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Löhrmann. – Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrages Druck-
sache 14/580 an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung soll dort in öffentlicher Sitzung 
erfolgen. Wer dieser Überweisungsempfehlung 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist 
die Überweisung einstimmig beschlossen.  

Wir kommen zu: 



Landtag  09.11.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/12 
 

 

 

1113

13 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
eine Umlage der Landwirtschaftskammer 
Nordrhein-Westfalen (UmlG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/571 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Minister 
Uhlenberg das Wort. Bitte schön. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Bei diesem Gesetzentwurf handelt es 
sich um eine Altlast, die die neue Regierung jetzt 
abarbeiten muss. Mit der Errichtung des Landes-
betriebes Wald und Holz am 1. Januar 2005 wur-
den die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
von der Umlage zur Landwirtschaftskammer be-
freit, weil der forstliche Bereich in den Landesbe-
trieb Wald und Holz eingegliedert wurde. Konse-
quenterweise wurden ab diesem Zeitpunkt durch 
eine neue Regelung des Umlagegesetzes auch 
die Betriebe der Forstwirtschaft von der Umlage 
zur Landwirtschaftskammer befreit.  

Bei der Beratung zwischen dem Finanzministeri-
um und meinem Haus wurde festgestellt, dass die 
Neuregelung des Umlagegesetzes, wie sie von 
der alten Landesregierung auf den Weg gebracht 
worden war, nicht praktikabel war, weil der Umla-
geanteil für die forstlichen Flächen nicht ohne 
Weiteres herausgerechnet werden konnte. Es 
handelt sich hier um 100.000 Fälle in Nordrhein-
Westfalen. Das betrifft Landwirte, die entweder 
landwirtschaftliche oder forstwirtschaftliche Flä-
chen besitzen oder beides besitzen. Nachdem die 
alte Landesregierung damals diesen berühmten 
Landesbetrieb auf den Weg gebracht hatte, hat 
sie sich keine Gedanken gemacht, wie man die-
ses Problem löst. Nach mehrmaligen Nachfragen 
bei der früheren Ministerin hat man mir damals 
immer gesagt, es gebe da kein großes Problem. 
Aber das Problem ist bis zur Stunde noch nicht 
gelöst.  

Deshalb, weil die alte Landesregierung das Prob-
lem nicht gelöst hat und wir mehrmals kritisch ab-
gebürstet worden sind, wenn wir nachgefragt ha-
ben, legt die neue Landesregierung einen Vor-
schlag zur Änderung des Umlagegesetzes vor. In 
diesem Entwurf wird das sehr komplexe Problem 
des Abzugs des forstlichen Anteils an der Umlage 
dadurch gelöst, dass bei der Umlageerhebung 
vom Einheitswert der sogenannte Waldwert abzu-
ziehen ist. Der Waldwert ist der durchschnittliche 

Wert des Verhältnisses von forstlicher Fläche zu 
landwirtschaftlicher Fläche. Dieser Abzug erfolgt 
durch die Finanzverwaltung ab 2006 ohne weitere 
Inanspruchnahme der Umlagepflichtigen. 

Im Hinblick auf das weit fortgeschrittene Verfah-
ren zur Erhebung der Umlage 2005 sieht der Ent-
wurf außerdem vor, dass für dieses Jahr die Um-
lage von allen Betrieben der Land- und Forstwirt-
schaft zunächst in voller Höhe erhoben wird. 
Dann wird der Umlagebetrag, der dem Waldwert 
entspricht, dem Umlagepflichtigen auf Antrag zu-
rückerstattet. Die Rückerstattung erfolgt sozusa-
gen im Wege der Amtshilfe durch den Landesbe-
trieb Wald und Holz. Einmalig für 2005 kann statt 
der Rückerstattung auf der Basis des Waldwertes 
bei Vorlage des Einheitswertbescheides auch ei-
ne Rückerstattung auf der Grundlage des in ihm 
enthaltenen forstlichen Vergleichswertes erfolgen. 

Das Gesetz, meine Damen und Herren, soll rück-
wirkend ab 1. Januar 2005 in Kraft treten, weil es 
auch Regelungen zur Erhebung der Umlage für 
das laufende Jahr 2005 enthält.  

Die Neuregelung wurde mit allen Beteiligten in-
tensiv diskutiert. Ich kann Ihnen sagen: Kein 
Mensch ist begeistert, auch nicht die beteiligten 
Verbände, mit denen wir diskutiert haben, insbe-
sondere der Waldbauernverband. Aber inzwi-
schen haben alle eingesehen, dass es keinen an-
deren Weg gibt als dieses komplizierte Verfahren, 
damit der von der früheren und abgewählten Lan-
desregierung eingerichtete Landesbetrieb in Nord-
rhein-Westfalen irgendeine Grundlage bekommt. 
Deswegen müssen wir dieses Gesetz jetzt ma-
chen. 

Ich bitte um Unterstützung aller Fraktionen des 
Landtags Nordrhein-Westfalen, damit der Lan-
desbetrieb Wald und Holz in Nordrhein-Westfalen, 
von der früheren Regierung gewollt, von der frü-
heren Opposition bekämpft, seine Arbeit in Ruhe 
aufnehmen kann. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Uhlenberg. – Eine weitere Debatte 
ist für heute nicht vorgesehen. Ich schließe damit 
die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 14/571 an den Ausschuss für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. Wer ist mit dieser Überwei-
sungsempfehlung einverstanden? – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich? – Dann ist diese Über-
weisung einstimmig beschlossen.  
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Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

14 Gesetz über die Veranstaltung und Durch-
führung von Lotterien und Ausspielungen 
durch das Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 14/570 

erste Lesung  

Ich eröffne die Beratung und gebe das Wort an 
Herrn Minister Dr. Wolf. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach 
dem Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutsch-
land haben die Länder die ordnungsrechtliche 
Aufgabe, ein ausreichendes Glücksspielangebot 
sicherzustellen. Diese Aufgabe nehmen sie ge-
mäß § 5 Abs. 2 des Staatsvertrages auf gesetzli-
cher Grundlage wahr. 

In Nordrhein-Westfalen besteht bisher keine ge-
setzliche Regelung für die Veranstaltung von Lot-
terien und Ausspielungen durch das Land. Die 
Lotterien Zahlenlotto 6 aus 49 am Sonnabend, 
Zahlenlotto 6 aus 49 am Mittwoch, Keno, Glücks-
spirale, Rubbellotterie und die Zusatzlotterien 
Spiel 77, Super 6 und Plus 5 werden in Nordrhein-
Westfalen von dem Unternehmen Westlotto ver-
anstaltet und durchgeführt. 

Diese Lotterien und Ausspielungen wurden in der 
Vergangenheit auf der Grundlage der Lotteriever-
ordnung genehmigt. Diese Verordnung ist mit In-
krafttreten des Staatsvertrages zum Lotteriewe-
sen und des Lotterieausführungsgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen außer Kraft getreten. 

Der Gesetzentwurf dient dazu, eine neue rechtli-
che Grundlage für die Tätigkeit von Westlotto zu 
schaffen. Er sieht vor, die Veranstaltung und die 
Durchführung von Lotterien und Ausspielungen in 
Nordrhein-Westfalen der Firma Westlotto zu über-
tragen. Darüber hinaus regelt er Prüfungs- und 
Kontrollbefugnisse der Glückspielaufsicht, die 
durch das Innenministerium und das Finanzminis-
terium wahrgenommen werden.  

Ich bitte Sie, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen, 
und bedanke mich für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Wolf. Wir sind am Schluss der Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 14/570 an den Innenausschuss – 
federführend – sowie an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. Wer dieser Empfehlung zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
enthält sich? – Wer stimmt mit Nein? – Damit ist 
das einstimmig so beschlossen.  

Wir kommen zu: 

15 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung von § 15a des Gesetzes betref-
fend die Einführung der Zivilprozessord-
nung (Ausführungsgesetz zu § 15a EGZPO – 
AG § 15a EGZPO) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/244 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses  
Drucksache 14/532 – Neudruck  

zweite Lesung  

Eine Debatte ist zu diesem Tagesordnungspunkt 
nicht vorgesehen.  

Der Rechtsausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/532 – Neu-
druck –, den Gesetzentwurf Drucksache 14/244 
unverändert anzunehmen. Wer mit dieser Be-
schlussempfehlung einverstanden ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist das einvernehmlich 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

16 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 14/4 

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Das ist nicht 
der Fall.  

Dann stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 unserer Ge-
schäftsordnung fest, dass diese Beschlüsse zu 
Petitionen durch Ihre Kenntnisnahme bestätigt 
sind. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende un-
serer heutigen Sitzung.  

Die nächste Sitzung findet statt am Mittwoch, 
30. November 2005, 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend.  
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Die Sitzung ist damit geschlossen. 

Schluss: 18:47 Uhr 

 

 
 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner. 

 

 
 


